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Einführung 
 

I. Verständigung in Strafverfahren 

 

Die konsensuale Erledigung von Strafverfahren hat sich in den letzten Jahren in Deutschland zu 

einem zentralen Problem der deutschen Strafprozessrechtswissenschaft entwickelt. Während 

Absprachen über das Verfahrensergebnis im Sinne eines im Prozess zustande gekommenen 

Vergleichs überall dort prozesstypisch sind, wo die Dispositionsmaxime gilt, die Beteiligten also 

über den Verfahrensgegenstand verfügen können, sieht die Strafprozessordnung für den dem 

Verfolgungszwang unterliegenden Strafprozess derartige Vergleiche ähnlich den Normen des § 

794 ZPO, § 106 VwGO oder § 54 III ArbGG grundsätzlich nicht vor. Zum einen ist Strafe ihrem 

Wesen nach als Vergleichsgegenstand ungeeignet, zum anderen stehen sich Strafverfolgungsor-

gane und Beschuldigter nicht als gleichberechtigte Partner, sondern in einem Über-

/Unterordnungsverhältnis gegenüber.
1
 Dennoch ist die Verständigung in Strafverfahren ein in 

der Praxis geübtes und nicht mehr wegzudenkendes Verfahren.
2
 Thomas Weigend

3
 bemerkte 

bereits 1999, dass „die deutsche Gerichts- und Verteidigerpraxis sich von der Droge Absprache 

inzwischen so abhängig gemacht habe, dass mit einer Entwöhnung weder auf Grund besserer 

Einsicht noch auf Grund äußeren Drucks ernsthaft gerechnet werden kann―.  

 

An dieser Situation hat sich seither nichts geändert. Im Gegenteil. Immer häufiger versucht die 

Praxis, im Wege einer Verständigung die zahl- und umfangreicher werdenden Strafverfahren 

ohne langwierige Beweisaufnahme zu erledigen. Dazu werden nicht nur gesetzlich vorgesehene 

kommunikative Erledigungsformen, insbesondere die Verfahrenseinstellung nach § 153 a StPO
4
 

und das Strafbefehlsverfahren (§§ 407 ff. StPO)
5
 eingesetzt. Problematisch ist insbesondere die – 

bisher praeter legem betriebene
6
 – Praxis der sog. Urteilsabsprachen

7
, die im Mittelpunkt der 

vorliegenden Arbeit stehen und deren Problematik die Strafrechtswissenschaft unter zurückhal-

tenden Begriffen wie „Verständigung―, „Rechtsgespräch― oder „Vergleich― bis zu unverhohle-

nen Wertungen wie „Deal―, „Kuhhandel―, „Handel mit der Gerechtigkeit― oder „unwürdiges 

                                                 
1
  Seier in: JZ 1988, 683, 684. 

2
 Für viele: Hauer, S. 47 f.; Weichbrodt, S. 117 f.; Meyer-Goßner, ZRP 2004, 187. 

3
  Weigend in: NStZ 1999, 57, 63. 

4
  S. hierzu unter Teil 1, A, II. 

5
  S. hierzu unter Teil 1, A, III. 
6
 Am 29.07.09 wurde vom Bundestag das Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren beschlossen,    

welches am 03.08.09 im Bundesgesetzblatt verkündet wurde (BGBl. 2009, Teil 1, Nr. 49, S. 2353). 
7
  S. hierzu unter Teil 1, B. 
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Gemauschel―
8
 anhaltend beschäftigt. Wenn im Folgenden der wertneutrale Begriff der „Urteils-

absprache― verwendet wird, so ist damit das Ergebnis einer Verständigung zwischen den Betei-

ligten des Strafverfahrens über eine kooperative und damit beschleunigte Abwicklung einer 

Hauptverhandlung gemeint, die entweder noch bevorsteht oder bereits begonnen hat. Das 

inhaltliche Kriterium für das Vorliegen einer solchen Urteilsabsprache ist dabei die Kommunika-

tion über das materielle Verfahrensergebnis, d.h. über die Strafhöhe im Falle einer prozessualen 

Kooperation des Beschuldigten.
9
 Ihr Kern ist die „synallagmatische― Verknüpfung einer „Leis-

tung― des Beschuldigten – in der weit überwiegenden Zahl der Fälle ein Geständnis –, durch die 

eine beschleunigte und ressourcenschonende Erledigung des Strafverfahrens möglich wird, mit 

einer „Gegenleistung― des Gerichts in Gestalt einer Strafmilderung.
10

 Damit bleiben diejenigen 

Kommunikationssituationen unberücksichtigt, in denen sich die Beteiligten ausschließlich über 

verfahrensbezogene Fragen (z.B. §§ 245 I 2, 251 II Nr. 3, 266 I StPO) austauschen.  

 

Urteilsabsprachen werden in allen denkbaren Verfahrensstadien getroffen. Vielfach werden sie 

bereits im Ermittlungs- oder Zwischenverfahren vorbereitet und ausgehandelt, hier mehr oder 

weniger „perfekt― gemacht und in der Hauptverhandlung nur mehr vollzogen. Häufig bietet auch 

erst der Verlauf der Hauptverhandlung Anlass zu einer kommunikativen Erledigung.
11

 Abspra-

chen gibt es nicht nur im „eigentlichen― Bereich der Verständigung, den Wirtschaftsstrafverfah-

ren, wo sie einen zentralen Platz einnehmen.
12

 Ein breites Anwendungsfeld bieten auch Steuer-

strafsachen und insbesondere das Betäubungsmittelstrafrecht und entsprechende Verfahren aus 

dem Bereich der Organisierten Kriminalität.
13

 Aber auch vor dem Schwurgericht erfolgen 

Absprachen, wenn zum Beispiel eine Mordanklage auf unsicherer Tatsachengrundlage bezüglich 

eines Mordmerkmals erhoben worden ist und eine Verurteilung wegen Totschlags abgesprochen 

wird.
14

 Längst wird die Existenz dieses Phänomens der informellen, von der Strafprozessord-

nung in dieser Weise nicht vorgesehenen Verständigung nicht mehr in Frage gestellt.
15

 Abspra-

chen werden von der Praxis als unumgänglich, ja sogar als wünschenswert angesehen.
16

  „Ver-

ständigung wird dann praktiziert, wenn dies gegenüber dem strengen Ritual des Strafprozesses 

opportun erscheint, wenn es gilt, einen unübersehbaren Stoff zu begrenzen, unendlich lange 

                                                 
8
  Vgl. hierzu Kremer, S. 2; Tscherwinka, S. 20; Gerlach, S. 17, jeweils m.w.N. 

9
  Unter „Beschuldigter― ist – auch im Folgenden – zugleich der Angeschuldigte und der Angeklagte gemeint. 

10
  Matt/Vogel in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 391, 394; in diesem Sinne auch Alten-

hain/Hagemeier/Haimerl/Stammen, S. 19. 
11

  Wolfslast in: NStZ 1990, 409. 
12

   Altenhain/Hagemeier/Haimerl/Stammen, S. 53 ff, S. 79 m.w.N. 
13

  Zum Begriff der „Organisierten Kriminalität― vgl. Albrecht in: FS Nishihara, 311. 
14

  Widmaier in: NJW 2005, 1985; Matt/Vogel in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 391, 395. 
15

  Weßlau, S. 7. 
16

  Wolfslast in: NStZ 1990, 490, 410. 
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Beweisaufnahmen zu verkürzen oder die Unsicherheit der Sach- und Rechtslage auszuschließen, 

kurzum: wenn das Arrangement als der probate Weg zum Ziel der – rechtskräftigen – Verfah-

renserledigung erscheint.―
17

  

 

 

II. Ursachen für die Zunahme konsensualer Verfahrenserledigungen 

 

1. Überlastung der Strafjustiz 

 

Wichtigster Grund für den Übergang der Praxis auf eine konsensuale Erledigung ist die stetig 

zunehmende Überlastung der Strafjustiz, die ihrerseits wiederum mehrere Ursachen hat.  

 

Zum einen erlässt der Gesetzgeber immer mehr Strafvorschriften, die sich von den Kerntatbe-

ständen in erheblicher Hinsicht unterscheiden.
18

 Der moderne Staat, der in viele neue Gebiete 

des unüberschaubar gewordenen Soziallebens lenkend und kontrollierend eingreift, setzt das 

Strafrecht nicht mehr als gleichmäßige Retribution, sondern als praktisches Steuerungselement 

ein.
19

 Das materielle Strafrecht und die damit einhergehende Poenalisierung von Verhaltensfor-

men, etwa im Bereich der Wirtschafts-, Steuer-, Umwelt- und Betäubungsmittelkriminalität, 

wird immer mehr ausgedehnt.
20

 Bei der Gestaltung dieser Normen verwendet der Gesetzgeber 

zunehmend unbestimmte Rechtsbegriffe oder beabsichtigt eine Vorverlagerung des Rechtsgüter-

schutzes in den Gefährdungsbereich.
21

 Durch diese Praxis der Gesetzgebung entstehen in den 

Hauptverfahren erhebliche Beweisschwierigkeiten.
22

 Die aus dieser Situation resultierenden 

rechtlichen Probleme sind häufig so kompliziert, dass nur eine konsensuale Erledigung hilft, ein 

jahrelanges Verfahren zu vermeiden.  

 

Weiterhin hat sich der Geschäftsanfall in Strafsachen überproportional erhöht. Allein im Bezirk 

des Landgerichts Stuttgart ist die Anzahl der jährlichen Eingänge erstinstanzlicher Strafsachen 

seit 1995 von 407 auf 442 und damit um 8,6% gestiegen, in Wirtschaftsstrafsachen sogar um 

55,4%. Der Anteil von Strafverfahren mit einer mehr als dreijährigen Dauer (ab Eingang bei der 

                                                 
17

  Schmidt-Hieber in: Recht und Politik 1988, 141, 144. 
18

  Küpper/Bode in: Jura 1999, 351, 355; Behrendt in: GA 1991, 337, 344. 
19

  Weichbrodt, S. 41. 
20

  Hamm in: FS Meyer-Goßner, 33, 34. 
21

  § 95 Nr. 1 AMG: Gefährdungsverdacht als Straftatbestand 
22

  Rönnau, S. 48. 



 

 14 

Staatsanwaltschaft) in erstinstanzlichen Landgerichtssachen lag im Jahre 1971 noch bei 5,74 % 

und erhöhte sich bis 1978 auf 8,92 %, stieg also auf mehr als das Anderthalbfache an.
23

 Beim 

Landgericht Stuttgart betrug die durchschnittliche Verfahrensdauer in erstinstanzlichen Strafsa-

chen ab Eingang bei Gericht 1995 5,8 Monate, im Jahr 2006 6,1 Monate. In Wirtschaftsstrafsa-

chen ist die durchschnittliche Verfahrensdauer dagegen von 9,6 Monaten im Jahr 1995 auf  

mittlerweile 11,4 Monate und damit um 18,75% gestiegen.
24

  Insbesondere die in jüngster Zeit 

vorgenommenen Einsparungen im Personalbereich der Justiz dürften diese Situation in nächster 

Zeit noch verschlimmern.
25

 So wurden im Bereich der ordentlichen Gerichtsbarkeit in Baden-

Württemberg seit 1995 im Rahmen verschiedener Sparprogramme insgesamt 630,5 Stellen 

abgebaut, davon 114 Richterstellen und 516,5 sonstige Stellen. Insgesamt waren 1995 64,5 

Richter mit erstinstanzlichen Strafsachen (davon 18 mit Wirtschaftsstrafsachen) befasst. Ihre 

Zahl hat sich bis 2006 auf 49,5 (15 in Wirtschaftsstrafsachen) und damit um 30% (bzw. 20%) 

verringert. Soweit einzelnen Gerichten Stellen zugewiesen wurden (z.B. Programm „Terroris-

musbekämpfung―), waren dies keine Neustellen; sie wurden in anderen Bereichen zusätzlich 

eingespart. Auch im Jahr 2007 waren bei der ordentlichen Gerichtsbarkeit wieder 40 Stellen 

abzubauen.
26

 

 

Darüber hinaus tragen bestimmte Verteidigerstrategien
27

, vor allem eine gehäufte Stellung von 

Beweis- und Befangenheitsanträgen
28

, zu überlangen Strafverfahren bei.
29

 In den 70-er Jahren 

hatte sich – vornehmlich in Demonstrationsprozessen und Prozessen gegen politisch motivierte 

Gewalttäter – eine konfliktreiche, bis zu persönlichen Feindseligkeiten reichende Verhandlungs-

führung zwischen Gericht und Staatsanwaltschaft auf der einen und Angeklagtem und Verteidi-

ger auf der anderen Seite entwickelt, aus der sich in der Folgezeit zunehmend das herausbildete, 

was heute als Konfliktverteidigung bezeichnet wird. Schon 1995 stellte der damalige Justizmi-

nister des Landes Nordrhein-Westfalen fest, dass zwei-, drei- und vierjährige Hauptverhandlun-

gen keine Seltenheit mehr seien. Während früher vereinzelt herausragende Verfahren lange 

                                                 
23

  Berz in: NJW 1982, 729. 
24

  Ergebnis einer Befragung des Präsidialrichters des LG Stuttgart durch die Verf.in 
25

  So stellte auch der DRB in einer Pressemitteilung vom 25. Januar 2007 fest: „Der Deal im Strafverfahren zeigt 

die Notwendigkeit ausreichender Personalausstattung―(http://richterbund-hessen.de/webpages/presse.htm#Deal). 
26

  Vgl. hierzu im einzelnen die Stellungnahme des Justizministeriums zu den Personalabbauprogrammen in der 

Justiz vom 14. August 2006, Drucksache 14/193 des Landtags von Baden-Württemberg. Im Internet abrufbar 

unter: http://www.landtag-bw.de/WP14/Drucksachen/0000/14_0193_d.pdf 
27

  Hierbei wird nicht verkannt, dass keinesfalls in allen Fällen, in denen die Verteidigung den Konflikt mit dem 

Gericht sucht, ein Missbrauch von Verfahrensrechten vorliegt. Die Grenzen zu einem „sehr engagierten― Straf-

verteidiger, der im Interesse seines Mandanten in alle gesetzlichen Freiräume vorstößt (Hanack in: StV 1987, 

501) sind fließend. Doch selbst Rechtsanwalt Dahs räumt ein, dass es Erscheinungen in Strafverfahren gibt, „bei 

denen es schwer fällt, das Wort Sabotage zu unterdrücken― (Dahs in: NJW 1994, 909). 
28

  Vgl. insbesondere zu letzteren Nehm/Senge in: NStZ 1998, 377, 383. 
29

  Zusammenfassend Schmitt in: GA 2001, 411, 416 ff. 
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Hauptverhandlungen in Anspruch genommen hätten, seien es jetzt auch normale Strafverfahren, 

die sich gelegentlich über Jahre hinaus hinzögen.
30

 Auch die amtliche Statistik weist seit Jahren 

eine kontinuierlich wachsende durchschnittliche Verfahrensdauer bei den Landgerichten auf. Sie 

betrug 1982 5,1 Monate und nahm bis 1994 mit 6,0 Monaten um 17,7% zu, um sich danach bis 

zum Jahre 2005 auf 6,4 Monate, sonach nochmals um 7%, zu erhöhen.
31

 Erhöht hat sich auch die 

durchschnittliche Zahl der Hauptverhandlungstage je Verfahren. Während 1989 durchschnittlich 

2,7 Verhandlungstage je Verfahren benötigt wurden, nahm dies bis 1995 kontinuierlich bis auf 

3,3 Verhandlungstage (Steigerung um 22%) zu.
32

 Im Bereich des Landgerichts Hamburg erhöhte 

sich die durchschnittliche Zahl der Hauptverhandlungstage zwischen 1990 und 1994 um 61 (!)%; 

Verfahren mit 11 und mehr Hauptverhandlungstagen nahmen um etwa ein Viertel zu.
33

 Das 

derzeit geltende Strafverfahrensrecht gestattet es einem – je nach Sichtweise – auf Obstruktion 

bedachten oder besonders engagierten Verteidiger, durch die (missbräuchliche) Ausnutzung von 

prozessualen Rechten das Verfahren fast beliebig in die Länge zu ziehen.
34

 Verfahrensverzöge-

rung wird häufig zum Verteidigungsziel.
35

 Aufgrund der äußerst restriktiven Entscheidungspra-

xis der höchstrichterlichen Rechtsprechung im Hinblick auf den Ablehnungsgrund der Prozess-

verschleppung in § 244 III StPO
36

 ist es für die Richter oft schwierig oder gar unmöglich, 

zumindest einen Teil der Beweisanträge revisionssicher abzulehnen.
37

 Dies kann dazu führen, 

dass rechtsstaatliche Institutionen, die der Gewährung einer wirksamen Strafverfolgung dienen, 

als wehr- und hilflos erscheinen.
38

 Zuletzt hat der Zündel-Prozess in Mannheim
39

 dies einer 

„ungläubig staunenden Öffentlichkeit―
40

 vor Augen geführt. Überlange Verfahren bedingen 

Staus bei anderen Verfahren, die dadurch jedenfalls zeitweilig unerledigt bleiben. Denn es liegt 

                                                 
30

  Krumsiek in: ZRP 1995, 173, 175. 
31

  Pillmann in: DRiZ 1998, 511, 514; Statistik des BMJ, Referat III 3, Stand: 28. Februar 2007, abrufbar unter: 

http://www.bmj.bund.de/files/77707243b15ba3eaa53e5663afd6faa1/1856/Geschäftsentwicklung%20der%20Stra

f-%20und%20Bußgeldsachen%20-%20Amts-,%20Land-%20und%20Oberlandesgerichte%201991%20-

%202005.pdf 
32

  Pillmann in: DRiZ 1998, 511, 514; neuere Zahlen über die Anzahl der Verhandlungstage liegen nicht vor. 
33

  Veen, S. 19. 
34

  Günter in: AnwBl 1988, 44. Für den Fall, dass ein Verteidiger unter Ausschöpfung aller Mittel der StPO das 

Gericht in eine Verfahrenssituation bringt, in der es mit Gesprächen über eine Verfahrensbeendigung beginnt, 

wurde der Begriff der „Frankfurter Verteidigung― geprägt, vgl. Nestler-Tremel in: DRiZ 1988, 288, 289. 
35

  Landau in: NStZ 2007, 121, 122. 
36

  Vgl. dazu BGHSt 21, 118 ff ; BGHSt 29, 149 ff. 
37

  So auch die Feststellung der Großen Strafrechtskommission des Deutschen Richterbundes im Jahre 1990 in den 

sog. „Münsteraner Thesen― (vgl. bei Kintzi in: JR 1990, 309, 310 ff.). 
38

  Kintzi in: DRiZ 1994, 325, 326. 
39

  In dem mehr als ein Jahr dauernden Prozess gegen den Rechtsextremen Ernst Zündel vor dem Mannheimer 

Landgericht (Az.: 6 kls 503 Js 4/96) hatte die Verteidigung wiederholt für Eklats gesorgt und das Verfahren mit 

unzähligen Beweisanträgen verzögert (http://www.focus.de/politik/deutschland/zuendel-

prozess_aid_51217.html). 
40

  Landau in: NStZ 2007, 121, 122. 
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auf der Hand, dass derjenige, der einen Beschluß nach dem anderen beraten und begründen 

muss, nicht gleichzeitig andere Verfahren vorbereiten oder verhandeln kann.
41

  

Hinzu kommt, dass die Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität, deren – stetig steigender – 

Anteil an der Gesamtkriminalität bereits im Jahre 1996 8% mit einer jährlichen Schadenssumme 

von schon damals mindestens 30-35 Milliarden DM betrug
42

, der Justiz als ausgesprochen 

streitige Prozessmaterie besondere Probleme bereitet. Bereits ab den 70-er Jahren hatte sich die 

Zahl der zumeist als Großverfahren geführten Wirtschaftsstrafsachen deutlich erhöht. Trotz der 

Einrichtung spezieller Wirtschaftsstrafkammern
43

 im Jahre 1971 wurde kein praktikabler Weg 

zur Bewältigung der immer größer werdenden Verfahrenslast gefunden.
44

 Diese mit dem Instru-

mentarium der Strafprozessordnung kaum noch zu bewältigende, sowohl in rechtlicher als auch 

tatsächlicher Hinsicht äußerst komplizierte Prozessmaterie, häufig mit einem Kontinente um-

spannenden beweiserheblichen Geschehen und internationalen Verflechtungen des Angeklagten, 

stellte eine optimale Grundvoraussetzung für die Entwicklung einverständlicher Erledigungs-

formen dar. Auch Betäubungsmittelverfahren betreffen häufig grenzüberschreitende Delikte mit 

weitgestreckten Handlungen vom Vertragsschluss über Drogenlieferungen bis zur Geldwäsche.
45

 

Zahlreiche Personen sind eingeschaltet, konspiratives Vorgehen erschwert die Aufklärung und 

aussagebereite Zeugen fehlen oft. 

 

Angesichts dieser Gesamtsituation geraten die Strafverfolgungsorgane an ihre Leistungsgren-

zen.
46

 Forderungen danach, das ausufernde materielle Strafrecht auf ein akzeptables Maß zu 

beschränken
47

 oder danach, die Justiz personell zu verstärken, sind angesichts des Umstandes, 

dass der Staat gerade im Bereich der Umwelt- und Wirtschaftkriminalität eine ausreichende 

Verfolgung sicherstellen muss
48

 bzw. angesichts leerer Haushaltskassen nicht realistisch. Die 

überlastete und überforderte Strafjustiz hält dem Druck deshalb durch konsensuale Verfahrenser-

ledigungen stand
49

, zumal ein weiterer Grund für die zunehmende Verbreitung dieser Praxis 

besteht, der nicht unterschätzt werden darf: die sich hieraus ergebenden Vorteile für die Beteilig-

ten. 

 

 

                                                 
41

  Pillmann in: DRiZ 1998, 511, 514. 
42

  Huber in: NStZ 1996, 530. 
43

  Vgl. § 74c GVG. 
44

  Schünemann in: FS Heldrich, 1177, 1180 f. 
45

  BGHSt 43, 158 = NJW 1997, 3323. 
46

  Landau/Eschelbach in: NJW 1999, 321. 
47

  Hamm in: FS Meyer-Goßner, 33, 48. 
48

  Hauer, S. 75. 
49

  Meyer-Goßner, StPO, Einl. Rn 119 a. 
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2. Vorteile für die Beteiligten 

 

Die Staatsanwaltschaft spart durch die Urteilsabsprachen die Zeit der Hauptverhandlung ein und 

kann mit einem sicheren Schuldspruch rechnen, der noch dazu nicht auf bloßen Indizien beruht, 

sondern durch das Geständnis des Angeklagten eine verlässliche Basis erhält.
50

 Auch dem 

Gericht kommt eine Verkürzung der Hauptverhandlung ohne mühevolle, langwierige und häufig 

konfliktreiche Beweisaufnahme zugute; es kann sich nunmehr anderen Verfahren zuwenden und 

steigert so die Zahl seiner Erledigungen.
51

 Der Strafverteidiger, der häufig in sog. Großverfahren 

eine (attraktive) Honorarvereinbarung abschließt, erreicht durch die verfahrensverkürzende 

Absprache einen wesentlichen Zeitgewinn bei gleich bleibender Honorierung
52

 und kann seinem 

Mandanten das Verfahrensergebnis als Erfolg seines Einsatzes und seines Verhandlungsgeschi-

ckes präsentieren.
53

 So enthält das „Handbuch des Wirtschafts- und Steuerstrafrechts― wie 

selbstverständlich ein umfangreiches Kapitel mit der Überschrift „Verständigung im Strafverfah-

ren―.
54

 Auch der Angeklagte profitiert grundsätzlich von einer konsensualen Verfahrenserledi-

gung. Zum einen wird durch eine Verkürzung oder gar Vermeidung (Verfahrenseinstellung 

gegen Auflagen oder Strafbefehlsverfahren) der Hauptverhandlung der durch deren Öffentlich-

keit eintretende stigmatisierende Effekt zumindest vermindert
55

, seine psychische Belastung 

infolge der Unsicherheit hinsichtlich des Ausgangs des Verfahrens abgebaut sowie mögliche 

Nachteile im geschäftlichen und gesellschaftlichen Bereich verhindert.
56

 Insbesondere aber liegt 

sein Gewinn im Erreichen eines (hohen) Strafnachlasses.
57

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
50

  Weigend in: FG BGH, 1011, 1012. 
51

  Schünemann in: NJW 1989, 1895, 1900; Rönnau, S. 52. 
52

  Küpper/Bode in: Jura 1999, 351, 355; Schünemann in: NJW 1989, 1895, 1901. 
53

  Weigend in: FG BGH, 1011, 1012. 
54

  Wabnitz/Janovsky, Kap. 24 Rn 131 ff.; Dahs, S. 122 ff. Rn 177 ff. 
55

  Müller in: JZ 1977, 381, 385; Küpper/Bode in: Jura 1999, 351, 355. 
56

  Rönnau, S. 53. 
57

  Zu der insoweit bestehenden Problematik vgl. Teil 1, B, II. 
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III. Bestimmung des Untersuchungsgegenstandes 

 

Es ist deshalb müßig, „nostalgisch auf die ersten 100 Jahre der Geltung der StPO zurückzubli-

cken, in denen Strafsachen noch entsprechend den Vorgaben des Gesetzes in einer öffentlichen 

Hauptverhandlung so weit wie möglich aufgeklärt und aus dem Inbegriff des Verhandelns 

entschieden wurden. „Diese Zeit ist – so sehr man das bedauern mag – vorbei―.
58

 Konsens ist 

Praxis in deutschen Strafverfahren. 

 

Die in der Strafprozessordnung gesetzlich vorgesehenen konsensualen Erledigungsformen, 

insbesondere die Verfahrenseinstellung nach § 153 a StPO und das Strafbefehlsverfahren nach 

§§ 407 ff. StPO, sind zwar als Instrumente der informellen strafrechtlichen Sanktionierung zum 

„Einfallstor― für das kooperative Verfahren der Urteilsabsprachen in den deutschen Strafprozess 

geworden
59

, sie sind jedoch, wie zunächst zu zeigen sein wird
60

, nicht geeignet, insbesondere 

diejenigen Strafverfahren, denen schwerere und schwere strafrechtliche Vorwürfe zugrunde 

liegen und die sich regelmäßig durch eine besonders komplizierte und komplexe Sach- und 

Rechtslage auszeichnen (im Folgenden als sog. „Großverfahren― bezeichnet), einer angemesse-

nen Lösung zuzuführen.  

 

Gerade in den Wirtschaftsstrafverfahren erhält das Thema konsensualer Verfahrenserledigung – 

wie Beispiele gerade aus jüngerer Zeit zeigen – besondere Brisanz. So wurde im sog. Mannes-

mann-Prozess
61

, einem besonders herausragenden Wirtschaftsstrafverfahren in den Jahren 2004 

bis 2006 vor dem Landgericht Düsseldorf, das Verfahren gegen die beiden Hauptangeklagten 

Josef Ackermann (Vorsitzender der Vorstandes der Deutschen Bank) und Klaus Esser (ehem. 

Vorstandsvorsitzender der Mannesmann AG) im zweiten Prozess vor dem Landgericht Düssel-

dorf (das erste, nach 24 Verhandlungstagen ergangene freisprechende Urteil war vom BGH
62

 

aufgehoben worden), nach nur wenigen Verhandlungstagen am 29. November 2006 gegen eine 

Geldauflage i.H.v. 3,2 Mio. Euro (Ackermann) bzw. 1,5 Mio. Euro (Esser) gem. § 153 a StPO 

vorläufig eingestellt. 

 

                                                 
58

  Weigend in: FG BGH, 1011, 1013. 
59

  Schünemann in: FS Rieß, 525, 526 Fn 5; Hamm in: ZRP 1990, 337, 338 bezeichnet § 153 a StPO gar als „eine 

Art Einstiegsdroge―. 
60

  Vgl. hierzu Teil 1, A. 
61

  Gegenstand des Verfahrens waren Prämienzahlungen im Zusammenhang mit der Übernahme von Mannesmann 

durch Vodafone. 
62

  BGH, NJW 2006, 522 ff. 
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Ebenfalls großes Aufsehen erregt und überwiegend Ablehnung erfahren
63

 hatte ein Beschluss 

des Landgerichts Bonn vom 28. Februar 2001
64

, mit welchem das Gericht in dem Strafverfahren 

gegen den ehemaligen Bundeskanzler und Parteivorsitzenden der CDU Dr. Helmut Kohl wegen 

Untreue zum Nachteil der CDU
65

 dem Antrag der Staatsanwaltschaft auf Einstellung des Verfah-

rens gegen Zahlung eines Geldbetrages in Höhe von 300.000 DM u.a. wegen der Unklarheit der 

Rechtslage zugestimmt hatte.
66

  

Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang auch das Urteil des Landgerichts Braunschweig 

vom 25. Januar 2007, durch welches der frühere VW-Personalvorstand Peter Hartz nach nur 

zwei Verhandlungstagen wegen mehrfacher Untreue in 44 Fällen und Begünstigung des VW-

Betriebsratschefs (Schadenshöhe mehr als 2,5 Mio. Euro) zu der Freiheitsstrafe von zwei Jahren 

auf Bewährung und einer Geldstrafe i.H.v. 576.000 Euro verurteilt wurde, nachdem er zuvor im 

Rahmen einer Absprache ein Geständnis abgelegt hatte. 

 

Gerade solche Fälle zeigen aber auch die Gefahr auf, dass durch derartige Verfahrensweisen 

leicht in der Öffentlichkeit der Eindruck entstehen kann, das Verfahrensergebnis würde „ausge-

handelt―, die Justiz werde mehr und mehr käuflich und gewähre den „Großen― wie Politikern, 

Managern und Wirtschaftsbossen als ungerecht empfundene Vorteile, während die „Kleinen― die 

volle Härte der Strafjustiz träfe.
67

 Andererseits kann nicht darüber hinweg gesehen werden, dass 

etwas geschehen muss, um die Strafrechtspflege funktionsfähig zu erhalten, deren unzureichende 

Effizienz die Bereitschaft des Bürgers, sich der Rechtsordnung und dem Gewaltmonopol des 

Staates zu unterwerfen, beeinträchtigen oder gar zerstören würde
68

. 

 

Insbesondere die Meinungen zu den sog. Urteilsabsprachen waren von Anfang an konträr. 

Während manche die Absprache von Strafurteilen für die einzig praktikable Lösung von Kapazi-

tätsproblemen und Modernisierungsanforderungen halten, sehen andere in ihren Manifestationen 

den Untergang einer rechtsstaatlichen Prozesskultur.
69

 Der BGH hat die Entwicklung der Ab-

                                                 
63

  Zitat bei Saliger in: GA 2005, 155: Kohl habe „Wohlwollen in einem Maße erfahren, wie es sich jeder Beschul-

digte nur wünschen könne―. 
64

  LG Bonn, NJW 2001, 1736 ff. 
65

  Kohl hatte eingeräumt, während seine Amtszeit von 1993 bis 1998 private Spenden i.H.v. über 2 Mio. DM für 

die CDU angenommen und durch deren nicht ordnungsgemäße Verbuchung wissentlich und willentlich gegen 

das Parteiengesetz verstoßen zu haben. 
66

  Saliger in: GA 2005, 155 ff. 
67

  Vgl. z.B. Stuttgarter Zeitung vom 25.November 2006: „Wovon kleine Diebe träumen―, Handelsblatt vom 30. 

November 2006: „Freikaufaktionen― und Financial Times Deutschland vom 27. November 2006: „juristische 

Unkultur― (Mannesmann-Prozess) sowie Süddeutsche Zeitung vom 26. Januar 2007: „Schaler Nachgeschmack―, 

„Strafrechtliche Samthandschuhe― und „Gerecht ist das nicht― (Hartz-Prozess). 
68

  Landau in: NStZ 2007, 121, 127. 
69

  Fischer in: NStZ 2007, 433. 
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sprachepraxis zunächst lange Zeit hingenommen oder nur selten bemerkt, weil sich revisible 

Fragen häufig nicht stellten.
70

 Nachdem der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs mit seiner 

Grundsatzentscheidung vom 28. August 1997
71

 schließlich versucht hatte, Mindestanforderun-

gen an Form und Inhalt eines Abspracheverfahrens auf der Grundlage des geltenden Rechts zu 

formulieren, weil „die Strafprozessordnung Verständigungen [...] nicht generell untersagt―
72

, 

hoffte man, in den dort gezogenen Leitlinien gewissermaßen den Grundstein für eine „Prozess-

ordnung für abgesprochene Urteile―
73

 gefunden zu haben. Der Große Senat für Strafsachen des 

Bundesgerichtshofs hat in seinem Beschluss vom 3. März 2005 die Entscheidung von 1997 

bestätigt, aber zugleich an den Gesetzgeber appelliert, „die Zulässigkeit und, bejahendenfalls, die 

wesentlichen rechtlichen Voraussetzungen und Begrenzungen von Urteilsabsprachen gesetzlich 

zu regeln―.
74

 Seither sind von verschiedenen Seiten Regelungsvorschläge vorgelegt worden, die 

aber keine befriedigende Lösung bieten.
75

 Auch das Gesetz zur Regelung der Verständigung im 

Strafverfahren vom 29. Juli 2009 bleibt hinter den Erwartungen zurück. Weder dem Bundesge-

richtshof noch den vorgeschlagenen gesetzlichen Regelungsmodellen oder dem neuen § 257 c 

StPO gelingt es, die Kollision der Praxis der Urteilsabsprachen mit geltenden Verfahrensgrund-

sätzen aufzulösen. Dies wird im einzelnen darzustellen und im Anschluss daran zu diskutieren 

sein, ob nicht eine offene Absage an bestimmte Prinzipien des tradierten Strafprozesses sinnvoll 

wäre und sich weitergehende Vorschriften zur Einführung eines konsensualen Verfahrens 

empfehlen würden.
76

  

 

Dabei erscheint es unverzichtbar, sich auch mit ausländischen Verfahrensordnungen zu beschäf-

tigen, die ebenfalls konsensuale Verfahren vorsehen.  So wird in Frankreich seit einigen Jahren 

versucht, durch konsensuale Verfahrensmodelle eine Verkürzung der Strafverfahren zu errei-

chen. Im Jahre 1999 wurde dort die sog. composition pénale in das französische Strafprozess-

recht eingeführt, der im Jahre 2004 das Modell der procédure de comparution sur 

reconnaissance préalable de culpabilité, kurz CRPC, oder auch einfach plaider coupable 

genannt, folgte. Beide Modelle haben ihre Ursache in dem Bestreben, das Strafverfahren zu 

verkürzen, indem der Angeklagte ein Geständnis ablegt und daraufhin als Gegenleistung eine 

mildere Strafe erwarten kann.
77

 Obwohl bei diesen konsensualen Verfahrensmodellen erhebliche 

                                                 
70

  Kuckein/Pfister in: FS 50 Jahre BGH, 2000, 641, 649; Meyer-Goßner in: StraFo 2001, 73. 
71

  BGHSt 43, 195 ff. 
72

  BGHSt 43, 195, 202. 
73

  So der Titel der Kommentierung der Entscheidung durch Weigend in: NStZ 1999, 57 ff. 
74

  BGHSt 50, 40, 63. 
75

  Vgl. hierzu Teil 1, B, III, 3. 
76

  So auch Meyer-Goßner in: ZRP 2004, 187, 191. 
77

  Vgl. hierzu Teil 2. 
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Unterschiede zum deutschen Strafprozess bestehen, könnte sich die Ausgestaltung eines 

konsensualen Verfahrens unter Umständen an dem französischen Modell orientieren.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 22 

Teil 1 

Konsensuale Erledigung von Strafverfahren in Deutschland 

 

 

A. Die vor der Einführung des Gesetzes zur Regelung der Verständigung im 

Strafverfahren gesetzlich vorgesehenen konsensualen Erledigungsformen  

 

I. Einleitung 

 

Das deutsche Strafverfahren gliedert sich seiner gesetzlichen Struktur nach grundsätzlich in ein 

staatsanwaltliches Ermittlungsverfahren (§§ 158 ff. StPO) und ein gerichtliches Verfahren mit 

Hauptverhandlung (§§ 199 ff., 226 ff. StPO). Ist im Ermittlungsverfahren der Sachverhalt 

erforscht und die Beweismittel zusammengetragen (§§ 160 ff. StPO), so erhebt die Staatsanwalt-

schaft bei Bejahung hinreichenden Tatverdachts (§ 170 StPO) öffentliche Klage durch Einrei-

chen einer Anklageschrift bei dem für die Durchführung der Hauptverhandlung zuständigen 

Gericht (§§ 170 I, 199 II StPO). Mit Einreichen der Anklageschrift beginnt das sogenannte 

Zwischenverfahren, in dem das Gericht auf der Grundlage der bisherigen Ermittlungsergebnisse 

prüft, ob die Staatsanwaltschaft zu Recht Anklage erhoben hat. Wenn auch das Gericht einen 

hinreichenden Tatverdacht bejaht (§ 203 StPO), wird mit dem sog. Eröffnungsbeschluss (§ 207 

StPO) die Anklage zur Hauptverhandlung zugelassen. Damit wird das Zwischenverfahren in das 

Hauptverfahren (§§ 213 ff. StPO) übergeleitet. Kern des Hauptverfahrens ist die Hauptverhand-

lung (§§ 226 ff. StPO), die die alleinige Grundlage für die Urteilsfindung (§ 261 StPO) bildet. 

Die Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung erfolgt nach den Grundsätzen der Mündlichkeit 

und Unmittelbarkeit in Anwesenheit aller Verfahrensbeteiligten (§§ 226 f., 230 ff. StPO). Der 

Angeklagte hat u.a. das Recht (und die Pflicht) der fortgesetzten Anwesenheit (§§ 230 ff., 247 ff. 

StPO) und Frage- und Erklärungsrechte (§§ 240 II, 257, 258 StPO). Das Gericht selbst trägt nach 

dem Aufklärungsgrundsatz die Verantwortung für den Umfang und die Vollständigkeit der 

Beweisaufnahme und damit für die Wahrheitsfindung (§ 244 II StPO). 

 



 

 23 

Das so strukturierte, kontradiktorische, auf umfassende Ermittlung und Aburteilung der verfah-

rensgegenständlichen Taten abzielende Verfahren
78

 gilt als einheitliches Normalverfahren in 

allen Strafsachen, gleich, ob es sich um einen leichten oder schweren Anklagevorwurf handelt. 

In der Rechtswirklichkeit der Strafverfahren besteht allerdings eine sich verstärkende Tendenz, 

auf ein gerichtliches Hauptverfahren und zum Teil sogar auf eine vollständige Durchführung des 

Ermittlungsverfahrens zu verzichten und durch konsensuale Erledigung im Wege der Einstellung 

nach § 153 a StPO oder im Strafbefehlsverfahren nach §§ 407 ff. StPO zu ersetzen.  

 

 

II. Einstellung des Verfahrens gegen Erfüllung von Auflagen und Weisungen gem. § 

153 a StPO 

 

1. Einleitung 

 

Nach § 153 a I StPO kann die Staatsanwaltschaft vorläufig von der Erhebung der öffentlichen 

Klage absehen, wenn das Verfahren ein Vergehen zum Gegenstand hat, die Schwere der Schuld 

nicht entgegensteht, das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung zwar besteht, aber durch die 

Auferlegung von Auflagen und Weisungen beseitigt werden kann und der Beschuldigte zu-

stimmt, und wenn entweder (Abs. 1 S. 1) die Zustimmung des für die Eröffnung des Hauptver-

fahrens zuständigen Gerichts vorliegt oder (Abs. 1 S. 7 i.V.m. § 153 I 2 StPO) es um ein Verge-

hen geht, das nicht mit einer im Mindestmaß erhöhten Strafe bedroht ist und bei dem die durch 

die Tat verursachten Folgen gering sind. 

 

Nach § 153 a II StPO kann auch das Gericht nach Anklageerhebung mit Zustimmung der Staats-

anwaltschaft und des Angeschuldigten von Absatz 1 Gebrauch machen. Die sachlichen Voraus-

setzungen der gerichtlichen Einstellung sind die gleichen wie diejenigen der Einstellungsbefug-

nis der Staatsanwaltschaft nach Absatz 1. 

 

Die Einstellung nach § 153 a StPO führt sonach zu einer Beendigung des Strafverfahrens bereits 

nach Durchführung des Ermittlungsverfahrens (Abs. 1), in jedem Fall aber vor Erlass eines 

Urteils (Abs. 2). Im Gegensatz zum Normalfall des Strafverfahrens erfolgt kein Schuldspruch 

                                                 
78

  Matt/Vogel in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 391, 392. 
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und es werden keine Strafen und Maßregeln verhängt. Es findet sozusagen „eine Aussonderung 

des Beschuldigten aus dem normalen Gang des Verfahrens―
79

 statt. 

 

Um zu erhellen, warum die Möglichkeit einer Einstellung nach § 153 a StPO zwar als „Einfalls-

tor für Absprachen im Strafverfahren―
80

 gilt, sich aber nicht für die Erledigung von sog. Groß-

verfahren eignet, soll zunächst ein Blick auf die Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift gewor-

fen, daran anschließend das Verfahren nach § 153 a StPO erläutert und schließlich ein Vorgehen 

nach § 153 a StPO auch in Fällen schwererer Kriminalität kritisch beleuchtet werden. 

 

 

2. Entstehungsgeschichte des § 153 a StPO 

 

Der durch Art. 21 Nr. 44 des EGStGB vom 2. März 1974
81

 in die StPO eingefügte § 153 a a.F. 

sollte § 153 StPO ergänzen, die Einstellungsmöglichkeiten im Bagatellbereich also insgesamt 

erweitern: Das EGStGB hatte die unterste Deliktskategorie der „Übertretung― abgeschafft, was 

u.a. zur Folge hatte, dass vor allem Bagatellfälle im Bereich der Eigentums- und Vermögensde-

likte zu Vergehen hochgestuft wurden. Nach der amtlichen Begründung verfolgte die neue 

gesetzliche Regelung deshalb zwei Ziele: zum einen das kriminalpolitische Ziel, die im materiel-

len Strafrecht unterbliebene Entkriminalisierung ins Prozessrecht zu verlagern, zum anderen das 

justizökonomische Ziel, durch einen Verzicht auf Hauptverhandlung und Schuldspruch eine 

Straffung und Beschleunigung des Strafverfahrens zu erreichen und so Arbeitskapazitäten für 

eine zügige Erledigung der mittleren und schweren Kriminalität freizusetzen.
82

  

 

Obwohl die Vorschrift bereits vor ihrer Verabschiedung durch den Gesetzgeber von einem Teil 

der Lehre scharf kritisiert worden war
83

, hat sie in der Praxis einen schnellen Siegeszug angetre-

ten.
84

 Die Einstellungen beschränkten sich zunehmend nicht mehr nur auf den Bereich der 

Bagatellkriminalität, vielmehr wurde der Anwendungsbereich der Vorschrift, wie rechtstatsäch-

liche Untersuchungen aus der Zeit vor der Neufassung des § 153 a StPO im Jahre 1974 bele-

                                                 
79

  Horstmann, S. 165. 
80

  Schünemann, Gutachten B zum 58. DJT, S. B 16; Fezer in: ZStW 106 (1994), 1, 28; Saliger in: GA 2005, 155, 

166. 
81

  BGBl. I, S. 469. 
82

  BT-Drucks. 7/551, S.4; Beulke in: Löwe-Rosenberg, § 153 a Rn 3; Waller in: DRiZ 1986, 47, 48. 
83

  Vgl. hierzu den zusammenfassenden Überblick bei Beulke in: Löwe-Rosenberg, § 153 a Rn 11; Saliger in: GA 

2005, 155, 159 f. 
84

  Saliger in: GA 2005, 155, 160. 
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gen
85

, in bestimmten Deliktsbereichen über den Regelungsinhalt und damit über die Vorstellung 

des Gesetzgebers hinaus ausgedehnt. Vor allem in Wirtschafts- und Betäubungsmittelstrafsachen 

erfolgte eine Einstellung nach § 153 a StPO auch bei großer Schadenshöhe und nicht unbedeu-

tender krimineller Intensität, also ersichtlich oberhalb des Bereichs der „geringen Schuld―.
86

 

Eine solche überdehnte Anwendung des § 153 a StPO beruhte häufig auf Vereinbarungen 

zwischen den Beteiligten, wobei nicht nur der Beschuldigte zur Vermeidung einer Anklage ein 

Interesse an der Einstellung hatte, sondern auch die Staatsanwaltschaft bzw. das Gericht, die 

große Belastungen durch lange und schwierige Ermittlungen bzw. Hauptverhandlungen vermei-

den wollten.
87

  

 

Der Gesetzgeber trug dem Bedürfnis der Praxis Rechnung
88

; durch Art. 2 Nr. 3 des Rechtspfle-

geentlastungsgesetzes vom 11. Januar 1993
89

, wurden in Abs. 1 S.1 die Worte „bei geringer 

Schuld das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung zu beseitigen― durch die jetzige Formu-

lierung „das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung zu beseitigen, und die Schwere der 

Schuld nicht entgegensteht― ersetzt. Eine weitere Ausdehnung des § 153 a StPO erfolgte im 

Jahre 1999,
90

 als der aus dem Jugendstrafrecht herkommende Täter-Opfer-Ausgleich in § 153 a I 

1 Nr. 5 StPO aufgenommen und der abschließende Auflagenkatalog durch die Aufnahme des 

Wortes „insbesondere― in den Text des § 153 a I 2 StPO in einen offenen Beispielskatalog 

umgestellt wurde. Durch diese Änderungen und die nunmehr negative Fassung der Schuldklau-

sel wurde dem § 153 a StPO ein Anwendungsfeld zugewiesen, das von den Fällen der leichten 

bis in die mittelschwere Kriminalität hinein reicht. Diese Ausdehnung der Einstellungsmöglich-

keiten nach § 153 a StPO erfolgte unter rein „betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten―, sozusa-

gen zur „Optimierung von Aufwand und Ertrag―.
91

 Der Aspekt der Entkriminalisierung wurde 

durch die gesetzgeberische Zielvorgabe der Verfahrensvereinfachung und der Entlastung der 

Strafjustiz vollständig verdrängt und in den Gesetzesmaterialien nicht mehr erwähnt.
92

 Eine zu 

große Ausdehnung der Anwendung der neu gefassten Vorschrift wurde vom Gesetzgeber 

dennoch nicht befürchtet, da nach wie vor zu prüfen ist, ob das öffentliche Interesse dem Abse-

hen von der Erhebung der öffentlichen Klage entgegensteht.
93

  

                                                 
85

  Vgl. hierzu Fezer in: ZStW 106 (1994), 1, 27. 
86

  Horstmann, S. 172; Fezer in: ZStW 106 (1994), 1, 27. 
87

  Horstmann, S. 172; Weßlau, S. 36 ff.; Fezer in: ZStW 106 (1994), 1, 27. 
88

  BT-Drucks. 12/1217, S. 34. 
89

  BGBl I, S. 50. 
90

  BGBl I, S. 2491. 
91

  Rieß in: Strafprozess und Reform, 113, 114. 
92

  Fezer in: ZStW 106 (1994), 1, 31. 
93

  BT-Drucks. 12/1217, S. 34; zu der sich in diesem Zusammenhang ergebenden Problematik s. Fezer in: ZStW 

106 (1994), 1, 31. 
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In der Tat ist jetzt das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung das einzige inhaltliche Krite-

rium für die Einstellung. Da sich diese nur in Fällen schwerer Schuld verbietet, hat die Schuld-

bewertung nur noch begrenzende Funktion. Mit dieser Neufassung ist somit zwangsläufig eine 

nochmalige Erweiterung der ausdehnenden Anwendung verbunden.
94

  

 

3. Die Einstellungsvoraussetzungen des § 153 a StPO im Einzelnen 

 

a) Zustimmung des Beschuldigten 

 

Die Zustimmung des Beschuldigten zu den Auflagen und Weisungen ist stets erforderlich. Da 

Anlass und Grundlage der festgesetzten Sanktion keine richterliche Schuldfeststellung, sondern 

lediglich der nach Durchführung des Ermittlungsverfahrens von der Staatsanwaltschaft bzw. 

nach Anklageerhebung vom Gericht bejahte hinreichende Tatverdacht ist, kann ein solches 

Verfahren seine innere Legitimation und verfassungsrechtliche Grundlage nur in der Zustim-

mung des Beschuldigten finden. Ohne diese Freiwilligkeit müsste die Sanktion erzwungen 

werden und hätte damit Strafcharakter; insbesondere dürfte sie – im Hinblick auf Art. 92 GG, 

der Strafjustiz ausnahmslos und ausschließlich dem Gericht vorbehält
95

 – vom Staatsanwalt nicht 

verhängt werden.
96

 Ein Schuldeingeständnis liegt darin nicht und wäre auch mit der Unschulds-

vermutung des Art. 6 II EMRK unvereinbar.
97

  

 

Wegen des Zustimmungserfordernisses ist es natürlich sinnvoll, dass Gericht bzw. Staatsanwalt-

schaft bei dem Beschuldigten erforschen, zur Erfüllung von welchen Auflagen und Weisungen 

dieser bereit ist. Es kommt damit zu einer grundsätzlich unbedenklichen „Vorberatung―
98

  im 

Wege informeller Gespräche, die nicht unzulässig sind und den Vorwurf des Feilschens oder 

Freikaufs nicht verdienen,
99

 sondern im Gegenteil unvermeidlich sind, weil der Beschuldigte 

bereit sein muss, die Auflagen und Weisungen zu akzeptieren und zu erfüllen.
100

 Hierin kommt 

zum Ausdruck, dass es sich um eine kooperative Verfahrensbeendigung handelt, bei der der 

                                                 
94

  Fezer in: ZStW 106 (1994), 1, 31. 
95

  BVerfGE 22, 49, 81; 22, 125, 132; 23, 113, 126; 27, 18, 28. 
96

  Fezer in: ZStW 106 (1994), 1, 33; Hirsch in: ZStW 92 (1980), 218, 231. 
97

  Beulke in: Löwe-Rosenberg, § 153 a Rn 41. 
98

  Friehe, S. 501. 
99

  Schmidhäuser in: JZ 1973, 527, 534 f.; Hanack in: FS Gallas, 337, 347 f. 
100

  Beulke in: Löwe-Rosenberg, § 153 a Rn 42; Meyer-Goßner, StPO, § 153 a Rn 10. 
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Staat auf seinen Strafanspruch verzichtet und der Täter im Gegenzug freiwillig sanktionsähnli-

che Belastungen auf sich nimmt.
101

  

 

b) Keine entgegenstehende Schwere der Schuld 

 

Durch die nunmehr gewählte negative Formulierung vermeidet der Gesetzgeber eine klare 

Stellungnahme hinsichtlich der Anforderungen an den Schuldumfang. Wie bereits ausgeführt, ist 

den Gesetzesmaterialien zu entnehmen, dass mit der vom Gesetzgeber gewollten Ausdehnung 

auf die „mittlere― Kriminalität auch eine „mittlere― Schuld gemeint war. Das exakte Ende des 

Bereichs, in dem noch von „mittlerer― Schuld gesprochen werden kann, ist allerdings schwer zu 

bestimmen.
102

 Ein formeller Schuldspruch erfolgt nicht. Ausdrücklich hat der Gesetzgeber 

darauf hingewiesen, die Auslegung des neuen Tatbestandsmerkmals, dass „die Schwere der 

Schuld nicht entgegensteht―, habe der Unschuldsvermutung (Art. 6 II EMRK) Rechnung zu 

tragen.
103

 Allerdings erfordert die Anwendung des § 153 a StPO einen höheren Verdachtsgrad 

als die folgenlose Einstellung nach der konjunktivistisch gefassten Vorschrift des § 153 StPO. Es 

muss also eine für die Anklageerhebung notwendige Schuldfeststellung im Sinne eines hinrei-

chenden Tatverdachts bzw. nach Beginn der Hauptverhandlung aufgrund des bisherigen Beweis-

ergebnisses (noch) eine Verurteilung möglich sein, bevor dem Beschuldigten zugemutet werden 

kann, sich durch die Erfüllung von Auflagen und Weisungen einer „Sanktion im weiteren 

Sinne―
104

 zu unterwerfen. 

 

c) Kompensation des öffentlichen Interesses durch die Erfüllung von Auflagen und Weisungen 

 

Das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung wird in § 153 a StPO im Gegensatz zu § 153 

StPO vorausgesetzt; es darf aber nur von der Art und Qualität sein, dass es durch bestimmte 

Leistungen des Beschuldigten ausgeräumt werden kann.
105

 Da das öffentliche Interesse nicht 

messbar ist und eine Summe sehr widerstrebender Interessensrichtungen darstellt
106

, lässt diese 

Umschreibung bei der Gesetzesanwendung beträchtlichen Ermessensspielraum offen. Die 

Unbestimmtheit des Rechtsbegriffs bietet Missbrauchsmöglichkeiten, indem der Anwendungsbe-

                                                 
101

  Kremer, S. 94. 
102

 Fezer in: ZStW 106 (1994), 1, 32. 
103

 BT-Drucks. 12/1217, S. 34. 
104

 Im Gegensatz zum Normalverfahren wird kein gerichtliches Hauptverfahren bis hin zur Schuldfeststellung und 

Festsetzung einer strafrechtlichen Sanktion durch Urteil durchgeführt. 
105

 Schoreit in: KK-StPO, § 153 a Rn 12; Stein in: NStZ 2000, 393, 396. 
106

 Horstmann, S. 178 f. 
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reich der Vorschrift in bestimmten Deliktsbereichen über den Regelungsinhalt und damit über 

die Vorstellung des Gesetzgebers hinaus ausgedehnt wird.
107

 

 

 

4. Die Problematik der Durchbrechung des Legalitätsprinzips durch das Opportunitäts-

prinzip 

 

Insbesondere an dieser Stelle zeigt sich die Problematik der Zurückdrängung des Legalitätsprin-

zips durch das Opportunitätsprinzip. 

Das durch den Gesetzgeber von 1877 in der Reichsstrafprozessordnung in der bis heute in ihrem 

Wortlaut nahezu unverändert gebliebenen Vorschrift des § 152 II StPO niedergelegte strenge 

Legalitätsprinzip bedeutet Verfolgungs- und, wenn die Voraussetzungen dafür vorliegen, Ankla-

gezwang für die Staatsanwaltschaft.
108

 Es ist Ausdruck des aus dem Rechtsstaatsprinzip folgen-

den öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung
109

, wurzelt in dem Anspruch aller in Strafver-

fahren Beschuldigter auf Gleichbehandlung
110

 und beinhaltet damit einen Verfolgungszwang 

gegen jeden Verdächtigen. Die Strafprozessordnung des reformierten deutschen Strafprozesses 

von 1877 hatte das Legalitätsprinzip noch fast uneingeschränkt verwirklicht.
111

 Grundlage für 

den Verfolgungszwang waren ursprünglich die absoluten Straftheorien und das tatbezogene 

Vergeltungsstrafrecht kant’scher Prägung.
112

 Nach diesen ist die Strafe als Sühne der Schuld des 

Täters durch Auferlegung eines Übels definiert. Die Nichtsausschöpfung der durch bestimmt 

gefasste Strafgesetze eröffneten Sanktionsmöglichkeiten aufgrund zweckorientierter Ermessens-

erwägungen erscheint als eine der Funktion des Strafrechts zuwiderlaufende Gerechtigkeitsein-

buße.
113

  Das Legalitätsprinzip entsprach somit der Idee einer vergeltenden Strafgerechtigkeit, 

„derzufolge der Staat zur Herstellung einer absoluten Gerechtigkeit jede Übertretung des Straf-

gesetzes ohne Ausnahme zu bestrafen hat―.
114

  

 

                                                 
107

 Fezer in: ZStW 106 (1994), 1, 27; vgl. hierzu die in der Einleitung unter II. aufgeführten Beispiele; weitere bei 

Horstmann, S. 196 ff. 
108

 Meyer-Goßner, StPO, § 152 Rn 2. 
109

 Siolek, S. 109; Schünemann in: Gutachten B zum 58. DJT, S. B 92. 
110

 BVerfGE 46, 214, 223; 49, 24, 54; 51, 324, 343. 
111

 Rieß in: NStZ 1981, 2, 3; zur wechselvollen Geschichte des Legalitätsprinzips im deutschen Strafverfahren vgl. 

Horstmann, S. 45 ff. 
112

 Vgl. das viel zitierte Postulat von Kant: „Selbst wenn sich die bürgerliche Gesellschaft [...] auflöse, müsste der 

letzte im Gefängnis befindliche Mörder vorher hingerichtet werden, damit jedermann das widerfahre, was seine 

Taten wert sind―, zitiert nach Horstmann, S. 43/44. 
113

 Erb, S. 120. 
114

 Roxin, § 14 A Rn 2; vgl. auch Beulke in: Löwe-Rosenberg, § 152 Rn 12; Rönnau, S. 110. 
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Dieses strenge Legalitätsprinzip des § 152 II StPO wurde seither in seinen Auswirkungen mehr 

und mehr abgeschwächt und der in § 152 II StPO von Anfang an bestehende Vorbehalt „soweit 

nicht gesetzlich ein anderes bestimmt ist― durch immer zahlreicher gewordene Einzelvorschrif-

ten zugunsten des Opportunitätsprinzips durchbrochen
115

, die im Bereich der kleinen und mittle-

ren Kriminalität in den §§ 153 ff. StPO ihren gesetzlichen Höhepunkt fanden.
116

 

Das Opportunitätsprinzip
117

, d.h. die Befugnis, das Strafverfahren auch bei bestehendem Tatver-

dacht vorzeitig zu beenden, hat dagegen seinen Grund in der Effektivität der Strafrechtspflege.
118

 

Mit der Ablösung der absoluten Straftheorien durch general- und spezialpräventive Auffassun-

gen, die die Bestrafung nicht mehr an reine Vergeltung, sondern an ihre gesellschaftliche Not-

wendigkeit und Zweckmäßigkeit knüpfen, ist das Legalitätsprinzip nunmehr im Zusammenhang 

mit einem anderen rechtsstaatlichen Gesichtspunkt, nämlich der Verhältnismäßigkeit von Mittel 

und Zweck, zu sehen.
119

 Der Gesichtspunkt der Geringfügigkeit und auch der Aspekt der Pro-

zessökonomie können daher rechtsstaatlich legitime Gründe für eine Durchbrechung des stren-

gen Legalitätsprinzips sein. 

 

Dennoch wurde insbesondere die durch überwiegend justizökonomische Erwägungen veranlass-

te Erweiterung des § 153 a StPO, mit der sich der Gesetzgeber durch die Freistellung bislang 

gebundener Ressourcen bei Staatsanwaltschaften und Gerichten eine intensivere Befassung mit 

der mittleren und schweren Kriminalität und bessere Bewältigung größerer und gewichtiger 

Verfahren erhoffte
120

, wurde weithin kritisch bis völlig ablehnend aufgenommen. Indem es der 

Gesetzgeber den Strafverfolgungsbehörden – wenn auch in einem vorgezeichneten Rahmen – 

überlassen habe, über den Prozessgegenstand zu disponieren,
121

 sei ein „levantinisches Feil-

schen― um Straffreiheit möglich geworden, das die Würde des Rechtsstaats beschädige. Der sich 

häufig vermittelnde Eindruck, der Staat lasse sich seinen Strafanspruch „abkaufen―, schade dem 

Ansehen der Strafrechtspflege.
122

 Durch die Vereinbarungen zwischen Staatsanwaltschaft und 

Beschuldigtem werde der Verfolgungs- und Anklagezwang gleichsam „verwässert―
123

, das 

Verhältnis von Legalitäts- und Opportunitätsprinzip umgekehrt
124

, so dass das Legalitätsprinzip 
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nicht mehr als Grundlage, sondern allenfalls noch als Grenze für das Verhalten der Prozessbetei-

ligten angesehen werden könne.
125

 Die Verfolgungspflicht der Staatsanwaltschaft habe durch die 

zahlreichen Durchbrechungen viel von ihrer ursprünglichen Absolutheit verloren, so dass auch 

weitere Ausnahmen etwa im Absprachebereich nicht ausgeschlossen seien.
126

  

 

Dem ist entgegen zu halten, dass das Legalitätsprinzip nach der Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts zwar im Rechtsstaatsprinzip verankert ist und deshalb Verfassungsrang genießt, 

jedoch damit per se nicht verfassungsrechtlich festgeschrieben ist.
127

 Das Legalitätsprinzip ist 

nicht unantastbar. Es steht vielmehr unter dem Gebot der Funktionstüchtigkeit der Strafrechts-

pflege, so dass es im Sinne einer bestmöglichen Ausnutzung der begrenzten Erledigungskapazi-

täten interpretiert werden muss.
128

 Das Legalitätsprinzip ist deshalb nicht isoliert zu betrachten, 

sondern muss im Zusammenhang mit möglicherweise gegenläufigen Prinzipien gewürdigt 

werden. So wird das Legalitätsprinzip durch das Prinzip der Verhältnismäßigkeit und dem 

Gesichtspunkt der Durchführbarkeit des Verfahrens in einer angemessenen Frist (Art. 6 I 

EMRK) begrenzt.
129

 Nicht einmal für ein auf vollen Schuldausgleich gerichtetes Straf- und 

Strafverfahrensrecht kann verlangt werden, dass alles Unrecht und alle Schuld Strafe nach sich 

zieht, dass keine Tat ungesühnt bleibt.
130

 Deshalb ist auch für das Legalitätsprinzip anzuerken-

nen, dass es durchaus beachtliche, auch mit der Gerechtigkeit vereinbare Interessen des Staates 

geben kann, die seine Verfolgungspflicht einschränken.
131

 Bereits die ersten Lockerungen des 

Verfolgungszwanges dienten dazu, angesichts der wachsenden Zahl neu geschaffener Straftatbe-

stände die Justizorgane vor einer Überflutung mit Fällen der Kleinkriminalität zu bewahren und 

zugleich dem Täter eine gerichtliche Untersuchung und Bestrafung zu ersparen.
132

 Von einer 

generellen Pflicht zur umfassenden Verfolgung kann deshalb ohne Hinweis auf Bedeutungswan-

del und Einschränkungen des Legalitätsprinzips nicht mehr gesprochen werden. Der Wandel in 

der Konzeption der Straftheorien zieht eine neue Bewertung des Legalitätsprinzips nach sich, die 

gesetzliche Ausnahmen wie die Vorschrift des § 153 a StPO durchaus zulässt. 
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Problematisch und abzulehnen ist allerdings die mehr und mehr zu beobachtende Tendenz
133

 zu 

einer immer großzügigeren Ausdehnung des Anwendungsbereiches des § 153 a StPO auf ge-

wichtige Straftaten mit komplexer Verfahrenslage. Gerade in diesen Fällen wird die Anwend-

barkeit generell ebenso wie die gelegentlich sehr beträchtliche Höhe der Geldauflage vielfach 

individuell ausgehandelt
134

, was dazu geführt hat, dass die Existenz dieser Vorschrift als Grund-

lage der Überlegungen zur Zulässigkeit von Urteilsabsprachen gemacht und deshalb als „Ein-

fallstor―
135

 für diese gesetzlich nicht vorgesehene Art der konsensualen Erledigung und „Motor 

einer Rechtsentwicklung hin zu einer Reprivatisierung des Strafrechts―
136

 bezeichnet wurde. 

 

 

5. Keine Einstellung nach § 153 a StPO bei schwerwiegenden Vorwürfen 

 

Die opportunitätsgeprägte
137

 Einstellungsvorschrift des § 153 a StPO ist sowohl aufgrund der 

Erweiterung der nunmehr negativ gefassten Schuldklausel
138

 als auch aufgrund des „flüssi-

gen―
139

, weder im Gesetz noch durch Wissenschaft oder Rechtsprechung definierten, nicht auf 

eine allgemeingültige Formel festlegbaren Begriffs des „öffentlichen Interesses― an der Strafver-

folgung konturenlos geblieben und bringt damit die typischen Probleme der Opportunität mit 

sich.
140

 Jede Entscheidung ist Einzelfallentscheidung und nicht vorhersehbar.
141

 Dies ist auch der 

Grund dafür, dass die Kritik an der zunehmend geübten Praxis, auch sog. Großverfahren, die 

schwere strafrechtliche Vorwürfe zum Gegenstand haben, nach § 153 a StPO zu erledigen, nicht 

verstummt. Die Vorwürfe richten sich vor allem dahin, dass Unsicherheiten in der Schuld- und 

Straffrage geradezu dafür prädestiniert seien, zum Gegenstand einer vergleichsähnlichen Been-

digung des öffentlichen Strafverfahrens gemacht zu werden
142

 und daher die Gefahr bestehe, 

dass in Einzelfällen die auf dem Konsens der Prozessbeteiligten beruhende Einstellungslösung, 

die als adäquate Form des Umgangs mit Bagatellen gedacht war, zur Erledigung von beweis-

schwierigen heiklen Verfahren einlade.
143

 Zumindest hat die Möglichkeit der Einstellung gegen 

Auflagen eine grundsätzliche Umorientierung durch die Einbindung des Konsensprinzips bei der 
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Erledigung von Strafsachen bewirkt.
144

 Denn „wo man über eine Sache handeln kann, geht es 

vielleicht auch über andere―.
145

  

Insbesondere begüterte Beschuldigte, welche zum Ausgleich eines größeren Strafverfolgungsin-

teresses hohe Geldauflagen zahlen könnten, würden weithin begünstigt.
146

  

 

Als die 10. Große Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts Düsseldorf in einem der spektaku-

lärsten Wirtschaftsstrafverfahren der jüngeren Zeit am 29. November 2006 das sog. „Mannes-

mann-Verfahren― u.a. gegen die Angeklagten Klaus Esser gegen Zahlung von 1,5 Mio. Euro und 

Josef Ackermann gegen Zahlung von 3,2 Mio. Euro gem. § 153 a II StPO vorläufig einstellte, 

weil „der Kammer die den Angeklagten auferlegten Zahlungen ... geeignet erschienen, das 

öffentliche Interesse an der Strafverfolgung zu beseitigen― und auch „die Schwere der (mögli-

chen) Schuld der Angeklagten einer vorläufigen Verfahrenseinstellung nicht entgegen steht―
147

, 

erhob sich hiergegen ein Sturm der Entrüstung. Ein Untreuevorwurf, der sich auf ein Volumen 

von 57 Mio. Euro beziehe, indiziere eine solche Schwere der Schuld, dass schon unter diesem 

Gesichtspunkt eine Einstellung des Strafverfahrens sehr problematisch sei. Vor allem aber wurde 

das Landgericht dafür kritisiert, dass es von einem Wegfall des öffentlichen Interesses an der 

Strafverfolgung nach Zahlung von mehreren Millionen Euro ausging. Das öffentliche Interesse 

an der Strafverfolgung sei nicht in erster Linie darauf gerichtet, strittige Rechtsfragen zu klären, 

sondern darauf, Straftäter einer gerechten Strafe zuzuführen. Soweit es um die Veruntreuung von 

57 Mio. Euro durch hoch bezahlte Top-Manager gehe, bestehe ein hohes öffentliches Interesse 

an einer vollständigen Durchführung eines Strafverfahrens, weil ein Freikauf von einem mögli-

chen strafrechtlichen Verdikt das Gerechtigkeitsempfinden großer Teile der Bevölkerung emp-

findlich beschädige. Indem das Landgericht nicht für volle Aufklärung und Bestrafung gesorgt 

habe, sei das Vertrauen der Bürger in die Funktionsfähigkeit des Rechtsstaats empfindlich 

beeinträchtigt worden.
148

  

 

Auch das Landgericht Bonn
149

, das am 28. Februar 2001 in dem Strafverfahren gegen den 

ehemaligen Bundeskanzler und Parteivorsitzenden der CDU Dr. Helmut Kohl wegen Untreue in 

Millionenhöhe zum Nachteil der CDU dem Antrag des Staatsanwaltschaft auf Einstellung des 

                                                 
144

 Weßlau, S. 53. 
145

 Schumann, S. 9.  
146

 Fezer in: ZStW 106 (1994), 1, 32. 
147

 Pressemitteilung des LG Düsseldorf Nr. 09/2006 vom 29. November 2006; im Internet abrufbar unter www.lg-

duesseldorf.nrw.de 
148

 Götz in: NJW 2007, 419 ff.; vgl. z.B. auch Stuttgarter Zeitung vom 25. November 2006: „Wovon kleine Diebe 

träumen―, Handelsblatt vom 30. November 2006: „Freikaufaktionen― und Financial Times Deutschland vom 27. 

November 2006: „juristische Unkultur―. 
149

 LG Bonn, NJW 2001, 1736. 



 

 33 

Verfahrens gegen Zahlung von insgesamt 300.000 DM zugestimmt und dies u.a. mit der Unklar-

heit der Rechtslage begründet und damit auf eine materiell-strafrechtliche Lösung durch Anklage 

und Urteil verzichtet hatte, sah sich erheblicher Kritik ausgesetzt. Angesichts der herausragenden 

öffentlichen Bedeutung von Tat und Täter sei die Frage, ob Kohl sich strafbar gemacht habe, 

eine „öffentliche Angelegenheit ersten Ranges―.
150

 Dieses öffentliche Strafverfolgungsinteresse 

könne nicht durch eine Zahlungsauflage beseitigt werden.  

 

Diese spektakulären, aber keine Einzelfälle darstellenden Verfahren
151

 zeigen auf, dass § 153 a 

StPO sich zwar – für Fälle leichter bis mittlerer Kriminalität – in der Praxis bewährt hat und aus 

ihr heute nicht mehr wegzudenken ist
152

, jedoch die zunehmend zu beobachtende ausufernde 

Handhabung erheblichen Bedenken unterliegt und nicht hingenommen werden kann.
153

 Durch 

das infolge exzessiver Zugeständnisse der Staatsanwaltschaft entstehende Rechtsverfolgungsva-

kuum geht die Rechtsfriedensfunktion des Rechtsstaatsprinzips verloren. Denn ein zu großzügi-

ger Umgang der Strafverfolgungsbehörden mit dem staatlichen Strafanspruch führt zu Frustrati-

onen.
154

 Die Auswirkungen auf das Rechtsbewusstsein der Bevölkerung und das Ansehen der 

Justiz sind verheerend, wenn auch nur der bloße Verdacht unsachlicher Entscheidungsmotive der 

Staatsanwaltschaft und der Gerichte aufkommt und so das Vertrauen darauf, dass Staatsanwalt-

schaft und Gerichte „ohne Ansehen der Person― entscheiden, verspielt wird.
155

  

Für die konsensuale Erledigung der sog. Großverfahren mit schwerwiegenden strafrechtlichen 

Vorwürfen eignet sich deshalb die Vorschrift nicht.
156

 

 

 

III. Das Strafbefehlsverfahren (§§ 407 ff. StPO) 

 

Auch hinsichtlich des Strafbefehlsverfahrens ist zu Anfang ein rückwärtig gerichteter Blick auf 

die Entstehungsgeschichte und daran anschließend auf die Grundsätze dieses Verfahrens zu 

werfen, um auch hier zu erkennen, dass es sich zwar um eine gesetzlich vorgesehene Art der 

konsensualen Verfahrenserledigung handelt, die aber nur für einfach gelagerte Fälle mit allen-

falls mittelschwerem Schuldvorwurf in Betracht kommt. 
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1. Die geschichtliche Entwicklung des Strafbefehlsverfahrens 

 

Das heutige Strafbefehlsverfahren lässt sich zurückführen auf das preußische Gesetz vom 17. 

Juli 1846 über das Verfahren vor dem Kammergericht und dem Kriminalgericht zu Berlin. In 

Anlehnung an das zivilprozessuale Mandatsverfahren konnte unter der Voraussetzung, dass es 

sich bei der Tat um eine Übertretung handelte, der Polizeianwalt auf Erlass einer Strafverfügung 

antrug und der Antrag die Tat, die Beweismittel und die anzuwendenden Strafvorschriften 

bezeichnete sowie auf eine bestimmte Strafe gerichtet war, der Richter, wenn er keine besonde-

ren Bedenken hatte, die von ihm für angemessen gehaltene Strafe durch Verfügung festsetzen. 

Wurde gegen die Strafverfügung rechtzeitig Einspruch erhoben, so fand die Hauptverhandlung 

statt, anderenfalls entstand die Wirkung eines vollstreckbaren Urteils.
157

 Aufgrund seiner prakti-

schen Zweckmäßigkeit wurde das preußische Mandatsverfahren in die Reichsstrafprozessord-

nung vom 1. Februar 1877
158

 übernommen, der sachliche Geltungsbereich aber auf leichte 

Vergehen (nicht z.B. Diebstahl, Betrug und Unterschlagung) ausgedehnt.
159

 Erwähnenswert für 

die heutige kriminalpolitische Diskussion ist, dass in den Sitzungen der Kommission des Reichs-

tages
160

 hierzu protokolliert wurde, dass das Strafbefehlsverfahren „den Charakter einer ver-

gleichsweisen Erledigung der Sache― habe, jedoch hervorgehoben, dass es nur bei „Verfehlun-

gen von geringer Bedeutung― hinnehmbar sei. Insgesamt wird hier das Bemühen deutlich, den 

aus der Schriftlichkeit, Mittelbarkeit und Heimlichkeit des Verfahrens erwachsenen Gefahren 

durch eine restriktive Begrenzung seines Anwendungsbereiches Rechnung zu tragen.
161

 Dieser 

Gesichtspunkt ist auch bei der hier zu erörternden Frage der Anwendbarkeit des Strafbefehlsver-

fahrens in Großverfahren im Auge zu behalten. 

 

Richtermangel, Anwachsen zeitbedingter Straftaten und Ersparnistendenzen und damit die 

ständige Sorge um die Effizienz der Strafrechtspflege
162

 während und nach dem 2. Weltkrieg
163

 

führten in der Folgezeit zu einer stetigen Erweiterung des Anwendungsbereichs des Strafbe-

fehlsverfahrens. Den Gipfel erreichte die Verordnung vom 13. August 1942
164

, die den Strafbe-

fehl bis zur Höhe von sechs Monaten auch bei Verbrechen für zulässig erklärte. Das Strafbe-

fehlsverfahren nahm jetzt praktisch die beherrschende Rolle in der Strafrechtspflege ein und 
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wurde so in rechtsstaatlich nicht mehr vertretbarer Art und Weise in seinen Ursprüngen perver-

tiert.
165

  

 

Nach Gründung der Bundesrepublik beseitigte das Vereinheitlichungsgesetz vom 12. September 

1950
166

 die seit 1939 erfolgten Änderungen und Erweiterungen; das Strafbefehlsverfahren war 

jetzt nur noch zulässig bei Übertretungen und Vergehen, zu deren Ahndung keine andere Strafe 

als Geldstrafe oder Freiheitsstrafe von drei Monaten erforderlich war. Durch das EGStGB vom 

2. März 1974
167

 wurden die Übertretungen in Ordnungswidrigkeiten umgewandelt und dadurch 

das Strafbefehlsverfahren auf die Verfolgung von Vergehen beschränkt. Gleichzeitig wurde die 

bisher zulässige Festsetzung kurzfristiger Freiheitsstrafen im Strafbefehlsverfahren ausgeschlos-

sen, da man eine Feststellung des nach § 47 StGB a.F. hierfür erforderlichen Ausnahmefalles nur 

im Wege einer Hauptverhandlung für möglich hielt.
168

    

 

Den vorläufigen Schlusspunkt in der gesetzgeberischen Entwicklung bildet das abermals auf 

beschleunigte Erledigung durch Steigerung der Effizienz des Strafbefehlsverfahrens ausgerichte-

te
169

 StVÄG vom 27. Januar 1987.
170

 Nach der in § 407 II StPO als Satz 2 eingefügten Regelung 

können durch Strafbefehl nunmehr auch Freiheitsstrafen von bis zu einem Jahr verhängt werden, 

wenn deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt wird und der Angeschuldigte einen Vertei-

diger hat. Die vom Gesetzgeber mit dieser Regelung erwartete erhebliche Entlastungswirkung 

begründet sich mit beeindruckenden Zahlen: 1988 gab es knapp 70.000 Verurteilungen zu 

Freiheitsstrafen von bis zu einem Jahr, bei denen die Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt 

wurde.
171

 Jedoch kann nicht übersehen werden, dass der Gesetzgeber den neuen § 407 II 2 StPO 

insbesondere auf Straßenverkehrsdelikte für anwendbar erachtete, die überwiegend eindeutig 

aufgeklärt sein dürften.
172

 Die von Anfang an bestehende gesetzgeberische Intention, das Straf-

befehlsverfahren mit seinem summarischen Charakter für Fälle der leichten bis mittleren Krimi-

nalität mit einfachen oder durch ein Geständnis oder zuverlässige Beweismittel eindeutig geklär-

ten Sachverhalten einzusetzen,
173

 ist also beibehalten worden.  
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Sämtliche Reformen des Strafbefehlsverfahrens waren ersichtlich darauf ausgerichtet, durch 

diese vereinfachte Verfahrensform der von Jahr zu Jahr steigenden Masse der Strafverfahren 

gerecht zu werden. Dass auf ein schriftliches Strafbefehlsverfahren zur Bewältigung der massen-

haft begangenen Straftaten nicht verzichtet werden kann, ist unbestreitbar. Allerdings ist die 

nicht zu leugnende, zunehmend auf Kooperation, Konsens und Interaktion gerichtete „Vertrags-

orientierung―
174

 des Strafbefehlsverfahrens, auf die im Folgenden noch einzugehen sein wird, 

neben der Einstellung nach § 153 a StPO zu einem weiteren Einfallstor für die zunehmend in 

deutschen Strafverfahren getroffenen Urteilsabsprachen geworden.
175 

 

2. Grundsätze des Strafbefehlsverfahrens 

 

Das Strafbefehlsverfahren ist ein schriftliches Verfahren, das auf Antrag der Staatsanwaltschaft 

eine Straffestsetzung ohne ein förmliches gerichtliches Zwischenverfahren, ohne Hauptverhand-

lung und ohne Urteil ermöglicht. Es durchbricht den sonst den deutschen Strafprozess beherr-

schenden Grundsatz, dass Rechtsfolgen im Strafverfahren nur auf Grund einer mündlichen 

Verhandlung festgesetzt werden dürfen. Das Strafbefehlsverfahren gehört als summarisches 

Verfahren
176

 zu den besonderen Verfahrensarten des Strafprozessrechts und hat in der Rechts-

praxis außerordentliche Bedeutung erlangt. Mehr als die Hälfte aller öffentlichen Klagen und 

etwa drei Viertel der vor dem Strafrichter erhobenen öffentlichen Klagen werden durch Strafbe-

fehlsantrag erhoben.
177

 Durch den Verzicht auf die Durchführung einer Hauptverhandlung dient 

das Strafbefehlsverfahren dazu, im Bereich der „kleineren und mittleren― bzw. „Bagatellkrimina-

lität― aus prozessökonomischen Erwägungen und mit dem Ziel der Einsparung von Kosten das 

Verfahren zu beschleunigen und zu vereinfachen.
178

 Zudem kommt das Strafbefehlsverfahren 

den Beschuldigten, die die Peinlichkeiten, Mühen und Kosten einer öffentlichen Hauptverhand-

lung scheuen, entgegen.
179

 Es „liegt [damit] nicht nur im Interesse der staatlichen Gerichtsbar-

keit, sondern auch im Interesse des Staatsbürgers, dem daran gelegen ist, einfachere Straffälle 

verhältnismäßig billig und auch diskret, ohne Zeitverlust und Aufsehen erledigen zu können―.
180
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 Weichbrodt, S. 42. 
175

 So auch Sinner, S. 166. 
176

 Das „Summarische― an dem Verfahren besteht in dem Verzicht auf eine Hauptverhandlung und der damit 

verbundenen Notwendigkeit, sich auf beschränkter schriftlicher Grundlage eine Überzeugung zu bilden (vgl. 

Gössel in: Löwe-Rosenberg, vor § 407 Rn 24). 
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 Fischer in: KK-StPO, § 407 Rn 1. 
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 Gössel in: Löwe-Rosenberg, vor § 407 Rn 11; Ambos in: Jura 1998, 281, 282; Ranft in: JuS 2000, 633. 
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Der Staatsanwalt stellt den schriftlichen Antrag auf Erlass eines Strafbefehls dann, wenn die 

allgemeinen Voraussetzungen der Klageerhebung vorliegen (§ 170 I StPO), er eine Hauptver-

handlung nicht für erforderlich erachtet (§ 407 I 2 StPO)
181

 und es sich bei der verfolgten Tat um 

ein Vergehen handelt. Hierbei besteht bei Vorliegen der Voraussetzungen gem. § 407 I 2 StPO 

für die Staatsanwaltschaft eine Ermessensbindung dahingehend, dem Strafbefehlsverfahren den 

Vorrang vor dem regulären Verfahren einzuräumen, also statt einer Anklageschrift einen Straf-

befehlsantrag bei Gericht einzureichen. Den Antrag auf Erlass eines Strafbefehls kann die 

Staatsanwaltschaft sowohl zum Strafrichter, als auch zum Schöffengericht
182

 stellen. Dabei muss 

der Strafbefehlsantrag bereits den für den Strafbefehl in § 409 I Nr. 1-6 StPO vorgeschriebenen 

Inhalt haben und auf eine bestimmte Rechtsfolge gerichtet werden. Die Aufzählung der zulässi-

gen Rechtsfolgen in Abs.2 ist abschließend („dürfen nur―).  

 

Der Richter hat dem Antrag der Staatsanwaltschaft zu entsprechen, wenn dem Erlass des Straf-

befehls keine Bedenken entgegen stehen (§ 408 III 1). Bedenken bestehen insbesondere dann, 

wenn der Richter den Angeschuldigten nicht für hinreichend verdächtig (§ 408 II StPO) oder 

wenn er für die Entscheidung die Durchführung einer Hauptverhandlung für erforderlich hält (§ 

408 III 1 StPO). Dabei ist eine vorherige Anhörung des Angeschuldigten durch das Gericht 

entgegen § 33 III StPO nicht erforderlich (§ 407 III StPO).  

Der Erlass des Strafbefehls durch den Richter setzt jedoch eine vollständige Übereinstimmung 

mit der Staatsanwaltschaft in der rechtlichen Bewertung der Tat und hinsichtlich der anzuord-

nenden Rechtsfolgen voraus. Das Gericht kann den Strafbefehl also nicht mit einem anderen als 

dem von der Staatsanwaltschaft beantragten Inhalt erlassen. Das ist eine erhebliche Abweichung 

vom Regelverfahren, in welchem das Gericht bei der Entscheidung über den Erlass des Eröff-

nungsbeschlusses im Rahmen des Prozessgegenstandes gemäß § 207 II StPO erhebliche Gestal-

tungsmöglichkeiten hat. Durch das Erfordernis der Übereinstimmung von Gericht und Staatsan-

waltschaft soll die Bindung des Gerichts und die damit einhergehende Gefahr von Fehlentschei-

dungen kompensiert und eine erhöhte Gewähr für die Richtigkeit der Entscheidung geschaffen 

werden.
183

 

 

                                                 
181

 Nicht erforderlich i.S. dieser Vorschrift erscheint eine Hauptverhandlung dann, wenn nicht zu erwarten ist, dass 

es in ihr zu wesentlichen Abweichungen vom Ergebnis des Ermittlungsverfahrens kommen wird, wenn sich die 

Rechtsfolgen auch ohne eine Hauptverhandlung angemessen bestimmen lassen und wenn kein überwiegendes 

Interesse an der Durchführung der Hauptverhandlung (z.B. aus generalpräventiven Gründen) besteht (vgl. Ranft 

in: JuS 2000, 633, 634). 
182

 Für das Schöffengericht entscheidet dessen Vorsitzender allein über den Erlass des Strafbefehls, da es sich um 

eine Entscheidung außerhalb der Hauptverhandlung handelt, § 30 II GVG. 
183

 Vgl. Müller, S. 283. 
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Erachtet das Gericht den Angeschuldigten nicht für hinreichend verdächtig, so lehnt es den 

Erlass des Strafbefehls durch Beschluss ab. Dieser steht gem. § 408 II 2 StPO dem Beschluss 

gleich, durch den die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt wird. Gegen den Ablehnungsbe-

schluss steht der Staatsanwaltschaft das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde zu, § 408 II 2 

StPO. Sofern das Gericht eine inhaltliche Änderung des Strafbefehls für notwendig hält, im 

Übrigen jedoch keine Bedenken gegen den Erlass eines Strafbefehls bestehen, hat es zunächst 

den Versuch einer Einigung mit der Staatsanwaltschaft zu unternehmen, die dann einen neuen, 

abgeänderten Strafbefehlsantrag stellen kann (§ 408 III 2 StPO). Kommt eine Einigung nicht 

zustande, so beraumt der Richter eine Hauptverhandlung an. 

Stehen einem Erlass des Strafbefehls keine Bedenken entgegen, entspricht der Richter dem 

Antrag der Staatsanwaltschaft. 

 

Gem. § 408 a StPO kann die Staatsanwaltschaft auch noch nach Eröffnung der Hauptverhand-

lung einen Strafbefehlsantrag stellen, wenn die Voraussetzungen des § 407 I 1,2 StPO vorliegen 

und wenn der Durchführung einer Hauptverhandlung das Ausbleiben oder die Abwesenheit des 

Angeklagten oder ein anderer wichtiger Grund entgegen steht. Die Vorschrift soll es ermögli-

chen, angeklagte Verfahren, die stecken geblieben sind, durch Überleitung ins Strafbefehlsver-

fahren zu einem Abschluss zu bringen.
184

 Gerade dem Erlass dieser Strafbefehle liegt häufig eine 

Verständigung zugrunde.
185

 Staatsanwaltschaft und Gericht kommen hinsichtlich des „wichtigen 

Grundes―  ein sehr breiter Beurteilungsspielraum zu. Dies kann dazu führen, dass in den Fällen, 

in denen verfahrensverzögernde Praktiken (etwa das Schaffen eines wichtigen Grundes durch 

den Angeklagten durch Absetzen ins Ausland) eine mit einem Urteil abschließende Hauptver-

handlung in kaum absehbare Ferne rückt, Staatsanwaltschaft und Gericht in die „Versuchung―
186

 

geraten, anstelle der gerechten Rechtsfolge sich auf einen Strafbefehl des Inhalts einzulassen, mit 

dem sich die Verteidigung einverstanden erklärt. § 408 a StPO kann sich so in besonderem Maße 

als ein Einfallstor für die Tendenz zu einem „Deal― der Verteidigung mit der Staatsanwaltschaft 

und auch mit dem Gericht zum Nachteil der auf der Strecke bleibenden Gerechtigkeit erweisen, 

die nicht verharmlost werden darf.
187

 

 

 

                                                 
184

 Gössel in: Löwe-Rosenberg, § 408 a Rn 1. 
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 Meyer-Goßner, StPO, § 408 a Rn 1. 
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3. Das Strafbefehlsverfahren als konsensuales Erledigungsmodell 

 

Im Mittelpunkt des Strafbefehlsverfahrens steht die Staatsanwaltschaft. Sie trifft die Entschei-

dung über die Wahl des Strafbefehlsverfahrens und zieht damit praktisch die materielle Ent-

scheidungsbefugnis an sich. Der Richter rekonstruiert das Geschehen nicht wie im Regelstrafver-

fahren in eigener Verantwortung (§ 244 II StPO), sondern trifft seine Entscheidung aufgrund des 

von der Staatsanwaltschaft bzw. der Polizei zusammengetragenen Materials. Er ist – will er nicht 

das ganze Strafbefehlsverfahren hinfällig machen – an die rechtliche Würdigung der Tat und die 

Bemessung der Rechtsfolgen durch die Staatsanwaltschaft gebunden, was dazu führt, dass er 

weniger im eigentlichen Wortsinn entscheidet, als vielmehr lediglich die von der Staatsanwalt-

schaft getroffene Entscheidung kontrolliert.
188

 Im Gegensatz zur Einstellung gegen Auflagen 

nach § 153 a StPO ist im Strafbefehlsverfahren keine Beteiligung des Beschuldigten in Form 

einer Zustimmung erforderlich. Vielmehr ergeben sich die Rechtsfolgen durch bloßes Nichthan-

deln, d.h. wenn der Beschuldigte nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des Strafbe-

fehls Einspruch einlegt (§ 410 I StPO), wird dieser rechtskräftig und steht einem rechtskräftigen 

Urteil gleich (§ 410 II StPO).  

 

Der Beschuldigte erhält also bis zum Erlass des Strafbefehls kein rechtliches Gehör durch das 

Gericht (§ 407 III StPO), allerdings bestehen vor Beantragung des Strafbefehls durch die Staats-

anwaltschaft für den bis dahin noch Beschuldigten im Ermittlungsverfahren förmliche Verteidi-

gungsmöglichkeiten, nämlich in Form der obligatorischen Vernehmung oder wenigstens der 

Pflicht der Staatsanwaltschaft, ihm Gelegenheit zur schriftlichen Äußerung zu geben (§ 163 a I 2 

StPO), verbunden mit dem Recht, die Aufnahme von Beweisen zu seiner Entlastung zu beantra-

gen (§ 163 a II StPO).
189

 Darüber hinaus hat sein Verteidiger ein Akteneinsichtsrecht (§ 407 V 

StPO). In diesem Verfahrensstadium bietet sich für den Angeklagten bzw. seinen Verteidiger die 

Möglichkeit, durch eine – durchaus zulässige
190

 – Anregung beim zuständigen Staatsanwalt 

frühzeitig in Form eines „Kontaktgespräches― nicht nur auf die Erledigung im Strafbefehlsver-

fahren hinzuwirken
191

, sondern auch auf den Inhalt des zu erlassenden Strafbefehls Einfluss zu 

nehmen. In der Regel wird es sowohl der Staatsanwaltschaft als auch dem Beschuldigten und 

dessen Verteidiger nicht nur um eine Einigung darüber gehen, dass die Sache im summarischen 

Verfahren und nicht im normalen Strafverfahren erledigt wird, sondern darüber hinaus um eine 
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 Müller, S. 56/57. 
189

 Gössel in: Löwe-Rosenberg, § 407 Rn 61. 
190

 Ranft in: JuS 2006, 633, 635. 
191

 Schmidt-Hieber, Rn 74; Dahs, S. 650 Rn 1067. 
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endgültige Erledigung des Strafverfahrens.
192

 Denn das Strafbefehlsverfahren bietet nicht nur der 

Staatsanwaltschaft durch die Einsparung von Arbeitskraft, Zeit und Kosten eine erhebliche 

Entlastung, sondern stellt sich auch für den Beschuldigten als vorteilhaft dar: eine 

„Prangerwirkung― der öffentlichen Hauptverhandlung wird ebenso vermieden wie die meist 

höheren Verfahrenskosten und die seelischen Belastungen, die in der oft langen Dauer des 

Verfahrens liegen.
193

 Deswegen werden sich Staatsanwaltschaft und Verteidiger nicht nur über 

das „Ob― eines Strafbefehlsverfahrens, sondern auch gleichzeitig über die im Strafbefehl festzu-

setzende Strafe zu verständigen suchen. Hierbei wird als „Gegenleistung― des Beschuldigten 

häufig ein Einspruchsverzicht als eine Art nachträgliches Geständnis in Aussicht gestellt, was 

auf Seiten der Staatsanwaltschaft die Gesprächsbereitschaft insbesondere deshalb fördern kann, 

weil die Richtlinien des Straf- und Bußgeldverfahrens (Nr. 175 III) vorsehen, dass kein Strafbe-

fehl beantragt werden soll, wenn mit einem Einspruch zu rechnen ist.
194

  

 

Das Gericht, das erst mit Einreichung des Strafbefehlsantrags durch die Staatsanwaltschaft 

eingeschaltet wird, ist an dieser „Vereinbarung― nicht beteiligt. Es kann – sofern es mit der 

staatsanwaltlichen Beurteilung nicht einverstanden ist – die Ausfertigung des Strafbefehls 

verweigern und eine ordentliche Hauptverhandlung anberaumen. Da jedoch der Richter den vom 

Staatsanwalt beantragten Strafbefehl erlässt, wenn er den hinreichenden Tatverdacht bejaht und 

die beantragte Strafe nach Aktenlage für angemessen hält
195

, zeigt sich auch das Strafbefehlsver-

fahren als konsensuales Verfahren: Infolge Einvernehmens aller Prozessbeteiligten wird ein 

abschließendes Prozessergebnis gefunden.
196

  

 

 

4. Keine Eignung des Strafbefehlsverfahrens zur konsensualen Erledigung von Verfahren 

mit schweren strafrechtlichen Vorwürfen und komplexer Sach- und/oder Rechtslage 

 

Grundsätzlich sind Gespräche zwischen Staatsanwaltschaft und Verteidiger über eine Erledigung 

im Strafbefehlsverfahren schon wegen des Grundsatzes der freien Gestaltung des Ermittlungs-

verfahrens zulässig. Auch spricht im Grundsatz nichts gegen eine Einigung über die zu beantra-
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 Schmidt-Hieber, Rn 75. 
193

 Ranft in: JuS 2000, 633. 
194

 Rönnau, S. 134; Schmidt-Hieber, Rn 75; Kirch, S. 29. 
195
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gende Strafe, zumal der summarische Charakter des Strafbefehlsverfahrens dem Beschuldigten 

sonst nur geringe Chancen gibt, auf die Entscheidung Einfluss zu nehmen.
197

 Selbst ein im 

Rahmen einer Verständigung vereinbarter Einspruchsverzicht des Beschuldigten ist unbedenk-

lich.
198

 Denn ein wirksamer Verzicht auf einen Einspruch kann selbstverständlich erst nach 

Erlass des Strafbefehls erklärt werden
199

; die vorher abgegebene Verzichtszusage ist daher nur 

eine unverbindliche Absichtserklärung, die aber für die Verfahrensbeschleunigung von großer 

Bedeutung sein kann.
200

  

 

Während sonach das Strafbefehlsverfahren in Fällen der leichteren bis mittleren Kriminalität
201

 

ein sinnvolles Modell verfahrensfördernder und verfahrensvereinfachender Kooperation dar-

stellt
202

, auf das in diesem Bereich nicht mehr verzichtet werden kann
203

, ist es für die 

konsensuale Erledigung der im Mittelpunkt der vorliegenden Arbeit stehenden sog. Großverfah-

ren ungeeignet: 

 

Wie der Rückblick auf die geschichtliche Entwicklung gezeigt hat, gilt das Strafbefehlsverfahren 

bereits nach der gesetzgeberischen Konzeption für Massendelikte mit geringer Komplexität
204

, in 

denen im Bereich der Strafzumessung Typisierungen durch Bildung gleichgelagerter Fallgrup-

pen gerade auch im Interesse einer dem Gleichheitssatz entsprechenden Strafzumessung möglich 

sind.
205

 Dies ist aber gerade bei sog. Großverfahren, deren konsensuale Erledigung im Blick-

punkt der vorliegenden Arbeit steht, nicht der Fall. Es handelt sich hier, wie die einleitend 

aufgeführten Beispiele zeigen, um zahlen- und umfangsmäßig zunehmende Fälle, die in ihrer 

kriminellen Intensität und der Komplexität der zur Entscheidung gestellten Sachverhalte in der 

Regel weit über den Durchschnitt gewöhnlicher Fallkonstellationen hinausgehen. Dies zeigt sich 

auch darin, dass derartige Taten nahezu ausnahmslos beim Landgericht angeklagt werden. Wenn 

nun aber unter dem Druck von Verfahrensökonomie und in dem Bemühen, den auf der Justiz 

lastenden Erledigungsdruck zu reduzieren, aufgrund einer Absprache mit dem Beschuldigten 

bzw. dessen Verteidiger die Staatsanwaltschaft – gegebenenfalls sogar unter Einschränkung des 

Aufwandes für die Wahrheitsermittlung – anstelle einer an sich gebotenen Anklage zum Landge-

richt einen Strafbefehlsantrag mit einer unangemessen niedrigen Strafe beim Amtsgericht stellt, 
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 42 

dann ist dem öffentlichen Strafverfolgungsinteresse nicht mehr in ausreichendem Maße Genüge 

getan.
206

 Verfahrensökonomie taugt zur Legitimation vereinfachter Verfahren nur solange, wie 

damit nicht rechtsstaatliche Anforderungen an das Verfahren außer Kraft gesetzt werden.
207

 Der 

ökonomische Aspekt der Justizentlastung, zu dem auch das Schlagwort „knappe Ressource 

Recht― gehört, darf in seiner Bedeutung zwar nicht unterschätzt werden, kann aber das rechts-

staatlich Vertretbare als Begrenzungsmaßstab nicht verdrängen.
208

 Wenn die Justiz – und sei es 

auch nur in Ausnahmefällen – zwecks Arbeitsersparnis bereit ist, im Wege des Konsenses den 

dem Interesse der Allgemeinheit an Strafverfolgung verpflichteten staatlichen Strafanspruch 

nicht in vollem Umfang durchzusetzen, ist das Ziel des Strafverfahrens, Rechtsfrieden zu schaf-

fen
209

, gefährdet. Zwar ist der reine Vergeltungsgedanke in der Strafe überwunden
210

, Schuld-

ausgleich und Wahrheitssuche werden nicht mehr um ihrer selbst verfolgt. Aber das Schuldprin-

zip ist nach wie vor fester Bestandteil unseres Strafrechtssystems; eine gerechte Strafe muss 

schuldangemessen sein.
211

 Ist sie dies nicht mehr, weil etwa der Beschuldigte sich einen gut 

bezahlten, einsatz- und ggf. konfliktbereiten Verteidiger leisten kann und die Justiz aus prozess-

ökonomischen Gründen zurückweicht, so besteht gerade bei sog. Großverfahren die Gefahr eines 

„Zwei-Klassen-Strafrechts― durch Abreden unter der zusätzlichen Gefahr einer „entwürdigenden 

Degradierung von Rechtspflegeorganen zu Handelspartnern―.
212

 Dem Strafbefehlsverfahren 

kommt deshalb bei der Bewältigung der großen Masse von Bagatellstraftaten eine „praktisch 

unentbehrliche Funktion―
213

 zu. Im Bereich der sog. Großverfahren ist diese Art der 

konsensualen Erledigung jedoch abzulehnen.
214
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B. Urteilsabsprachen zur konsensorientierten Erledigung von sog. Großver-

fahren 

I. Einleitung 

 

Neben den Möglichkeiten, die das geltende Prozessrecht zur Beschleunigung von Strafverfahren 

und zur Entlastung der Strafrechtspflege mit der vereinfachten Verfahrenserledigung durch 

Strafbefehl oder durch eine Sachbehandlung nach § 153 a StPO bietet, die jedoch – wie darge-

stellt – nur für die Fälle der leichteren bis mittleren Kriminalität geeignet sind, ist zunehmend 

eine Verfahrensbeschleunigung durch kooperatives Verhalten der Prozessbeteiligten im Wege 

der sog. Urteilsabsprachen in den Mittelpunkt der Diskussionen um eine beschleunigte Erledi-

gung gerade von sog. Großverfahren gerückt. Absprachen führen zu einer konsensualen Erledi-

gung von Strafsachen: Der Prozessstoff wird nicht bis zur Schuldspruchreife verhandelt, sondern 

im Laufe des Verfahrens – einmal früher, einmal später – einer einvernehmlichen Lösung 

zugeführt.
215

 Urteilsabsprachen sind sowohl im Vor- als auch im Zwischen- und Hauptverfahren 

möglich. So kann die Staatsanwaltschaft bereits im Ermittlungsverfahren aufgrund eines mit dem 

Beschuldigten herbeigeführten Konsenses den Umfang der zu erhebenden Anklage beschränken 

und die Stellung eines gemäßigten Strafantrages bei Ablegung eines Geständnisses ankündi-

gen
216

 
217

, kann im Zwischenverfahren aufgrund einer Absprache zwischen den Verfahrensbetei-

ligten der Prozessstoff beschränkt und können im Hauptverfahren entweder im Vorfeld der 

Hauptverhandlung oder in dieser selbst Vereinbarungen hinsichtlich des Umfangs der Beweis-

aufnahme und – damit verknüpft – über das Verfahrensergebnis getroffen werden. 

 

Urteilsabsprachen in Strafverfahren sind ein Phänomen, das es seit ungefähr 25 Jahren offiziell 

gibt. Zuvor wurden sie zwar praktiziert, aber gegenüber der (juristischen) Öffentlichkeit scham-

haft verschwiegen: einer der ersten Aufsätze zu diesem Thema wurde im Jahre 1982 sogar nur 

unter dem Pseudonym
218

 „Detlev Deal aus Mauschelhausen―
219

 veröffentlicht. Zwischenzeitlich 

ist das informelle Aushandeln von Strafen zu einem festen Bestandteil der Strafjustiz gewor-

den.
220

 Personelle Engpässe, in denen sich die Justiz befindet, Sachzwänge insbesondere in 
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 Weßlau, S. 5. 
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kaum zu erwarten ist, dass das Gericht über den von der Staatsanwaltschaft „ermittelten― Rahmen des Tatge-

schehens hinausgeht oder sich nicht an den Strafantrag der Staatsanwaltschaft hält; Kremer, S. 21. 
218

 Dahinter verbarg sich der Strafverteidiger Hans-Joachim Weider aus Frankfurt a.M. 
219

 Der strafprozessuale Vergleich, StV 1982, 545 ff. 
220
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großen Wirtschafts- oder Betäubungsmittelverfahren mit objektiv schwieriger Sach-, Rechts- 

und Beweislage, Strategien selbstbewusster Verteidiger, die das Prozessrecht für sich effektiv zu 

nutzen wissen und nicht zuletzt Vorteile für alle Beteiligten bilden einen Ursachenkomplex
221

, 

der die Justiz für informelle Praktiken zugänglich gemacht und zu einer zunehmenden Konsens-

orientierung großer Strafprozesse geführt hat.  

 

Ziel der Absprachen ist es dabei immer, mögliche Reibungspunkte zwischen den Strafverfol-

gungsbehörden und dem Angeklagten bzw. dessen Verteidiger durch „Leistung― und „Gegen-

leistung― zu vermeiden und dadurch die Abwicklung des Verfahrens zu erleichtern. Die Leistung 

des Angeklagten kann in der Rücknahme von Beweisanträgen oder dem Verzicht auf deren 

Stellung sowie in der Zusage von Schadenswiedergutmachung oder eines späteren Rechtmittel-

verzichts, vor allem aber in der Ablegung eines Geständnisses liegen.
222

 Als „Gegenleistung― 

kommen auf der anderen Seite vor allem Strafmilderung und gegebenenfalls ein Strafmaß in 

Höhe einer Bewährungsstrafe in Betracht.
223

  

 

Aufgrund dieser konsensualen Natur
224

 der auf Verständigung zielenden Abspracheverfahren 

können diese – wie noch darzustellen sein wird – nicht bruch- und friktionslos in das traditionel-

le Recht der Hauptverhandlung in Strafsachen als eines kontradiktorischen, inquisitorischen, auf 

umfassende Ermittlung und Aburteilung der verfahrensgegenständlichen Taten zielenden Ver-

fahrens integriert werden.
225

 Auf derartige Aushandlungsprozesse ist die Strafprozessordnung 

nicht zugeschnitten.
226

 Es geht damit bei dem Phänomen der strafprozessualen Urteilsabsprachen 

nicht um irgendeine rechtstechnische „Erleichterung, sondern um eine für den Strafprozess [...] 

fundamentale, man kann auch ruhig sagen: epochale Umwälzung―.
227

 Deshalb ist es erforderlich, 

sich zunächst in rechtstatsächlicher Hinsicht einen Überblick über die Praxis der Urteilsabspra-

chen zu verschaffen und anschließend die „neuralgischen Punkte―
228

 der Urteilsabsprachen 

herauszuarbeiten, um schließlich überprüfen zu können, ob es der jüngeren Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofes, insbesondere der Grundsatzentscheidung des 4. Strafsenates vom 28. 

August 1997
229

 und dem Grundsatzbeschluss des Großen Senats für Strafsachen vom 3. März 
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 Schünemann in: FS Rieß, 525, 528. 
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 Schünemann in: FS Rieß, 525, 534. 
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 BGHSt 43, 195 ff. 
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2005
230

 und den bisherigen Vorschlägen zur Umsetzung des darin enthaltenen Appells des 

Großen Senats an den Gesetzgeber, „die Zulässigkeit, und, bejahendenfalls, die wesentlichen 

Voraussetzungen und Begrenzungen von Urteilsabsprachen gesetzlich zu regeln―
231

, sowie dem 

am 29. Juli 2009 beschlossenen Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren
232

 

gelungen ist, den verfassungsrechtlichen Bedenken Rechnung zu tragen und den Gefahren der 

Verletzung tragender Prozessprinzipien zu begegnen.  

 

 

II. Rechtstatsächliche Untersuchungen über den Umfang von Urteilsabsprachen in 

deutschen Strafverfahren 

 

1. Bisherige Veröffentlichungen 

 

Über die Dimension von Urteilsabsprachen in Strafverfahren gibt es keine offizielle statistische 

Erhebung, sondern vielmehr nur einzelne Umfragen über die Einschätzung von Praktikern.
233

 

Jedoch werden heute sowohl die Existenz von Absprachen als auch deren erhebliche Bedeutung 

für die Praxis nicht mehr geleugnet.
234

 Absprachen sind in deutschen Strafverfahren bereits 

derart etabliert, dass sie durch keinen höchstrichterlichen oder gesetzgeberischen Kraftakt aus 

der Welt zu schaffen sind.
235

 An dieser „strafprozessualen Wirklichkeit―
236

 ist nicht zu rütteln. 

 

Die ersten Forschungsergebnisse über den Umfang von Absprachen in der Praxis lieferte eine 

Untersuchung von Raimund Hassemer und Gabriele Hippler aus dem Jahre 1986.
237

 In diesen 

mit 23 Personen (10 Staatsanwälte, 7 Richter und 6 Strafverteidiger) durchgeführten sog. Leitfa-

deninterviews
238

 sollte es in erster Linie darum gehen, einige erste Informationen über Vorkom-

men und Ausgestaltung informeller Absprachen zu erheben, um sowohl einen Einblick in das 

Phänomen der Verständigungen zu erlangen, als auch eine Basis für künftige Forschungen zu 

schaffen. Es zeigte sich, dass in der Wirklichkeit des deutschen Strafverfahrens bereits in den 80-

er Jahren informelle Verfahrenspraktiken angewandt wurden. Ohne Rücksicht auf die Strafpro-
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zessordnung wurden strikt vertrauliche Gespräche am Telefon, auf Fluren und in Dienstzimmern 

geführt, aufgrund derer dann die Beweisaufnahme und die anschließende Urteilsberatung durch 

das sog. „Gentlemen’s Agreement― über die Ablegung eines Geständnisses durch den Angeklag-

ten und seine anschließende Verurteilung zu einer milderen Strafe ersetzt wurde.
239

 Auch Chris-

tian Lüdemann und Kai-D. Bussmann haben Mitte der 80-er Jahre Untersuchungen zur Verbrei-

tung informeller Verständigungen in der Praxis angestellt. In insgesamt 177 standardisierten 

Interviews mit Richtern, Staatsanwälten und Strafverteidigern wurden diese zu ihren persönli-

chen Erfahrungen mit Absprachen im Strafverfahren befragt.
240

 Die meisten verfügbaren Zahlen 

zur Verbreitung der Absprachenpraxis beruhen jedoch auf einer von Prof. Bernd Schünemann 

zusammen mit Raimund Hassemer in den Jahren 1986/87 unter 1195 deutschen Strafrichtern, 

Staatsanwälten und Strafverteidigern durchgeführten Repräsentativ-Umfrage zur Häufigkeit 

informeller Verständigungen.
241

 Eine weitere Erhebung erfolgte durch Siolek
242

 in den Jahren 

1990/91 durch eine Befragung der Richter und Auswertung von Verfahrensunterlagen der 

Wirtschaftsstrafkammern des Landgerichts Hildesheim aus den Jahren 1985 bis 1990. Die 

zeitlich letzte Studie wurde von Altenhain/Hagemeier/Haimerl/Stammen im Jahre 2007 über 

„die Praxis der Absprachen an den Wirtschaftsstrafkammern in Nordrhein-Westfalen― durchge-

führt, wobei 142 Juristen mit einem Tätigkeitsschwerpunkt im Wirtschaftsstrafrecht zu ihren 

Erfahrungen mit Urteilsabsprachen, insbesondere ob und in welchem Umfang die Leitlinien des 

BGH umgesetzt werden, befragt wurden.
243

 

Im Rahmen der unterschiedlichen Erhebungen reichten die Angaben der Befragten zur Häufig-

keit der Absprachen von nie/gelegentlich bis dazu, dass informelle Verständigungen an der 

Tagesordnung seien. 
244

 Es zeigte sich jedoch insgesamt, dass verfahrenserledigende Absprachen 

in der damaligen Praxis in etwa 20-30 % aller Fälle vorkamen
245

. Unumstritten ist, dass Abspra-

chen in Wirtschaftsstrafverfahren relativ gesehen häufiger vorkommen als dies in anderen 

Strafverfahren der Fall ist.
246

 Siolek stellte hier einen Anteil von über 60 %
247

, Schünemann 

sogar einen solchen von über 80 % fest.
248

 Nach der Erhebung von Alten-

hain/Hagemeier/Haimerl stimmten 81 % der Befragten dem Satz zu „Urteilsabsprachen sind für 
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mich ein unverzichtbares Instrument zur Bewältigung von Wirtschaftsstrafverfahren―, 54 % 

sogar „voll und ganz―.
249

 95,5 % der von Altenhain/Hagemeier/Haimerl/Stammen Befragten 

gaben an, dass sie selbst schon in Wirtschaftsstrafverfahren an Verständigungsgesprächen 

teilgenommen haben, wobei die befragten Verteidiger dies zu 100% angaben.
250

 Neben den 

Wirtschaftsdelikten bestand die höchste Bereitschaft zu einer informellen Verständigung im 

Bereich der Betäubungsmittelstrafsachen. Demgegenüber war bei Staatsschutzdelikten und 

schweren Gewaltstraftaten eine deutliche Verminderung der Absprachebereitschaft zu registrie-

ren.
251

  

Die Kommunikation über das Ergebnis des anhängigen Strafverfahrens (d.h. vor allem die 

Strafhöhe) wurde bei der von Altenhain/Hagemeier/Haimerl/Stammen durchgeführten Befra-

gung einhellig als notwendiges Element jeder Absprache angesehen.
252

 So stellen im Themenbe-

reich des Synallagmas zwischen den „Leistungen― des Angeklagten auf der einen und denen der 

Justiz auf der anderen Seite die häufigsten Zugeständnisse des Angeklagten das zumindest 

teilweise Geständnis, aber auch der Verzicht auf weitere Beweisanträge und der Rechtsmittel-

verzicht sowie eine Schadenswiedergutmachung dar. Die Gegenleistung des Gerichts bestand 

vor allem aus einem geringeren Strafmaß, der Zusicherung einer Freiheitsstrafe mit Bewährung, 

einer Beschränkung des Prozessstoffes oder auch der Modifikation der Täterqualifikation (Gehil-

fe statt Mittäter).
253

 Kern fast aller Verständigungsgespräche ist damit die Frage, ob der Ange-

klagte ein Geständnis ablegt und welche Strafe ihm für diesen Fall in Aussicht gestellt wird.
254

 

Dabei ging die Initiative zu Verhandlungen über Verständigungen bzw. das Signal zur Verhand-

lungsbereitschaft nach den Ergebnissen der Untersuchung von Hassemer/Hippler weitaus 

häufiger von den Verteidigern und den Vorsitzenden aus als von der Staatsanwaltschaft.
255

  

Zu diesem Ergebnis kommt auch die Befragung von Altenhain/Hagemeier/Haimerl, wobei 

hiernach der Angeklagte von 57,5 % der Befragten als derjenige angesehen wird, der am meisten 

von der Absprache profitiert, da ein konsensuales Vorgehen regelmäßig zu milderen Urteilen 

führe.
256

 Für die befragten Richter war der Hauptgrund für eine Teilnahme an Verständigungen 
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vor allem die Abkürzung der Beweisaufnahme (96,8 %), sowie der Wunsch, mehr Verfahren in 

der gleichen Zeit zu erledigen (74,2 %).
257

 

 

Zu beachten ist allerdings, dass die in sämtlichen Untersuchungen erhobenen Zahlen nur be-

schränkt Rückschlüsse auf den tatsächlichen Anteil konsensualer Verfahrenserledigungen 

zulassen, da die Angaben der Richter und Staatsanwälte über die eigene Absprachenpraxis eher 

zurückhaltend ausfielen. Insbesondere bei Durchführung der Untersuchungen Mitte der 80-er 

Jahre herrschte noch ein stärkeres „Gefühl der Unsicherheit und Dubiosität― gegenüber der 

Absprachenpraxis vor, so dass die Angaben eine tendenziell zu niedrige Schätzung vermuten 

lassen.
258

 Die Ergebnisse dieser rechtstatsächlichen Untersuchungen zur Verbreitung informeller 

Verfahrensabsprachen lassen aber erkennen, dass Absprachen Mitte der 80-er Jahre zwar nicht 

von allen Organen der Rechtspflege praktiziert wurden, aber bereits in vollem Gange waren. 

Seitdem nahm die Entwicklung der Absprachenpraxis unaufhaltsam ihren Lauf.
259

 

 

 

2. Ergebnisse einer eigenen Befragung am Landgericht Stuttgart 

 

Da seit den frühen Erhebungen mehr als 15 Jahre verstrichen und neuere Zahlen neben den auf 

Wirtschaftsstrafverfahren beschränkten Untersuchungen von Alten-

hain/Hagemeier/Haimerl/Stammen nicht verfügbar sind, wurden ergänzend hierzu im Rahmen 

der vorliegenden Arbeit eigene Befragungen unter Richtern und Staatsanwälten in Stuttgart zu 

deren Einschätzung und Erfahrung mit Urteilsabsprachen durchgeführt. Der dabei verwendete 

Fragebogen
260

 orientierte sich im wesentlichen an den Fragenkomplexen der bereits vorliegen-

den Untersuchungen. Insgesamt wurden neun Vorsitzende Richter des Landgerichts Stuttgart 

(drei Vorsitzende von Wirtschaftsstrafkammern, drei Vorsitzende von Jugendstrafkammern und 

drei Vorsitzende von allgemeinen Strafkammern) befragt, ferner zwei Staatsanwälte aus dem 

Schwerpunktbereich Wirtschaftskriminalität. Dabei handelt es sich zwar keineswegs um eine 

repräsentative Umfrage; sie hat jedoch bestätigt, dass die Absprache in der Praxis des Strafver-

fahrens zwischenzeitlich allgegenwärtig ist. 
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Der erste Teil der Befragung betraf Ursachen und Häufigkeit von Urteilsabsprachen. Hierzu 

gaben alle Befragten einstimmig an, dass der Hauptgrund für Verständigungen in der übermäßi-

gen Arbeitsbelastung und der dadurch entstehenden Terminsnot liege. Im Schnitt haben die 

jährlichen Eingänge bei den Strafkammern des Landgerichts Stuttgart in den vergangenen zehn 

Jahren um fast 10% zugenommen. Insbesondere die Wirtschaftstrafkammern, die mit durch-

schnittlich zwölf bis vierzehn meist schwierigen und komplexen Fällen pro Jahr besonders stark 

belastet sind, kommen nach Angaben der Befragten ohne Urteilsabsprachen nicht mehr aus. 

Lediglich zwei bis drei der im Jahr insgesamt eingegangenen Sachen werden dort in streitiger 

Verhandlung erledigt, der Rest (ca. 80%) durch eine Absprache. Da nach Aussage insbesondere 

der Vorsitzenden der Wirtschaftsstrafkammern diese auf eine Erledigung durch Absprachen 

dringend angewiesen sind, sehen einige der Befragten die Gefahr einer Erpressbarkeit des 

Gerichts. Insbesondere sei nicht mehr auszuschließen, dass das Gericht durch die Drohung mit 

der Stellung von zahlreichen Beweisanträgen und damit einer Verfahrensverlängerung unter 

Druck gesetzt werden könne, Abspracheverhandlungen zuzustimmen. 

 

Im Bereich der Jugendstrafkammern stellt sich die Situation demgegenüber verändert dar. Nach 

Aussage der Jugendrichter sind zum einen die Jugendkammern nicht so sehr wie die Wirt-

schaftsstrafkammern auf eine Erledigung durch Absprachen angewiesen, zum anderen sei hier 

der im Jugendstrafrecht geltende Erziehungsgedanke zu beachten. Absprachen würden grund-

sätzlich die Gefahr bergen, dass der jugendliche oder heranwachsende Angeklagte die Verhand-

lung über die Strafe als nicht ernst zu nehmendes „Feilschen― ansehe. Aus diesem Grunde 

würden Urteilsabsprachen in Jugendstrafverfahren weitestgehend vermieden. In Betracht kom-

men sie nach Angaben der Befragten allerdings in den Jugendschutzsachen, in denen den Opfern 

von Sexualstraftaten eine Aussage vor Gericht erspart werden soll. Derartige Absprachen finden 

nach Angaben der befragten Richter allerdings auch nur in etwa 20 % dieser Fälle statt.  

 

Ein weiterer Fragenkomplex beschäftigte sich mit der konkreten Vorgehensweise bei Abspra-

chen. Auf die Frage, von wem die Initiative zur Aufnahme von Gesprächen ausgehe, gaben  62 

% der Befragten den bzw. die Verteidiger und 37 % das Gericht als Initiator an. Von der Staats-

anwaltschaft geht demgegenüber so gut wie nie (1 %) die Anregung zu einer Urteilsabsprache 

aus. Etwa die Hälfte aller Absprachegespräche findet bereits vor Beginn der Hauptverhandlung 

statt, die andere Hälfte dagegen erst in deren Verlauf. Dabei gab die Mehrheit der Befragten an, 

dass die Verhandlungsbereitschaft in den meisten Fällen während einer Unterbrechung der 

Hauptverhandlung zu erkennen gegeben wird, wobei im Anschluss ein Gespräch im Richter- 
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oder Beratungszimmer geführt wird.
261

 Hier wird der Angeklagte stets von seinem Verteidiger 

vertreten. Bei diesem Gespräch sind die Schöffen grundsätzlich nicht dabei. Dies wurde bemer-

kenswerterweise von einem Teil der Befragten damit begründet, dass die Befürchtung bestehe, 

die Aushandlungen könnten Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit des Verfahrens vermitteln. Diese 

Praxis bleibt allerdings nicht folgenlos. Da die Laienrichter erst später von dem Ergebnis der 

Gespräche informiert werden, sind sie häufig mit der getroffenen Regelung nicht einverstanden 

oder können ein derartiges Vorgehen schwer nachvollziehen. Einige der befragten Richter gaben 

an, sich selbst bei den Verständigungsgesprächen „wie auf einem Basar― vorzukommen, aller-

dings bestehe häufig keine andere Möglichkeit, zu einer Einigung zu kommen. In 90 % der Fälle, 

in denen Verhandlungen über eine Verständigung aufgenommen werden, werde eine Einigung 

erreicht. 

  

Auch die Frage der zu erbringenden „Leistungen― im Rahmen der Urteilsabsprache stellte sich 

während der Gespräche. Alle befragten Richter gaben auf die Frage, wie die „Gegenleistung― 

des Angeklagten auszusehen habe, damit es zu einer Einigung kommt, an, dass hierfür nur ein 

Geständnis in Betracht komme. Dabei handele es sich in beinahe der Hälfte der Fälle um ein sog. 

„schlankes― Geständnis, d.h. um die pauschale Bestätigung der Anklagevorwürfe. Sonstiges 

verfahrensbeschleunigendes Verhalten, wie zum Beispiel der Verzicht auf die Stellung von 

Beweisanträgen, reichte den Befragten nicht aus. Das Zugeständnis des Gerichts besteht nach 

einhelliger Aussage ausschließlich in einem Strafrabatt. Dieser kann, je nach Einzelfall, aller-

dings erheblich sein. So gaben insbesondere die Vorsitzenden der Jugendkammern an, etwa ein 

Drittel Nachlass auf die Strafe zu geben.
262
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III. Die Urteilsabsprachen im System des geltenden Rechts 

 

1. Einleitung  

 

Das deutsche Strafprozessrecht sah bis zum Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafver-

fahren vom 29. Juli 2009 eine Verständigung über Verfahrensergebnisse nicht vor, verbot sie 

aber auch nicht.
263

 Manches Verfahren lebt geradezu davon, dass gesetzlich vorgesehene Ver-

einbarungen zwischen den Prozessbeteiligten getroffen werden. In der Strafprozessordnung 

waren durchaus bereits Fälle geregelt, in denen eine Einwilligung des Beschuldigten erforderlich 

ist. So zeigt gerade die Vorschrift des § 153 a StPO, dass eine Verständigung zwischen den 

Verfahrensbeteiligten – auch über die Art der Erledigung und das Ergebnis eines Strafverfahrens 

– dem deutschen Strafprozess nicht völlig fremd ist.
264

 Dass die Strafprozessordnung nicht auf 

ein strenges Gegeneinander der Beteiligten angelegt ist, ergibt sich beispielsweise auch aus § 

265 a StPO (Befragung des Angeklagten nach seiner Bereitschaft zu freiwilligen Bewährungs-

leistungen) oder §§ 303, 411 III StPO (Rücknahme eines Rechtsmittels der Staatsanwaltschaft 

nach Beginn der Hauptverhandlung sowie der öffentlichen Klage im Strafbefehlsverfahren mit 

Zustimmung des Angeklagten).
265

 Doch aus der Tatsache, dass das Strafverfahrensrecht Rechts-

normen vorsieht, die unmittelbar von einer Verständigung der Verfahrensbeteiligten ausgehen, 

kann nicht ohne weiteres ein Rückschluss auf eine grundsätzliche Zulässigkeit der 

Absprachenpraxis gezogen werden.
266

 Der deutsche Strafprozess ist u.a. dadurch charakterisiert, 

dass die Strafverfolgungs- und die Urteilstätigkeit auf die Staatsanwaltschaft und das Gericht 

und damit auf zwei von einander unabhängige Institutionen verteilt ist. Nach Erhebung der 

öffentlichen Klage geht die Verfahrensherrschaft auf den Richter über, der sowohl die Verneh-

mungen durchführt als auch die zur Ent- und Belastung dienenden Beweise erhebt. In seiner 

Grundstruktur ist dieser Prozess nicht auf eine Verständigung der Prozessbeteiligten ausgerich-

tet. Seine durchaus in einzelnen Normen vorhandenen kommunikativen und kooperativen 

Elemente können nicht auf den gesamten Strafprozess übertragen werden.
267

 Die Beantwortung 

der Frage nach der Vereinbarkeit von Urteilsabsprachen mit dem geltenden Recht hat vielmehr 

zunächst orientiert an strafprozessualen und verfassungsrechtlichen Grundsätzen zu erfolgen.  

An dieser im Charakter der Urteilsabsprachen wurzelnden Problematik ändert auch der Be-

schluss des Gesetzes zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren nichts. 
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Die Literatur zur Frage möglicher Verstöße der Absprachenpraxis gegen fundamentale Grund-

sätze des deutschen Strafverfahrens und gegen verfassungsrechtliche Prinzipien ist derart um-

fangreich, dass an dieser Stelle lediglich auf die wichtigsten Kollisionspunkte der Verständi-

gungspraxis mit geltenden Prozess- und Verfassungsgrundsätzen eingegangen werden soll.
268

 

 

 

2. Mögliche Verstöße der Urteilsabsprachen gegen Verfahrens- und Verfassungsgrund-

sätze 

a) Der Öffentlichkeitsgrundsatz 

 

Das Prinzip der Öffentlichkeit der Hauptverhandlung (§ 169 S.1 GVG) ist für das Strafverfahren 

in Art. 6 I EMRK verankert und steht nicht zur Disposition der Verfahrensbeteiligten.
269

 Der 

BGH zählt dieses Prinzip „zu den Grundlagen des Strafverfahrens― und „zu den kennzeichnen-

den Merkmalen der modernen Rechtsprechung überhaupt―.
270

 Der Öffentlichkeitsgrundsatz 

besagt, dass die Verhandlung vor dem erkennenden Gericht (einschließlich der Verkündung der 

Urteile und Beschlüsse) grundsätzlich öffentlich sein soll und nicht hinter verschlossenen Türen 

erfolgen darf.
271

 Sein Ziel ist es, das Vertrauen der Allgemeinheit in die Rechtsprechung zu 

sichern und eine Kontrolle des Verfahrensablaufs zu gewährleisten.
272

 

 

Im Unterschied zur allgemeinen Kommunikation ist es nicht selbstverständlich, dass Absprachen 

innerhalb der Sitzung getroffen werden.
273

 Sie erfolgen in der Praxis weitgehend außerhalb der 

öffentlichen Hauptverhandlung. Hat die Hauptverhandlung bereits begonnen, wird sie unterbro-

chen, und die Beteiligten ziehen sich in das Beratungszimmer oder auf den Gerichtsgang, 

jedenfalls aber aus den Augen der Öffentlichkeit zurück.
274

 Diese Heimlichkeit und Verschwie-

genheit von Absprachen sind die Hauptgründe dafür, dass diese Art der informellen Verständi-

gung in Strafverfahren nicht frei wird vom Geruch der „Kungelei―.  

                                                 
268
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Ausgehend von der ratio des Öffentlichkeitsgrundsatzes sehen deshalb die Kritiker der 

Absprachenpraxis Öffentlichkeit und Absprachen zumindest in einem problematischen Verhält-

nis zueinander.
275

 Dabei ist nach einer Ansicht der Öffentlichkeitsgrundsatz bereits dann verletzt, 

wenn nicht der gesamte Absprachevorgang in der Hauptverhandlung erfolgt. Nur auf diese 

Weise werde die vertrauensbildende und kontrollierende Funktion durch die Öffentlichkeit 

gewahrt.
276

 Andere wiederum lassen es ausreichen, lediglich die Verständigungsergebnisse in die 

Hauptverhandlung einzubringen, über Einzelheiten aber Stillschweigen zu bewahren.
277

 Eine 

vermittelnde Meinung verlangt, dass der Öffentlichkeit zumindest diejenigen Umstände unter-

breitet werden müssten, die für das Urteil relevant seien. Die Mitteilung dürfe sich deshalb nicht 

nur auf die Tatsache beschränken, dass Verständigungsgespräche außerhalb der Hauptverhand-

lung stattgefunden haben, sondern müsse auch die behandelten Probleme wiedergeben.
278

 

Anderenfalls würde der Öffentlichkeit nur ein unvollständiges Mosaikbild geboten. Der Gesamt-

zusammenhang ginge verloren, da dem Betrachter wichtige Eindrücke zum Verständnis der vom 

Gericht ausgesprochenen Rechtsfolge fehle.  

 

Da § 169 S.1 GVG lediglich die Öffentlichkeit der Hauptverhandlung fordert, wird demge- 

genüber die Ansicht vertreten, Verständigungen, die zwischen den Verhandlungstagen oder in 

den Sitzungspausen stattfänden, seien von § 169 GVG überhaupt nicht umfasst. Es müsse 

deshalb der Öffentlichkeit nicht einmal das Ergebnis der Absprachen mitgeteilt werden. Nur die 

aufgrund der Vereinbarungen erfolgenden Prozesshandlungen, wie z.B. das Geständnis des 

Angeklagten, gehörten in die öffentliche Hauptverhandlung. Wenn dieser „Vollzug― der Verein-

barung in der Hauptverhandlung erfolge, sei dem Öffentlichkeitsgrundsatz Genüge getan.
279

 

 

Die Problematik dieser rein formalen Deutung des Öffentlichkeitsgrundsatzes besteht allerdings 

darin, dass die eigentliche Prozesshandlung (Ablegung eines Geständnisses) zwar in der Haupt-

verhandlung vorgenommen wird, die Vorbereitung hierfür in Form der Absprache jedoch 

außerhalb der Hauptverhandlung erfolgte und deshalb die Verknüpfung mit den Urteilsinhalten 

verborgen bleibt. Ausgehend von dem Ziel des Öffentlichkeitsgrundsatzes, sicherzustellen, dass 

sich die Rechtsprechung grundsätzlich in aller Öffentlichkeit und nicht hinter verschlossenen 

Türen vollzieht, um so die Kontrolle der Justiz zu gewährleisten und das öffentliche Vertrauen in 
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die Rechtsprechung zu festigen
280

, kann die Öffentlichkeit das, was sich vor Gericht abspielt, nur 

kontrollieren, wenn sie das zu Überprüfende kennt und versteht. Der Aushandlungsvorgang ist 

mindestens ebenso wichtig wie das Ergebnis, da nur die Umstände des ausgehandelten Ergebnis-

ses Aufschluss über die Rechtmäßigkeit desselben geben und somit den notwendigen Kontroll-

schutz und die hinreichende Transparenz liefern können.
281

 Bleibt für den Außenstehenden 

verborgen, welche sachlichen Erwägungen für die Prozessbeteiligten maßgebend waren, kommt 

es zu dem bereits erwähnten Vorwurf der „Mauschelei― und des „Kuhhandels―. Allerdings ist es 

im Hinblick auf die Kontrolle der Justiz durch die Allgemeinheit nicht erforderlich, dass der 

gesamte Absprachevorgang in der Hauptverhandlung stattfindet, der Öffentlichkeit müssen aber 

zumindest diejenigen Umstände unterbreitet werden, die für das Urteil relevant sind, so dass für 

diese in der Hauptverhandlung sichtbar wird, dass die vorgenommenen Prozesshandlungen 

Folge der getroffenen Absprache sind.  

 

Einschränkungen des Öffentlichkeitsgrundsatzes in Bezug auf die Umstände einer Absprache 

sind daher nicht zu rechtfertigen.
282

 Wann allerdings die „Schwelle― erreicht ist, von der an das 

Öffentlichkeitsprinzip tangiert wird, ist in concreto schwer einzuschätzen. Diese Frage muss der 

Richter nach seinem Selbstverständnis, orientiert an Rang und Funktion der Strafjustiz, entschei-

den.
283

 Wegen der großen Variationsbreite an möglichen Informationen ist deshalb die Frage der 

Zulässigkeit der Absprachenpraxis, gemessen am Grundsatz der Öffentlichkeit, nicht eindeutig 

im Sinne von „zulässig― oder „unzulässig― zu qualifizieren, ihre Einordnung ist vielmehr um die 

Wertung „jedenfalls unerwünscht― zu erweitern.
284

    

 

b) Der Amtsaufklärungsgrundsatz 

 

Nach dem Untersuchungs- oder Amtsaufklärungsgrundsatz, der für das Gericht u.a. in § 244 II 

StPO seinen gesetzlichen Niederschlag gefunden hat, ist das Gericht gehalten, den Sachverhalt 

selbst zu ermitteln, also die Wahrheit von Amts wegen zu erforschen.
285

 Der Untersuchungs-

grundsatz, der nach Eröffnung des gerichtlichen Verfahrens und damit dem Übergang der 

Verfahrensherrschaft auf das Gericht das Legalitätsprinzip überlagert
286

, steht damit in scharfem 
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Gegensatz zur Verhandlungsmaxime und zur Dispositionsmaxime des Zivilprozesses, der durch 

die Pflicht der Parteien zur Herbeischaffung der tatsächlichen Grundlagen des Urteils geprägt ist. 

Dort darf der Richter der seinem Urteil nur das zugrunde legen, was die Parteien behauptet oder 

bewiesen haben; auch Geständnisse werden dem Urteil ungeprüft zugrunde gelegt (§ 288 

ZPO).
287

 Die Parteien bestimmen also den Umfang der Beweisaufnahme, und das Gericht ist 

daran gebunden. Demgegenüber verpflichtet das strafprozessuale Gebot der umfassenden 

Sachverhaltsaufklärung das Gericht, ohne Bindung an Anträge und Erklärungen der Prozessbe-

teiligten – unter Umständen auch gegen deren Willen
288

 – alle erkennbaren und erreichbaren 

Erkenntnisquellen auszuschöpfen, um daraus die endgültige richterliche Überzeugung bilden zu 

können.
289

 Dabei ist die Instruktionsmaxime nicht auf die Hauptverhandlung (§ 261 StPO) 

beschränkt, sondern beherrscht das Strafverfahren in allen Stadien. Für die Staatsanwaltschaft 

und ihre Organe ergibt sich die Pflicht zur Wahrheitserforschung aus §§ 155 II, 160, 163 StPO. 

Dementsprechend berühren auch Absprachen, die im Vorfeld der Hauptverhandlung durchge-

führt werden, den Untersuchungsgrundsatz.
290

  

 

Das Strafverfahren insgesamt hat den Anspruch, die materielle Wahrheit und nicht nur eine 

formelle, d.h. disponible, Wahrheit als Urteilsgrundlage zu finden. In der Ermittlung dieser 

materiellen Wahrheit liegt der Kern des Strafprozesses.
291

 Die Aufklärungspflicht des Gerichts 

ist nach geltendem Recht unter keinen Umständen disponibel.
292

 Um die Beweisführung spürbar 

abzukürzen, bleibt deshalb nur die Präsentation eines Geständnisses. Im Unterschied zum 

Zivilprozess ist der Strafrichter zwar nicht einfach durch ein Geständnis des Angeklagten in eine 

bestimmte Richtung gebunden, noch erspart es ihm ohne weiteres zusätzliche Ermittlungen, 

andererseits verbietet es das Gesetz auch nicht, ein glaubhaftes Geständnis zur Grundlage der 

Schuldüberzeugung zu machen.
293

  Denn es liegt auf der Hand, dass es sinnlos wäre und im 

Übrigen als überschießende Sachaufklärung dem Beschleunigungsgrundsatz (Art. 6 I 1 EMRK) 

zuwiderlaufen würde, die Richtigkeit eines glaubwürdigen Geständnisses mühevoll zu bewei-

sen.
294
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Darüber, wann von einem glaubhaften Geständnis auszugehen ist, besteht Streit. Die Kritiker der 

Absprachenpraxis wenden an dieser Stelle ein, das Wesen der Verständigung zeichne sich 

gerade dadurch aus, dass ein Geständnis nur deshalb abgegeben werde, um sich die in Aussicht 

gestellte mildere Strafe zu „verdienen―.
295

 Mache das Gericht, wie es in der Praxis häufig vor-

komme, dieses aus prozesstaktischen Gründen abgelegte Geständnis aus Gründen der Verfah-

rensbeschleunigung zur alleinigen Grundlage seiner Entscheidung, sei ein Verstoß gegen die 

Aufklärungspflicht offensichtlich.
296

 Dies gelte insbesondere dann, wenn es sich bei dem vom 

Angeklagten abgegebenen Geständnis um ein sog. „schlankes oder Formalgeständnis― handele, 

bei dem vom Angeklagten lediglich bestätigt werde, dass die vorgeworfene Tat von ihm began-

gen worden sei. Eine kritische Überprüfung dieser Erklärung finde häufig nicht statt
297

, obwohl 

die Gefahr nicht übersehen werden könne, dass der sich nach wie vor unschuldig fühlende 

Angeklagte möglicherweise eine moderate Verurteilung lediglich aufgrund einer Kosten-Nutzen-

Analyse akzeptiere, weil er vielleicht in Kenntnis minimaler Freispruchquoten
298

 ein durchge-

führtes Verfahren im Ergebnis für riskanter und nachteiliger halte.
299

 Auch die Recht-

sprechung
300

 verlangt deshalb ein sog. „qualifiziertes― Geständnis, in dem der Verurteilungs-

sachverhalt „detailliert, erschöpfend, anschaulich und ohne Widerspruch―
301

 geschildet wird, da 

es nur so auf seine Übereinstimmung mit der Aktenlage überprüft werden könne. 

 

Obwohl nicht jedem Geständnis mit Misstrauen zu begegnen und die Abgabe eines falschen 

Geständnisses zwar immer möglich ist
302

, aber nicht der Regel entspricht, sind diese Bedenken 

sehr ernst zu nehmen. Das Gericht entspricht deshalb unter Beachtung der folgenden Grundsätze 

der Aufklärungspflicht, wenn es sich mit einem der Aktenlage entsprechenden, wenn auch nicht 

von Reue getragenen Geständnis begnügt und diesem keine weitere Beweisaufnahme nachfolgen 

lässt:  

 

Zwar ist Ziel des Strafverfahrens die Erforschung der materiellen Wahrheit,
303

 es ist aber nicht 

erforderlich, die ganze materielle Wahrheit zu erforschen. Dies zeigt schon die Erkenntnis, dass 

Strafrechtspflege ohnehin unvollkommen ist und zu unwahrhaften und ungerechten Ergebnissen 
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führen kann, da menschliches Denken niemals eine solche Perfektion erreichen kann, dass alle 

Schattierungen der Wahrheit und Gerechtigkeit ausgeleuchtet werden.
304

 Daraus folgt keinesfalls 

Aufklärungsverzicht, aber im Einzelfall ist unter Berücksichtigung der Funktionsfähigkeit der 

Strafrechtspflege abzuwägen, ob nicht auf eine möglicherweise vollständige, aber aufwändige 

Aufklärung verzichtet werden kann, weil in hohem Maße zweifelhaft ist, ob sie überhaupt und 

dann auch mit angemessenen Mitteln erfolgen kann.
305

 Denn unzureichende Effizienz der 

Strafrechtspflege beeinträchtigt und zerstört die Bereitschaft des Bürgers, sich der Rechtsord-

nung und dem Gewaltmonopol zu unterwerfen und gefährdet damit den Rechtsfrieden.
306

 Das 

moderne Strafverfahren ist als eine von der strikten Abhängigkeit vom materiellen Strafrecht 

losgelöste Institution mit originären sozialen Aufgaben zu sehen, die gerade auf die „Wiederher-

stellung des Rechtsfriedens― gerichtet ist. Als „gerechte― und „vernünftige― Möglichkeit der 

Konfliktlösung kommt ebenso eine Einigung auf einen friedensstiftenden Kompromiss in 

Betracht.
307

 

 

Das Geständnis des Angeklagten stellt dasjenige Zugeständnis dar, welches dem gemeinsamen 

Ziel der Urteilsabsprachen, das Verfahren zu verkürzen, am meisten entgegen kommt. Ob der 

Angeklagte ein Geständnis nur aus prozesstaktischen Gründen abgelegt hat, ist unbeachtlich.
308

 

Die Vorstellung, ein Geständnis müsse von Reue getragen sein ist tief in der Vergangenheit des 

kanonischen Rechts verankert. Hiernach diente das Geständnis nicht nur der Feststellung des 

wahren Täters, sondern war vor allem notwendige Voraussetzung für die Erlösung des Täters 

von der Schuld, die er mit der Tat auf sich geladen hatte.
309

 Im modernen Strafverfahren dient 

das Prinzip der materiellen Wahrheit in erster Linie dem Schutz des Beschuldigten vor einem 

falschen Urteil. Daher darf derjenige, der die Unschuldsvermutung für sich reklamiert, nur dann 

bestraft werden, wenn seine Schuld mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit feststeht. 

Das streitige Verfahren muss deshalb jedem Beschuldigten offen stehen. Das schließt aber nicht 

aus, dass derjenige, der es vorzieht, Strafe in einem bestimmten Umfang zu akzeptieren, im 

Rahmen einer Urteilsabsprache auf eine umfasende Beweisaufnahme und damit auf die Erfor-

schung der ganzen Wahrheit verzichtet.
310

 
311

 Das Prinzip der materiellen Wahrheit ist in diesem 

Sinne nicht absolut, sondern relativ zu verstehen.
312
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Immer aber muss das eigenverantwortliche Ermittlungsrecht – und auch die dahingehende 

Pflicht – des Gerichts gewahrt bleiben. Der in der Dispositionsbefugnis des Angeklagten liegen-

de Verzicht auf eine umfassende Beweisaufnahme ist dann mit der Suche nach der materiellen 

Wahrheit als Urteilsgrundlage zu vereinbaren und eine „Versöhnung zwischen Urteilsabsprache 

und Amtsaufklärungspflicht―
313

 herzustellen, wenn dies nicht zu einer Einführung der (zivilpro-

zessualen) Dispositionsmaxime in dem Sinne führt, dass das Gericht an ein Geständnis des 

Angeklagten oder an den übereinstimmenden Tatsachenvortrag von Staatsanwaltschaft und 

Angeklagtem gebunden ist.
314

 Dabei bietet der Umfang eines Geständnisses allein keine Gewähr 

für dessen Richtigkeit, da ein Angeklagter, der entschlossen ist, sich durch sein Geständnis 

Strafmilderung zu verschaffen, alles daran setzen wird, den Sachverhalt in der geforderten 

umfassenden Weise zu schildern. Die Möglichkeit hierzu hat er, da er über seinen Verteidiger 

unproblematisch Kenntnis vom Inhalt der Akten erlangen kann.
315

 Ob der Angeklagte deshalb 

ein sog. „qualifiziertes― Geständnis abgelegt hat, kann nicht der Maßstab für den Umfang der 

Aufklärungspflicht sein. Auch ein sog. „schlankes―, den Anklagevorwurf nur pauschal bestäti-

gendes Geständnis muss daher prinzipiell zur Erfüllung der Aufklärungspflicht ausreichen, wenn 

es nach der sonstigen Beweislage glaubhaft erscheint. Nur so kann eine Erforschung des wahren 

Sachverhalts i.S.d. § 244 II StPO in prozessökonomischer Weise sichergestellt werden.
316

  

 

Gleichgültig, um welche Art von Geständnis es sich deshalb handelt – das Gericht darf es nicht 

ungeprüft verwerten, sondern hat sich insbesondere davon zu überzeugen, dass sich der Ange-

klagte nicht zu Unrecht belastet.
317

 Damit bleibt die Aufklärungspflicht auch nach dem Geständ-

nis des Angeklagten „eine Last―.
318

 Hierin liegt die Gefahr der Absprachepraxis: Die Verlockung 

für das Gericht, „das Geständnis zur Königin der Beweismittel (regina probationum) aufzuwer-

ten, ist groß und [...] verführerisch.
319

 Dieser Verführung darf das Gericht nicht erliegen. Der 

Umfang der gerichtlichen Aufklärungspflicht kann durch Verständigung im Strafverfahren zwar 

im Sinne einer Vermeidung überschießender Untersuchungen in zulässigem Rahmen begrenzt, 
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darf aber nicht ausgehebelt und die Suche nach der materiellen Wahrheit nicht blockiert wer-

den.
320

 

 

c) Der nemo-tenetur-Grundsatz, insbesondere die Problematik der sog. Sanktionsschere 

 

Ein im Wege des Konsenses herbeigeführtes Geständnis kann sonach durchaus in rechtlich 

zulässiger Weise der Abkürzung des Verfahrens dienen, allerdings muss es eine echte Option 

sein, d.h. der Beschuldigte darf von Gericht oder Staatsanwaltschaft nicht dahin gedrängt wer-

den. Da es aber gerade zum Wesen einer Urteilsabsprache gehört, dass dem Beschuldigten für 

den Fall eines verfahrensbeschleunigenden Verhaltens, in der Regel eines Geständnisses, eine 

mildere Strafe in Aussicht gestellt wird, impliziert dies die Gefahr der Drohung mit der Verhän-

gung einer strengeren Strafe für den Fall der Konfrontation. Zu Recht weist Weichbrodt in 

diesem Zusammenhang darauf hin, dass es sich um eine „begriffliche Verschleierung― handele, 

wenn behauptet werde, dem Beschuldigten drohe keine Verschlimmerung, sondern es gehe 

lediglich um eine Vergünstigung.
321

 Denn es gibt keine „Normalstrafe―, die als Berechnungs-

grundlage dienen kann, sondern es gibt lediglich die in Aussicht gestellte Strafe x und die im 

konfrontativen Verfahren zu erwartende Strafe x+n.
322

 Die Versagung einer Strafmilderung bei 

Schweigen oder Leugnen bedeutet für den Angeklagten im Falle seiner Verurteilung zwangsläu-

fig eine im Vergleich härtere Strafe. Es ist deshalb im Zusammenhang mit der Frage nach einem 

möglichen Verstoß von Urteilsabsprachen gegen Prozess- und Verfahrensgrundsätze zu untersu-

chen, ob und inwieweit sich die gerichtliche Zusage einer milderen Strafe im Falle eines Ge-

ständnisses mit dem Grundsatz der Aussage- und Selbstbelastungsfreiheit und dem Verbot aus § 

136 a StPO vereinbaren lässt. 

 

§ 136 a StPO schützt die Freiheit der Willensentschließung und Willensbetätigung des Beschul-

digten für seine Einlassung umfassend. Die Bestimmung stellt die Kernvorschrift zum Schutz 

der Aussagefreiheit dar
323

 und verbietet es als Ausprägung des Art. 1 I GG
324

, den Menschen 

zum Beweismittel gegen sich selbst zu machen.
325

 Niemand darf gezwungen werden, sich selbst 

anzuklagen oder gegen sich selbst Zeugnis abzulegen („nemo tenetur se ipsum accusare―). 

Wahrheitserforschung im Strafprozess ist nicht um jeden Preis, sondern nur auf justizförmige 
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Weise zulässig.
326

 Speziell auf die Absprachenproblematik bezogen verbietet § 136 a I 3 StPO 

als diesen Bereich vollständig abdeckende lex specialis im Einklang mit dem nemo-tenetur-

Grundsatz die Beeinträchtigung der Willensentschließungs- und betätigungsfreiheit des Ange-

klagten als Prozesssubjekt durch Mittel wie Täuschung, Drohung oder Versprechen eines gesetz-

lich nicht vorgesehenen Vorteils.
327

  

 

Auf Fallsituationen, in denen das Gericht das Angebot eines Strafnachlasses nur zum Schein 

abgibt, um den so getäuschten (§136 a I 1 StPO) Angeklagten zu einem Geständnis zu bewe-

gen
328

 oder auf die Problematik, ob es sich bei der Zusage einer milderen Strafe im Austausch 

für ein vom Angeklagten abzulegendes Geständnis um das Versprechen eines gesetzlich nicht 

vorgesehenen Vorteils (§ 136 a I 3 2. Alt. StPO) handelt, weil es materiellrechtlich ausgeschlos-

sen ist, ein Geständnis lückenlos zu antizipieren und bereits im Rahmen einer Verständigungs-

kommunikation ein bestimmtes Strafmaß für den Fall seiner Ablegung anzugeben
329

, das Gericht 

aber gerade hierdurch zum Ausdruck bringt, schon jetzt von der Schuld des Angeklagten über-

zeugt zu sein und die Bedeutung des Geständnisses für die konkrete Strafzumessung abschätzen 

zu können
330

, soll an dieser Stelle nicht näher eingegangen
331

, sondern vielmehr lediglich die 

Problematik einer Verletzung des nemo-tenetur-Grundsatzes durch die Drohung mit der sog. 

„Sanktionsschere― näher beleuchtet werden. 

 

Der Angeklagte darf aufgrund der im Strafprozess vorgegebenen Machtstrukturen nicht in eine 

Situation gebracht werden, durch die er sich in die Enge getrieben fühlt. Gerade diese Macht-

strukturen im Strafprozess führen aber zu der Frage, wann man dort von einem freiwilligen 

Handeln des Beschuldigten sprechen kann. Aus psychologischer Sicht ist „freiwillig― eine 

Entscheidung grundsätzlich dann, wenn der Handelnde sich entweder überhaupt nicht zu ent-

scheiden braucht oder aber zumindest keinen Nachteil von seiner Entscheidung zu erwarten 

hat.
332

 Eine solche Freiwilligkeit besteht für den Beschuldigten in einem Strafverfahren nie. Er 

hat hier immer nur die Wahl zwischen zwei Übeln: So kann er beispielsweise einer Einstellung 

nach § 153 a StPO zustimmen oder das Verfahren wird streitig fortgesetzt, kann er der Sicher-
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stellung einer Sache zustimmen oder sie wird beschlagnahmt (§ 94 StPO) usw.
333

 Auch bei einer 

Urteilsabsprache hat er nur die Wahl zwischen einer im Falle eines Geständnisses zwar milderen 

Strafe, aber einer sicheren Verurteilung und einer im Falle streitiger Verhandlung zwar unsiche-

ren Verurteilung, dann aber höheren Strafe.
334

 Wäre der Beschuldigte aber in diesem Sinne stets 

„unfrei―, so wären die gesetzlichen Vorschriften, die – wie etwa § 94 II StPO – ausdrücklich die 

Möglichkeit freiwilligen Handelns vorsehen, bedeutungslos. Das psychologische Verständnis 

von Freiwilligkeit kann deshalb einer Lösung nicht zugrunde gelegt werden, vielmehr ist der 

Begriff der Freiwilligkeit normativ, vorliegend also von der Bedeutung der Vorschrift des § 136 

a StPO her, zu bestimmen, wonach es dem Staat verboten ist, eine selbstbelastende Aussage 

eines Beschuldigten zu erzwingen. Die Forderung, dass die Aussage freiwillig sein muss, soll 

daher sicherstellen, dass dieses Eingriffsverbot nicht unterlaufen wird.
335

 Die Erzeugung einer 

Zwangslage ist deshalb unzulässig, wenn auf den Beschuldigten ein zusätzlicher Druck ausgeübt 

wird, während diejenigen Zwänge, die sich aus seiner Verfahrensstellung und der konkreten 

Verfahrenssituation unvermeidlich ergeben, hier nicht gemeint sein können.
336

  

 

Wird dem Beschuldigten für den Fall eines Geständnisses eine niedrigere Strafe in Aussicht 

gestellt  als er im Falle seiner Verurteilung nach streitiger Verhandlung zu erwarten hätte, gilt 

sonach folgendes: 

 

Da nach dem Strafzumessungsrecht ein Geständnis strafmildernd berücksichtigt werden kann
337

, 

befindet sich der Angeklagte bereits bei der Beantwortung der Frage, ob er sich mit einem 

Geständnis diese Möglichkeit der Strafmilderung erhalten soll, unter Druck. Für die Entstehung 

dieses Drucks genügt es also bereits, dass das Geständnis mögliche Voraussetzung für eine 

Strafmilderung ist. Dieser Druck ist vom Angeklagten ebenso hinzunehmen, wie etwa der Druck 

unter den der Beschuldigte bei der Entscheidung über Erteilung oder Versagung seiner Zustim-

mung zur Verfahrenseinstellung gerät, den aber der Gesetzgeber in § 153 a StPO notwendig 

vorgesehen hat und der durch eine entsprechende Anfrage seitens der Staatsanwaltschaft oder 

des Gerichts ausgelöst wird.
338
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In der Zusicherung einer Strafmilderung als Gegenleistung für ein Geständnis an sich liegt damit 

per se noch keine unangemessene Beeinträchtigung der Entscheidungsfreiheit des Angeklag-

ten.
339

 Der Grat zwischen dem zulässigen Angebot einer Strafmilderung und der Drohung mit 

einer Strafschärfung ist jedoch äußerst schmal
340

 und nur schwer zu ermitteln, denn er setzt 

denknotwendig voraus, dass sich ein Normalfall bestimmen lässt, von dem dann die Strafmilde-

rung in Abzug gebracht wird, um so sicherzustellen, dass bei Durchführung eines kontradiktori-

schen Verfahrens das Fehlen eines Geständnisses nicht in unzulässiger Weise strafschärfend 

Berücksichtigung findet.
341

 Ein solches „Normalstrafmaß― ist anhand der herrschenden Spiel-

raumtheorie
342

 nicht ausfindig zu machen. Die gegen den Täter zu verhängende Strafe hat 

„schuldangemessen― zu sein. Hierfür steht dem Tatgericht ein an der Bedeutung der Tat für die 

Rechtsordnung und der Schuld des Täters orientierter Spielraum zur Verfügung, innerhalb 

dessen unterschiedliche Strafzwecke berücksichtigt werden können.
343

 Bei dem Geständnis 

handelt es sich nach einhelliger Ansicht
344

 um ein „Verhalten nach der Tat―, das in § 46 II StGB 

als potentieller Strafzumesungsfaktor ausdrücklich erwähnt ist. Angesichts des weiten Ermes-

sensspielraums des Strafrichters bei der Strafzumessung außerhalb eingefahrener Straftaxen, die 

es nur in wenigen Deliktsbereichen – vornehmlich im Bereich der sog. Massenkriminalität – 

gibt, und eingespielter Erfahrung mit einzelnen Richtern, kann deshalb die entscheidende Frage, 

ob das Gericht wirklich eine wesentliche Reduzierung der bei kontradiktorischer Verhandlung zu 

erwartenden Strafe anbietet oder nicht, nicht zuverlässig beurteilt werden.
345

 Es gibt eben keine 

Standardgleichung der Strafzumessung „Dem Falltypus x entspricht das Strafmaß y―.
346

 Ob man 

deshalb mit Schünemann zu der Feststellung kommen muss, die Zumessungsspielräume seien 

inzwischen zu einem zentralen Nötigungsinstrument der Gerichte geworden
347

, mag dahinstehen. 

Jedenfalls ist es zumindest
348

 strafzumessungsrechtlich problematisch, wenn die das Geständnis 

honorierende mildere Strafe für den kooperierenden Angeklagten andererseits eine höhere Strafe 
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für den nicht absprachebereiten Angeklagten, der ja nur seine prozessualen Rechte in vollem 

Umfang in Anspruch nimmt, rechtfertigen soll.
349

  

 

Unzweifelhaft aber ist die Grenze zu einer unzulässigen Drohung überschritten und liegt damit 

ein Verstoß gegen die Aussage- und Selbstbelastungsfreiheit und das Verbot aus § 136 a StPO 

vor, wenn mit dem Angebot der Strafmilderung der Druck einer erheblich schwereren Bestra-

fung bei Durchführung eines streitigen Verfahrens verknüpft ist.
350

 Öffnen Gericht oder Staats-

anwaltschaft im Fall einer Verurteilung nach Durchführung einer kontradiktorischen Hauptver-

handlung mit der Ankündigung einer unvertretbar hohen Strafe die sog. „Sanktionsschere―
351

, so 

handelt es sich um eine mit den Grundsätzen eines fairen Strafverfahrens
352

 nicht mehr zu 

vereinbarende Androhung einer die Schuldangemessenheit übersteigenden Strafe und damit um 

ein unzulässiges Druckmittel zur Erwirkung eines Geständnisses.
353

 Denn die Sanktionsschere 

lebt von der Angst des Angeklagten vor hoher und seiner Hoffnung auf niedrigere Strafe und 

macht sich diese Situation zur Erlangung eines Geständnisses zunutze. Beugt sich der Angeklag-

te infolge der extremen Abschreckungswirkung der überhöhten Strafe dem Druck des Gerichts 

und willigt in die Urteilsabsprache ein, kann nicht mehr davon gesprochen werden, dies sei 

freiwillig geschehen. Solche unter das Verbot des § 136 a I 3 StPO fallenden „Auswüchse―
354

, in 

denen der Strafmaßunterschied nicht mehr mit der strafmildernden Wirkung eines Geständnisses 

zu erklären war, stellten beispielsweise die Ankündigung der Staatsanwaltschaft dar, für den Fall 

eines Geständnisses eine Freiheitsstrafe von drei Jahren und sechs Monaten zu beantragen, 

während sich die Strafe ohne Geständnis auf sechs bis sieben Jahre belaufen könne
355

, oder aber 

ein Gericht für den Fall eines Geständnisses eine Strafe von zwei Jahren zur Bewährung ver-

spricht, bei Nichtablegung eines Geständnisses dann aber eine Strafe von sieben Jahren ver-

hängt.
356

 Auch die Differenz zwischen zwei Jahren Freiheitsstrafe zur Bewährung und sechs 

Jahren Freiheitsstrafe ist nicht mehr mit der strafmildernden Wirkung eines Geständnisses im 

Rahmen schuldangemessenen Strafens zu erklären und rechtsstaatlich nicht hinnehmbar.
357
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Mit Blick auf den nemo-tenetur-Grundsatz besteht sonach die Problematik der Urteilsabsprachen 

darin, dass für das Geständnis bzw. den Verzicht auf die Beweisaufnahme zwar ein gewisser 

Anreiz geboten werden, zugleich aber die Entscheidung hierfür möglichst frei sein muss.
358

 Der 

Rabatt muss zwar groß genug sein, um dem wirklich Schuldigen einen Anreiz dafür zu bieten, 

auf die vollständige Durchführung der Hauptverhandlung zu verzichten, auf der anderen Seite 

darf er aber auch nicht derartig groß sein, dass er für den Unschuldigen ernsthaft Anlass bietet, 

darüber nachzudenken, ob er für diesen Rabatt die Chance auf einen Freispruch aufgibt.
359

 In 

diesem Bereich können zwar unzulässige Auswüchse in Form des Einsatzes sog. „Sanktions-

scheren― benannt werden, eine Grauzone aber bleibt. 

 

 

d) Der Gleichheitsgrundsatz 

 

Schließlich führt der Handel „Geständnis gegen Strafmilderung― zu einem weiteren „neuralgi-

schen Punkt―
360

 der Absprachenpraxis, nämlich zu der Frage einer Verletzung des 

Gleichheitssazes. 

 

Art. 3 I GG verbürgt die Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz. Hiernach darf weder 

wesentlich Gleiches willkürlich ungleich, noch wesentlich Ungleiches willkürlich gleich behan-

delt werden.
361

 Im Bereich der Judikative, die durch Art. 1 III GG unmittelbar an diese Norm 

gebunden ist, ist der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 I GG in erster Linie als Rechtsanwen-

dungsgleichheit durch den Richter im Interesse der materiellen Gerechtigkeit zu verstehen.
362

 

Gesetze dürfen nicht ohne sachlichen Grund – also nicht willkürlich – unterschiedlich auf 

einzelne Personen angewendet werden.
363

  

 

Dass sich Urteile in mehr oder weniger feinen Nuancen unterscheiden, ist zwangsläufige Folge 

der praktischen Unmöglichkeit absoluter Gerechtigkeit und deshalb hinzunehmen.
364

 Allerdings 

sind unter Zugrundelegung dieses Gleichbehandlungsgebotes kritische Fragen an die Abspra-

chepraxis unter zwei Gesichtspunkten geboten: Zum einen danach, inwieweit der vergleichsbe-
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reite Angeklagte gegenüber einem Angeklagten, der seine Verfahrensrechte geltend machen will, 

bevorzugt werden darf, zum anderen nach der Zulässigkeit der faktischen Bevorzugung be-

stimmter Gruppen von Angeklagten durch konsensorientierte Urteile.
365

 

 

Urteilsabsprachen werden – belegt durch zahlreiche Statistiken – vorwiegend im Bereich der 

Steuer-, Betäubungsmittel- und vor allem Wirtschaftskriminalität
366

 getroffen. Angeklagte 

anderer Deliktsbereiche, insbesondere die sog. Kleinkriminellen, kommen somit im Normalfall 

nicht in den Genuss einer strafprozessualen Absprache. Verfahren, die in angemessener Zeit 

kaum zu bewältigen sind, führen häufiger zu Begünstigungen des Angeklagten durch eine 

Urteilsabsprache; Verfahren, die auch nach den Regeln der StPO schnell erledigt werden können 

dagegen nicht.
367

 In den in der Regel tatsächlich und rechtlich einfach gelagerten Verfahren 

erfahren die Täter „kleinerer― Delikte die volle Härte des Gesetzes, Täter „schwererer― Delikte 

dagegen nicht.
368

 Aber nicht nur im Verhältnis zu den von den Amtsgerichten verurteilten 

Angeklagten wird diese Diskrepanz evident. Denn auch vor den Strafkammern sind durchaus 

Verfahren anhängig, die wegen eindeutiger Beweislage einer konsensualen Erledigung nicht 

zugeführt werden. Insbesondere solange die vage Möglichkeit eines Freispruchs besteht, wird 

vor allem von Seiten der Verteidigung der konsensuale Weg nicht gesucht werden. Die Abspra-

che wird also insbesondere in den Fällen praktisch, in denen einerseits der Angeklagte nach 

vollständig abgeschlossener Beweisaufnahme mit hinreichender Sicherheit überführt wäre, 

andererseits aber diese Beweisaufnahme sich schwierig gestaltet und zeitaufwändig hinzieht oder 

hingezogen wird. Gerade dem Täter, dem es mit hoher krimineller Energie gelingt, bereits 

während seiner Tatausführung objektive Beweismittel entweder erst gar nicht entstehen zu 

lassen oder sie zu verfälschen oder beiseite zu schaffen oder auf Zeugen Einfluss zu nehmen, 

und der diese Umstände dann mit Hilfe eines versierten Verteidigers zur Erschwerung der 

Beweisaufnahmen zu nutzen weiß, um so die Hauptverhandlung und damit das Verfahren 

insgesamt deutlich zu verzögern, wird über den Weg der Absprache die Möglichkeit einer 

reduzierten Strafe eröffnet oder gewährt.
369

 Reiche und mächtige Beschuldigte, denen qualifi-

zierte und angesehene Verteidiger zur Seite stehen, werden häufig ungleich stärker begünstigt.
370

 

Gerade dieses sind die Fälle, die in der Öffentlichkeit – verständlicherweise – den Eindruck 
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entstehen lassen: „die Kleinen fängt man, die Großen lässt man laufen―.
371

 Durch diesen An-

schein der „Klassenjustiz― kann die Absprachenpraxis zu einem „gefährlichen Bumerang für den 

Rechtsfrieden―
372

 werden. 

 

Dennoch kann dieser Vorwurf in dieser Allgemeinheit nicht aufrecht erhalten werden, denn der 

Verfassungssatz gebietet keine mechanische Gleichmacherei und verlangt weder, dass alle 

vorgegebenen Ungleichheiten berücksichtigt, noch, dass alle tatsächlichen Verschiedenheiten 

vernachlässigt werden.
373

 Art. 3 GG ist vielmehr nur in dem Fall verletzt, dass sich bei einer 

Ungleichbehandlung von wesentlich Gleichem ein „vernünftiger, sich aus der Natur der Sache 

ergebender oder sonst wie sachlich einleuchtender Grund für die [...] Differenzierung [...] nicht 

finden lässt―.
374

 Gefordert wird also nicht die ausnahmslose, umfassende und stets gleiche 

Bestrafung aller Straftaten, verboten ist vielmehr, die Entscheidung willkürlich zu treffen.
375

 Da 

Gerechtigkeit ohne Gleichbehandlung im Grunde nicht denkbar ist, rechtfertigt letztlich nur das 

Vorliegen sachlicher Gründe eine Ungleichbehandlung und verhindert dabei gleichsam den 

Vorwurf staatlicher Willkür.
376

 In diesem Zusammenhang ist den Aspekten der juristischen und 

faktischen Komplexität von Verfahren und der Verfahrensbeschleunigung unter dem Gesichts-

punkt der sog. Justizgewährungspflicht die Eignung als sachlicher Grund für eine Ungleichbe-

handlung zuzuerkennen.
377

 Dieses vom Bundesverfassungsgericht anerkannte
378

 Postulat der 

Aufrechterhaltung einer funktionstüchtigen Strafrechtspflege verlangt eine verfahrensökonomi-

sche Gestaltung derselben. Diese Gesichtspunkte sind gegeneinander abzuwägen und nach ihrer 

Bedeutung in der konkreten Prozesssituation zu gewichten.
379

 Im Übrigen bieten sich Abspra-

chen zwar insbesondere für schwierige und lange Verfahren an, sie sind jedoch in Fällen einfa-

cher und mittlerer Qualität nicht ausgeschlossen.
380

 Es ist zwar richtig, dass sich die Verständi-

gungspraxis überwiegend in den Bereichen der komplexen Steuer-, Betäubungsmittel- und 

Wirtschaftsstrafverfahren etabliert hat. Nicht übersehen werden darf dabei jedoch, dass insbe-

sondere im Bereich der Klein- und Massenkriminalität mit § 153 a StPO eine Regelung existiert, 

die es erlaubt, das Verfahren mit Zustimmung des Beschuldigten gegen bestimmte Auflagen 

einzustellen und somit ebenfalls zu einem informellen Ende zu bringen. Auch in anderen Krimi-
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nalitätsbereichen besteht mit dem Strafbefehlsverfahren die Möglichkeit einer konsensualen 

Verfahrensbeendigung. Auch kann kein Straftäter die eigene Straflosigkeit oder Strafmilderung 

für sich mit dem Hinweis darauf verlangen, dass andere Gesetzesbrecher nicht oder nicht genau-

so verfolgt würden.
381

  

 

Ein weiterer Ansatzpunkt für eine Ungleichbehandlung kann sich, worauf bereits einleitend 

hingewiesen wurde, daraus ergeben, dass der Täter, der die informelle Verständigung ablehnt, im 

Falle der Überführung eine härtere Strafe erhält, als derjenige Angeklagte, der sich bei gleicher 

Sachverhaltslage verglichen hat. Doch auch der Umstand, dass ein „vergleichsbereiter― Ange-

klagter eine geringere Strafe erhält als ein bestreitender, erst aufgrund einer umfangreichen 

Beweisaufnahme überführter Angeklagter, ist nicht von vornherein eine willkürliche Ungleich-

behandlung, wenn das Gericht insoweit nur von der rechtlich zulässigen Möglichkeit der Zusage 

einer strafmildernden Berücksichtigung seines Geständnisses Gebrauch macht.
382

 Der Richter 

hat gem. Art. 97 I GG unabhängig und gem. § 261 StPO nach seiner freien Überzeugung über 

den Schuldspruch zu befinden und verfügt im Rahmen der Strafzumessung gem. § 46 StGB über 

einen weiten Spielraum. Ungleiche Urteile müssen daher nicht verfassungswidrig sein, sondern 

sind im Normalfall Ausdruck eines funktionierenden Richterwesens.
383

 Allerdings ist stets zu 

beachten, dass jede Strafe in einem gerechten Verhältnis zur Schwere der Straftat und zum 

Verschulden des Täters stehen muss. Hält sich eine Strafe ersichtlich im Bereich des Schuldan-

gemessenen, d.h. ist sie noch nach den Umständen des Falles vertretbar, so liegt ein Verstoß 

gegen den Gleichheitsgrundsatz nicht vor. Die Strafmaßdifferenz als Grundstein des 

Absprachensystems ist grundsätzlich keine ohne sachlichen Grund erfolgende Strafschärfung für 

mangelnde Kooperation, sondern eine Strafmilderung für einen wegen seines Geständnisses 

kooperationsbereiten Angeklagten, die er im streitigen Verfahren, wenn der Strafmilderungs-

grund für Kooperation entfällt, nicht erhalten kann. Nur willkürlich wegen desselben Delikts 

gegen zwei Angeklagte festgesetzte unterschiedliche Strafen verstoßen gegen den Gleichheits-

grundsatz.
384

 Dass sich dies allerdings angesichts des weiten Strafmaßermessens des Gerichts in 

Einzelfällen nicht ausschließen lässt, wurde bereits dargelegt. 
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Wegen der extremen Einzelfallabhängigkeit ist sonach der Vorwurf des Verstoßes gegen den 

Gleichheitssatz in der erhobenen Allgemeinheit nicht haltbar.
385

 Es wird immer darauf ankom-

men, ob die getroffene Entscheidung noch nach den Umständen des Falles vertretbar ist. Im 

Einzelfall kann eine Absprache durchaus gegen Art. 3 I GG verstoßen, jedoch liegt auf der Hand, 

dass bei entsprechender Begründung im Urteil ein solcher Verstoß – was weiter Unbehagen 

bereitet – schwer festzustellen ist.
386

 

 

e) Fazit 

 

Die strafprozessuale Wirklichkeit der Urteilsabsprachen stößt an strafverfahrensrechtliche und 

verfassungsrechtliche Grenzen. Die prozessökonomische Verfahrensweise des Tauschs „Ge-

ständnis gegen mildere Bestrafung― birgt deshalb zumindest die erhebliche Gefahr ihrer Unzu-

lässigkeit in sich, wenn nicht – zumindest in Einzelfällen – die Grenze hierzu bereits überschrit-

ten ist. Dies führt dazu, dass das Vertrauen der Bevölkerung in die Unverbrüchlichkeit des 

Rechts, in die Funktionstüchtigkeit der Strafrechtspflege und damit in den Rechtsstaat und die 

ihn tragenden Prinzipien nachhaltig erschüttert wird.
387

 Insbesondere die Gefahr der Aushöhlung 

des Amtsermittlungsgrundsatzes, die Drucksituation des vor der Entscheidung für oder gegen 

eine konsensuale Verfahrenserledigung stehenden Angeklagten, die schnell in eine unzulässige 

Beeinträchtigung seiner Entschließungs- und Aussagefreiheit umschlagen kann und die Proble-

matik der Einzelfallgerechtigkeit und des Gleichbehandlungsgrundsatzes geben zu erheblichen 

Bedenken Anlass.  

 

 

3. Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zur Zulässigkeit von Urteilsabsprachen 

vor der Einführung des Gesetzes zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren 

 

Da Sinn und Zweck der Urteilsabsprachen neben der Verfahrensverkürzung auch die sofortige 

Rechtskraft des Urteils und somit die Vermeidung des Instanzenzuges ist, hatte der Bundesge-

richtshof nur in Einzelfällen Gelegenheit, sich mit dem Problem der Zulässigkeit von Urteilsab-

sprachen im Strafprozess zu befassen. Meist ging es dabei um fehlgeschlagene Absprachen, die 

                                                 
385

 Ob im Einzelfall dann, wenn ein und demselben Angeklagten die sog. „Sanktionsschere― droht, die Vorschrift 

des § 136a StPO verletzt sein kann, vgl. unten Teil 1, B, III, 3 c). 
386

 So auch Siolek in: DRiZ 1989, 321, 329. 
387

 Linden in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 381, 387. 



 

 69 

unter Rückgriff auf den Grundsatz des fairen Verfahrens, der Verletzung rechtlichen Gehörs und 

der Befangenheit des Gerichts beurteilt und entschieden werden konnten,
388

 ohne dass der BGH 

grundsätzlich zur Zulässigkeit von Absprachen hätte Stellung beziehen müssen.  

 

Zu einer Beschäftigung mit der Zulässigkeit von Absprachen kam es erst im Urteil des 4. Straf-

senats des Bundesgerichtshofs vom 28. August 1997
389

, in welchem er unter dem Vorsitz von 

Lutz Meyer-Goßner unter Bündelung der bis dahin vorhandenen Rechtsprechung der Strafsenate 

Leitlinien aufgestellt hat, bei deren Einhaltung durch den Tatrichter die Verständigung mit der 

Rechtsordnung (noch) in Einklang zu bringen sei. Durch diese Entscheidung wurden frühere 

Entscheidungen des BGH zu einzelnen Rechtsfragen im Zusammenhang mit Urteilsabsprachen 

überholt
390

, weshalb sich die vorliegende Arbeit nur mit dieser Entscheidung sowie mit dem die 

dort aufgestellten Grundsätze bestätigenden und präzisierenden Beschluss des Großen Senats für 

Strafsachen des BGH vom 3. März 2005 auseinandersetzt. Unberücksichtigt bleiben deshalb die 

zu der Leitlinienentscheidung hinführenden Entscheidungen des BGH, die vor dem Urteil des 4. 

Strafsenats vom 28. August 1997 zu Einzelproblemen von Urteilsabsprachen ergangen sind 

sowie eine Reihe von Entscheidungen, die in der Folge bis zum Beschluss des Großen Senats 

vom 3. März 2005 ergingen und die Zulässigkeit von Urteilsabsprachen anhand der in BGHSt 

43, 195 ff. festgelegten Mindestbedingungen beurteilt haben.
391

  

 

Ziel der Grundsatzentscheidung des Bundesgerichtshofs vom 28. August 1997 war es gerade 

nicht, Absprachen – wie von Teilen der Literatur gefordert
392

 – generell für unzulässig zu 

erklären. Er befürchtete zu Recht, dass angesichts der jahrzehntelangen Praxis von Urteilsab-

sprachen die Beteiligten sich durch ein Verbot nicht davon hätten abhalten lassen, sondern 

wieder in die Heimlichkeit geflüchtet wären.
393

 Ziel des BGH war es vielmehr, Regeln aufzustel-

len, die er mit der geltenden StPO (noch) für vereinbar hielt, wobei er erwartete, dass sich die 

Rechtspraxis an diese Regeln halten würde.
394

 Es scheide aus, „weiter wie vor BGHSt 43, 195 zu 

verfahren, d.h. eben nicht so, wie es seinerzeit ein gewisser Detlef Deal aus Mauschelhausen 
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empfohlen hatte
395

, der ausführte, dass zu den strengst einzuhaltenden Spielregeln des ‘strafpro-

zessualen Vergleichs’ die absolute Vertraulichkeit der außerhalb der Hauptverhandlung geführ-

ten Gespräche gehöre; aus den außerprozessualen Gesprächen dürfe selbstverständlich auch 

nichts in die Urteilsgründe einfließen; spätestens in den Plädoyers und bei der Urteilsbegründung 

sei das Verfahren somit in ein Stadium gelangt, wo alle Beteiligten nur noch Schmierentheater 

spielten―.
396

 

 

Der BGH wollte also die Urteilsabsprachen nicht grundsätzlich erlauben und auch nicht grund-

sätzlich verbieten, sondern einen Mittelweg einschlagen
397

, so dass bis heute umstritten ist, ob 

dieser Beschluss die Frage nach der Zulässigkeit von Absprachen im Sinne eines „Ja, aber― oder 

eher eines „Nein, aber― beantwortet.
398

  

 

Die „Verfahrensordnung für Absprachen― des 4. Senats sieht folgende Voraussetzungen für die 

Durchführung und den Inhalt von Absprachen vor, die der nachfolgenden Untersuchung zusam-

mengefasst vorangestellt werden sollen: 

 

(1) In die Verständigung über den Verfahrensabschluss müssen alle Verfahrensbeteiligten, insbesondere 

auch Laienrichter sowie der Angeklagte selbst, einbezogen werden. 

(2) Der Angeklagte darf nicht durch die Androhung einer höheren Strafe für den Fall der Verweigerung der 

Kooperation oder durch das Versprechen eines gesetzlich nicht vorgesehenen Vorteils zu einem Ge-

ständnis gedrängt werden. 

(3) Das Gericht darf keine verbindliche Zusage zur Höhe der zu verhängenden Strafe machen; es kann al-

lerdings für den Fall der Ablegung eines Geständnisses durch den Angeklagten eine Obergrenze ange-

ben, die es nicht überschreiten werde. 

(4) Eine Verständigung muss in öffentlicher Hauptverhandlung erfolgen, und ihr Ergebnis ist ins Protokoll 

aufzunehmen. Das schließt Vorgespräche außerhalb der Hauptverhandlung nicht aus. 

(5) Das Gericht ist an eine rechtmäßig zustande gekommene Absprache gebunden. Dies gilt nur dann nicht, 

wenn sich in der Hauptverhandlung neue schwerwiegende Umstände zu Lasten des Angeklagten erge-

ben haben; eine solche Abweichung ist in der Hauptverhandlung mitzuteilen. 

(6) Ein aufgrund einer Vereinbarung abgelegtes Geständnis ist vom Gericht auf seine Glaubwürdigkeit zu 

überprüfen. Dass es im Rahmen einer Absprache abgelegt wurde, steht seiner strafmildernden Berück-

sichtigung nicht entgegen, auch wenn anzunehmen ist, dass es nicht aus Reue, sondern aus taktischen 

Gründen abgegeben wurde.  

(7) Die auf der Grundlage der Absprache verhängte Strafe muss dem Unrechtsgehalt der Tat gerecht wer-

den; sie darf  den Boden schuldangemessenen Strafens nicht verlassen. 

(8) Das Gericht darf dem Angeklagten nicht im Gegenzug für eine in Aussicht gestellte Strafmilderung ei-

nen Rechtsmittelverzicht abverlangen. 

 

 

Entgegen seiner Zielsetzung ist es damit dem Bundesgerichtshof – wie die nachfolgende Unter-

suchung zeigen wird – nicht vollumfänglich gelungen, die Bedenken gegen die Urteilsabspra-
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chen als informelle Verfahrenserledigung zu zerstreuen. So hatten insbesondere die Ausführun-

gen zu dem Prinzip der Öffentlichkeit der Hauptverhandlung „durchaus erfreuliche Auswirkun-

gen―
399

 auf die äußeren Abläufe des Abspracheverfahrens; die Defizite, die aber etwa die Gefahr 

einer Aushöhlung des Amtsaufklärungsgrundsatzes begründet oder zu der Nötigungsproblematik 

geführt haben, konnten nicht beseitigt werden. Im Folgenden werden exemplarisch nur diejeni-

gen Ausführungen des BGH dargestellt und untersucht, die zur Verhinderung eines Verstoßes 

der Absprachenpraxis gegen die oben dargestellten Verfahrens- und Verfassungsgrundsätzen 

gemacht wurden. 

a) Der Öffentlichkeitsgrundsatz 

 

Der BGH qualifiziert in seiner Grundsatzentscheidung vom 28. August 1997 in Übereinstim-

mung mit einem Urteil aus dem Jahre 1956
400

 die Öffentlichkeit des Strafverfahrens als eine 

grundlegende Einrichtung des Rechtsstaats, dessen Aufgabe es sei zu gewährleisten, dass sich 

Rechtsprechung nicht hinter verschlossenen Türen abspiele. Eine das Vertrauen in die Recht-

sprechung der Gerichte fördernde Kontrolle der Justiz sei nur möglich, wenn die Allgemeinheit 

Einblick in die wesentlichen Verfahrensabläufe, die zum Urteil führen, habe. Die öffentliche 

Hauptverhandlung werde aber zur bloßen Fassade, wenn eine Absprache aus ihr hinausverlagert 

und in ihr auch nicht offen gelegt werde.
401

 Dementsprechend bestimmt der BGH, dass „eine 

Verständigung zwischen dem Gericht und den anderen Verfahrensbeteiligten, welche die Einlas-

sung des Angeklagten und die Höhe der Strafe zum Gegenstand hat, in öffentlicher Hauptver-

handlung – nach Beratung des ganzen Spruchkörpers – erfolgen― müsse.
402

 Weiterhin zulässig 

bleibt es allerdings, dass es vor oder außerhalb der Hauptverhandlung zu „Vorgesprächen― 

zwischen den Beteiligten zur Bestimmung der jeweiligen Verhandlungsbereitschaft und -

position kommt, deren wesentlicher Inhalt und das Ergebnis aber in der Hauptverhandlung offen 

gelegt werden müssten.
403

 Absprachen über Verfahrensinhalt- und ergebnis dürften nicht gleich-

sam als eigenständiges, informelles Verfahren neben der eigentlichen Hauptverhandlung geführt 

werden, ohne in letztere Eingang zu finden. Ihr Inhalt müsse für alle Beteiligten und auch für das 

Rechtsmittelgericht überprüfbar und das Ergebnis im Protokoll über die Hauptverhandlung 

festzuhalten sein.
404

  

 

                                                 
399

 Hamm in: FS Meyer-Goßner, 33, 34. 
400

 BGHSt 9, 280 ff. = NJW 1956, 1646 ff. 
401

 BGHSt 43, 195, 205. 
402

 BGHSt 43, 195, 206. 
403

 BGHSt 43, 195, 206. 
404

 BGHSt 43, 195, 206. 



 

 72 

Der BGH erteilt damit der rein formalen Betrachtungsweise
405

 eine klare Absage. Problematisch 

ist aber, dass er gleichzeitig Vorgespräche zur Abklärung der jeweiligen „Verhandlungsposition― 

auch außerhalb der Hauptverhandlung (und damit in beliebiger personeller Konfiguration) 

zulässt, ohne ein fassbares Abgrenzungskriterium dafür zu benennen, was noch zulässiges 

Vorgespräch und was schon eine den Öffentlichkeitsgrundsatz verletzende und damit unzulässi-

ge Absprache ist. Gerade die Vorgespräche werden meist die Abgabe eines Geständnisses, 

dessen Umfang, das Strafmaß und eine eventuelle Strafaussetzung zur Bewährung zum Inhalt 

haben. Aus diesem Grund wird dem BGH auch vorgeworfen, durch dieses „unklare Gewirr von 

‚einerseits – andererseits’―
406

 sei nicht ausgeschlossen, dass alles Wesentliche ohne allseitige 

Beteiligung außerhalb der Hauptverhandlung „festgezurrt―
407

 werde und diese zu einem bloßen 

Verkündungstermin degeneriere
408

. Der Weg ihres Zustandekommens sei für die Kontrolle der 

Absprache, der der Öffentlichkeitsgrundsatz diene, mindestens genauso wichtig wie deren 

Ergebnis. Allein durch eine spätere Offenlegung des Ergebnisses blieben daher wichtige Ele-

mente der Abspracheverhandlung im Dunkeln.
409

 

 

Diese Kritik ist jedoch so nicht berechtigt. Denn der BGH verlangt ja gerade, dass nicht nur das 

Ergebnis, sondern gerade auch der wesentliche Inhalt der Gespräche in der Hauptverhandlung 

offen gelegt werden müssen. Damit sind die an die Wahrung des Öffentlichkeitsgrundsatzes zu 

stellenden Anforderungen erfüllt.
410

 Unzweifelhaft sind verdeckte Absprachen ohne Rücksicht 

auf ihren Inhalt generell unzulässig. Es wäre jedoch praxisfern und für eine Förderung des 

Vertrauens der Allgemeinheit in die Rechtsprechung auch nicht erforderlich, weitergehende 

Forderungen zu stellen, zumal durch die gleichzeitig postulierte Protokollierungspflicht von 

Absprachen die umfassende Information aller Beteiligten von dem bekannt gegebenen Inhalt 

sowie ihr Einverständnis damit abgesichert und so sichergestellt ist, dass nicht dem Vorsitzenden 

die Auswahl zwischen „wesentlich― und „unwesentlich― überlassen bleibt. Entscheidend ist, dass 

die Öffentlichkeit erfährt, dass über die Frage einer Strafobergrenze verhandelt worden ist und 

dass das Gericht insoweit eine Zusage abgegeben hat. Dass Gespräche zwischen dem Gericht 

und den Verfahrensbeteiligten demgegenüber gänzlich verboten seien, es also untersagt sei, dass 
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sich die Prozessbeteiligten außerhalb des Gerichtssaals über den Verfahrensstoff unterhalten 

dürfen, lässt sich aus der StPO nicht entnehmen.
411

  

 

b) Der Amtsaufklärungsgrundsatz 

 

Zum Problem der richterlichen Aufklärungspflicht führt der BGH aus, dass das Gericht stets dem 

Gebot der Wahrheitsfindung verpflichtet bleibe, so dass ein aufgrund der Urteilsabsprache vom 

Angeklagten abgelegtes Geständnis nicht ohne weiteres dem Schuldspruch zugrunde gelegt 

werden dürfe
412

, sondern nur dann, wenn das Gericht von seiner Glaubwürdigkeit überzeugt sei. 

Sich hierzu aufdrängende Beweiserhebungen dürften nicht unterbleiben.
413

 Auch der Große 

Senat betonte in seiner Entscheidung vom 3. März 2005, dass ein zentrales Ziel des rechtsstaat-

lich geordneten Strafverfahrens die Ermittlung des wahren Sachverhalts als der notwendigen 

Grundlage eines gerechten Urteils sei.
414

 Er hat für den Fall eines aufgrund einer Absprache 

abgelegten Geständnisses den Umfang der richterlichen Aufklärungspflicht gegenüber der 

Entscheidung des BGH vom 28. August 1997 noch dahingehend präzisiert, dass das Geständnis 

auf seine Zuverlässigkeit überprüft werden und das Gericht von seiner Richtigkeit überzeugt sein 

müsse. Dabei müsse das Geständnis wenigstens so konkret sein, dass geprüft werden könne, ob 

es derart mit der Aktenlage in Einklang stehe, dass sich hiernach keine weitere Sachaufklärung 

mehr aufdränge. Ein bloß inhaltsleeres Formalgeständnis reiche nicht aus.
415

  

 

Damit hat der BGH das Problem der Vereinbarkeit von Absprachen mit dem Amtsermittlungs-

grundsatz zutreffend auf den Schwerpunkt des verfahrensverkürzenden Geständnisses gelenkt, 

ohne in der Frage der sich aufdrängenden Beweiserhebungen zunächst ausdrücklich zwischen 

sog. „qualifizierten― und „schlanken― Geständnissen zu unterscheiden. Angesichts der sehr 

allgemein gehaltenen Formulierung war eine genaue Einordnung des Standpunktes des 4. Senats 

schwierig.
416

 Da sowohl Fälle denkbar sind, in denen eine Absprache in Verbindung mit einem 

„schlanken―, glaubhaften Geständnis den Amtsermittlungsgrundsatz nicht verletzt, als auch 

solche, in denen trotz eines „qualifizierten― Geständnisses eine Verletzung des Amtsermittlungs-

grundsatzes vorliegen kann, sofern das Gericht nur dieses dem Urteil zu Grunde legt,  konnten 
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sich sowohl diejenigen, die ein „schlankes― Geständnis ohne weitere Beweisaufnahme für 

ausreichend halten, wenn das Gericht unter Berücksichtigung der Aktenlage keinen Zweifel an 

dessen Glaubwürdigkeit hat, als auch diejenigen, die nur ein „qualifiziertes― Geständnis als für 

die Erfüllung der richterlichen Aufklärungspflicht ausreichend anerkennen, bestätigt sehen. 

Wann sich eine anderweitige Beweisaufnahme „aufdrängt― und in welcher Weise das Gericht 

etwaige Zweifel überwinden kann, ergibt sich aus der Entscheidung des 4. Strafsenats noch 

nicht. Auch in anderen Entscheidungen des BGH wurde anerkannt, dass ein „schlankes― Ge-

ständnis als ausreichend angesehen werden konnte, und zwar selbst dann, wenn es sich in einem 

„Es ist so gewesen― erschöpfte.
417

 Allerdings lässt die Aussage des Großen Senats in seiner 

Entscheidung vom 3. März 2005, ein bloß inhaltsleeres Formalgeständnis reiche nicht aus
418

, auf 

die Ablehnung eines sog. „schlanken― Geständnisses schließen. 

 

Ob der Amtsermittlungsgrundsatz verletzt ist, kann im Rahmen der Revision nur im Einzelfall 

entschieden werden, indem überprüft wird, ob der Umfang der Aufklärungspflicht in unzulässi-

ger Weise zugunsten der Prozessökonomie reduziert wurde.
419

 Das Unbehagen, das sich bei den 

Kritikern der Absprachenpraxis aufgrund der Befürchtung einstellt, dem Gericht könne sich um 

eines schnellen Prozesses willen „nach Aktenlage keine weitere Sachaufklärung mehr aufdrän-

gen―, was aber bei einem allseits erklärten Rechtsmittelverzicht nicht mehr überprüfbar ist
420

, ein 

Verfahrens aber, dessen Ergebnis bereits feststehe, werde notwendig zur Farce
421

, bleibt.  

 

c) „Nemo teneur se ipsum accusare― (136 a StPO) 

 

In seiner Aussage zu einer möglichen Verletzung des § 136 a StPO bezieht sich der BGH in 

seiner Leitlinienentscheidung zunächst auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. 

Dieses hatte in einem die Verfassungsbeschwerde verwerfenden Kammerbeschluss vom 27. 

Januar 1987
422

 erstmals und bislang auch zum einzigen Mal zur Frage der Zulässigkeit von 

Absprachen Stellung genommen und dabei ausgeführt, dass in Bezug auf eine mögliche Beein-

trächtigung der Willensentschließungsfreiheit des Beschludigten bei Absprachen § 136 a StPO 

zu beachten sei, dies jedoch eine Belehrung oder einen konkreten Hinweis auf die Beweislage 
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oder die strafmildernde Wirkung eines Geständnisses nicht ausschließe.
423

 Der BGH selbst führt 

weiter aus, dass der Angeklagte selbstverständlich nicht durch die Androhung einer höheren 

Strafe für den Fall der Verweigerung der Kooperation zu einem Geständnis gedrängt werden 

dürfe.
424

 Dazu, was mit „höherer Strafe― gemeint ist, schweigt die Entscheidung, die an anderer 

Stelle nur noch ausführt, der Strafausspruch dürfe „den Boden schuldangemessenen Strafens 

nicht verlassen―.
425

 Der Große Senat hat in seinem Beschluss vom 3. März 2005 eine Präzisie-

rung insoweit vorgenommen, als zur Problematik der sog. „Sanktionsschere― ergänzend ausge-

führt wurde, dass die Differenz zwischen der absprachegemäßen und der bei einem sreitigen 

Verfahren zu erwartenden Sanktion nicht so groß sein dürfe, dass sie strafzumessungsrechtlich, 

d.h. mit einer angemessenen Strafmilderung wegen eines Geständnisses, nicht mehr vertretbar 

sei.
426

 Dies gelte – unter ausdrücklicher Bezugnahme auf eine Entscheidung des 5. Senats des 

Bundesgerichtshofs vom 9. April 2004
427

, die eine Strafmaßdifferenz von zwei Jahren Freiheits-

strafe zur Bewährung im Falle eines Geständnisses und sechs Jahren Freiheitsstrafe ohne Ge-

ständnis zum Gegenstand hatte – sowohl für den Fall, dass die ohne Absprache in Aussicht 

gestellte Sanktion das vertretbare Maß überschreite, so dass der Angeklagte inakzeptablem 

Druck ausgesetzt werde, als auch für den Fall, dass das Ergebnis des Strafnachlasses unterhalb 

der Grenze dessen liege, was noch als schuldangemessene Sanktion hingenommen werden 

könne.
428

  

 

Wann der „äußerst schmale Grat zwischen dem Angebot einer Strafmilderung und der Drohung 

mit einer Strafschärfung―
429

 überschritten ist, lassen beide Grundsatzentscheidungen ebenso 

offen, wie – unabhängig vom Einsatz der sog. „Sanktionsschere― – die Frage, ob nicht jedem 

Angebot einer milden Strafe für den Fall eines Geständnisses immanent ist, dass die Strafe ohne 

Geständnis nach einer langen Beweisaufnahme u.U. deutlich höher ausfallen wird, so dass das 

Gericht immer schon dann unausgesprochen mit einer höheren Strafe drohen würde, wenn es 

zulässigerweise eine Strafmilderung für ein Geständnis in Aussicht stellt.
430

 Die vom BGH 

angestrebte Rechtssicherheit ist damit auch in diesem Punkt nicht erreicht; den Ausführungen 

                                                 
423

 NJW 1987, 2662, 2663. 
424

 BGHSt 43, 195, 204. 
425

 BGHSt 43, 195, 208. 
426

 BGHSt 50, 40, 50. 
427

 BGH, StV 2004, 470 f. 
428

 BGHSt 50, 40, 50. 
429

 Weigend in: FG BGH, 1011, 1031. 
430

 Schmitt in: GA 2001, 411, 422. 



 

 76 

zur Vereinbarkeit der Absprachen mit § 136 a StPO wird daher nicht ohne Grund vorgeworfen, 

sie seien nicht mehr als eine begründungslose Behauptung.
431

 

 

d) Der Gleichheitsgrundsatz 

 

Eine Aussage des BGH zu Art. 3 I GG lässt sich aus seiner Grundsatzentscheidung vom 28. 

August 1997 insoweit entnehmen, als dort unter Bezugnahme auf den Kammerbeschluss des 

BVerfG vom 27. Januar 1987
432

 ausgeführt wird, alle in Strafverfahren Beschuldigten hätten 

einen Anspruch auf Gleichbehandlung, der dadurch gewahrt werde, dass es Gericht und Staats-

anwaltschaft untersagt sei, sich auf einen „Handel mit der Gerechtigkeit― einzulassen.
433

 Das 

Bundesverfassungsgericht hatte dabei von Verfassungs wegen die grundsätzliche Vereinbarkeit 

der Urteilsabsprachen mit der Prozessordnung bejaht, solange u.a. die Grundsätze der schuldan-

gemessenen Strafe als Ausfluss des Rechtsstaatsprinzips (Art. 20 III GG), der allgemeinen 

Strafgerechtigkeit und des allgemeinen Willkürverbotes gewahrt bleiben.  

Wenn also eine geständnisbedingte Strafmilderung den Boden schuldangemessenen Strafens 

nicht verlasse, sei eine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes durch Verständigungen 

nicht zu befürchten.
434

 Insbesondere das auch unter dem Gesichtspunkt der Sicherung des 

Rechtsfriedens drängende Problem einer Bevorzugung des sog. „Wohlstandskriminellen― durch 

Urteilsabsprachen wird nicht angesprochen.  

 

e) Fazit 

 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der BGH in seinen beiden Grundsatzentscheidungen 

versucht hat, der Absprachepraxis durch das Aufstellen von Leitlinien, welche die Tatgerichte 

bei der Durchführung von Absprachen zu beachten haben und die bei Nichtbeachtung die 

Unwirksamkeit der Absprache zur Folge haben können, Grenzen zu ziehen.
435

 Dass es ihm damit 

aber gelungen sei, die Probleme punktgenau anzusprechen und randscharfe Vorgaben für die 

Tatgerichte zu machen
436

, kann nicht bestätigt werden. Angesichts von „Leerformeln―
437

, Erin-
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nerung an Regeln, „die sich aus der Gesetzeslage eigentlich von selbst verstehen sollten―
438

, 

„Oberflächlichkeiten―
439

 und „Schlupflöchern―
440

 muss vielmehr konstatiert werden, dass der 

BGH zwar hinsichtlich des äußeren Ablaufs einer Absprache zur Klärung beitragen konnte – die 

Abspracheprozedur, die früher sowohl die Öffentlichkeit als auch das Protokoll scheute, wird 

heute mehr als noch vor einigen Jahren sowohl der Öffentlichkeit mitgeteilt, als auch in der 

Sitzungsniederschrift vermerkt
441

 –, jedoch wurden grundsätzliche Fragen der Urteilsabsprache 

nach wie vor nicht geklärt.
442

 Die aufgestellten „Regeln― beantworten in keiner Weise die Frage 

nach der inhaltlichen Legitimität von Absprachen, sondern setzen diese Frage als bereits gelöst 

voraus.
443

 

 

Die Möglichkeiten der Revisionsgerichte, das Dilemma der Urteilsabsprachen zu lösen und mit 

Leitlinien Orientierungspunkte für die Zulässigkeit von Absprachen zu geben, müssen deshalb 

als ausgeschöpft und gescheitert angesehen werden.
444

 

Die Strafprozessordnung in ihrer geltenden Form ist am Prinzip der materiellen Wahrheit orien-

tiert, die vom Gericht in der Hauptverhandlung von Amts wegen zu ermitteln und der Dispositi-

on der Verfahrensbeteiligten grundsätzlich entzogen ist. Die Versuche der obergerichtlichen 

Rechtsprechung, die Absprachenpraxis ohne Bruch in das gegenwärtige System einzupassen, 

konnten daher nur unvollkommen gelingen und führen an die Grenzen zulässiger Rechtsfortbil-

dung.
445

 Aus diesem Grund beendet der Große Senat für Strafsachen seinen Beschluss vom 3. 

März 2005 mit einem Appell an den Gesetzgeber, die wesentlichen rechtlichen Voraussetzungen 

und Begrenzungen von Urteilsabsprachen gesetzlich zu regeln.
446

 Seither ist die Diskussion um 

Reformvorschläge für die Strafprozessordnung voll entflammt. Auch die Einführung des neuen § 

257 c StPO durch das am 03. August 2009 im Bundesgesetzblatt verkündetet Gesetz zur Rege-

lung der Verständigung im Strafverfahren wird die Kritiker der Absprachenpraxis nicht zum 

Verstummen bringen können. Im Folgenden sollen daher die wichtigsten Gesetzesvorschläge 

sowie das Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren
447

 vorgestellt werden. 
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IV. Die gesetzliche Regelung von Urteilsabsprachen in der deutschen Strafprozess-

ordnung 

 

1. Entwürfe und Vorschläge für eine Normierung der Urteilsabsprachen 

 

Angesichts der immer offensichtlicher werdenden Problematik der Urteilsabsprachen befasste 

sich der 58. Deutsche Juristentag bereits im Jahre 1990 ausführlich mit deren Thematik und 

votierte mit klarer Mehrheit für ein Eingreifen des Gesetzgebers.
448

 Dieser sah sich aber erst 

nach dem Appell des Großen Senats für Strafsachen zu ernsthaftem Tätigwerden veranlasst.
449

 

Als erste zeitnahe Reaktion auf die Entscheidung vom 3. März 2005 legte der Strafrechtsaus-

schuss der Bundesrechtsanwaltskammer bereits im August 2005 einen Entwurf zur gesetzlichen 

Regelung der Urteilsabsprache im Strafprozess vor. Am 24. November 2005 beschlossen die 

Generalstaatsanwältinnen und Generalstaatsanwälte ein Eckpunktepapier für eine gesetzliche 

Regelung von Verfahrensabsprachen vor Gericht
450

, dem am 7. April 2006 die Einbringung eines 

Gesetzentwurfes des Landes Niedersachsen zur Regelung von Absprachen im Strafverfahren in 

den Bundesrat
451

 folgte. Schließlich legte das Bundesjustizministerium mit dem Referentenent-

wurf eines Gesetzes zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren vom 18. Mai 2006 den 

bis dahin umfassendsten Regelungsentwurf vor.  

 

„Das beste Strafverfahren wäre eines ohne Deal – und das beste Gesetz über den Deal wäre ein 

solches, das ihn verbietet―.
452

 Dies kann jedoch angesichts der Häufigkeit und Verbreitung der 

Urteilsabsprachen im deutschen Strafverfahren nur ein frommer Wunsch bleiben. Die Realität 

zeichnet ein anderes Bild.
453

 Der Ruf nach dem Gesetzgeber wurde immer drängender und es 

erschien nur noch als eine Frage der Zeit, bis es ein Gesetz gab, das die Absprachenpraxis 

legitimiert.
454

 Die von niemandem befriedigend beantwortete Frage war nur, was er in das 

Gesetz schreiben sollte.
455
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Da die Urteilsabsprachen, wie oben dargelegt, mit zahlreichen Verfahrens- und Verfassungs-

grundsätzen in Konflikt geraten, muss eine Kodifizierung der Urteilsabsprache sich gerade um 

eine Lösung der sich im Zusammenhang mit konsensualer Verfahrenserledigung im Strafverfah-

ren ergebenden drängenden Probleme bemühen. „Das Strafverfahrensrecht ist der Seismograph 

der Staatsverfassung―
456

, so dass gerade der Bereich der sich immer weiter ausbreitenden Ur-

teilsabsprachen nicht aus der gesetzlichen Regelung ausgeklammert bleiben darf. Über die 

Ausgestaltung einer Reform der Urteilsabsprache gibt es allerdings unterschiedliche Vorstellun-

gen, die sich auch in den vorgelegten Regelungsmodellen niederschlagen. Im Wesentlichen 

lassen sich zwei Gruppen von Vorschlägen unterscheiden: zum einen diejenigen, die im Ergeb-

nis die vom 4. Senat in seiner Abspracheentscheidung aufgestellten Grundsätze festschreiben, 

zum anderen diejenigen, die das Konsensprinzip als Legitimationsgrundlage des Absprachever-

fahrens sehen, von denen allerdings die einen (BRAK) die Urteilsabsprache in das bisherige 

streitige Verfahren integrieren, die anderen ein gesondertes Konsensverfahren, das wie das 

Strafbefehlsverfahren aus dem Hauptverfahren herausgelöst wäre, etablieren wollen. 

  

   

a) Regelungsmodelle in Anlehnung an die Leitlinien des BGH 

 

aa) Der Gesetzentwurf des Landes Niedersachsen zur Regelung von Absprachen im Strafverfah-

ren
457

 

 

Das Land Niedersachsen hat am 7. April 2006 einen Gesetzentwurf in den Bundesrat einge-

bracht
458

, mit dem versucht wird, eine gesetzliche Regelung für Urteilsabsprachen zu schaffen, 

um mit der notwendigen demokratischen Legitimation zentrale Fragen der konsensualen Straf-

verfahrenserledigung zu entscheiden und eine gleichmäßige Verfahrenspraxis zu gewährleis-
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ten.
459

 Der Entwurf stellt klar, dass Absprachen über die in einem Urteil auszusprechenden 

Rechtsfolgen zulässig sind. Allerdings sollen Urteilsabsprachen grundsätzlich erst dann in 

Betracht kommen, wenn das Gericht die Anklageschrift geprüft und dem Angeschuldigten, 

gegebenenfalls seinem Verteidiger, zugestellt hat, wobei das Initiativrecht dem Gericht zukom-

men soll. Die Verfahren vor dem Straf- und Jugendrichter sollen von der Möglichkeit einer 

Urteilsabsprache ausgenommen sein, § 243 b StPO neu. Da der Gesetzgeber bereits spezielle 

Regelungen in den jeweiligen Verfahrensvorschriften vorgesehen habe, die einer Vereinfachung 

und Beschleunigung der Abläufe dienen sollen
460

, sei es konsequent, diejenigen Vorschriften 

über die Urteilsabsprache, die auf eine genaue Beachtung formeller Regularien ausgerichtet sind, 

für die Verfahren vor dem Straf- und Jugendrichter auszuschließen.
461

 

 

Als zentrale Norm sieht der niedersächsische Entwurf die Einführung eines § 243 a StPO neu 

zur Regelung der Urteilsabsprache vor
462

, der insgesamt eine weitgehende inhaltliche Überein-

stimmung mit den Leitlinien des BGH aufweist, jedoch insbesondere im Bereich des Opfer-

schutzes deutlich über diese hinausgeht, indem dem Opfer der Straftat die Möglichkeit gegeben 

wird, seine Vorstellungen von einer „gerechten― Strafe durch das Recht, Bedenken gegen den 

vorgeschlagenen Strafrahmen gem. § 243 a IV 5 StPO neu in der Hauptverhandlung geltend zu 

machen, einzubringen. Eine Urteilsabsprache am Opfer vorbei dürfe es nicht geben.
463

 Dies ist 

aus Sicht der damaligen Justizministerin des Landes Niedersachsen, Elisabeth Heister-Neumann, 

ein besonders hervorzuhebender Aspekt des Gesetzentwurfs. Nur wenn Opferrechte ernst 

genommen würden, könne von einer Urteilsabsprache auch eine befriedigende Wirkung ausge-

hen.
464

 

 

Im Einzelnen lautet der vorgeschlagene § 243 a StPO neu wie folgt: 

 

§ 243 a [Urteilsabsprache] 

(1) In der Hauptverhandlung kann das Gericht auch ohne Antrag des Angeklagten, des Verteidigers 

und der Staatsanwaltschaft zu jedem Zeitpunkt den Stand des Verfahrens einschließlich einer vor- 

  läufigen Beurteilung des Verfahrensergebnisses mit dem Ziel einer verfahrensbeendenden Absprache  

erörtern. Hinsichtlich der Anträge gilt § 212 und für Erörterungen außerhalb der Hauptverhandlung  

gelten §§ 212 Abs. 1 Satz 2 und § 243 Abs. 4 entsprechend. 

(2) Mit dem Ziel der einvernehmlichen Verfahrensbeendigung ist nur eine Verständigung über die  

Rechtsfolgen zulässig. Gegenstand der Verständigung können weder der Schuldspruch, ein Rechts- 
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mittelverzicht oder Umstände sein, die das Vollstreckungsverfahren betreffen. Die Regelungen in §§ 

154, 154 a bleiben unberührt. 

(3) In Erwartung eines das Verfahren verkürzenden oder beendenden Geständnisses kann das Gericht  

unter freier Würdigung sämtlicher Umstände des Falles sowie der allgemeinen Strafzumessungserwä-

gungen einen Strafrahmen durch Mitteilung einer Strafunter- und einer Strafobergrenze angeben. Der 

mitgeteilte Strafrahmen steht unter dem Vorbehalt eines der Nachprüfung zugänglichen und zur Über-

zeugung des Gerichts der Wahrheit entsprechenden Geständnisses. 

(4) Der nach Absatz 3 mitgeteilte Strafrahmen ist einschließlich der diesen stützenden wesentlichen Er-

wägungen in das Hauptverhandlungsprotokoll aufzunehmen. Im Anschluss erhalten die Staatsanwalt-

schaft, der Angeklagte, der Verteidiger und in den Fällen des § 395 die Nebenklage Gelegenheit zur 

Stellungnahme. Die Urteilsabsprache kommt zustande, wenn die Staatsanwaltschaft, der Angeklagte 

und der Verteidiger ihre Zustimmung erklären. Die Erklärungen und das Ergebnis sind im Hauptver-

handlungsprotokoll festzuhalten. Erhebt die Nebenklage gegen den mitgeteilten Strafrahmen Bedenken, 

gibt die Staatsanwaltschaft dazu eine Erklärung ab, die sich mit den geäußerten Vorbehalten der Ne-

benklage befasst. Diese ist in das Hauptverhandlungsprotokoll aufzunehmen. 

(5) Stimmen die Staatsanwaltschaft, der Angeklagte oder der Verteidiger dem mitgeteilten Strafrahmen 

nicht zu, ist das Gericht nicht an die bisherige Bewertung gebunden. Dasselbe gilt, wenn im weiteren 

Verfahren neue wesentliche strafmildernde oder strafschärfende Umstände auftreten, die dem Gericht 

im Zeitpunkt der Mitteilung des Strafrahmens unbekannt waren. 

(6) Der Angeklagte ist über die Bedeutung und Auswirkungen einer fehlenden Zustimmung der in Ab-

satz 1 Satz 3 genannten Verfahrensbeteiligten ausdrücklich zu belehren. Ebenso ist er auf die Folgen 

eines nicht zur Überzeugungsbildung des Gerichts genügenden Geständnisses und einer Neubewertung 

infolge Bekanntwerdens weiterer maßgeblicher Umstände sowie auf die eingeschränkten Rechtsmittel-

möglichkeiten nach §§ 312, 333 Satz 2, 337 Abs. 3 einschließlich der auf das an der Verständigung be-

teiligte Gericht beschränkten Absprachebindung hinzuweisen. Ein danach abgelegtes Geständnis bleibt 

auch im Falle einer nach Absatz 3 Satz 2 mangelnden oder nach Absatz 5 Satz 2 weggefallenen Bin-

dung des Gerichts verwertbar. 

(7) Das Gericht weist die Verfahrensbeteiligten auf eine die Bindungswirkung nicht begründende oder 

entfallen lassende Bewertung hin. § 265 gilt entsprechend. Im Falle des wirksamen Zustandekommens 

der Absprache ist das erkennende Gericht an den mitgeteilten Strafrahmen gebunden. 
 

Dieser Entwurf des Landes Niedersachsen ist weder in der Wissenschaft noch in der Praxis auf 

großes Echo gestoßen, wofür insbesondere die geringen Verwirklichungschancen einer Länder-

initiative zur Einleitung eines Gesetzgebungsverfahrens aus dem Bundesrat heraus maßgeblich 

waren.
465

  

  

 

bb) Der Vorschlag der Generalstaatsanwältinnen und Generalstaatsanwälte
466

 

 

Am 24. November 2005 wurde von den Generalstaatsanwältinnen und Generalstaatsanwälten ein 

Eckpunktepapier für eine gesetzliche Regelung von Verfahrensabsprachen vor Gericht beschlos-

sen. Rechtstechnisch handelt es sich dabei nicht um eine in Gesetzesform gegossene Normie-

rung, sondern um eine Aneinanderreihung von Grundgedanken.
467

 Neben dem Erfordernis eines 

für eine zulässige Verständigung notwendigen gemeinsamen Antrags von Staatsanwaltschaft und 
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Angeklagtem
468

 und dem vorgesehenen Scheitern der Verständigung im Falle eines Wider-

spruchs von Staatsanwaltschaft oder Angeklagtem
469

 sehen die Eckpunkte der Generalstaatsan-

wälte im Übrigen für eine gesetzliche Regelung der Verfahrensabsprachen im Wesentlichen eine 

konsequente Umsetzung der bisherigen BGH-Rechtsprechung vor: Die Absprache selbst hat in 

der Hauptverhandlung zu erfolgen, vorbereitende Erörterungen sind aber möglich. Die gerichtli-

che Leistung kann nur in der Zusage eines Strafrahmens bestehen, wobei auch eine Strafunter-

grenze anzugeben ist.
470

 Der Angeklagte kann allein durch ein – qualifiziertes
471

 – Geständnis 

eine Abspracheleistung erbringen. Nicht zum Gegenstand der Urteilsabsprache dürfen also 

insbesondere Fragen des Schuldspruchs und des Rechtsmittelverzichts gemacht werden.  

 

cc) Der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren 

des Bundesministeriums der Justiz
472

 

 

aaa) Inhalt
473

 

 

Mit dem Referentenentwurf des Bundesjustizministeriums vom 19. Mai 2006 wurde ein Vor-

schlag zur gesetzlichen Regelung einer Verständigung im Strafverfahren vorgelegt, der Vor-

schriften zum Verfahren, zum zulässigen Inhalt sowie zu den Folgen von Verständigungen 

enthält. Ziel des Entwurfes war es insbesondere, die Verständigung so zu regeln, dass sie mit den 

tradierten Grundsätzen des deutschen Strafverfahrens übereinstimmt.
474

 Dieses Regelungskon-

zept geht in seinem Grundansatz davon aus, dass für die Verständigung im Strafverfahren keine 

neue Form einer Verfahrenserledigung eingeführt werden soll.
475

 Es sollen weiterhin die Grund-

sätze des Strafverfahrens gelten. 

 

Zentrale Vorschrift zur Regelung der Verständigung ist ein neuer § 257 c. Mit ihm soll die 

verfahrensbeendende Urteilsabsprache eine ausdrückliche normative Grundlage erhalten. 

 

                                                 
468

 Punkt 3 des Eckpunktepapiers. 
469

 Punkt 4 des Eckpunktepapiers. 
470

 Punkt 4 S. 1 des Eckpunktepapiers. 
471

 Punkt 2 des Eckpunktepapiers. 
472

 Der Referentenentwurf ist verfügbar unter www.bmj.bund.de/media/archive/1234.pdf. Er hat den „Diskussions-

entwurf für eine Reform des Strafverfahrens― der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen des Deut-

schen Bundestages und des Bundesministeriums der Justiz vom Februar 2004 (abgedr. in StV 2004, 228) abge-

löst.  
473

 Detailliert zum Vorschlag der abzuändernden bzw. neu einzufügenden Vorschriften s. Anhang II, C. 
474

 Referentenentwurf, S. 1. 
475

 Referentenentwurf, S. 12. 
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  § 257 c [Urteilsabsprache] 

(1) Das Gericht kann sich in geeigneten Fällen in der Hauptverhandlung mit den Verfahrensbeteiligten  

über den weiteren Fortgang und das Ergebnis des Verfahrens verständigen. 

(2) Gegenstand dieser Verständigung dürfen nur die Rechtsfolgen sein, die Inhalt des Urteils und der 

dazugehörigen Beschlüsse sein können, sonstige verfahrensbezogene Maßnahmen im zu Grunde liegen-

den Erkenntnisverfahren sowie das Prozessverhalten der Verfahrensbeteiligten. Das Gericht kann da-

bei mit Zustimmung des Angeklagten unter freier Würdigung aller Umstände des Falles sowie der all-

gemeinen Strafzumessungserwägungen eine Ober- und Untergrenze der Strafe angeben. Die Ankündi-

gung, auf Rechtsmittel zu verzichten oder ein Rechtsmittel nicht einzulegen, sowie Maßregeln der Bes-

serung und Sicherung dürfen nicht Gegenstand einer Verständigung sein. 

(3) Die Verfahrensbeteiligten erhalten Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Verständigung kommt zu-

stande, wenn Angeklagter und Staatsanwaltschaft nicht widersprechen. 

(4) Das Gericht darf von einer Verständigung (Absatz 3 Satz 2) nur abweichen, wenn sich seine Bewer-

tung der Sach- oder Rechtslage im Verlauf der Hauptverhandlung ändert oder das weitere Prozessver-

halten des Angeklagten nicht dem entspricht, das der Prognose des Gerichts zugrunde gelegt worden 

ist. Diese Abweichung steht der Verwertung einer Aussage des Angeklagten nicht grundsätzlich entge-

gen. Das Gericht hat eine Abweichung nach Satz 1 unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Der Angeklagte ist über die Voraussetzungen und Folgen einer Abweichung des Gerichts von dem 

in Aussicht gestellten Ergebnis nach Absatz 4 Satz 1,2 zu belehren. Ist diese Belehrung unterblieben, 

darf die Aussage des Angeklagten nur mit dessen Einverständnis verwertet werden.      

 

bbb) Einzelheiten des vorgesehenen Verständigungsverfahrens 

 

Auch der Referentenentwurf erkennt damit ausdrücklich die Zulässigkeit von Verständigungen 

über Verfahrensfortgang und Ergebnis an, die das Gericht in geeigneten Fällen mit den Verfah-

rensbeteiligten suchen kann. Hierbei wird in § 257c I StPO neu eine Autonomie des Gerichts für 

die Initiative zur Verständigung festgelegt. Dies schließt jedoch nicht aus, dass die anderen 

Verfahrensbeteiligten entsprechende Anregungen vorbringen können. Durch die Ermöglichung 

einer solchen gerichtlichen Initiative soll zugleich der Vorwurf einer Befangenheit des Gerichts 

ausgeschlossen sein. Das Modell des BMJ bleibt somit eindeutig richterzentriert.  

 

Eine Verständigung kommt nach § 257c III 2 StPO neu zustande, wenn Angeklagter und Staats-

anwaltschaft den Vorstellungen des Gerichts nicht widersprechen. Ein eventueller Widerspruch 

des Nebenklägers kann demnach das Zustandekommen einer Verständigung nicht hindern. 

Diesem bleibt lediglich die Möglichkeit, Rechtsmittel einzulegen. 

 

Neu an dem Entwurf ist die Einführung bestimmter Pflichten des Gerichts. Hierzu gehören 

einerseits die Belehrungspflichten aus § 257c V StPO neu, sowie andererseits die Protokollie-

rungspflicht in § 273 Ia 1 StPO neu. Hiernach muss das Protokoll nicht nur den wesentlichen 

Inhalt und Ablauf sowie das Ergebnis einer Verständigung wiedergeben, sondern nach Satz 3 

dieser Vorschrift ist im Protokoll außerdem zu vermerken, wenn eine Verständigung nicht 

stattgefunden hat. Diese Regelungen sollen zum einen sicherstellen, dass die vom Gericht im 
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Zusammenhang mit einer Verständigung zu beachtenden Förmlichkeiten durch die ausführlichen 

Protokollierungspflichten auch wirklich beachtet werden. Zum anderen wird damit sichergestellt, 

dass insbesondere im Revisionsverfahren die erforderliche Kontrolle der Verständigung im 

Strafverfahren möglich ist.
476

   

 

Insgesamt wurde das Vorhaben des Bundesjustizministeriums, das Verfahren der Urteilsabspra-

chen in Gesetzesform zu gießen, von Seite der Praxis grundsätzlich positiv aufgenommen. Die 

Anzahl der höchstrichterlichen Entscheidungen zu den Rechtsproblemen einer Verständigung 

zeige, dass es gesetzlicher Regelungen bedürfe, um Fehlentwicklungen zu kanalisieren. Es könne 

daher nicht mehr darum gehen, das „Ob―, sondern nur noch darum, das „Wie― einer gesetzgebe-

rischen Lösung zu diskutieren.
477

 Ob allerdings der Referentenentwurf des Bundesjustizministe-

riums ebenso wie die anderen Reformvorschläge, die sich im Wesentlichen an den vom BGH 

aufgestellten Leitlinien orientieren, für eine gesetzliche Lösung der Absprachenpraxis geeignet 

sind,  bleibt fraglich
478

 und soll im Folgenden diskutiert werden. 

 

dd) Geeignetheit der Entwürfe zur Lösung der Absprachenproblematik? 

 

Eine Integration der konsensorientierten Absprachenpraxis in die geltende – grundsätzlich 

vergleichsfeindlich ausgestaltete – Strafprozessordnung stößt stets an die Grenzen der Verein-

barkeit mit bestehenden verfassungs- und strafprozessualen Grundsätzen.
479

 Allein die Über-

nahme der Leitlinien des BGH zum Abspracheverfahren wird den Regelungsproblemen bei der 

Urteilsabsprache jedoch nicht gerecht. Zahlreiche Probleme bleiben ungelöst. Die Gefahr von 

unzulässigen, zumindest aber bedenklichen Verständigungspraktiken besteht weiter. Dies soll im 

Folgenden nur an einigen Punkten verdeutlicht werden: 

 

§ 257c I StPO neu des Referentenentwurfs des BMJ ermöglicht es dem Gericht ausdrücklich, die 

Initiative für Verständigungen zu ergreifen, ohne sich dem Vorwurf der Befangenheit auszuset-

zen.
480

 Nach § 243 a I StPO neu des niedersächsischen Gesetzentwurfs kommt dem Gericht 

ebenfalls ein eigenes Initiativrecht hinsichtlich einer Urteilsabsprache zu: kraft der Prozesslei-

                                                 
476

 Referentenentwurf, S. 26. 
477

 Stellungnahme des Deutschen Richterbundes, S. 1. 
478

 So auch Huttenlocher, S. 381; Schünemann/Hauer in: AnwBl 2006, 439, 443. 
479

 So auch der Deutsche Juristinnenbund, der auf S. 2 seiner Stellungnahme zum Referentenentwurf des BMJ 

ausführt, dass „der Versuch, die Grundstrukturen des streitigen Verfahrens mit dem konsensual ausgestalteten 

Institut einer Verständigung zu vereinbaren, misslingen muss―; die Stellungnahme ist verfügbar unter 

http://www.djb.de/Kommissionen/kommission-strafrecht/St-06-21-Verstaendigung-StrafR/ 
480

 Referentenentwurf, S. 22. 
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tungsbefugnis des Vorsitzenden (§ 238 StPO) soll das Gericht in der Hauptverhandlung zu 

jedem ihm geeignet erscheinenden Zeitpunkt, auch ohne entsprechende Anträge von Staatsan-

waltschaft, Angeklagtem und Verteidiger, eine verfahrensbeendende Absprache erörtern kön-

nen.
481

 

Eine zurückgezogene Rolle des Gerichts, welches das Aushandeln des Verfahrensergebnisses 

Staatsanwaltschaft und Verteidigung zu überlassen und dieses nur noch auf Rechtsfehler zu 

kontrollieren hat, wird ausdrücklich abgelehnt.
482

 Dann aber bleibt weiterhin die Gefahr, dass 

von Seiten des Gerichts ein solcher Druck auf den Angeklagten entstehen kann, der die Freiheit 

seiner Willensentschließung unangemessen beeinträchtigt. Zwar verucht der Referentenentwurf, 

mit der Zustimmungspflichtigkeit einer Strafmaßprognose (§ 257 c II 2 StPO neu) die Gefahr 

von gerichtlichen Drohkulissen abzubauen – der bezweckte Schutz der Willensentschließungs-

freiheit des Angeklagten gelingt aber höchstens zum Teil.
483

 

 

Auch die drängende Frage der Erfüllung der richterlichen Aufklärungspflicht ist nicht befriedi-

gend gelöst. Alle Vorschläge bestätigen, dass die vom Angeklagten im Rahmen der Urteilsab-

sprache zu erbringende Gegenleistung regelmäßig in der Ablegung eines Geständnisses besteht. 

So erachtet § 243 a III StPO neu des niedersächsischen Gesetzentwurfs das Geständnis des 

Angeklagten als conditio sine qua non für das Zustandekommen einer Urteilsabsprache. Gem. § 

257c II 1 StPO neu des Referentenentwurfs kann Gegenstand einer Verständigung „das Prozess-

verhalten― der Verfahrensbeteiligten sein. Die Begründung des Entwurfs führt hierzu aus, 

darunter fielen „Handlungen in der Sphäre des Angeklagten wie z.B. (...) ein Geständnis―
484

, 

ausdrücklich normiert ist dieser wichtigste Fall der mit dem Ziel der Verfahrensabkürzung 

durchgeführten Absprachen nicht. Damit bleibt nach wie vor unklar, welche Qualität das Ge-

ständnis des Angeklagten haben muss.
485

 Im Übrigen ist die Ausdehnung der „Gegenleistung― 

des Angeklagten auf ein sonstiges verfahrensbeschleunigendes Verfahren deshalb als nicht 

sachgerecht einzuschätzen, weil Grundlage des Urteils auch bei einer Verständigung die Über-

zeugung von der Schuld des Täters sein muss, eine Ausdehnung des möglichen Gegenstandes 

einer Verständigung auf das gesamte „Prozessverhalten― aber die Gefahr einer Beeinträchtigung 

des Grundsatzes eines rechtsstaatlichen Verfahrens in sich birgt.
486

  

 

                                                 
481

 S. 10 der  niedersächsischen Entwurfsbegründung.  
482

 Referentenentwurf, S. 12. 
483

 So auch Huttenlocher, S. 379. 
484

 Referentenentwurf, S. 23. 
485

 Vgl. Stellungnahme des Deutschen Richterbundes, S. 1. 
486

 Stellungsnahme des Deutschen Richterbundes, S. 1. 
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In § 257c IV StPO neu des Referentenentwurfs und in § 243 a V StPO neu des Entwurfs des 

Landes Niedersachsen ist der Umfang der Bindung des Gerichts an ein in Aussicht gestelltes 

Verfahrensergebnis geregelt. Dadurch soll für den Angeklagten, der sich im Hinblick auf sein 

vorleistungspflichtiges Geständnis auf die Zusage des Gerichts verlassen können muss, ein faires 

Verfahren gesichert werden. Gerade das Gegenteil ist der Fall. Denn entgegen ständiger Recht-

sprechung soll eine Ausnahme von der Bindungswirkung auch dann bestehen, wenn das Gericht 

die Sach- oder Rechtslage bei Abgabe seiner Prognose fehlerhaft bewertet hat. Damit ist jegliche 

Bewertungsänderung der Sach- oder Rechtslage erfasst, d.h. nicht allein wie vom Großen Senat 

gefordert nur das Bekanntwerden neuer und schwerwiegender Umstände. Begründet wird dies 

damit, dass von dem Gericht nicht erwartet werden könne, sehenden Auges ein aus seiner Sicht 

falsches Urteil zu sprechen.
487

 Das Vorleistungsrisiko des Angeklagten, dessen Geständnis auch 

in diesem Fall gem. § 257 c IV 2 StPO neu grundsätzlich verwertbar bleibt, wird damit sogar 

noch erheblich erhöht.
488

 Das Gericht ist verpflichtet, die Sach- und Rechtslage vor der Zusage 

gründlich zu prüfen. Unterlaufen ihm dabei Nachlässigkeiten oder Fehler, so darf dies nicht 

zulasten des Angeklagten gehen, der auf die Einhaltung der Zusage vertraut. Auf ein solches 

„Lotteriespiel― wird sich der Angeklagte, insbesondere im Hinblick auf die bestehen bleibende 

Verwertbarkeit seines Geständnisses nach § 257c IV 2 StPO neu des Referentenentwurfs, nicht 

einlassen.
489

 Die Gefahr einer Kollision mit dem Grundsatz des fairen Verfahrens ist sonach 

nicht gebannt.  

 

ee) Fazit 

 

Den dargestellten Gesetzentwürfen gemein ist, dass sie versuchen, in Übereinstimmung mit der 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes eine Legalisierung der bisher in einer rechtlichen 

Grauzone praktizierten Absprachen zu erreichen. Die Urteilsabsprache ist ein qualitativ neuarti-

ges Phänomen des Strafprozessrechts, weil sie die Strafzumessung als ureigene richterliche 

Tätigkeit und die Gestaltung der Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung in einem gewissen 

Umfang zur gemeinsamen Sache des Gerichts und der Prozessbeteiligten macht.
490

 Da es hierfür 

in der Strafprozessordnung keine gesetzliche Grundlage gibt, muss eine einzuführende Regelung 

                                                 
487

 Niedersächsische Entwurfsbegründung S. 15. 
488

 Hauer, S. 359; Meyer-Goßner in: FS Böttcher, 105, 118, ist der Ansicht, dass dem Angeklagten bei einer 

derartigen Absprache zumindest der Schutz eines ebenso weit reichenden Verwertungsverbotes zukommen müs-

se.   
489

 So auch die Stellungnahme der Bundesrechtsanwaltskammer vom August 2006, S. 5. 
490

 Ignor in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 321, 332. 
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auf einem ausreichenden theoretischen Fundament stehen.
491

 Hierfür reicht die bloße Umsetzung 

der vom BGH aufgestellten Leitlinien nicht aus. Sie sind zwar geeignet, Verstöße gegen Verfah-

rens- und Verfassungsgrundsätze zu mindern, eine ausreichende Lösung der 

Absprachenproblematik stellen sie jedoch nicht dar.  

 

Es geht darum, Auswüchse einer Praxis einzudämmen, die sich über mehrere Jahrzehnte einge-

schliffen haben. Wer es ernst meint mit den Grundsätzen des Strafprozesses, der findet in der 

Entscheidung des 4. Senats, dem Beschluss des Großen Senats und in den auch vom Bundesver-

fassungsgericht immer wieder betonten allgemeinen Regeln eines fairen Verfahrens die Maxime 

für sein Handeln. Wer es aber nicht tut – und gerade darum geht es bei den Problemen der 

Urteilsabsprache – der wird sich auch von einer gesetzlichen Regelung nur schwer erreichen 

lassen.
492

 Denn es muss festgestellt werden, dass die Praxis die vom BGH aufgestellten Kriterien 

häufig nicht einhält
493

 und die bisherige als unzulässig angesehene Praxis der Absprachen 

unbeirrt fortsetzt: „Zwischen den Postulaten der Rechtsprechung und den Bedürfnissen der 

Praxis und dem Alltag der Absprachen klaffen Welten―.
494

 So findet trotz der vom BGH statuier-

ten Prüfungspflicht für die Glaubhaftigkeit des abgelegten Geständnisses eine weitere Beweis-

aufnahme zum Geständnis in der Regel nicht statt; das Gericht gibt sich vielmehr regelmäßig mit 

dem „schlanken Geständnis― des Angeklagten zufrieden, ohne dies weiter zu hinterfragen, um so 

die erwünschte Verfahrensverkürzung zu erreichen.
495

 Indem es der BGH genügen lässt, dass zur 

Glaubwürdigkeitsprüfung lediglich „sich aufdrängende Beweiserhebungen― durchzuführen 

seien, tritt in der Praxis die gerichtliche Pflicht zur Wahrheitserforschung zugunsten der Privat-

autonomie des Angeklagten zurück.
496

 Auch das Verbot des 4. Senats, eine bestimmte Strafe 

zuzusagen, sondern nur eine Obergrenze angeben zu dürfen, wird in der Praxis umgangen, da 

allen Verfahrensbeteiligten klar ist, dass die protokollierte „zugesagte Obergrenze― in Wirklich-

keit zugleich auch immer die tatsächlich verhängte Strafe ist.
497

 Auf eine andere, d.h. unsichere 

Zusage würden sich nämlich weder Staatsanwaltschaft noch Angeklagter einlassen, so dass – da 

es laut BGH-Entscheidung unschädlich ist, wenn die Obergrenze der tatsächlich verhängten 

Strafe entspricht – der BGH für eine Umgehung seiner Rechtsprechung bereits selbst den Weg 
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 Ignor in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 321, 332. 
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 Leitner in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 365, 372. 
493

 Weichbrodt, S. 176; Hauer S. 65; Weßlau, S. 12; Hamm in: FS für Dahs, 267, 271; Leitner in: FS Bundesrechts-

anwaltskammer, 365, 372. 
494

 Weider, S. 139.  
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 Schmitt in: GA 2001, 411, 420; Weigend in: FG BGH, 1011, 1035; Hauer, S. 66 f. 
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 Weigend in: NStZ 1999, 57, 61; Herrmann in: JuS 1999, 1162, 1165. 
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 Küpper/Bode in: Jura 1999, 351, 354; Schmitt in: GA 2001, 411, 420; Siolek in: FS Rieß, 563, 569. 
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vorgezeichnet hat. Urteilsabsprachen entsprechen damit allenfalls formal den verfahrensrechtli-

chen Leitlinien des BGH; in einigen Bereichen werden sie gar schlicht ignoriert.
498

  

 

Die Leitlinien des BGH haben sich in der Praxis nicht vollständig durchgesetzt und stellten somit 

keine verlässliche Grundlage für Absprachen dar.
499

 Der Ansatz, die gesetzliche Regelung diesen 

Leitlinien nachzubilden, erscheint daher grundsätzlich verfehlt. Er kann die Probleme, welche 

zur Entwicklung der unkontrollierten Verständigungspraxis geführt haben, nicht dauerhaft 

lösen.
500

 Der Gesetzgeber darf sich seiner Verpflichtung, das neuartige strafprozessuale Institut 

der Verständigung zu regeln, nicht entziehen.
501

 Im Gegensatz zum BGH ist er dabei nicht an die 

derzeitigen gesetzlichen Vorgaben gebunden.
502

 So betont auch der Große Senat für Strafsachen 

des BGH in seinem Beschluss vom 3. März 2005 den großen inhaltlichen Gestaltungsspielraum 

für eine Regelung, den der Gesetzgeber von Verfassungs wegen hat.
503

  Auch unter Aufrechter-

haltung ihrer wesentlichen Grundsätze bietet die Strafprozessordnung die Möglichkeit, alternati-

ve Vorschläge zu erwägen.
504

 Möglich ist daher auch eine sog. „große Lösung―, bei der – anders 

als durch die dargestellten Gesetzesvorschläge – ein gänzlich anderes Regelungsmodell gefun-

den werden könnte In Betracht kommen insbesondere auch solche Regelungen der Urteilsab-

sprache, die sich nicht darauf beschränken, die Leitlinien des BGH in Gesetzesform zu gießen, 

sondern einen anderen Ansatzpunkt wählen.  

 

b) Reformvorschläge unter Einbeziehung des Konsensprinzips 

 

Wie die vorstehenden Ausführungen gezeigt haben, ist die Urteilsabsprache im Strafverfahren 

hoch problematisch. Sie tangiert den Amtsaufklärungsgrundsatz, insbesondere mit Blick auf die 

Drohung mit der sog. „Sanktionsschere― die Vorschrift des § 136 a StPO und das nemo-tenetur-

Prinzip, und wirft auch hinsichtlich des Grundsatzes des schuldangemessenen Strafens und der 

Beachtung des Gleichheitsgrundsatzes nachhaltige Bedenken auf. Die – zumindest mögliche – 

Verletzung dieser Grundsätze und Prinzipien ist auch durch richterliche Leitlinien oder ihnen 

entsprechende gesetzliche Vorschriften nicht zu vermeiden. 
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 Altanhain/Hagemeier/Haimerl in: NStZ 2007, 71, 75, 77; Weßlau, S. 12; Weichbrodt, S. 176. 
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 Siolek in: FS Rieß, 563, 567 f.; so auch Fischer in: NStZ 2007, 433, 434. 
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 Fischer in: NStZ 2007, 433, 435. 
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 Ignor in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 321, 333; so im Ergebnis auch Pfister in: Der Deal mit dem Recht, 5, 

18 f. 
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 Altenhain/Hagemeier/Haimerl in: NStZ 2007, 71, 78. 
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 BGHSt 50, 40, 64. 
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 Matt/Vogel in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 391. 
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Es muss deshalb ein anderer Ansatzpunkt für eine gesetzliche Regelung gefunden werden, der 

eine spezifische Legitimation der Urteilsabsprachen im Strafverfahren erlaubt. Ein derartiger 

Ansatzpunkt ist von verschiedenen Seiten in dem sog. Konsensprinzip gesehen worden. Dieses 

Prinzip besagt, dass der Konsens der Verfahrensbeteiligten einen hohen Stellenwert auch im 

Strafprozess haben soll, weshalb der Verfahrensstoff zumindest in bestimmten Teilen zur Dispo-

sition der Parteien gestellt werden und damit die Rechtsgestaltung in einem gesetzlich eröffneten 

Rahmen durch den übereinstimmenden Willen der daran Beteiligten erfolgen könnte.
505

  

 

Die geltende Strafprozessordnung erlaubt es durchaus, alternative Vorschläge zu erwägen, die 

traditionelle strafprozessuale Prinzipien zwar grundsätzlich anerkennen, diese jedoch – in den 

Grenzen des Verfassungsrechts – modifizieren, um dadurch den Besonderheiten der Urteilsab-

sprache stärker Rechnung zu tragen.
506

 Denn Verfassungs- und Verfahrensgrundsätze sind kein 

Selbstzweck. Sie verkörpern vielmehr die Reform des Inquisitionsprozesses alten Typs, waren 

und sind Meilensteine  auf dem Weg zu einem rechtsstaatlichen Strafverfahren.
507

 Anstatt aber 

Urteilsabsprachen an jeder einzelnen Prozessmaxime zu messen und allenthalben Verstöße 

festzustellen, gilt es darüber nachzudenken, ob nur die bedingungslose Verwirklichung der 

Prozessgrundsätze für allein rechtsstaatsgemäß erklärt werden kann, oder ob nicht angesichts 

von nicht zu übersehenden Strukturveränderungen des Strafprozesses ein Funktionswandel 

strafrechtlicher Prozessmaximen Berücksichtigung finden muss. Denn die Konzeption des 

Strafverfahrens ist nicht mehr die gleiche wie diejenige zur Entstehungszeit der dem Vergel-

tungsgedanken verpflichteten Reichsstrafprozessordnung vom 1. Februar 1877.
508

 Die gewandel-

ten Vorstellungen über die Funktion der Strafe und über die damit zusammenhängende Funktion 

des Strafverfahrens sehen dieses nicht mehr nur auf Aufklärung des Tatgeschehens zwecks 

Verwirklichen von Gerechtigkeit, sondern auch auf die Erforschung der „formellen Wahrheit― 

durch Konsens und Fairneß ausgerichtet.
509

 Eine Integration des Konsensprinzips in das deutsche 

Strafverfahren bei grundsätzlicher Beibehaltung der bewährten Prinzipien könnte die Erledigung 

von Strafverfahren durch Urteilsabsprachen diesem neuen Verständnis anpassen. Immerhin sind 

auch die Annahme eines Strafbefehls sowie die Einstellung von Verfahren nach §§ 153 ff. StPO 

Ausdruck einer Übereinkunft zwischen Angeklagtem und Gericht bzw. Staatsanwaltschaft.
510
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506
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 Matt/Vogel in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 391, 392; Vgl. hierzu im Einzelnen Teil 1, A. 
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aa) Der Vorschlag des Strafrechtsausschusses der Bundesrechtsanwaltskammer 

 

Auf den Appell des Großen Senats für Strafsachen des BGH hat der Strafrechtsausschuss der 

Bundesrechtsanwaltskammer im August 2005 einen ausformulierten und begründeten Gesetz-

entwurf vorgelegt.
511

 

 

Auch der Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer verkennt nicht, dass die Urteils-

absprache in einem Spannungsverhältnis zu tragenden Prinzipien des Strafverfahrens steht, die 

als Voraussetzungen einer gerechten Entscheidung anerkannt sind.
512

 Die mit einer Zulassung 

der Urteilsabsprache verbundene teilweise Preisgabe dieser Prinzipien bedürfe daher einer 

spezifischen Legitimation.
513

 Die Grundlage für die damit einhergehende Neuorientierung des 

Strafverfahrens sieht der Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer in der neuen 

Verfahrensmaxime des Konsensprinzips. Der Gesetzgeber hätte danach auch bei grundsätzlicher 

Beibehaltung der bewährten Prinzipien des Strafverfahrens die Möglichkeit, dem Konsensprin-

zip (mehr) Raum zu geben und die Urteilsabsprache als Ausdruck dieses Prinzips in praktischer 

Konkordanz mit den traditionellen Verfahrensgrundsätzen zu institutionalisieren. Der Vorschlag 

des Strafrechtsausschusses setzt diese Grundkonzeption in einer Weise um, die in einigen 

Punkten über die Grundsätze der Rechtsprechung hinausgeht, in anderen dagegen hinter diesen 

zurückbleibt.
514

 Die Ausgestaltung der vorgeschlagenen gesetzlichen Regelung steht dabei 

insgesamt unter der Maßgabe, die Urteilsabsprache als eigenständiges prozessuales Institut mit 

spezifischen gesetzlichen Anforderungen in das herkömmliche Verfahren zu integrieren.
515

  

 

Im Mittelpunkt des Vorschlags steht ein neu einzufügender § 243 a StPO, der die Voraussetzun-

gen, Inhalt und Folgen einer Urteilsabsprache regeln soll.
516

 Die Stellung der Vorschrift im 

Anschluss an § 243 StPO soll deutlich machen, dass das Verfahren nach einer Urteilsabsprache 

                                                 
511

 ZRP 2005, 235 ff.; Zum Gesamtvorschlag der abzuändernden bzw. neu einzufügenden Vorschriften s. Anhang II, 

D. 
512

 Genannt werden hier insbesondere das Gesetzlichkeitsprinzip, der Unmittelbarkeits- und Öffentlichkeitsgrund-

satz sowie der Amtsaufklärungsgrundsatz, vgl. ZRP 2005, 235, 236. 
513

 ZRP 2005, 235, 236. 
514

 Vgl. Landau/Bünger in: ZRP 2005, 268, 270, 273: in dem Gesetzesvorschlag des Strafrechtsausschusses 

befinden sich beispielsweise keine Regelungen zu einer Überprüfung der Glaubhaftigkeit eines Geständnisses, 

zur Schuldangemessenheit der Strafe oder zu einer Strafuntergrenze. 
515

 ZRP 2005, 235, 236. 
516

 ZRP 2005, 235, 237. 
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als Alternative zu einer Hauptverhandlung steht, die nach den allgemeinen Vorschriften gem. §§ 

244 ff. StPO durchgeführt wird.
517

   

 

§ 243 a [Urteilsabsprache] 

(1) Das Gericht kann auf übereinstimmenden Antrag der Staatsanwaltschaft und des Angeklagten die-

sem unter Darlegung seiner rechtlichen Bewertung der angeklagten Tat eine Strafobergrenze nach 

Maßgabe des § 46 b StGB
518

 sowie andere Rechtsfolgen für den Fall zusagen, dass der Angeklagte vom 

Gericht konkret bezeichnete sachgemäße Bedingungen erfüllt. Als Bedingungen kommen insbesondere 

in Betracht: 

  1. ein Geständnis, 

  2. die Wiedergutmachung des durch die Tat verursachten Schadens, 

  3. das ernsthafte Bemühen um einen Ausgleich mit dem Verletzten, 

  4. ein sonstiges Verhalten, das der Verfahrensbeschleunigung dient. 

(2) Die Zusagen sowie die vom Angeklagten zu erfüllenden Bedingungen sind in das Hauptverhand-

lungsprotokoll aufzunehmen. Dies gilt ebenso bei Zusagen der Staatsanwaltschaft für den Fall einer 

Urteilsabsprache. 

(3) Die Verfahrensbeteiligten erhalten Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Staatsanwaltschaft, der Ne-

benkläger und der Angeklagte können der Zusage innerhalb einer vom Gericht zu bestimmenden Frist 

widersprechen. Ein Widerspruch der Staatsanwaltschaft oder des Nebenklägers hat vor der Erklärung 

des Angeklagten zu erfolgen. Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend. 

(4) Erfüllt der Angeklagte die Bedingungen, ist  das Gericht an die Zusage der Strafobergrenze und an-

derer Rechtsfolgen gebunden. Die Bindungswirkung entfällt, 

  1. wenn die Staatsanwaltschaft oder der Angeklagte der Zusage widersprochen haben, 

2. wenn nach Auffassung des Gerichts der Angeklagte die Bedingungen gemäß Absatz 1 nicht erfüllt 

hat, 

3. wenn sich im weiteren Verfahren wesentliche straferschwerende Umstände ergeben, die dem Gericht 

im Zeitpunkt seiner Zusage unbekannt waren, 

4. wenn das Gericht Umstände übersehen hat, die auch unter Berücksichtigung des § 46 b StGB zur 

Anwendung eines Strafrahmens mit einer die zugesagte Strafobergrenze übersteigenden Mindeststrafe 

führen, oder 

  5. mit dem Abschluß des Rechtszuges, in dem die Zusage erfolgt ist. 

  Der Angeklagte ist auf den Wegfall der Bindungswirkung hinzuweisen; § 265 Satz 1 gilt entsprechend. 

(5) Entfällt die Bindungswirkung der Zusage, sind Prozesshandlungen des Angeklagten in Erfüllung 

von Bedingungen gem. Absatz 1 wirkungslos; ein Geständnis ist unverwertbar. Dies gilt nicht bei Weg-

fall der Bindungswirkung nach Absatz 4 Nr. 3. 

(6) Erörterungen zur Vorbereitung einer Absprache gemäß Absatz 1 können auch außerhalb der 

Hauptverhandlung stattfinden. Der Vorsitzende hat deren wesentlichen Inhalt in der Hauptverhandlung 

mitzuteilen. Die Mitteilung ist in das Hauptverhandlungsprotokoll aufzunehmen. 

 

 

Die Besonderheit dieses Vorschlags liegt darin, dass den Verfahrensbeteiligten mit dem Kon-

sensprinzip ein neues Handlungsprinzip an die Hand gegeben wird: Rechtsgestaltung soll durch 

den übereinstimmenden Willen der Beteiligten erfolgen.
519

 Gem. § 243 a I StPO neu setzt die 

Einleitung des Abspracheverfahrens einen in der Hauptverhandlung zu stellenden übereinstim-

menden Antrag des Angeklagten und der Staatsanwaltschaft voraus. Hierdurch soll die Stellung 

des Angeklagten als Prozesssubjekt gewahrt sowie das hinter dem Abspracheverfahren stehende 

Konsensprinzip zum Ausdruck gebracht werden. Nicht dem Gericht, sondern den anderen 

Verfahrenbeteiligten soll die Initiative zur Verfahrenseinleitung überlassen werden, um ihnen die 

                                                 
517

 ZRP 2005, 235, 338. 
518

 § 46 b StGB neu: Strafmilderung bei Urteilsabsprache. 
519

 Jahn/Müller in: JA 2006, 681, 683, 685; Huttenlocher, S. 169. 
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Möglichkeit zu geben, ihr prozessuales Vorgehen bestmöglich zu planen.
520

 Die Konsensorien-

tierung dieses Regelungsvorschlages zeigt sich zudem darin, dass es gem. § 243a III StPO neu 

zu einem Scheitern der Urteilsabsprache kommt, wenn die Staatsanwaltschaft, der Nebenkläger 

oder der Angeklagte der gerichtlichen Zusage widersprechen. In diesem Fall soll das Verfahren 

mit einer kontradiktorischen Verhandlungsführung fortgesetzt werden.  

 

Mit dem Konsensprinzip legitimiert wird durch diesen Gesetzesvorschlag der Bundesrechtsan-

waltskamer insbesondere die Einschränkung des Untersuchungsgrundsatzes. Der Amtsermitt-

lungsgrundsatz verbiete es dem Gericht, ein Geständnis – gleich welcher Qualität – ohne Weite-

res zur Grundlage seines Urteils zu machen; es muss vielmehr weiter ermitteln, falls sich dies 

aufdrängt.
521

 Dem Bedürfnis der Praxis entsprechend, die sich angesichts der von allen Beteilig-

ten bezweckten Effektes der Verfahrensverkürzung ständig in der Gefahr befindet, den vom 

BGH aufgestellten Maßstäben nicht angemessen Rechnung zu tragen, hat der Gesetzentwurf der 

Bundesrechtsanwaltskammer diese Maßstäbe nicht übernommen.
522

 Dass sich dies mit dem 

Prinzip der materiellen Wahrheit verträgt, das nicht absolut, sondern relativ zu verstehen ist, 

wurde bereits dargelegt.
523

 Der Konsens des Angeklagten kann Abstriche bei der Suche nach der 

materiellen Wahrheit ebenso systemkonform legitimieren wie ein Verzicht auf die Stellung eines 

Beweisantrages.
524

 Die Möglichkeit des streitigen Verfahrens steht ihm auch nach dem Entwurf 

des Strafrechtsausschusses der Bundesrechtsanwaltskammer zu. 

 

bb) Das sog. „Strafbescheidsverfahren―
525

 

 

aaa) Das Modell Bodes  

 

Ein völlig eigenständiges Regelungsmodell, welches ebenfalls vom Konsensprinzip ausgeht, ist 

das sog. Strafbescheidsverfahren. Geprägt wurde der Begriff von Jürgen Bode, der die Rechtsfi-

                                                 
520

 ZRP 2005, 235, 238. 
521

 Vgl. hierzu Teil 1, B, III, 2 b). 
522

 Ignor in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 321, 329. 
523

 Vgl. hierzu oben, Teil 1, B, III, 2 b); s. insoweit auch Ignor in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 321, 329, 330. 
524

 So auch Weßlau, S. 197 ff. 
525

 Bode in: DRiZ 1988, 281 ff.; Schünemann, Gutachten B zum 58. DJT, B 162 ff.; Weigend in: ZStW 104 (1992), 

486, 505 ff.; Wolter in: GA 1989, 397, 405 ff.  
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gur des sog. „Strafbescheides― in einer Fortentwicklung der von Gallandi
526

 angestellten Überle-

gungen zur „Klarheit in der Absprache― entwickelt hat.
527

  

 

Nach Bodes „Strafbescheidslösung― soll in Anlehnung an ähnliche Rechtsfiguren wie das 

Strafbefehlsverfahren nach § 407 ff. StPO oder der Vor- oder Gerichtsbescheid
528

 das Verfahren 

dadurch beendet werden, dass die Staatsanwaltschaft nach Abschluss der Ermittlungen auf der 

Grundlage einer Verständigung mit dem Beschuldigten bei Gericht beantragt, eine bestimmte 

Rechtsfolge festzusetzen. Das Gericht hätte dann die Möglichkeit, entweder dem Antrag der 

Staatsanwaltschaft in einem Strafbescheid zu entsprechen oder aber analog § 408 StPO zu 

verfahren und den gesamten Prozessstoff zur Hauptverhandlung zu bringen. Der Beschuldigte 

könnte die Gesamterledigung akzeptieren oder analog § 410 StPO Einspruch einlegen. Erforder-

lichenfalls soll die Möglichkeit, das Verfahren durch Strafbescheid zu erledigen, auch noch 

jederzeit nach Eintritt in die Hauptverhandlung fortbestehen. Der Angeklagte könnte dann 

entweder den Strafbescheid akzeptieren oder aber binnen der für Berufung und Revision vorge-

schriebenen Frist von einer Woche (§§ 314, 341 StPO) Einspruch einlegen, der zur Fortsetzung 

der Hauptverhandlung führen würde.
529

  

 

Auf ein vereinbartes Geständnis kann nach Auffassung Bodes im Rahmen der 

Strafbescheidslösung verzichtet werden. Durch das Unterlassen des Einspruchs gegen den 

Strafbescheid käme die ansonsten durch ein Geständnis zu bekundende Einsicht in das Unver-

meidliche hinreichend zum Ausdruck.  

 

bbb) Der Vorschlag Schünemanns 

 

Dieses von Bode in seinen Grundzügen skizzierte Strafbescheidsverfahren wurde in der folgen-

den Zeit weiter differenziert. Bernd Schünemann, einer der erklärten Kritiker der 

Absprachenpraxis
530

, hat sich in seinem Gutachten zum 58. Deutschen Juristentag tendenziell für 
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 Gallandi in: MDR 1987, 801, 803: Die Vereinbarung soll in einem Vermerk des Staatsanwaltes fixiert werden, 

wobei die „Kenntnisnahme― durch den Richter und den Verteidiger gegengezeichnet wird. Ausreichend als „Ge-

genleistung― des Angeklagten soll dabei ein Nichtbestreiten sein, so dass die Abgabe eines Geständnisses nicht 

erforderlich wäre. Dies alles sollte als echte Alternative zum förmlichen Strafverfahren in der StPO in einer 

gesonderten Vorschrift für zulässig erklärt werden. 
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 Bode in: DRiZ 1988, 281, 287 f. 
528

 Vgl. § 84 VwGO, Art. 2 § 1 Gesetz zur Entlastung der Gerichte in der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit. 
529

 Bode in: DRiZ 1988, 281, 287. 
530

 Vgl. dazu nur Schünemann in: StV 1993, 657 ff. „Wetterzeichen einer untergehenden Strafprozesskultur―,  

 wider die falsche Prophetie des Absprachenelysiums; sowie Schünemann: Wetterzeichen vom Untergang der 

deutschen Rechtskultur – die Urteilsabsprachen im Strafprozess als Abgesang auf die Gesetzesbindung der Justiz 

und den Beruf unserer Zeit zur Gesetzgebung, 2005. 
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eine „Strafbescheidslösung― ausgesprochen.
531

 Die Möglichkeit einer Integration von Abspra-

chen in den Strafprozess könne nur im Rahmen einer Gesamtreform erfolgen, die anstelle einer 

„Geständnislösung― ein eigenes informelles Verfahren vorsieht, welches – versehen mit ent-

scheidenden Modifikationen – auf eine Erweiterung des gegenwärtigen Strafbefehlsverfahrens 

hinausläuft.
532

 

Schünemann sieht in seinem Vorschlag dabei ausdrücklich vor, dass der Erlass des Strafbe-

scheids durch das Gericht erst nach einer eingehenden mündlichen Erörterung mit dem Beschul-

digten und seinem Verteidiger erfolgen dürfe. Eine förmliche öffentliche Hauptverhandlung 

solle nur dann erfolgen, wenn ein unbedingtes Interesse der Öffentlichkeit an einer Klärung des 

strafrechtlichen Vorwurfs gegeben sei. 

 

Eine Lösung der problematischen „Vorleistungspflicht― des Angeklagten sieht Schünemann zum 

einen darin, dass auf die Abgabe eines Geständnisses zugunsten eines Nichtbestreitens verzichtet 

wird, zum anderen werde durch die vorgeschlagene Ausgestaltung des Strafbescheidsverfahrens 

die in der heutigen Absprachenpraxis herrschende Leistungsreihenfolge umgedreht, so dass 

nunmehr die Justiz zur Vorleistung gezwungen werde. So könne die Legitimität und Nützlichkeit 

einer verfahrensökonomischen Erledigung erhalten werden, ohne dass auf die Schädlichkeit der 

Verhängung von „Verdachtsstrafen― der herrschenden Verfahrenspraxis zurückgegriffen werden 

müsse.
533

 Durch den Verzicht auf das Geständnis würde auch der nemo-tenetur-Grundsatz 

respektiert. 

 

Um die Versuchung, den Beschuldigten mittels eines mehr oder weniger deutlichen Strafrabatts 

zu „ködern―, in Grenzen zu halten, soll im Falle einer Hauptverhandlung für das weitere Verfah-

ren das Verbot der reformatio in peius gelten. So werde sichergestellt, dass es tatsächlich nur das 

Interesse an der Vermeidung einer Hauptverhandlung sei, das den Beschuldigten dazu bringe, 

den Strafbescheid rechtskräftig werden zu lassen.
534

  

 

Die von Schünemann vorgeschlagene Strafbescheidslösung hat sonach eine große konzeptionelle 

Ähnlichkeit mit dem Strafbefehlsverfahren. Wesentliche Unterschiede zum Strafbefehlsverfah-

ren bestehen aber darin, dass das Strafbescheidsverfahren grundsätzlich für alle Strafverfahren – 

und damit auch für die sog. Großverfahren – als Erledigungsform zur Verfügung steht.
535

 Zudem 
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 Schünemann, Gutachten B zum 58. DJT, B 162 ff. 
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 Schünemann, Gutachten B zum 58. DJT, B 162. 
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 Schünemann, Gutachten B zum 58. DJT, B 158, B 162. 
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 Weßlau, S. 259; Schünemann, Gutachten B zum 58. DJT, B 162. 
535

 Schünemann, Gutachten B zum 58. DJT, B 162. 
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dient das für das Strafbescheidsverfahren vorgesehene Verschlechterungsverbot, das im Falle 

eines Einspruchs gegen einen Strafbefehl nicht gilt (§ 411 IV StPO), dem Schutz des Angeklag-

ten vor dem Einsatz der sog. „Sanktionsschere― in der sich eventuell anschließenden Hauptver-

handlung.  

Das wichtigste Unterscheidungsmerkmal gegenüber dem Strafbefehlsverfahren besteht jedoch 

darin, dass im Strafbescheidsverfahren ein mündlicher Erörterungstermin vor dem erkennenden 

Gericht vorgeschrieben ist, während im Verfahren nach §§ 407 ff. StPO keine Anhörung des 

Beschuldigten erfolgt.    

 

cc) Das sog. „Unterwerfungsverfahren―
536

 von Lutz Meyer-Goßner 

 

Bereits im Jahre 1992 hatte Lutz Meyer-Goßner unter Verweis auf die anglo-amerikanische 

Praxis des plea bargaining einen „ungewöhnlichen Vorschlag― zur Entlastung der Strafrechts-

pflege unterbreitet
537

, welchen er in seinem Aufsatz „Rechtsprechung durch Staatsanwaltschaft 

und Angeklagten? – Urteilsabsprachen im Rechtsstaat des Grundgesetzes―
538

 aus dem Jahre 

2007 wieder aufgegriffen hat: Das sog. „Unterwerfungsverfahren―.  

 

Die bislang vorgelegten gesetzlichen Regelungsmodelle konnten die Zustimmung von Meyer-

Goßner nicht gewinnen.
539

 Auch das Strafbescheidsverfahren habe „keine Chance auf Verwirkli-

chung―, da es nicht zu einer Verfahrensverkürzung, sondern angesichts der im Falle eines 

Einspruchs notwendig werdenden zweifachen mündlichen Erörterung zu einer Verfahrensver-

längerung und einem nahezu doppelten Richtereinsatz führe.
540

  

 

Auch das sog. „Unterwerfungsverfahren― basiert auf einer Konsenslösung: Durch die Einfüh-

rung eines „nicht-streitigen― Verfahrens soll ein Verzicht auf die Beweisaufnahme in der Haupt-

verhandlung dann ermöglicht werden, wenn der Angeklagte nach Eröffnung des Hauptverfah-

rens die Erklärung abgibt, dass er die Tat einräume.
541

 Hieran sind Angeklagter, Staatsanwalt-

                                                 
536

 Der Begriff des „Unterwerfungsverfahrens― stammt ursprünglich nicht von Meyer-Goßner. Er nimmt diesen aber 

unter Bezugnahme auf Altenhain/Hagemeier/Haimerl, NStZ 2007, 71 ff., bei der Beschreibung seines Rege-

lungsvorschlags auf, wobei er „lieber nicht von ‘Unterwerfung’, sondern von ‘Anerkennung der zugelassenen 

Anklage’ sprechen― will, vgl. Meyer-Goßner in: NStZ 2007, 425, 431. 
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 Meyer-Goßner in: NStZ 1992, 167 ff. 
538

 Meyer-Goßner in: NStZ 2007, 425 ff. 
539

 Zu den verfassungsrechtlichen und praktischen Bedenken vgl. Meyer-Goßner in: NStZ 2007, 425, 428 f. 
540

 Meyer-Goßner in: NStZ 2007, 425, 430. 
541

 Diese Möglichkeit beruht nach Meyer-Goßner auf dem Gedanken, dass der Angeklagte derjenige sei, der in der 

Regel am besten wisse, ob ein in der Anklage erhobener Vorwurf gerechtfertigt ist oder nicht. Deswegen könne 
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schaft und Gericht gebunden, d.h. es gibt weder für das Gericht noch für den Angeklagten die 

Möglichkeit, von der zugelassenen Anklage abzuweichen. Als „Honorierung― wird kraft Geset-

zes der anzuwendende Strafrahmen halbiert; § 49 I Nr. 3 StGB ist entsprechend anzuwenden. 

Lediglich bei angedrohter lebenslanger Freiheitsstrafe soll es das Verfahren nicht geben dür-

fen.
542

 Diese Halbierung der Strafrahmen sei notwendig, um das Einräumen des Tatvorwurfs 

angemessen zu honorieren. Solchermaßen halbierte Strafrahmen sind nach Ansicht Meyer-

Goßners immer noch ausreichend, weil sie bereits derzeit bei einem Geständnis selten über-

schritten würden.
543

  

 

Die Vorteile eines solchen Verfahrens liegen für Meyer-Goßner auf der Hand: zunächst bestün-

den keine verfassungsrechtlichen Bedenken, weil das Urteil allein Sache des Gerichts bleibt und 

Staatsanwaltschaft und Angeklagter bei der Festsetzung der Strafe nicht mehr beteiligt werden. 

Der Hauptvorteil dieser Lösung sei daher, dass jedes „Aushandeln― einer Strafe entfalle; es gebe 

keine „Sanktionsschere― mehr. Die Strafmilderung gewährt das Gesetz, nicht das Gericht.
544

 

Zudem sei ein derartiges Verfahren auch dazu geeignet, nicht nur in den sog. Großverfahren, 

sondern bei allen Strafverfahren vor dem Land- und auch Amtsgericht zum Einsatz zu kommen 

und so den Vorwurf, die gegenwärtige Absprachenpraxis führe zu einer Ungleichbehandlung der 

Angeklagten, auszuräumen und gleichzeitig die Strafjustiz erheblich zu entlasten. Die in der 

Öffentlichkeit immer lauter werdende Kritik an den „deals― zwischen Gericht und den übrigen 

Verfahrensbeteiligten würde verstummen, wenn das Gesetz ein solches Verfahren vorsehe.
545

  

 

Ob durch das Unterwerfungsverfahren aber tatsächlich ein Gewinn an Sicherheit für den Ange-

klagten erzielt wird, bleibt jedenfalls fraglich. So wird insbesondere darauf hingewiesen, ein 

solcher Gewinn könne nicht allein darin gesehen werden, dass die obere Hälfte des üblichen 

Strafrahmens ausgeschlossen ist. Die Strafen bewegen sich auch unabhängig von einem Ge-

ständnis überwiegend nur in der unteren Hälfte des Strafrahmens.
546

 Daher sei zu befürchten, 

dass sich mit der Halbierung des Strafrahmens bei einem Geständnis der Druck auf den Ange-

klagten in Richtung eines Geständnisses erhöhe, weil das Gericht bei einer gescheiterten Ab-

sprache und fehlendem Geständnis dann dazu neigen werde, die Strafe aus der oberen Hälfte des 

                                                                                                                                                         
man grundsätzlich keine Bedenken dagegen erheben, wenn der Angeklagte einen Tatvorwurf einräumt (Vgl. 

NStZ 1992, 167). 
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 Meyer-Goßner in: NStZ 1992, 167, 168. 
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 Meyer-Goßner in: NStZ 1992, 167, 168; NStZ 2007, 425, 431. 
544

 Meyer-Goßner in: NStZ 2007, 425, 432. 
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 Meyer-Goßner in: NStZ 2007, 425, 432. 
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 Vgl. Hauer, S. 352 m.w.N. 
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Strafrahmens zu entnehmen.
547

 Diese sei somit nur noch denjenigen Angeklagten vorbehalten, 

die von ihrem Schweigerecht Gebrauch machen oder die Tat bestreiten.
548

 Es bestehe damit die 

Gefahr, dass der Geständnisdruck durch die dann gesetzlich angeordnete „Höchststrafenschere― 

den Angeklagten stärker beeinflusse, als die im Einzelfall zum Einsatz gebrachte „Strafzumes-

sungsschere―.
549

  

Mit der gesetzlich angeordneten Halbierung des Strafmaßes geht zudem die Gefahr einher, dass 

nicht mehr in allen Fällen der Gewaltkriminalität noch eine schuldangemessene Sanktion mög-

lich ist.
550

 

 

2. Das Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren vom 29. Juli 2009 

 

Im Wesentlichen standen bei einer gesetzlichen Regelung der Urteilsabsprachen drei Optionen 

zu Verfügung: eine „kleine― Lösung, die im Kern die „Verfahrensordnung für Absprachen― des 

4. Senats des BGH vom 28. August 1997 kodifiziert, eine „große― Lösung, die eine grundsätzli-

che Revision der StPO vornimmt und die Urteilsabsprache unter Legitimierung durch das 

Konsensprinzip als selbständiges vereinfachtes Verfahren etabliert und eine „mittlere― Lösung, 

die neben der bestehenden gesetzlichen Regelung nicht einen gänzlich neuen Verfahrenstyp 

schaffen will, sondern versucht – allerdings unter dem völlig anderen Ansatzpunkt
551

 des Kon-

sensprinzips – die vorgesehenen Regeln in die bestehende Gesetzeslage zu integrieren.
552

 

 

Durch die vorgelegten Vorschläge wird der Spielraum für den Gesetzgeber, auf den der Große 

Senat in seiner Entscheidung vom 3. März 2005 ausdrücklich hingewiesen hat, in vielfältiger 

Weise genutzt, um den Besonderheiten der Urteilsabsprache Rechnung zu tragen.  

 

Das am 29. Juli 2009 im Bundestag beschlossene und am 03. August 2009 im Bundesgesetzblatt 

verkündete Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren
553

 verfolgt ebenso wie der 

beinahe inhaltsgleiche Referentenentwurf vom 19. Mai 2008 im Ansatz die sog. „kleine― Lösung 

und versucht, die wesentlichen Leitlinien der Grundsatzentscheidungen des BGH in die StPO zu 

integrieren. 
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a) Inhalt des Gestzes
554

 

 

Mit dem Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren wird eine Regelung vorge-

legt, die Vorschriften zum Verfahren bei, zum zulässigen Inhalt sowie zu den Folgen von Ver-

ständigungen enthält. Die zentrale Norm stellt dabei ein neuer § 257 c StPO dar. 

 

   

§ 257 c 

(1) Das Gericht kann sich in geeigneten Fällen mit den Verfahrensbeteiligten nach Maßgabe der fol-

genden Absätze über den weiteren Fortgang und das Ergebnis des Verfahrens verständigen. § 244 Abs. 

2 bleibt unberührt. 

(2) Gegenstand dieser Verständigung dürfen nur die Rechtsfolgen sein, die Inhalt des Urteils und der 

dazugehörigen Beschlüsse sein können, sonstige verfahrensbezogene Maßnahmen im zugrunde liegen-

den Erkenntnisverfahren sowie das Prozessverhalten der Verfahrensbeteiligten. Bestandteil jeder Ver-

ständigung soll ein Geständnis sein. Der Schuldspruch sowie Maßregeln der Bersserung und Sicherung 

dürfen nicht Gegenstand einer Verständigung sein. 

(3) Das Gericht gibt bekannt, welchen Inhalt die Verständigung haben könnte. Es kann dabei unter 

freier Würdigung aller Umstände des Falles sowie der allgmeinen Strafzumessungserwägungen auch 

eine Ober- und Untergrenze der Strafe angeben. Die Verfahrensbeteiligten erhalten Gelegenheit zur 

Stellungnahme. Die Verständigung kommt zustande, wenn Angeklagter und Staatsanwaltschaft dem 

Vorschlag des Gerichts zustimmen. 

(4) Die Bindung des Gerichts an eine Verständigung entfällt, wenn rechtlich oder tatsächlich bedeut-

same Umstände übersehen worden sind oder sich neu ergeben haben und das Gericht deswegen zu der 

Überzeugung gelangt, dass der in Aussicht gestellte Strafrahmen nicht mehr tat- oder schuldangemes-

sen ist. Gleiches gilt, wenn das weitere Prozessverhalten des Angeklagten nicht dem Verhalten ent-

spricht, das der Prognose des Gerichts zugrunde gelegt worden ist. Das Geständnis des Angeklagten 

darf in diesen Fällen nicht verwertet werden. Das Gericht hat eine Abweichung unverzüglich mitzutei-

len. 

(5) Der Angeklagte ist über die Voraussetzungen und Folgen einer Abweichung des Gerichts von dem 

in Aussicht gestellten Ergebnis nach Absatz 4 zu belehren.  

 

 

b) Neuerungen gegenüber dem Referentenentwurf des BMJ vom 19. Mai 2009 

 

Der neue § 257 c StPO entspricht damit weitgehend dem Referentenentwurf des Bundesjustiz-

ministeriums vom 19. Mai 2008. An einigen Stellen fallen jedoch Änderungen auf. 

 

Im Gegensatz zum Referentenentwurf soll gem. § 257 c Abs. 2 S. 2 Bestandteil jeder Verständi-

gung ein Geständnis sein. Damit wurde der in der Praxis wichtigste (meist sogar einzige) Fall 

der „Gegenleistung― des Angeklagten im Rahmen einer verfahrensverkürzenden Absprache 
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ausdrücklich in den Gesetzestext aufgenommen. Dies folgt nach der Begründung des Gesetzes 

daraus, dass Kern einer Verständigung, die sinnvoller Weise das Bestreben verfolgt, das Verfah-

ren unter frühzeitiger Transparenz und in gesetzlich festgelegtem Maße auch Verlässlichkeit, 

ohne unnötigen Zeitverzug zum Abschluss zu bringen, die für die Sachverhaltsaufklärung und 

Strafzumessung bedeutsamen Fragen sein müssen.
555

 

Auf eine Festlegung der erforderlichen Qualität eines Geständnisses im Gesetzestext wurde 

jedoch gegenüber auch anderslautender Stimmen verzichtet. So wird in der Stellungnahme des 

Bundesrates zum Entwurf des Gesetzes zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren vom 

06. März 2009 
556

 vorgeschlagen, § 257 c Abs. 2 S. 2 wie folgt zu fassen: „Voraussetzung jeder 

Verständigung ist ein der Nachprüfung zugängliches und zur Überzeugung des Gerichts der 

Wahrheit entsprechendes Geständnis“ 
557

. Die Ermittlung des wahren Sachverhaltes sei und 

bleibe auch im Falle einer Urteilsabsprache das wesentliche Ziel des Strafverfahrens. Auch das 

abgesprochene Urteil müsse ein gerechtes sein, wobei der Amtsaufklärungsgrundsatz zwingend 

ein qualifiziertes Geständnis erfordere. Ein Formalgeständnis reiche nicht aus.
558

   

 

Aber auch nach dem Willen des Gesetzgebers soll gem. § 257 c Abs. 1 S. 2 die Pflicht des 

Gerichts zur Aufklärung des Sachverhaltes (§ 244 Abs. 2 StPO) unberührt bleiben. Auch bei 

einer Verständigung ist weiterhin die Überzeugung des Gerichts von dem von ihm festzustellen-

den Sachverhalt erforderlich.
559

 Auf die Bestimmung der „Geständnisqualität― wurde demge-

genüber bewusst verzichtet. Zu mannigfaltig seien die denkbaren Fallgestaltungen. Zusätzliche 

Kriterien wie die Umfassendheit oder Nachprüfbarkeit des Geständnisses wären zu unbestimmt 

und könnten Besonderheiten des Einzelfalles nicht ausreichend Rechung tragen. Allgemein 

geltende Richtschnur könne damit nur sein, dass das Gericht, gebunden an seine Pflicht zur 

Aufklärung des Sachverhaltes das Geständnis in Bezug auf die Anforderungen dieser Aufklä-

rungspflicht für genügend erachtet.
560

 Dieser Auffassung schliesst sich auch die Stellungnahme 

der Bundesrechtsanwaltskammer vom März 2009
561

 an. Die Forderung des Bundesrates nach 
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einem „qualifizierten― Geständnis als Voraussetzung für eine Urteilsabsprache entspreche nicht 

der gebotenen Flexibilität, um eine Verständigung herbeizuführen.
562

 

 

Dieses Geständnis darf gem. § 257 c Abs. 4 S. 3 – im Gegensatz zum Referentenentwurf, wel-

cher in seinem § 257 c Abs. 4 S. 2 noch davon ausging, dass eine Abweichung des Gerichts von 

seiner Prognose der Verwertung einer Aussage des Angeklagten nicht grundsätzlich entgegen 

stehe – in diesen Fällen ausdrücklich nicht verwertet werden. Diese Regelung ist zu begrüssen, 

da hierdurch das Vorleistungsrisiko des Angeklagten und somit der Druck auf seine Willensent-

schließungsfreiheit erheblich gemindert wird. Damit wird dem Grundsatz eines auf Fairness 

angelegten Strafverfahrens Rechnung getragen.
563

  

Dazu trägt auch die Neuregelung in § 257 c Abs. 3 S. 3 bei. Hiernach besteht für das Zustande-

kommen der Verständigung ein Zustimmungsvorbehalt für Angeklagten und Staatsanwaltschaft. 

Nach dem Referentenentwurf  sollte die Verständigung bereits zustande kommen, wenn Ange-

klagter und Staatsanwaltschaft nicht widersprechen. Auch das Gesetz zur Regelung der Verstän-

digung im Strafverfahren bleibt damit zwar richterzentriert, jedoch wird gleichzeitig die Position 

der übrigen Verfahrensbeteiligten gestärkt, indem sie kein bloßes Widerspruchsrecht, sondern 

ein eigenes, für die Verständigung konstitutives Zustimmungsrecht erhalten. 

 

Insgesamt versucht auch das Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren, die 

Urteilsabsprachen so zu regeln, dass sie mit den tradierten Grundsätzen des deutschen Strafver-

fahrens übereinstimmen und orientiert sich dazu weitgehend an den vom BGH aufgestellten 

Leitlinien.  

Ob eine derartige Regelung die Probleme der Urteilsabsprachen, insbesondere im Hinblick auf 

die beeinträchtigten Verfahrensgrundsätze, beseitigen kann, erscheint mehr als fraglich. Das 

neue Gesetz weist immer noch zahlreiche Schwächen auf.
564

 Es wird auch künftig wieder 

Aufgabe der Rechtsprechung sein, die sehr weit gefassten Voraussetzungen einer zulässigen 

Verständigung einzugrenzen.
565

 Aus diesem Grund soll auch nach dem Inkrafttreten des Geset-

zes der Blick auf alternative Regelungsmöglichkeiten gerichtet bleiben.  

 

3. Fazit 
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Das Problem der Absprachen liegt darin begründet, dass die uneingeschränkte Beachtung der 

Prozessgrundsätze, insbesondere des Amtsermittlungsgrundsatzes, die im Interesse der Prozess-

ökonomie und Aufrechterhaltung der Funktionstüchtigkeit der Strafrechtspflege zu fordernde 

Beschleunigung der Absprachen verhindert und ihre Attraktivität damit einschränkt. Auch ist 

kaum eine günstige Verhandlungsposition der Gerichte in einer Absprache denkbar, ohne dass 

gegen die Willensentschließungsfreiheit des Angeklagten verstoßen werden würde. Eine Ab-

sprache, die eine lohnende verfahrensbeschleunigende Wirkung haben soll, lässt sich aufgrund 

der hieraus folgenden Rechtsverstöße nicht mit der geltenden Strafprozessdogmatik vereinbaren. 

Es müssen andere Wege gefunden werden. 

 

Während sich die konsensuale Erledigung von Strafverfahren im Wege der Einstellung nach §§ 

153 ff. StPO oder im Strafbefehlsverfahren in Deutschland durchgesetzt hat, fehlte bis jetzt ein 

Modell für die Behandlung von Urteilsabsprachen im Hauptverfahren. Und auch die gesetzliche 

Regelung der Absprache im Strafverfahren wird die bisherige Kritik nicht verstummen lassen.
566

 

Es erscheint deshalb immer noch interessant, sich auch mit alternativen Lösungsmöglichkeiten 

auseinander zu setzen. 

 

Das Gesetz zur Regelung der Verständigungen im Strafverfahren hat allen Überlegungen, aus 

dem „Konsensprinzip― ein neues Grundprinzip des Strafverfahrens zu machen, eine Absage 

erteilt.
567

  

Demgegenüber versucht der Vorschlag der Bundesrechtsanwaltskammer in seinem Ansatz zwar, 

systemimmanent zu bleiben. Er will neben der bestehenden gesetzlichen Regelung nicht einen 

gänzlich neuen Verfahrenstyp eines konsensualen Verfahrens schaffen; vielmehr versucht er, die 

vorgesehenen Regeln in die bestehende Gesetzeslage zu integrieren. Aber durch sein Konzept, 

das insgesamt auf dem Konsensprinzip beruht, wird hier ein gegenüber der bisherigen Recht-

sprechung des BGH, die die Entscheidungszuständigkeit und –befugnis des Gerichts nicht 

angetastet hat, anderer Ansatzpunkt gewählt.
568

 Der Entwurf versucht, einen Ausgleich struktu-

rell gegenläufiger Interessen von Gericht, Staatsanwaltschaft und Angeklagtem herzustellen, 

wobei durch das Recht zur Abspracheninitiierung die Staatsanwaltschaft als vollwertiger Verfah-

rensbeteiligter einbezogen werden soll.
569
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Fraglich ist allerdings, ob ein derartiges „Konsensprinzip― noch als systemimmanent bezeichnet 

werden kann oder ob nicht vielmehr ein „echtes― Konsensualverfahren, welches unabhängig von 

dem normalen Gang des Verfahrens durchgeführt würde, in die Strafprozessordnung eingeführt 

werden könnte.
570

 Ein derartiges Konsensverfahren könnte sich insbesondere an der 

Strafbescheidslösung von Schünemann orientieren. Ein besonderes Erledigungsverfahren in 

Form eines echten Konsensualverfahrens könnte geeignet sein, auf der Basis einer „Verständi-

gung― eine Gesamtlösung für den jeweiligen Prozessstoff zu finden und sich darüber hinaus auch 

im regulären Verfahren mit Hauptverhandlung auswirken.
571

  

 

Dass das Konsensprinzip, nach dem die Willensübereinstimmung der Verfahrensbeteiligten 

einen besonderen Stellenwert bekommen und so Beschränkungen strafprozessualer Prinzipien 

ermöglichen soll
572

, um zu einer prozessökonomischen Lösung zu gelangen, eine adäquate 

Lösung des Problems der Urteilsabsprachen darstellen kann, wird durch einen Blick auf das 

europäische und internationale Umfeld deutlich, in dem es zahlreiche Formen konsensualer 

Erledigung von Strafverfahren gibt, die über das nach deutschem Recht Anerkannte hinausge-

hen.
573

 

 

Die Umsetzung und Regelung von Verfahrensabsprachen in den verschiedenen Rechtssystemen 

ist allerdings sehr unterschiedlich. So besteht zum Beispiel in den USA und auch in Großbritan-

nien bereits seit Jahrzehnten das Verfahren des sog. „plea bargaining―, bei welchem der Ange-

klagte nach einem Schuldbekenntnis eine mildere Strafe erwarten kann.
574

 Bis vor einigen Jahren 

galten Absprachen als eine typisch anglo-amerikanische Erscheinung. In letzter Zeit wurde 

jedoch in verschiedenen kontinentaleuropäischen Ländern (z.B. in Frankreich, Spanien oder 

Italien) ebenfalls versucht, Modelle informeller Verfahrensbeendigungen in die Prozessordnung 

zu integrieren. Diese Entwicklung lässt sich mit einer zumeist als untragbar empfundenen 

Belastung des Justiz und einer zu beobachtenden Aufweichung des strengen Inquisitionsprinzips 

erklären.
575

 Im Einzelnen wurden hierbei zwar unterschiedliche Lösungen gewählt, gemeinsam 

ist jedoch allen Modellen, dass damit eine Verfahrensverkürzung und Entlastung der Justiz 

erreicht werden soll. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit soll allein auf die Verfahrensordnung 

Frankreichs eingegangen werden, wo mit den Modellen des plaider coupable und der 
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compositon pénale versucht wird, eine Verkürzung der Strafverfahren zu erreichen. Unter 

Zugrundelegung der dabei gewonnenen Erkenntnisse kann weiter untersucht werden, ob sich 

möglicherweise für den deutschen Strafprozess Lösungsansätze aus dem französischen Prozess-

recht gewinnen lassen. 

Denn obwohl nunmehr auch in Deutschland ein Gesetz zur Regelung der Absprachen im Straf-

verfahren vorliegt, hat sich dadurch die Problematik noch keinesfalls erledigt. Vielmehr bestehen 

die ursprünglichen Probleme weiter fort, wenn auch nun unter dem Mantel des § 257 c StPO. 
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Teil 2  

Konsensuale Verfahrensmodelle im französischen Strafprozess 

 

A. Einführung 

 

Zu Beginn des zweiten Teils soll, um die mit den in Frankreich eingeführten konsensualen 

Verfahrensmodellen zusammenhängenden Überlegungen und Probleme besser nachvollziehen 

zu können, zunächst ein kurzer Überblick über den Strafprozess in Frankreich gegeben werden 

(B). Dabei wird insbesondere auf diejenigen strukturellen und prinzipiellen Besonderheiten des 

französischen Strafprozesses Wert gelegt, die für die Beurteilung der deutschen und französi-

schen konsensualen Verfahrenserledigung relevant sind. Hieran schließt sich eine umfassende 

Darstellung und Analyse der in die französische Strafprozessordnung eingeführten Modelle zur 

informellen Verfahrensbeendigung, der sog. composition pénale und der procédure de 

comparution sur reconnaissnace préalable de culpabilité, an (C). 

 

 

B. Der französische Strafprozess 

 

I. Die Entwicklung des französischen Strafprozesses 

 

Mit Beginn des 13. Jahrhunderts hat sich in allen Ländern Westeuropas mit Ausnahme von 

England der Inquisitionsprozess entwickelt.
576

 Dieses Verfahren findet seine Wurzeln im römi-

schen Recht, das in Frankreich zudem vom kanonischen Recht beeinflusst wurde.
577

 Das Haupt-

merkmal des Inquisitionsprozesses ist die Ermittlung: sie wird von einem Richter geleitet, der 

bei der Suche nach Beweismitteln eine aktive Rolle einnimmt und zahlreiche Befugnisse zu 
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deren Auffindung innehat. Insbesondere ist eine Selbsteinsetzung möglich, d.h. das Gericht 

braucht für die Eröffnung eines Ermittlungsverfahrens nicht angerufen zu werden.
578

  

 

Die entscheidenden Merkmale dieses Verfahrens sind die Nichtöffentlichkeit, Schriftlichkeit und 

die Verwehrung des rechtlichen Gehörs der Parteien.
579

  

 

Insbesondere in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts mehrten sich daher auch die kritischen 

Stimmen gegenüber dem Inquisitionsprozess. Missbräuche und Justizirrtümer in diesem System 

wurden nicht nur von Schriftstellern und Philosophen (Beccaria, Voltaire, Montesquieu) ange-

prangert, sondern auch aus den Reihen der Justiz (z.B. der avocat général Servan) kritisiert.
580

 

Diese Angriffe mündeten in den Jahren 1781 und 1788 zunächst in der Abschaffung der Folter. 

Mit dem Ausbruch der Revolution im Jahre 1789 beschloß der Gesetzgeber, das Inquisitionsver-

fahren aufzugeben und das akkusatorische Verfahren einzuführen (Gesetz vom 16./29. Septem-

ber 1791).
581

 Dieses gehört zu den ältesten Verfahrensarten und wurde bereits im antiken Grie-

chenland, im frühen Rom sowie in Frankreich nach der Invasion der Barbaren, unter den 

Carolinern und im Hochmittelalter praktiziert.
582

 In diesem Verfahren gibt es keine Ermittlung; 

der Richter, der kein Berufsrichter, sondern ein Vertreter der Allgemeinheit ist, hat vielmehr die 

Rolle eines passiven Zeugen. Die Parteien bringen die Beweismittel vor und der Richter trifft auf 

dieser Grundlage seine Entscheidung. Dieses Verfahren ist gekennzeichnet durch die Grundsätze 

der Mündlichkeit, der Öffentlichkeit und des rechtlichen Gehörs der Parteien.
583

  

 

Eine derart radikale Neuerung konnte nicht von Dauer sein, zumal sie den unruhigen Zeiten, dem 

sprunghaften Anstieg der Kriminalität und der durch die Kriege, in die man im In- und Ausland 

verwickelt war, verursachten Unruhen nicht gerecht wurde. Unter dem Einfluss Napoleons I. 

wurde das neue Verfahren zugunsten eines gemischten Systems aufgegeben, das bis heute seine 

Gültigkeit bewahrt hat.
584

  

 

Dieses gemischte System vereint sowohl die Charakteristika des inquisitorischen als auch die des 

akkusatorischen Verfahrens und wurde erstmals im Code d’instruction criminelle von 1808 

verankert. Ein solches gemischtes System soll einen Ausgleich zwischen dem Schutz der Gesell-
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schaft und der Gewähr der Rechte des Beschuldigten treffen. Der französische Strafprozess ist 

insoweit inquisitorisch, als das Ingangsetzen der Strafverfolgung ein Vorrecht des Staatsanwaltes 

ist. Jedoch besteht auch für das Opfer die Möglichkeit, den Prozess selbst durch eine Klage in 

Gang zu bringen, sog. constitution de partie civile.
585

 

 

Nach 150 Jahren Geltung wurde der Code d’instruction criminelle im Jahre 1958 durch den 

Code de procédure pénale ersetzt, der durch eine Kommission unter dem Vorsitz des General-

staatsanwaltes bei der Cour de cassation Antonin Besson erarbeitet worden war.
586

 

Der Code de procédure pénale besteht aus fünf Büchern, von denen jedoch nur das erste sowie 

der Einleitungsartikel (titre préliminaire) direkt vom Parlament stammen. Die übrigen vier 

Bücher entstammen dem pouvoir réglementaire
587

. Sie enthalten Verordnungen des Conseil 

d’État, einfache Verordnungen, Verfügungen und außerdem eine allgemeine Anordnung des 

Justizministeriums, auch circulaire d’application genannt.
588

 

 

 

II. Strukturelle und prinzipielle Besonderheiten des französischen Strafverfahrens 

 

1. Die Einteilung der Delikte 

 

Artikel 1 des immer noch gültigen Code pénal (CP) von 1810 sieht eine Dreiteilung der Delikte 

in Verbrechen (crimes), Vergehen (délits correctionnels) und Übertretungen (contraventions) 

vor. Die drei Kategorien von Straftaten unterscheiden sich in dem Strafmaß, welches der Ge-

setzgeber an ihre Verwirklichung geknüpft hat:  

 

- Verbrechen (crimes) sind mit lebenslanger oder zeitiger Freiheitsstrafe von mindes-

tens zehn Jahren bedroht, Art. 131-1 CP. 

- Vergehen (délits) sind mit zeitiger Freiheitsstrafe von bis zu zehn Jahren oder einer 

Geldstrafe von mindestens 3.750 € bedroht, Art. 131-3, 131-4 CP. 
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- Bei Übertretungen (contraventions) reicht der Strafrahmen von einem Tag bis zu 

zwei Monaten Haft sowie einer Geldstrafe von  38 € bis zu 3.000 €. Art. 131-13 CP. 

 

 

In Frankreich befinden dieselben Gerichte sowohl über Zivil-, als auch über Strafsachen. Aus 

diesem Grund verhandelt vor allem an den kleineren Gerichten ein und derselbe Richter beide 

Rechtsangelegenheiten.
589

 An den größeren Gerichten gibt es jedoch eine Vielzahl von, zum Teil 

sehr spezialisierten, Kammern. Die sachliche Zuständigkeit des Gerichts bestimmt sich nach der 

Art der Straftat und ihrer rechtlichen Klassifizierung.
590

 

 

 

Insgesamt ergibt sich folgende Übersicht über den französischen Gerichtsaufbau: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                                                  Quelle: eigene Abbildung 
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Im Strafprozess: Tribunal correctionnel 

Tribunal d’instance 

Im Strafprozess: Tribunal de police 
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2. Die Beteiligten des Strafprozesses 

 

Der Strafprozess umfasst im weitesten Sinne das Verfahren von der Anzeige einer Tatsache und 

deren Überprüfung als strafrechtlich relevantes Verhalten über die Verfolgung und Identifizie-

rung des Täters und dessen Anklage vor einem Gericht bis hin zu einem Urteil. Um den letzten 

Punkt, das Urteil, zu erreichen, ist also die Mitwirkung einer Vielzahl von Personen und Einrich-

tungen erforderlich. Allerdings soll sich die Darstellung hier auf diejenigen Beteiligten des 

französischen Strafprozesses beschränken, bei denen besondere Unterschiede zum deutschen 

Strafverfahren bestehen. 

 

 

a) Die Staatsanwaltschaft 

 

Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft liegen in der Entgegennahme von Strafanzeigen, in der 

Initiierung und Leitung der Ermittlungstätigkeit der Gerichtspolizei, in dem Einleiten und 

Betreiben der action publique (öffentliche Klage) vor dem Untersuchungsrichter und dem  

erkennenden Gericht sowie schließlich in der Durchführung der Strafvollstreckung.
591

  

Der Staatsanwalt kommt in der französischen Rechtssprache unter verschiedenen Bezeichnungen 

vor: Ministère public, procureur (général), parquet oder magistrature debout. Die Bezeichnung 

„Parquet“ rührt daher, dass sich die Vertreter der Staatsanwaltschaft früher auf dem „Parkett― 

des Gerichtssaals aufhielten und nicht auf dem für die Richter reservierten Podium. Der Name 

der „magistrature debout“ ist darauf zurückzuführen, dass sich die Staatsanwälte für ihr Plädo-

yer erheben müssen, im Gegensatz zu den Richtern, welche dementsprechend auch 

„magistrature assise― oder „Siège“ genannt werden.
592

  

 

Beim tribunal de police und beim tribunal correctionnel gehört zur Staatsanwaltschaft der 

leitende Staatsanwalt (procureur de la République) und seine Vertreter. Beim cour d’appel ist 

die Generalstaatsanwaltschaft angesiedelt, die sich aus dem Generalstaatsanwalt (procureur 

général) sowie seinen avocats généraux und substituts généraux zusammensetzt. Der cour de 

cassation hat seine eigene Staatsanwaltschaft mit einem Generalstaatsanwalt und seinen avocats 
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généraux. Dagegen besitzt der cour d’assises keine eigene Staatsanwaltschaft. Vielmehr tritt im 

Rahmen seiner Sitzungen entweder ein Staatsanwalt von der Ebene des cour d’appel auf, wenn 

an dessen Sitz getagt wird, ansonsten ein Staatsanwalt von der Ebene des tribunal de grande 

instance.
593

  

 

Im Unterschied zu den in der Ausübung ihres Amtes vollkommen unabhängigen Richtern sind 

die Mitglieder der Staatsanwaltschaft weisungsgebunden: Jeder Vertreter der Staatsanwaltschaft 

hat die Weisungen seines Vorgesetzten zu befolgen.  

 

Für das Handeln der Staatsanwaltschaft gilt in Frankreich grundsätzlich das Opportunitätsprinzip 

(Art. 40 CPP), d.h. die Staatsanwaltschaft ist innerhalb ihrer Weisungsabhängigkeit darin frei, 

die ihr bekannt gewordenen Straftaten zu verfolgen.
594

 Das Opportunitätsprinzip findet seine 

Rechtfertigung in der Erwägung, dass es allein der Staatsanwaltschaft überlassen sein soll, frei 

und nur dem Gemeinwohlgedanken verpflichtet zu entscheiden, ob eine Strafverfolgung im 

öffentlichen Interesse ist oder nicht.
595

 Nach Abschluss der Ermittlungen besteht für ihn die 

Möglichkeit, das Verfahren einzustellen oder aber, wenn der Verdacht eines Verbrechens 

besteht, die Sache an den Ermittlungsrichter abzugeben. Für den Fall, dass die polizeilichen und 

staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen den Verdacht eines Vergehens oder einer Übertretung 

ergeben haben, steht es im Ermessen des Staatsanwalts, ob er die Akte dem Untersuchungsrich-

ter zur weiteren Bearbeitung vorlegt oder ob er den Beschuldigten unmittelbar vor dem zustän-

digen Gericht im Wege der citation directe anklagt.
596

 Allerdings bestehen auch hinsichtlich 

dieses Grundsatzes Schranken. Zum einen gilt das Opportunitätsprinzip nur für die Einleitung 

der Strafverfolgung, nicht aber für die Durchführung der action publique, zum anderen muss die 

Staatsanwaltschaft in bestimmten Fällen abwarten, ob der Verletzte einen Strafantrag stellt, 

bevor sie tätig werden kann (so z.B. in Beleidigungs- und Verleumdungsfällen).
597

  

 

Bei Untätigkeit der Staatsanwaltschaft kann der Verletzte selbst die Initiative ergreifen. Im 

französischen Strafprozess kann das Verfahren nicht nur durch die Staatsanwaltschaft, sondern 

auch durch das Opfer selbst eingeleitet werden. Durch die sog. action civile hat das Opfer einer 

Straftat die Möglichkeit, als Nebenkläger seinen erlittenen Schaden direkt im Strafprozess ersetzt 
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zu bekommen, Art. 2-1, 51-1, 80, 86 CPP.
598

 Entschließt sich das Opfer zur constitution de 

partie civile, wird hierdurch das Verfahren in Gang gesetzt.
599

 

 

 

 

b) Der Richter 
 

aa) Le juge d’instruction (der Ermittlungsrichter) 

 

Bemerkenswert im französischen Strafprozess ist die wichtige Rolle der gerichtlichen Vorunter-

suchung. In diesem Verfahrensabschnitt sammelt der Ermittlungsrichter Beweise für die Straftat, 

wertet sie aus und entscheidet anschließend, ob die Sache an den juge de jugement verwiesen 

wird. Bei jedem tribunal de grande instance gibt es mindestens einen juge d’instruction, der 

entweder vom Staatsanwalt oder vom Opfer der Straftat durch die constitution de partie civile 

angerufen werden kann.
600

 Gem. Art. 79 CPP findet eine gerichtliche Voruntersuchung bei 

Verbrechen zwingend, bei Vergehen bei besonders komplexen Sachverhalten und bei Übertre-

tungen nur auf Antrag des Staatsanwaltes statt.
601

  

Das Verfahren der gerichtlichen Voruntersuchung wurde bereits im napoleonischen Code 

d’instruction criminelle verankert und war streng inquisitorisch, d.h. schriftlich, geheim und 

nicht streitig.
602

 Im Laufe der Zeit wurde dieses Verfahren immer mehr abgemildert, so dass man 

heute nur noch von einer abgeschwächt inquisitorischen Natur der gerichtlichen Voruntersu-

chung sprechen kann: Das Verfahren ist gem. Art. 11 CPP schriftlich und grundsätzlich geheim, 

jedoch haben sowohl der Beschuldigte als auch der Nebenkläger über ihre Anwälte die Möglich-

keit, den Verlauf des Verfahrens durch ein Recht auf Akteneinsicht zu kontrollieren und die 

Erhebung bestimmter Beweise anzuregen.
603

  

 

Die Befugnis des juge d’instruction erstreckt sich grundsätzlich nur auf diejenigen Tatsachen, 

die in dem Strafantrag des Staatsanwalts oder des Nebenklägers enthalten sind. Stößt der Ermitt-

lungsrichter im Laufe des Verfahrens auf neue Tatsachen und Beweise, muss er dies dem Staats-

anwalt mitteilen, der daraufhin den Antrag erweitern kann; eine Selbsteinsetzung des juge 
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d’instruction ist aufgrund des Prinzips der Trennung von Strafverfolgung und richterlichem 

Untersuchungsverfahren streng verboten.
604

  

 

Der Ermittlungsrichter besitzt im Rahmen des Beweisermittlungsverfahrens beachtliche Befug-

nisse, was ihm scherzhaft den Namen des „mächtigsten Mannes Frankreichs― eingebracht hat. So 

kann er Zeugen, die verpflichtet sind, seiner Ladung Folge zu leisten, eidlich vernehmen; er kann 

Durchsuchungen und Beschlagnahmen beim Beschuldigten oder Dritten ohne deren vorherige 

Zustimmung durchführen, er beauftragt Sachverständige; er vernimmt den Beschuldigten und 

erlässt Haft- und Vorführungsbefehle.
605

  

 

Die vorbereitende Untersuchung findet ihren Abschluß durch eine sog. Schlußanordnung 

(ordonnance de clôture) des Ermittlungsrichters nach Stellungnahme des Staatsanwaltes. Diese 

beinhaltet entweder die Einstellung des Verfahrens wegen einer ungenügenden Beweislage 

(ordonnance de non-lieu) oder die Verweisung zur Verhandlung vor dem erkennenden Gericht 

(ordonnance de renvoi).
606

   

 

bb) Le juge de jugement (das erkennende Gericht) 

 

Nach Abschluß der gerichtlichen Voruntersuchung durch den juge d’instruction werden im 

Verlauf der vor dem erkennenden Gericht stattfindenden Verhandlung die Beweise gewürdigt, 

die Schuld oder Unschuld des Angeklagten festgestellt und schließlich das Urteil verkündet. 

Diese Gerichte, welche am Ende des Verfahrens eine Strafe oder auch einen Freispruch ausspre-

chen, werden juridictions de jugement genannt. Hierbei handelt es sich um die oben dargestellten 

Strafgerichte erster Instanz: das tribunal de police, das tribunal correctionnel und den cour 

d’assises.
607

 Der juge de jugement stützt dabei seine Entscheidung auf die vom juge d’instruction 

erhobenen Beweise. Eine erneute Beweisaufnahme findet in diesem Verfahrensabschnitt nicht 

mehr statt, so dass die Hauptverhandlungen vor der juridiction de jugement ausgesprochen kurz 

ausfallen. 
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Diese Verteilung der Zuständigkeiten im Hauptverfahren auf zwei unterschiedliche Richter hat 

ihre Ursache in dem für den französischen Strafprozess geltenden Grundsatz der Trennung von 

Beweisaufnahme und Urteilsspruch, der eine Willkür der Justiz verhindern soll.
608

 

 

 

cc) Le juge des libertés et de la détention – JLD (der Freiheits- und Haftrichter) 

 

Bis zum Erlass des Gesetzes vom 15. Juni 2000, welches die Stärkung der Unschuldsvermutung 

und der Opferrechte zum Inhalt hatte, war der Ermittlungsrichter für die Anordnung von Unter-

suchungshaft bei einem Beschuldigten, gegen den ein Ermittlungsverfahren lief, zuständig. Das 

Gesetz vom 15. Juni 2000 führte jedoch eine Trennung der Befugnis zur Ermittlung und derjeni-

gen zur Anordnung freiheitsentziehender Maßnahmen ein und übertrug letztere einem höher 

gestellten Richter, der lediglich dafür zuständig sein sollte, gegen den Beschuldigten in den 

gesetzlich vorgesehenen Fällen Haftbefehl zu erlassen – dem sog. juge des libertés et de la 

détention.
609

  

 

Auf Antrag des Staatsanwalts und nach Zustimmung des Ermittlungsrichters findet vor dem JLD 

ein streitiges Verfahren statt, das auf Verlangen des Angeklagten auch öffentlich sein kann. 

Nachdem der Staatsanwalt und der Anwalt des Beschuldigten ihre Anträge gestellt haben, trifft 

der JLD seine Entscheidung. Er kann die Anordnung einer freiheitsentziehenden Maßnahme 

ablehnen oder den Beschuldigten unter Polizeiaufsicht stellen und ihm bestimmte Verbote oder 

Verpflichtungen auferlegen. Darüber hinaus kann der JLD auch die Untersuchungshaft anord-

nen.
610

  

Der JLD ist darüber hinaus beispielsweise für die Schlichtung von Streitigkeiten zuständig, die 

entstehen können, wenn der bâtonnier
611

 sich gegen die Beschlagnahme und Versiegelung von 

Dokumenten wehrt, die bei der Durchsuchung einer Anwaltskanzlei entdeckt wurden. Zudem ist 

er für die Erteilung der Erlaubnis zur Hausdurchsuchung von Verwaltungsbeamten (z.B. vom 

Finanzamt oder Zoll) zuständig und kann bei Vorliegen terroristischer Handlungen oder Verkehr 

mit Betäubungsmitteln Hausdurchsuchungen auch außerhalb der regelmäßigen Zeiten anord-

nen.
612
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III. Verfahrensgrundsätze des französischen Strafprozesses 

 

Auch im französischen Strafprozess gelten bestimmte Verfahrensgrundsätze. Diese lassen sich in 

allgemeine Grundprinzipien der ordentlichen Gerichtsbarkeit, spezielle strafprozessuale Verfah-

rensgrundsätze sowie solche mit Verfassungsrang aufgrund internationaler Gültigkeit unter-

scheiden.
613

 

Eine Beschäftigung mit den leitenden Prozessprinzipien ist insbesondere deshalb erforderlich, da 

sich der Conseil constitutionnel in seiner Entscheidung vom 2. März 2004
614

 zur Verfassungs-

mäßigkeit der comparution sur reconnaissance préalable de culpabilité mit verschiedenen 

Verfahrensgrundsätzen des französischen Strafprozesses auseinanderzusetzen hatte.
615

 

 

1. Allgemeine Grundprinzipien der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
 

a) Le droit d’accès au juge (Recht auf Zugang zum Gericht) 

 

Jedermann, der sich in der Ausübung eines privaten Rechts verletzt sieht oder dem die Begehung 

einer Straftat vorgeworfen wird, hat das Recht, sein Anliegen vor Gericht klären zu lassen. 

Dieses Recht wird zwar ausdrücklich weder in der Verfassung noch in den internationalen 

Verträgen oder im Gesetz genannt, jedoch wurde es vom Conseil constitutionnel auf der Grund-

lage des Art. 16 der Menschenrechtserklärung von 1789 als principe fondamental anerkannt.
616

 

Der Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz wäre eine Leerformel, wenn sie nicht mit einer 

Gleichheit vor der Justiz einhergehen würde.  

Der Zugang zum Gericht darf dabei weder durch prozessuale noch durch finanzielle Hindernisse 

ausgeschlossen werden. Allerdings unterliegt dieser Grundsatz im Strafprozessrecht einigen 

Einschränkungen. Zum einen bestehen prozessrechtliche Schranken, wie zum Beispiel die 

Einstellung durch die Staatsanwaltschaft oder den Ermittlungsrichter (ordonnance de non-lieu). 

Zum anderen kann das Verfahren durch übergerichtliche Regelungsformen (z.B. Mediation, 

Vergleich) beendet werden, sofern dieser Verzicht des Beschuldigten auf ein gerichtliches 

Verfahren frei von Zwang zustande gekommen ist.     
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b) Le droit à un juge indépendant (Recht auf einen unabhängigen Richter) 

 

Art. 64 der Verfassung regelt das Erfordernis der Unabhängigkeit der Richter: „Le Président de 

la République est garant de l’indépendance de l’autorité judiciaire“. 

Im Hinblick auf die Unabhängigkeit gegenüber der Exekutive wird die Unabhängigkeit der 

Richter satzungsgemäß festgelegt: sie sind unabsetzbar.
617

 Gegenüber der Partei ist der Richter 

zur Objektivität verpflichtet. So ist es ihm untersagt, voreilige Entscheidungen zu treffen oder 

seine Ansicht in der Schuldfrage vor Ende der Verhandlung zu erklären.
618

  

  

c) Le droit à un juge impartial (Recht auf einen unparteiischen Richter) 

 

Das Erfordernis eines unparteiischen Richters ist ausdrücklich in Art. 6 der Europäischen Men-

schenrechtskonvention und Art. 14 des Internationalen Pakts vom 16. Dezember 1966 über 

bürgerliche und politische Rechte
619

 normiert.  

Der Begriff der Unparteilichkeit besteht aus einer subjektiven und einer objektiven Komponente. 

Die subjektive Unparteilichkeit, d.h. bezogen auf den Beschuldigten persönlich, wird stets 

vermutet, sofern vom Europäischen Gerichtshof nicht das Gegenteil bewiesen wurde.
620

 Demge-

genüber dient die objektive, d.h. zweckgebundene Unparteilichkeit der Verhinderung einer 

ununterbrochenen Ausübung verschiedener gerichtlicher Handlungen in derselben Sache. Diese 

objektive Unparteilichkeit wird im französischen Strafprozess insbesondere durch die Trennung 

der verschiedenen Tätigkeiten erreicht. Unterschieden wird hierbei zwischen der Strafverfolgung 

(poursuite), der Ermittlung (instruction) und der richterlichen Entscheidung (jugement). Alle 

diese Tätigkeiten unterliegen einem strengen Trennungsprinzip: Trennung von Strafverfolgung 

und Ermittlung, Trennung von Ermittlung und richterlicher Entscheidung, Trennung von Straf-

verfolgung und richterlicher Entscheidung. Dieses Prinzip hat einerseits einen politischen 

Hintergrund, da hierdurch die Rechte der Bürger gegenüber einer willkürlich handelnden Justiz 

geschützt werden sollen. Zum anderen besteht auch eine rein technische Notwendigkeit, da 

durch das Trennungsprinzip eine Spezialisierung der Richter sowie ein besseres Funktionieren 

der Justiz zusammen mit einer größeren Effizienz erreicht werden kann.
621
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Zudem bietet auch das Prinzip der Kollegialgerichte eine Gewähr für die Unparteilichkeit, indem 

eine Mitwirkung mehrerer Richter an der Entscheidung dazu beiträgt, Fehler zu vermeiden.
622

 

Allerdings bestehen mittlerweile zahlreiche Ausnahmen von diesem Prinzip. Der Ermittlungs-

richter und der Jugendrichter in erster Instanz sowie in einigen gesetzlich bestimmten Fällen 

auch das tribunal de grande instance verhandeln grundsätzlich als Einzelrichter.
623

   

  

 

d) Le principe du double degré de juridiction (Grundsatz der Zweistufigkeit der gerichtlichen 

Instanzen) 

 

Nach diesem Grundsatz, der auch von Art. 2 des Protokolls Nr. 7 zur Europäischen Menschen-

rechtskonvention aufgenommen wird, muss jede erstinstanzliche Entscheidung Gegenstand eines 

Rechtsmittelverfahrens sein können.
624

 Auch der Einleitungsartikel des Code de procédure 

pénale beinhaltet diesen Grundsatz: „toute personne condamnée a le droit de faire examiner sa 

condamnation par une autre juridiction“.  

Dieses Prinzip gilt sowohl für Verfahren vor dem Ermittlungsrichter als auch vor dem erkennen-

den Gericht. Allerdings bestehen zwei grundsätzliche Ausnahmen: 

- im Rahmen von Übertretungen ist eine Berufung nur unter den Voraussetzungen des Art. 546 

CPP möglich.
625

   

- Vorabentscheidungen, d.h. solche, die keine Sachentscheidung, sondern eine solche über die 

Nebenklage oder Einwände während des Verfahrens vor dem tribunal de police oder dem 

tribunal correctionnel darstellen, sind nur dann für das Rechtsmittel der Berufung zugänglich, 

wenn sie das Verfahren beenden (Art. 507, 549 CPP).
626

 

Seit dem Gesetz vom 15. Juni 2000 sind auch die Entscheidungen des Cour d’assises, gegen die 

vorher lediglich die Revision möglich war, mit der Berufung angreifbar. 
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2. Strafprozessuale Verfahrensgrundsätze 
 

a) Le droit à un procès public (Öffentlichkeitsgrundsatz) 

 

Insbesondere im Strafprozess ist der Grundsatz der Öffentlichkeit des Verfahrens eines der 

Hauptprinzipien (vgl. Art. 306-1 für  den cour d’assises, Art. 400-1 für das tribunal 

correctionnel). Die Öffentlichkeit der Hauptverhandlung soll den Beschuldigten vor einer 

Geheimjustiz schützen, indem sie eine Transparenz und Kontrolle der Justiz durch das Publikum 

gewährleistet.
627

 Die Öffentlichkeit kann jedoch ausgeschlossen werden, wenn ansonsten eine 

Gefahr für die Sicherheit und Ordnung oder für die guten Sitten bestünde. In bestimmten Fällen 

(Vergewaltigung, Folter mit sexuellen Übergriffen) kann der Ausschluß der Öffentlichkeit auch 

vom Opfer verlangt werden; in Jugendstrafsachen ist das Verfahren immer nicht öffentlich.
628

 

 

b) L’oralité des débats (Mündlichkeitsgrundsatz) 

 

Die gesamte Verhandlung findet mündlich statt. Dies gilt sowohl für die Zeugen (Art. 331-3, 452 

CPP), als auch für die Sachverständigen (Art. 168 CPP). Der Richter darf seine Entscheidung 

nur auf diejenigen Grundlagen stützen, die auch Gegenstand der mündlichen Hauptverhandlung 

waren.
629

 

 

Eng verbunden mit dem Mündlichkeitsgrundsatz ist das Prinzip der sog. „intime conviction“. 

Gem. Art. 427-1 CPP ist im Verfahren jede Art des Beweises zulässig und der Richter entschei-

det nach seiner inneren Überzeugung, sofern keine abweichende gesetzliche Regelung besteht. 

Der Richter gründet diese innere Überzeugung dabei auf die Beweise, die ihm während der 

mündlichen Hauptverhandlung vorgelegt wurden.
630

  

 

c) Le droit à un procès contradictoire (Grundsatz des streitigen Verfahrens) 

 

Der Grundsatz des streitigen Verfahrens soll die Gleichheit der Beteiligten vor Gericht sichern. 

Gem. Art. 312 CPP gehört hierzu auch das Recht, unter Aufsicht des Gerichts, Zeugen befragen 

zu können.  
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Der Grundsatz des streitigen Verfahrens führt zu dem Recht des Beschuldigten, sich im Verfah-

ren von einem Anwalt vertreten zu lassen. Dessen Beteiligung ist vor dem cour d’assises, vor 

den Jugendgerichten und vor den Militärgerichten zwingend, vor dem tribunal de police und 

dem tribunal correctionnel ist es dem Beschuldigten freigestellt, ob er einen Anwalt hinzuziehen 

möchte.
631

 

 

d) Le droit à un procès de durée raisonnable (Beschleunigungsgrundsatz) 

 

Das Prinzip einer angemessenen Verfahrensdauer wird in Art. 6 der Europäischen Menschen-

rechtskonvention für alle Verfahrensarten als grundsätzliches Erfordernis erwähnt.  

Im Strafprozessrecht wurde der Beschleunigungsgrundsatz durch das Gesetz vom 15. Juni 

2000 erheblich verstärkt: die Angemessenheit der Verfahrensdauer ist zu einem Leitmotiv des 

Strafprozesses geworden.
632

  

 

 

3. Verfahrensgrundsätze mit Verfassungsrang aufgrund internationaler Gültigkeit 

 

Um den Beschuldigten vor einer Willkür der übermächtigen Justiz zu schützen, finden sich 

insbesondere in der Europäischen Menschenrechtserklärung sowie im internationalen Pakt über 

bürgerliche und politische Rechte Grundsätze, die ein rechtsstaatliches Verfahren sichern sollen. 

 

a) Le droit à un procès équitable (Anspruch auf ein faires Verfahren) 

 

Art. 6 EMRK garantiert das Recht auf ein faires Verfahren. Dadurch soll gewährleistet werden, 

dass der Beschuldigte nicht zum Objekt des Strafverfahrens degradiert, sondern seine Würde 

respektiert wird.
633

 Der Anspruch des Beschuldigten auf ein faires Verfahren wird in Art. 6 

EMRK insbesondere durch die Unschuldsvermutung (Art. 6 II EMRK) und die Gewährleitung 

von Verteidigungsrechten (Art. 6 III EMRK) konkretisiert.   
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aa) La présomption d’innocence (Unschuldsvermutung) 

 

Als « goldenen Faden », der sich durch das Gewebe des Strafrechts spinnt, bezeichnete die 

Chambre des Lords 1975 die Unschuldsvermutung.
634

 Der Grundsatz der Unschuldsvermutung 

legt die Beweislast für die Schuld des Angeklagten der Anklage auf. Der Beschuldigte ist danach 

so lange als unschuldig anzusehen, als seine Schuld nicht durch eine endgültige gerichtliche 

Entscheidung festgestellt wurde. 

Der Grundsatz der Unschuldsvermutung war zwar bis zum Gesetz vom 15. Juni 2000 nicht im 

Code de procédure pénale normiert, fand sich jedoch in höher stehenden Gesetzen wieder: Art. 9 

der Menschenrechtserklärung von 1789, Art. 14 des internationalen Paktes über bürgerliche und 

politische Rechte, Art. 6 II der EMRK.
635

  

Mittlerweile bestätigt der Code de procédure pénale den Grundsatz der Unschuldsvermutung. In 

den Einleitungsartikel des CPP wurde durch das Gesetz vom 15. Juni 2000 die Unschuldsvermu-

tung noch einmal deutlich aufgenommen: « Les mesures de contrainte dont la personne présu-

mée innocente peut faire l’objet sont prises sur décision ou sous le contrôle effectif de l’autorité 

judiciaire. Elles doivent être strictement limitées aux nécessités de la procédure, proportionnées 

à la gravité de l’infraction reprochée et ne pas porter atteinte à la dignité de la personne. » 
636

  

Auf der Grundlage der Unschuldsvermutung und des Grundsatzes eines gerechten Prozesses 

gesteht der europäische Gerichtshof in Strasbourg dem Verdächtigen auch ein Schweigerecht zu, 

so dass er nicht gezwungen ist, sich selbst zu belasten.
637

 

 

bb) Le droit de la défense stricto sensu (Verteidigungsrecht) 

 

Dieser Grundsatz enthält eine Vielzahl unabänderlicher Vorrechte, die dem Beschuldigten 

gewährt werden, um das Zurückfallen in einen inquisitorischen Prozess zu verhindern. Auch 

wenn die Liste der Rechte nicht abschließend ist, so bestimmen doch Art. 6 III EMRK und Art. 

14 III des internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte die Minimalgarantien, 

welche die Verteidigungsrechte erfordern.
638

 

Hierzu gehören das Recht, über die Art und den Grund der Anklage informiert zu werden, um 

eine geeignete Verteidigungsstrategie entwerfen zu können, außerdem das Recht, sich selbst 
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oder mit Unterstützung eines Anwalts verteidigen zu dürfen, sowie das Recht, Entlastungszeu-

gen ebenso zu befragen wie Belastungszeugen.
639

  

 

b) Ne bis in idem (Strafklageverbrauch) 

 

Nach diesem Vefahrengrundsatz darf niemand, gegen den eine rechtskräftige Entscheidung 

ergangen ist, nochmals in der gleichen Sache verfolgt werden (Art. 4 des Protokolls Nr. 7 zur 

EMRK und Art. 14 VII des internationalen Paktes vom 16. Dezember 1966). Für den Bereich 

des Strafrechts ist der Grundsatz ne bis in idem als Verbot der Doppelbestrafung ein fundamenta-

ler Grundsatz eines jeden fairen Strafprozesses. Er findet sich daher in unterschiedlichen Gestal-

tungen in allen modernen Rechtsordnungen wieder.  

 

 

C. Modelle konsensualer Verfahrenserledigung im französischen Strafprozess 

 

Auch in Frankreich wurde in den letzten Jahren vermehrt über die Einführung konsensualer 

Verfahrensmodelle im Strafprozess diskutiert, im Gegensatz zum deutschen Strafverfahren 

wurden jedoch bereits verschiedene Erledigungsformen außerhalb des „normalen― Strafverfah-

rens vor dem tribunal correctionnel kodifiziert.  

 

Seit Anfang der 90-er Jahre wurden alternative Modelle in den Code de procédure pénale (CPP) 

eingeführt, die es dem Staatsanwalt erlauben, auf Strafmaßnahmen zurückgreifen zu können, 

ohne ein ordentliches Verfahren einleiten zu müssen. Hierzu gehören zunächst die Maßnahmen 

des sog. „troisième voie“ („das dritte Gleis―), die allesamt dazu dienen, das Strafverfahren ohne 

ein förmliches Urteil zu beenden. Darüber hinaus wurden vor allem in den letzten Jahren weitere 

Verfahrensmodelle normiert, die eine einverständliche Verfahrensbeendigung regeln: die 

ordonnance pénale, die composition pénale sowie die 2004 neu in den CPP eingeführte 

procédure de comparution sur reconnaisssance préalable de culpabilité (CRPC). 
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I. La troisième voie (Täter-Opfer-Ausgleich) 

 

Art. 41-1 CPP enthielt seit dem Gesetz vom 4. Januar 1993 die Möglichkeit, das Strafverfahren 

alternativ durch eine Vermittlung (médiation) zwischen Täter und Opfer abzuschließen. Durch 

das Gesetz N° 99-515 vom 23. Juni 1999 wurde Art. 41-1 CPP erweitert und sieht nunmehr 

weitere informelle Verfahrensabschlüsse vor, die nach dem Willen des Gesetzgebers zumindest 

eine der drei folgenden Zielvorgaben erfüllen sollen: die Wiedergutmachung des vom Opfer 

erlittenen Schadens, die Beendigung des durch die Straftat entstandenen Unruhezustandes oder 

die Resozialisierung des Täters.
640

 Diese alternativen Maßnahmen sollen nach der ratio legis 

stets dann in Betracht kommen, wenn im Hinblick auf die begangene Straftat sowie auf die 

Person des Beschuldigten eine förmliche Strafverfolgung nicht erforderlich erscheint, die durch 

die Tat entstandene Störung der öffentlichen Ordnung zu beseitigen und deren Wiederholung zu 

verhindern. 

 

Allen Maßnahmen ist gemein, dass sie, sofern sie vom Angeklagten akzeptiert und ausgeführt 

werden, zu einem Ausschluss der Anklageerhebung durch die Staatsanwaltschaft führen. Ande-

renfalls kann der Staatsanwalt entscheiden, ob er Anklage erheben oder die Einleitung einer 

compositon pénale vornehmen möchte (Art. 41-1, Abs. 6 CPP). Es handelt sich demnach um 

Verfahrensalternativen, die der Entscheidung über eine Anklageerhebung vorgeschaltet werden, 

wobei die Einleitung einer derartigen Maßnahme zu einer Hemmung der Verjährung führt.
641

  

Im Einzelnen handelt es sich um folgende Maßnahmen: 

1. Le rappel à la loi
642

 

Beim sog. rappel à la loi wird versucht, dem Täter anhand von Erläuterungen über Sinn und 

Zweck des Gesetzes sein begangenes Unrecht vor Augen zu führen. 

2. L’orientation vers une structure sanitaire et sociale 

Die orientation vers une structure sanitaire et sociale soll zu einer Wiedergutmachung des 

Schadens sowie einer Konfrontation des Täters mit dem Unrecht seiner Tat führen. Die Maß-

nahme kann daher insbesondere in der Ableistung einer praktischen Zeit in einer gemeinnützigen 

Organisation
643

 bestehen. Im Falle einer Verkehrsstraftat ist unter diesem Gesichtspunkt auch die 
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Festlegung einer Teilnahme des Täters an einem Kurs für die Beachtung der Sicherheit im 

Straßenverkehr möglich (Art. 41-1 CPP).  

3. La demande de régularisation 

Mit der demande de régularisation soll der Täter seine Situation mit Blick auf das Gesetz oder 

sonstige verhaltensregelnde Bestimmungen selbst regeln. 

4. La réparation 

Die réparation stellt eine Wiedergutmachung des Täters der durch ihn verursachten Schäden dar. 

5. La médiation pénale 

Um die beträchtliche Anzahl der Verfahrenseinstellungen zu minimieren (bei Einführung der 

Regelung wurden etwa 80 % der bei der Staatsanwaltschaft eingegangenen Verfahren einge-

stellt)
644

 wurde mit dem Gesetz N° 93-2 vom 4. Januar 1993 die sog. médiation pénale in den 

französischen Strafprozess eingeführt und durch das Gesetz N° 99-515 vom 23. Juni 1999 mit 

weiteren alternativen Maßnahmen in Art. 41-1 CPP zusammengefasst.
645

  

 

Mit Einverständnis der Beteiligten kann ein Vermittlungsgespräch zwischen Täter und Opfer 

unter Leitung des Staatsanwaltes oder eines Mediators stattfinden. Hierbei soll durch die Mit-

wirkung eines unbeteiligten Dritten eine einverständliche Lösung des durch die Straftat entstan-

denen Konfliktes zwischen den Beteiligten herbeigeführt werden. Zwischen Täter und Opfer soll 

sowohl eine einverständliche Regelung über die Wiedergutmachung erreicht als auch, durch die 

Knüpfung eines Bandes zwischen den Parteien, eine Wiederholung der Tat verhindert werden.
646

  

In Betracht kommt die médiation pénale insbesondere bei denjenigen Delikten, die aus einer 

Beziehung zwischen Täter und Opfer entstanden sind und die daher gezwungen sind, auch 

künftig miteinander oder in unmittelbarer Nähe zu leben.  

  

Nachdem der Staatsanwalt die Beteiligten über sein Vorhaben, eine médiation pénale durchzu-

führen, informiert hat, findet bei deren Einverständnis zunächst eine Vorbesprechung statt, bei 

der die Parteien einzeln über den Ablauf des Verfahrens belehrt werden.
647

 In dem anschließen-

den echten Vermittlungsgespräch kann eine entweder vom Mediator vorgeschlagene oder eine 

von den Parteien selbst ausgehandelte Maßnahme vereinbart werden.
648

 In einem derartigen 

Erfolgsfall wird von den Beteiligten ein Verhandlungsprotokoll unterzeichnet und dem Staats-
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anwalt zugestellt. Wird die ausgehandelte Maßnahme vom Täter nicht ausgeführt, kann der 

Staatsanwalt gem. Art. 41-1, Abs. 6 CPP Anklage erheben oder die composition pénale einleiten. 

 

 

II. L’ordonnance pénale (Strafbefehlsverfahren) 

 

Die Art. 524 ff. CPP beinhalten ein weiteres vereinfachtes Verfahren, das nur wenige Formalien 

enthält und damit schnell, einfach und kostengünstig durchgeführt werden soll: die ordonnance 

pénale. Dieses Verfahren wurde durch das Gesetz Nr. 72-5 vom 3. Januar 1972 in den französi-

schen Strafprozess eingeführt, um Übertretungen (contraventions) schnell und effektiv sanktio-

nieren zu können.
649

  

Das Verfahren der ordonnance pénale hat seinen Ursprung im deutschen Recht. In dem 1871 

vom Deutschen Reich unter Kaiser Wilhelm I. erworbenen Reichsland Elsaß-Lothringen galt, 

wie im gesamten Deutschen Reich, seit 1877 die deutsche Strafprozessordnung, die Teil der 

Reichsjustizgesetze von 1877 und nach dem Vorbild des französischen Code d’instruction 

criminelle von 1808 gestaltet war.
650

 In §§ 447-452 des Gesetzes fanden sich die Vorschriften 

zum sog. Strafbefehlsverfahren, die bei Abtretung der annektierten Provinzen an Frankreich im 

Jahre 1919 zunächst vorläufig in Kraft bleiben sollten. Nachdem das Verfahren der ordonnance 

pénale jedoch insbesondere in den Départements Rhin und Moselle häufig für die Behandlung 

von Übertretungen benutzt wurde, dehnte man die Anwendung schließlich auf das gesamte 

Staatsgebiet aus und führte es, mit einigen Änderungen, mit dem Gesetz N° 72-5 vom 3. Januar 

1972 in die französische Strafprozessordnung ein.
651

    

 

1. Der Anwendungsbereich der ordonnance pénale 

 

Der Anwendungsbereich der ordonnance pénale ist sehr weit. Gem. Art. 524 CPP ist das Ver-

fahren mit Ausnahme einiger bestimmter Delikte auf alle Übertretungen anwendbar. Ausdrück-

lich ausgeschlossen ist die Anwendung der ordonnance pénale gem. Art. 524 CPP lediglich bei 

Übertretungen der 5. Klasse
652

, sofern sie durch einen Minderjährigen begangen wurden, bei 
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Übertretungen aus dem Bereich des Arbeitsrechts sowie dann, wenn das Opfer bereits vor 

Einleitung des Verfahrens der ordonnance pénale durch eine citation directe das ordentliche 

Verfahren eröffnet hat.  

Bis zum Gesetz vom 23. Juni 1999 enthielt Art. 525 CPP eine wichtige Beschränkung für die 

Anwendung des vereinfachten Verfahrens. Hiernach war als einzige Sanktion die Verhängung 

einer Geldstrafe zulässig. Schien dem Staatsanwalt daneben eine zusätzliche Strafe, wie bei-

spielsweise die Entziehung der Fahrerlaubnis, geboten, musste er das ordentliche Verfahren 

einleiten.
653

 Seit der Änderung des Art. 525 Abs. 2 CPP ist es jedoch zulässig, eine Geldstrafe 

mit einer oder mehreren Nebenstrafen zu kombinieren. 

 
 

2. Der Ablauf der ordonnance pénale 

 

Sofern die oben dargelegten Voraussetzungen vorliegen, obliegt es dem Gutdünken des Staats-

anwaltes, das Verfahren der ordonnance pénale einzuleiten. 

Entscheidet er sich für deren Durchführung, werden dem zuständigen Richter (juge du tribunal 

de police oder juge de proximité
654

) die Akten zusammen mit einem schriftlichen Antrag der 

Staatsanwaltschaft zugeleitet, Art. 525 CPP. Der Richter entscheidet ohne öffentliche Verhand-

lung durch Beschluss, die sog. ordonnance pénale. Dieser Beschluss enthält gem. Art. 526 CPP 

neben der Entscheidung der Richters (Geldstrafe plus evtl. Nebenstrafe oder Freispruch) ledig-

lich die persönlichen Daten des Täters sowie die rechtliche Beurteilung der Tat. Eine Begrün-

dung ist nicht erforderlich. Hält der Richter ein streitiges Verfahren für erforderlich, werden die 

Akten an die Staatsanwaltschaft zurückgegeben und von dieser ein ordentliches Verfahren 

eingeleitet. 

 

Sowohl Staatsanwaltschaft als auch Beschuldigter haben das Recht, gegen die ordonnance 

pénale Widerspruch einzulegen, Art. 527 CPP. Bis zehn Tage nach der Entscheidung steht dieses 

Recht der Staatsanwaltschaft zu. Legt diese keinen Widerspruch ein, wird die Entscheidung dem 

Täter zugestellt, der ab diesem Zeitpunkt wiederum innerhalb von 30 Tagen Widerspruch 
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einlegen kann. Geschieht dies nicht, wird der Beschluss rechtskräftig und innerhalb von weiteren 

30 Tagen vollstreckt, Art. 528-1 CPP. 

Art. 528-2 CPP gibt dem Opfer der Straftat die Möglichkeit, Schadensersatz für die im Rahmen 

der Straftat erlittenen Schäden vom Täter zu verlangen. 

 

Das Verfahren der ordonnance pénale ist damit in zweierlei Hinsicht fakultativ. Zum einen kann 

der Staatsanwalt entscheiden, ob er gegebenenfalls die ordonnance pénale durchführen will. 

Zum anderen kann auch der Richter die Sache an die Staatsanwaltschaft zurückverweisen, wenn 

er der Meinung ist, in Anbetracht der Schwere der Tat sei ein ordentliches Verfahren  erforder-

lich. 

 

 

III. Zwischenbetrachtung 

 

Bei den vorgestellten Verfahren des „troisième voie“ sowie der ordonnance pénale handelt es 

sich um eine Einstellung unter Auflagen durch die Staatsanwaltschaft bzw. um ein vereinfachtes 

Verfahren durch Beschluss des Richters. Für beide Verfahrensweisen ist stets die Akzeptanz 

durch den Beschuldigten erforderlich, sein Geständnis ist jedoch nicht als ausdrückliche gesetz-

liche Voraussetzung für die beiden Verfahrensarten in Art. 41-1 CPP bzw. Art. 524 ff. CPP 

normiert. 

 

Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit sind jedoch diejenigen Verfahrenmodelle, deren 

konsensuales Element auf Seiten des Beschuldigten gerade sein Geständnis darstellt. Ohne reale 

„Gegenleistung― des Beschuldigten in Form eines Geständnisses oder einer Zustimmung zur 

Durchführung des informellen Verfahrens kann kaum von einer wirklichen „einverständlichen― 

Verfahrensbeendigung gesprochen werden. Die Darstellung des troisième voie und der 

ordonnance pénale erfolgte deshalb lediglich der Vollständigkeit halber im Rahmen eines 

Überblicks über die im französischen Strafprozess bestehenden Alternativen zum förmlichen 

Strafverfahren. Das Augenmerk ist jedoch im Folgenden auf diejenigen Modelle zu legen, zu 

denen ein wirkliches Einverständnis gehört, und zwar die Regelung der composition pénale und 

des plaider coupable.   
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IV. La composition pénale 
 

1. Einführung 

 

Die wichtigste Neuerung, die das Gesetz N° 99-515 vom 23. Juni 1999 mit dem Titel „loi 

renforant l’efficacité de la procédure pénale―
655

  enthielt, war die Einführung eines wahrhaft 

neuartigen Verfahrens in den französischen Strafprozess, der sog. composition pénale. Durch 

dieses Verfahren, welches einen Platz zwischen der Einstellung (auch unter Auflage) und dem 

förmlichen Strafverfahren einnimmt, sollte nach dem Willen des Gesetzgebers eine sachgemäße 

juristische Antwort auf bestimmte Straftaten gegeben werden können, die aufgrund ihrer Häu-

figkeit und der Überlastung der Gerichte zum Teil überhaupt nicht mehr verfolgt werden konn-

ten.
656

  

 

Die composition pénale ist aus dem Scheitern eines anderen Gesetzgebungsvorhabens ent- 

standen: Sie korrigierte als Nachfolgemodell das Verfahren der injonction pénale, welches im 

Jahre 1995 auf Betreiben des damaligen Justizministers Pierre Méhaignerie vom Parlament 

beschlossen wurde. Allerdings sah dieses Verfahren lediglich ein Agieren des Staatsanwaltes 

vor, der dem Beschuldigten verschiedene Maßnahmen vorschlagen konnte, deren Ausführung 

die Anklageerhebung ausschloss. Eine Beteiligung des Richters war nicht vorgesehen.
657

 Aus 

diesem Grunde hielt der Entwurf einer Verfassungsmäßigkeitsprüfung durch den Conseil 

constitutionnel in seiner Entscheidung n° 95-360 DC vom 2. Februar 1995 nicht stand. Das 

Gericht sah durch das Verfahren der injonction pénale insgesamt drei verfassungsrechtlich 

garantierte Verfahrensgrundsätze verletzt. Dies waren zum einen der Grundsatz der Unschulds-

vermutung und eine Einschränkung der Verteidigungsrechte des Beschuldigten. In erster Linie 

aber erklärte das Gericht die injonction pénale aufgrund der Missachtung des Grundsatzes der 

Trennung zwischen Strafverfolgung und gerichtlichem Urteilsspruch für verfassungswidrig.
658

 

Das Gericht als einzige Hüterin der Freiheit des Einzelnen dürfe bei der Verhängung einer 

strafrechtlich relevanten Maßnahme nicht ausgeschlossen werden.
659

 

 

Da jedoch der grundsätzliche Gedanke, der hinter dem Verfahren der injonction pénale stand, 

nämlich die Behandlung bestimmter, häufig vorkommender Delikte in einem verkürzten Verfah-
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ren, als ausgesprochen wichtig und umsetzungswürdig angesehen wurde, nahm der Gesetzgeber 

die Angelegenheit in der folgenden Zeit wieder auf und entwickelte unter Beachtung der höchst-

richterlichen Rechtsprechung das Verfahren der composition pénale, das mit dem Gesetz N° 99-

515 vom 23. Juni 1999 in den CPP eingeführt wurde. 

 

2. Der Anwendungsbereich der composition pénale 

 

Die composition pénale, die sich auf das Prinzip größtmöglicher Effizienz und Wirksamkeit 

gründet, ist dementsprechend auch auf eine große Anzahl von Delikten anwendbar. Der Gesetz-

geber hat eine Vielzahl von délits und auch, trotz der Existenz der ordonnance pénale, einige 

contraventions für den Anwendungsbereich der composition pénale vorgesehen. 

Zu beachten ist hierbei jedoch, dass im Verfahren der ordonnance pénale lediglich eine Geld-

strafe verhängt werden kann, während die Maßnahmen im Wege der composition pénale weit 

vielfältiger sind.
660

 Zudem besteht zwischen den beiden Verfahren der grundsätzliche Unter-

schied, dass bei der composition pénale im Gegensatz zur ordonnance pénale ein vorheriges 

Einverständnis des Beschuldigten in Form einer Einräumung der vorgeworfenen Tat („... qui 

reconnaît avoir commis un ou plusieurs délits ...“, Art. 41-2 CPP) erforderlich ist.
661

 

Den Anwendungsbereich der composition pénale sollte nach der ursprünglichen Fassung in 

erster Linier die sog. „délinquance urbaine“, auch „contentieux de masse“ genannt, bilden. 

Hierbei geht es um diejenigen Delikte, die zwar eine relativ geringe Schwere aufweisen, auf-

grund ihres häufigen Vorkommens die Verhandlungen vor dem tribunal correctionnel jedoch 

langwierig und schwerfällig machten.
662

  

Die ursprüngliche Fassung des Art. 41-2 CPP nach dem Gesetz vom 23. Juni 1999 sah die 

Möglichkeit, das Verfahren der composition pénale durchzuführen, für die folgenden Delikte 

vor:
663

  

 

Straftaten gegen Personen 

Hierzu gehören Gewalttätigkeiten gegen Personen, die deren Arbeitsfähigkeit für min-

destens acht Tage ausschließen (Art. 222-11 CP), Telefonterror (Art. 222-16 CP), Be-

drohung mit einer Straftat (Art. 222-17 und 222-18 Abs.1 CP) und Beleidigung im 

Amt (Art. 434-5 bis 434-7 CP). 
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Straftaten gegen Ehe und Familie 

 Zu den Delikten, die Gegenstand einer composition pénale sein können, gehören 

weiterhin die Verletzung der Unterhaltspflicht (Art. 227-3 und 227-4 CP), Sorge-

rechtsverletzungen (Art. 227-5 bis 227-7 und 227-9 bis 227-11 CP) sowie aus dem Be-

reich der 

Straftaten gegen das Eigentum 

der einfache Diebstahl (Art. 311-3 CP), Leistungserschleichung (Art. 313-5 CP), 

Pfandunterschlagung (Art. 314-5 und 314-6 CP) und die Sachbeschädigung (Art. 322-

1 und 322-2 CP). 

Straftaten aus anderen Gesetzen,  

wie beispielsweise Tierquälerei (Art. 521-1 CP), unerlaubter Waffenbesitz (Art. 28 

und 32 der Notverordnung vom 18. April 1939), Verstöße gegen das Betäubungsmit-

telgesetz (Art. L.3 421-1 CSP) sowie Trunkenheit im Verkehr (Art. L. 234-1 CR).  

Dieser ursprüngliche Anwendungsbereich der composition pénale im Rahmen der „kleinen 

Massenkriminalität― ist im Laufe der Zeit stetig erweitert worden. 

  

So wurde durch die Gesetze vom 15. November 2001 sowie vom 9. September 2002 die Liste 

der betroffenen Delikte insbesondere im Bereich der Straftaten gegen das Eigentum erweitert. 

Nicht mehr nur der einfache Diebstahl sollte der composition pénale zugänglich sein, sondern 

auch die qualifizierten Diebstahlstatbestände sowie der Tatbestand der Hehlerei.
664

  

 

Seit dem Gesetz vom 9. März 2004 kann die composition pénale auf Vergehen (délits), welche 

mit einer Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bedroht sind (Art. 41-2 CPP), 

sowie auf alle Übertretungen (contraventions) angewendet werden (Art. 41-3 CPP).
665

  

 

 

3. Der Ablauf des Verfahrens der composition  pénale 

 

a) Voraussetzungen für die Einleitung der composition pénale 

 

Die Einleitung des Verfahrens der composition pénale ist für den Staatsanwalt niemals zwin-

gend. Er kann vielmehr frei entscheiden, wie er in der jeweiligen Angelegenheit vorgehen 
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möchte.
666

 Damit der Staatsanwalt dem Beschuldigten aber überhaupt vorschlagen kann, nach 

dem Verfahren der composition pénale vorzugehen, müssen die folgenden vier Voraussetzungen 

erfüllt sein: 

 

aa)  Die composition pénale ist nur bei einem erwachsenen Beschuldigten möglich; bei Min-

derjährigen ist das Verfahren ausgeschlossen (Art. 41-2 CPP). Der Grund dafür liegt darin, dass 

für die Durchführung der composition pénale ein Geständnis erforderlich ist, dessen rechtliche 

Auswirkungen für einen Jugendlichen noch nicht abzuschätzen sind.  

bb) Es muss eine in Art. 41-2 CPP genannte Straftat vorliegen, d.h. der gesetzliche Strafrah-

men darf fünf Jahre Freiheitsstrafe oder Geldstrafe nicht überschreiten. Ausdrücklich vom 

Verfahren der composition pénale ausgeschlossen sind Pressedelikte, fahrlässige Tötung sowie 

politische Straftaten (Art. 41-2 CPP a.E.).  

cc) Da die composition pénale eine Alternative zum förmlichen Strafverfahren darstellt, besteht 

für ihre Anwendbarkeit die weitere Voraussetzung, dass von der Staatsanwaltschaft oder vom 

Opfer der Tat noch keine Anklage erhoben bzw. Klage eingereicht worden sein darf (Art. 41-

2 CPP). Infolgedessen hat das Opfer also die Möglichkeit, das Verfahren der composition pénale 

zu verhindern, indem es mit Klageeinreichung (citation directe oder plainte avec constitution 

partie civile) das förmliche Verfahren einleitet.
667

 Damit wird sicher gestellt, dass die 

composition pénale das Recht des Opfers auf ein formelles Strafverfahren nicht einschränkt. Um 

dem Staatsanwalt die Möglichkeit offen zu halten, im Falle eines Scheiterns der composition 

pénale ein reguläres Strafverfahren durchführen zu können, ist die Verjährung für den Zeitraum 

zwischen dem Angebot der composition pénale und dem Ablauf der für die Ausführung der 

vereinbarten Maßnahme gesetzten Frist gehemmt (Art. 41-2 CPP).
668

 

dd) Als wichtigste Voraussetzung für eine konsensuale Verfahrenserledigung ist gem. Art. 41-2 

CPP ein Anerkenntnis des Tatvorwurfs durch den Beschuldigten erforderlich. Um den gesetz-

geberisch verfolgten Zweck der composition pénale, nämlich eine Verkürzung des Verfahrens, 

zu erreichen, ist es notwendig, dass der Beschuldigte die gegen ihn vorliegenden Anschuldigun-

gen anerkennt und ein Geständnis ablegt, um eine langwierige Beweisaufnahme zu umgehen.
669
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b) Die Durchführung der composition pénale 

 

Wenn sich der Staatsanwalt für die Durchführung des Verfahrens der composition pénale ent-

schieden hat und deren grundsätzliche Anwendungsvoraussetzungen vorliegen, läuft das Verfah-

ren in drei Phasen ab, welche in Art. 41-2 CPP festgelegt sind. 

 

aa) Vorschlag des Staatsanwaltes und Zustimmung des Beschuldigten 

 

Zu Beginn steht der Vorschlag des Staatsanwaltes an den Beschuldigten, das Verfahren im Wege 

einer composition pénale, also informell nach Ablegung eines Geständnisses durch Erbringung 

einer bestimmten Leistung, zu beenden. Hierbei kann der Staatsanwalt frei nach seiner Vorstel-

lung entscheiden, welche Maßnahme im jeweiligen Fall am besten geeignet ist, wobei auch die 

Möglichkeit besteht, mehrere Maßnahmen zu verbinden.
670

 Dieser Vorschlag der Staatsanwalt-

schaft muss dem Beschuldigten in schriftlicher Form, vom Staatsanwalt unterzeichnet, zugehen 

und die genaue Bezeichnung von Art und Anzahl der beabsichtigten Maßnahmen beinhalten. 

Außerdem ist eine Belehrung des Beschuldigten über sein Recht, vor Abgabe der Zustimmung 

zu dem Vorschlag einen Anwalt hinzuziehen zu können, erforderlich.
671

  

 

Um die Rechte des Opfers der Tat angemessen zu wahren, muss darüber hinaus jeder Vorschlag 

des Staatsanwalts, das Verfahren der composition pénale durchzuführen, neben den nach seiner 

Ansicht in Frage kommenden Maßnahmen immer auch die Verpflichtung des Beschuldigten 

enthalten, die beim Opfer entstandenen Schäden innerhalb von höchstens sechs Monaten 

wiedergutzumachen. 

 

Bis zum Erlass des Gesetzes N° 2002-1138 vom 9. September 2002 war es dem Staatsanwalt bei 

Androhung der Nichtigkeit des gesamten Verfahrens untersagt, den Vorschlag der composition 

pénale zu machen, während sich der Beschuldigte in Untersuchungshaft befand. Diese Bestim-

mung war in den ursprünglichen Text als Garantie eingefügt worden, um ein freies und über-

dachtes Geständnis des Beschuldigten zu erhalten.
672

  

Diese Maßgabe wurde im Jahre 2002 ersatzlos aufgehoben. Es erscheint auch fraglich, ob 

hierdurch eine wirkliche Garantie für die Echtheit des Geständnisses hätte erreicht werden 

können. Da im Wege der composition pénale die Strafe für den Beschuldigten meist geringer 
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ausfällt als im normalen Strafverfahren, kann es auch hier zu taktischen Geständnissen kommen, 

unabhängig davon, ob sich der Beschuldigte in Untersuchungshaft befindet oder nicht.    

Erteilt der Beschuldigte seine Zustimmung zur Durchführung der composition pénale nicht, kann 

der Staatsanwalt das ordentliche Verfahren eröffnen. Stimmt der Beschuldigte jedoch zu, tritt das 

Verfahren in den zweiten Abschnitt ein.   

 

bb) Hinzuziehung des Richters 

 

Haben sich Staatsanwalt und Beschuldigter über die Durchführung der composition pénale 

verständigt, erfolgt die Hinzuziehung des Richters (le président du tribunal de grande instance 

bei Vergehen, le juge d’instance bei Übertretungen) in das Verfahren. Diese Hinzuziehung ist 

aufgrund der Entscheidung des Conseil constitutionnel vom 2. Februar 1995 verfassungsrecht-

lich geboten. Seit dem Gesetz N° 2002-1138 vom 9. September 2002 kann auch der juge de 

proximité der Vereinbarung zwischen Staatsanwalt und Beschuldigtem zustimmen, sofern dieser 

vom président du tribunal dazu ermächtigt wurde.
673

     

In diesem Zusammenhang ist besonders hervorzuheben, dass es im Verfahren der composition 

pénale nach Art. 41-2 und 41-3 CPP niemals zu einer Verhandlung zwischen den Beteiligten 

über die zu verhängende Maßnahme kommt. Nach dem Willen des Gesetzgebers soll durch die 

Vereinbarung der auszuführenden Maßnahme zwischen Staatsanwalt und Beschuldigtem zwar 

eine Verkürzung des Verfahrens erreicht werden, eine wirkliche Aushandlung der Bestrafung 

darf jedoch nicht erfolgen. Es handelt sich hier sozusagen um ein „plea ohne bargaining“. Bei 

der composition pénale besteht zwar insoweit ein Kompromiss, als die Staatsanwaltschaft keine 

Anklage erhebt und der Beschuldigte davon absieht, auf seiner Unschuld zu bestehen. Im Ergeb-

nis gibt es jedoch keine Diskussion über Art und Anzahl der Maßnahmen – der Beschuldigte 

kann entweder den Vorschlag, so wie er ihm unterbreitet wird, akzeptieren oder nicht.
674

  

 

In ähnlicher Weise ist auch die Rolle des Richters beschränkt. Nachdem der Staatsanwalt den 

Täter und gegebenenfalls das Opfer von der saisine du juge informiert hat, kann der Richter eine 

nichtöffentliche Anhörung der beiden Parteien unter Teilnahme ihrer Anwälte anordnen, ein 

Recht der Parteien hierauf besteht jedoch nicht.
675

 Die richterliche Zustimmung bzw. Ablehnung 

der vorgeschlagenen Sanktion ergeht jedoch immer in einem Sitzungssaal unter Anwesenheit der 
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Beteiligten in Robe. Dies hat den Zweck, dem Täter den strafprozessualen Rahmen des Verfah-

rens und der zu verhängenden Sanktion zu verdeutlichen.
676

  

 

Die anschließende Entscheidung des Gerichts spielt sich nach dem Grundsatz „ganz oder gar 

nicht― ab. Der Richter hat hinsichtlich der zu verhängenden Maßnahme keine eigene Entschei-

dungsgewalt. Er kann den Vorschlag der Staatsanwaltschaft entweder bestätigen oder zurück-

weisen, eine Abänderung des Vorschlags ist nicht möglich.
677

 Die Entscheidung des Gerichts 

ergeht durch einen Beschluß (ordonnance), der nicht begründet werden muss und gegen den kein 

Rechtsmittel eingelegt werden kann, Art. 41-2 CPP. 

Die Bestätigung der vorgeschlagenen Maßnahme durch den Richter stellt jedoch die Vorausset-

zung dar, um in die dritte Phase des Verfahrens zu gelangen.
678

   

 

 

 

 

 

 

cc) Erfüllung der verhängten Maßnahme durch den Beschuldigten 

 

Der dritte und letzte Verfahrensabschnitt wird durch das Verhalten des Beschuldigten bestimmt. 

Nachdem der Richter der Maßnahme zugestimmt hat, wird der Beschuldigte hiervon informiert 

und darüber belehrt, dass im Falle einer nicht ordnungsgemäßen Ausführung der Maßnahme der 

Staatsanwalt berechtigt ist, das förmliche Verfahren durch die Erhebung der Anklage zu eröff-

nen. Hält sich der Täter aber an die Vereinbarung, so ist eine Anklageerhebung durch die Staats-

anwaltschaft ausgeschlossen und das Verfahren damit beendet.
679

  

 

Bis zum Gesetz n° 2002-1138 vom 9. September 2002 zog die Sanktionierung einer Tat im 

informellen Rahmen der composition pénale keine Eintragung im Vorstrafenregister nach sich, 

sondern wurde nur im bureau d’ordre de juridiction registriert, so dass das Verfahren der 

composition pénale nicht zwei mal gegen denselben Beschuldigten durchgeführt werden konnte. 

Diese Regelung sollte den mehr präventiven als repressiven Charakter dieses Verfahrens ver-

deutlichen.
680

 Durch die Einfügung des Art. 41-2 CPP erfolgt jedoch nunmehr eine Eintragung 

der composition pénale in das französische Vorstrafenregister, das casier judiciaire. Allerdings 

bestehen insoweit einige Privilegierungen. Zum einen wird die composition pénale nur in das 
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bulletin n° 1 du casier judiciaire eingetragen (Art. 41-2 CPP), auf welches nur die französischen 

Justizbehörden zugreifen können, Art. 774 CPP. Außerdem wird die Eintragung bereits nach drei 

Jahren wieder gelöscht, Art. 769 n° 6 CPP.  

 

Die composition pénale soll in erster Linie bei Ersttätern angewendet werden, welche sich durch 

die unmittelbare Ausführung einer Maßnahme schnellstmöglich rehabilitieren wollen und denen 

die stigmatisierende Wirkung eines öffentlichen Verfahrens erspart werden soll.
681

 

Wurde bereits ein Verfahren im Wege des „troisième voie“ gegen den Täter durchgeführt, steht 

dies einer Anwendung der composition pénale nicht entgegen, da diese hinsichtlich der Schwere 

der zu verhängenden Sanktionen eine Stufe über den Maßnahmen des Art. 41-1 CPP 

angesiedelt ist.
682

          

  

 

4. Die möglichen Maßnahmen im Verfahren der composition pénale 

 

Die composition pénale ist eine Alternative zum formellen Strafverfahren und endet nicht mit 

einem förmlichen Urteil. Bei den Sanktionen, die im Rahmen der composition pénale verhängt 

werden, handelt es sich deshalb um sog. „mesures“ (Maßnahmen), die von ihrer Natur her nicht 

mit den förmlichen „peines“ (Strafen), die von der juridiction de jugement verhängt werden, 

gleichgestellt werden dürfen. Obwohl die in Art. 41-1 CPP aufgezählten Maßnahmen inhaltlich 

den regulären Strafen ähneln oder gar entsprechen, werden im Gesetzestext hierfür ausdrücklich 

andere Bezeichnungen gewählt. Trotzdem handelt es sich bei den Maßnahmen des Art. 41-2 

CPP um strafrechtliche Sanktionen, weshalb ihre Verhängung auch einem festgelegten Verfah-

ren unterliegt.
683

 

 

Art. 41-2 CPP enthält eine abschließende Liste der Maßnahmen, die im Verfahren der 

composition pénale angeordnet werden können. Im Gesetz vom 23. Juni 1999 waren zunächst 

vier Möglichkeiten vorgesehen, eine Tat im Wege der composition pénale zu sanktionieren, zu 

denen mit Gesetz vom 9. März 2004 noch weitere Maßnahmen hinzugefügt wurden. Insgesamt 

kommen im Verfahren der composition pénale mittlerweile folgende Maßnahmen in Betracht: 
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 Verser une amende de composition au Trésor public  

Die Bezahlung einer Geldstrafe an die Staatskasse. Diese Geldstrafe darf die Höchstgrenze 

des gesetzlichen Strafrahmens nicht überschreiten und muss zudem der Tatschwere und den 

persönlichen Verhältnissen des Täters angemessen sein. Die Bezahlung kann in Raten inner-

halb eines Jahres nach vom Staatsanwalt zu bestimmenden Fristen erfolgen. 

 Le dessaissement d’une chose au profit de l’État 

Die Herausgabe der Sache, die zur Begehung der Straftat gedient hat bzw. dazu bestimmt war 

oder aus der Tat stammt, an die Staatsanwaltschaft 

 La remise du véhicule 

Die Inverwahrungnahme des Fahrzeugs für einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten. 

 La remise du permis de conduire 

Die Abgabe des Führerscheins an die Geschäftsstelle des tribunal de grande instance für ei-

nen Zeitraum von höchstens sechs Monaten; bei Übertretungen beträgt die maximale Ent-

zugsdauer zwei Monate. 

 La remise du permis de chasser 

Die Abgabe des Jagdscheins an die Geschäftsstelle des tribunal de grande instance für einen 

Zeitraum von höchstens sechs Monaten. 

 La réalisation d’un travail non rémunéré 

Die Ausübung einer gemeinnützigen, unbezahlten Arbeit für eine Höchstdauer von 60 Stun-

den. Die Arbeit muss innerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten abgeleistet sein. 

 L’accomplissement d’un stage ou formation 

Die Ableistung eines Praktikums in einer Organisation des Sozial- oder Gesundheitswesens 

für einen Zeitraum von höchstens drei Monaten, wobei die Zeit bis zum Beginn nicht länger 

als sechs Monate sein darf. 

 Le non-usage des chèques et de cartes de paiement 

Das Verbot des Gebrauchs von Schecks und Kreditkarten. 

 La tenue à l’écart de certains lieux 

Das Fernhalten von denjenigen Orten, an denen die Straftat begangen wurde, für eine Höchst-

dauer von sechs Monaten. Die Orte werden vom Staatsanwalt bestimmt. Ausgeschlossen sind 

Wohn- und Arbeitsplatz des Täters. 

 La tenue à l’écart des victimes 

Das Verbot, sich während höchstens sechs Monaten dem Opfer der Tat zu nähern oder mit 

ihm in Kontakt zu treten. Die betroffenen Personen werden vom Staatsanwalt bestimmt. 

 L’interdiction de rencontrer les complices 

Das Verbot, mit den Mittätern oder Teilnehmern der Straftat in Kontakt zu treten. Das Verbot 

darf für höchstens sechs Monate verhängt werden, die betroffenen Personen werden vom 

Staatsanwalt bestimmt. 
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 L’interdiction de quitter le territoire national 

Das Verbot, das französische Staatsgebiet zu verlassen, verbunden mit der Abgabe des Aus-

weises. Diese Maßnahmen dürfen eine Dauer von sechs Monaten nicht überschreiten. 

 L’accomplissement d’un stage de citoyenneté 

Die Ableistung eines Kurses, in welchem dem Täter die staatsbürgerlichen Verhaltenspflich-

ten näher gebracht werden. Die Teilnahme erfolgt auf Rechnung des Täters.   

 

                                                                                                

In seinem Vorschlag an den Beschuldigten, die composition pénale durchzuführen, steht es dem 

Staatsanwalt frei, diejenigen Maßnahmen zu kombinieren, die ihm im jeweiligen Fall am geeig-

netsten erscheinen. Unabhängig von seiner Auswahl muss der Vorschlag jedoch – worauf bereits 

hingewiesen wurde – zwingend die Verpflichtung des Täters enthalten, innerhalb eines Zeitrau-

mes von höchstens sechs Monaten die beim Opfer verursachten Schäden wiedergutzumachen, 

sofern das Opfer bekannt und noch nicht entschädigt worden ist.
684

 

 

5. Die composition pénale in der Praxis
685

 

 

Das Verfahren der composition pénale als Modell einer informellen Verfahrensbeendigung 

wurde in erster Linie dazu geschaffen, das Handeln der Justiz effizienter zu gestalten.
686

 Diejeni-

gen Delikte, deren Verfolgung ansonsten aus Zeitgründen und wegen ihrer relativ geringen 

Schwere häufig eingestellt wurde, sollten eine strafrechtliche Reaktion hervorrufen, um sowohl 

eine Abschreckungswirkung zu entfalten als auch eine Wiederholung zu verhindern. 

 

Die Einführung der composition pénale wurde von der Praxis zunächst ausgesprochen kritisch 

betrachtet. Insbesondere die Richter, deren Einflussmöglichkeiten in diesem Verfahren stark 

eingeschränkt wurden, standen dem Modell ablehnend gegenüber. Dagegen waren die Staatsan-

wälte dem neuen Verfahren gegenüber grundsätzlich aufgeschlossen. Teilweise begannen sie mit 

dessen Durchführung, ohne erst den Erlass der circulaires
687

 des Justizministeriums abzuwar-

ten.
688
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a) Verbreitung 

 

Der seit dem Gesetz vom 9. März 2004 sehr weite Anwendungsbereich der composition pénale 

wird von den Staatsanwälten bei weitem nicht vollständig ausgeschöpft.  

 

Die ersten Anwendungen des neuen Verfahrens erfolgten zum größten Teil im Bereich der 

Trunkenheit im Verkehr, kurz darauf wurde auch die Betäubungsmittelkriminalität häufiger 

Gegenstand des Verfahrens.
689

 Auch in der heutigen Strafverfahrenspraxis stellen die Fälle von 

Straßenverkehrsdelikten und leichter Betäubungsmittelkriminalität den Schwerpunkt im Bereich 

der composition pénale dar. Das Verfahren findet insbesondere dann Anwendung, wenn keine 

Personenschäden entstanden sind und die öffentliche Ordnung nicht zu stark beeinträchtigt 

wurde.
690

  

 

Nachdem die composition pénale ihre Anlaufschwierigkeiten überwunden hatte, verbreitete sie 

sich rasch. Allerdings wird in jedem Gerichtsbezirk die Anwendung unterschiedlich gehandhabt. 

So wurden beispielsweise in Angers im Jahre 2001 356 Fälle durch die composition pénale 

abgeschlossen, 2002 waren es bereits 470 und im Jahr 2003 sogar 537 Fälle, von insgesamt etwa 

3000 Fällen. In La Roche-sur-Yon stellt sich die Situation ähnlich dar. Hier betrug die Anzahl 

der informellen Verfahrensbeendigungen durch die composition pénale im Jahr 2001 522 Fälle, 

in den Jahren 2002 und 2003 waren es zusammen mit den in Fontenay-le-Comte durchgeführten 

Verfahren sogar über 800 Fälle.
691

 Auch in Nantes wurden in den Jahren 2002 und 2003 über 

300 Fälle durch die composition pénale erledigt. 

 

Jedoch gibt es auch Gerichtsbezirke, in denen das Verfahren der composition pénale gar nicht 

oder nur in sehr geringem Umfang durchgeführt wird. So findet zum Beispiel in Strasbourg 

grundsätzlich keine composition pénale statt; in Paris und Versailles ist deren Anwendung sehr 

selten.
692

 Dies hängt zum einen damit zusammen, dass dort die Staatsanwaltschaften teilweise 

eine Durchführung der composition pénale komplett verweigern, da das Verfahren aufgrund der 

vielen erforderlichen Einzelschritte in den verschiedenen Verfahrensabschnitten für sie gegen-

über einem regulären Verfahren keine Zeitersparnis bringt. Zum anderen wird in der Praxis 

vieler Gerichtsbezirke entweder das Verfahren der CRPC oder das der composition pénale 
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durchgeführt. Da beide Verfahren seit dem Gesetz vom 9. März 2004 denselben Anwendungsbe-

reich haben, werden meist nicht beide Verfahren angewendet, sondern, je nach „Geschmack― des 

Staatsanwaltes, nur eine Alternative. 

Jedoch hat die composition pénale zumindest das Ziel erreicht, dass tatsächlich viele Straftaten, 

die ansonsten eingestellt wurden, im Rahmen dieses Verfahrens behandelt werden.
693

 

 

b) Akzeptanz  

 

Für den Beschuldigten ist ein Verfahren in Form der composition pénale zum einen deshalb 

interessant, weil hierbei eine privilegierte Eintragung ins bulletin n° 1 du casier judiciaire mit 

einer Löschung nach Ablauf von drei Jahren erfolgt (Art. 41-2, 769, 774 CPP). Zum anderen 

kann der Beschuldigte im Rahmen des alternativen Verfahrens auch mit erheblichen Strafnach-

lässen rechnen. Nach Angaben der im Rahmen der vorliegenden Arbeit befragten Rechtsanwälte 

kann der Rabatt gegenüber der in einem formellen Verfahren voraussichtlich zu erwartenden 

Strafe bis zu 40 % betragen. Aus diesem Grunde akzeptieren auch über 90 % der Beschuldigten 

den Vorschlag des Staatsanwaltes.
694

 Dabei finden tatsächlich keine Verhandlungen zwischen 

Staatsanwalt und Beschuldigtem bzw. dessen Verteidiger über Art und Höhe der zu verhängen-

den Maßnahme statt. Für den Beschuldigten besteht lediglich die Möglichkeit, den Vorschlag 

des Staatsanwaltes zu akzeptieren oder nicht.
695

  

 

Auch die Opfer der Straftat sind zu zwei Dritteln mit dem Verfahren der composition pénale 

zufrieden, wobei allerdings die Information über den Verlauf des Verfahrens bemängelt und die 

Sanktion vielfach als nicht ausreichend angesehen wird. 

 

Begrüßt wird von den Beteiligten, dass das Verfahren der composition pénale tatsächlich geeig-

net ist, das Verfahren erheblich zu verkürzen. Insgesamt wird die Schnelligkeit des Verfahrens 

als gut bewertet (84%)
696

. Der größte Teil der im Wege der composition pénale behandelten 

Fälle kann nach Angaben der Befragten nach durchschnittlich zwei bis vier Monaten abgeschlos-

sen werden. Demgegenüber nimmt die Durchführung eines normalen Strafverfahrens mindestens 
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sechs Monate in Anspruch, wobei Verfahren mit einer Dauer von mehr als zwei Jahren keine 

Ausnahme bilden.
697

 

 

Die Richter, die die Vereinbarung zwischen Staatsanwalt und Beschuldigtem bestätigen müssen, 

tun dies in 90 % der Fälle. Lediglich in denjenigen Fällen, in denen offensichtlich eine Voraus-

setzung für das Verfahren der composition pénale fehlt, wird die Bestätigung durch den Richter 

verweigert. Dies ist dann der Fall, wenn die strafbegründenden Umstände  unzureichend sind, 

der Beschuldigte kein ausreichendes Geständnis ablegt, die Schwere der Tatvorwürfe ein alterna-

tives Verfahren nicht rechtfertigt, der Beschuldigte sich als Wiederholungstäter erweist oder die 

vorgeschlagene Maßnahme nicht schuldangemessen erscheint.   

 

c) Die Art der Sanktionen  

 

Im Hinblick auf die im Rahmen der composition pénale verhängten Sanktionen lässt sich bei 

allen Gerichten, die dieses Verfahren anwenden, gleichermaßen feststellen, dass die Verhängung 

einer Geldstrafe (versement d’une amende de composition au Trésor public) die mit Abstand 

häufigste Maßnahme darstellt. Im Durchschnitt betrug dabei die einzelne Strafe etwa 250 €.
698

 

Da es sich bei dem größten Teil der so sanktionierten Delikte um Verkehrsstraftaten handelt, 

wird die Geldstrafe zumeist von einem Entzug der Fahrerlaubnis (bzw. bei entsprechenden 

Straftaten von einem Entzug des Jagd- oder Waffenscheins) begleitet. 

Auch die Verhängung gemeinnütziger Arbeit erfolgt im Rahmen der composition pénale ver-

hältnismäßig oft, jedoch ist ihr Anteil im Vergleich zur Festsetzung von Geldstrafen verschwin-

dend gering. Zwingend gesetzlich vorgeschrieben, und damit Teil jeder composition pénale, ist 

die Pflicht des Täters, den vom Opfer erlittenen Schaden wiedergutzumachen. 

 

Die Ausführung der verhängten Maßnahmen erfolgt im Allgemeinen ordnungsgemäß. Die Zahl 

der vom Täter nicht erfüllten Maßnahmen liegt zwischen 5 und 9,6 %, in Ausnahmefällen bei bis 

zu 22 %.
699

 Nicht erfasst wurde hierbei die verspätete Ausführung der Maßnahmen, sondern 

lediglich die Fälle, in denen der Täter seinen Verpflichtungen überhaupt nicht nachgekommen 

ist. 
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Nimmt der Täter die verhängte Maßnahme nicht vor bzw. beendet er sie frühzeitig, wird zu-

nächst versucht, ihn durch die Polizei zur Durchführung anzuhalten. Scheitert das Verfahren 

dennoch, so kann der Staatsanwalt ein ordentliches Verfahren einleiten.
700

  

 

6. Kritik am Verfahren der composition pénale    

 

Als neuartiges Verfahren, das eine wirkliche Alternative zum förmlichen französischen Strafpro-

zess darstellen sollte, ist die composition pénale auch einige Jahre nach ihrer Einführung Kritik 

ausgesetzt.  

 

a) Schwerfälligkeit des Verfahrens 

 

Das Verfahren der composition pénale wird zum Teil als unpraktisch und wenig brauchbar 

angesehen, da jede der drei Verfahrensphasen ihrerseits wiederum in mehrere Teilschritte 

untergliedert ist.
701

 Dabei wird nach Ansicht der Kritiker das Verfahren nicht vereinfacht, 

sondern verkompliziert, so dass der Zweck der composition pénale, das Strafverfahren abzukür-

zen, nicht erreicht werden könne. Immer noch halten deshalb viele französische Juristen die 

composition pénale für ein ungeeignetes Verfahrensmodell. Allerdings hat sich, insbesondere 

unter den Staatsanwälten, zum Teil auch die Erkenntnis durchgesetzt, dass das Verfahren der 

composition pénale trotz seiner Komplexität dazu dienen kann, das Strafverfahren tatsächlich zu 

verkürzen: „Le luxe de détails retenus par le législateur, notamment pour sauvegarder les droits 

des intéressés et ceux des victimes, ne doit toutefois pas laisser penser qu’il s’agirait d’une 

procédure inapplicable en raison de sa complexité“.
702

 Zum einen hat die Möglichkeit, die 

überlastete Justiz zu entlasten, zum anderen das große Spektrum möglicher Maßnahmen, durch 

die der Straftat mit einer wirklichen Sanktion begegnet werden kann, die Befürworter der 

composition pénale überzeugt.
703

  

 

 

b) Beschränkung der Rolle des Richters 

 

Die Rolle, welche dem Staatsanwalt in dem neuen Verfahren zukommt, wird insbesondere von 

den Richtern heftig kritisiert. Diese Kritik bezieht sich zum einen auf das Recht des Staatsanwal-
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tes, die anzuwendende Maßnahme allein bestimmen zu dürfen. Die „Einmischung― der Staats-

anwaltschaft in den Inhalt des Urteilsspruchs verstoße gegen den Grundsatz der Trennung von 

Strafverfolgung und Rechtsfolgenausspruch.
704

 Das Erfordernis, die Zustimmung des Richters zu 

der vereinbarten Maßnahme einzuholen, stelle lediglich eine Formalie dar, die den Richter, der 

diesbezüglich keine eigene Entscheidungsgewalt habe, zum bloßen Bürgen für den Vorschlag 

des Staatsanwaltes mache. Von einer wirklichen richterlichen Entscheidung könne daher hierbei 

keine Rede sein. Die Möglichkeit für den Richter, lediglich „alles oder nichts― von dem Vor-

schlag des Staatsanwalts gelten lassen zu können, stehe im Widerspruch zu dessen grundsätzli-

cher Funktion als Spruchkörper.
705

 Darüber hinaus sehen einige Richter auch die Wirksamkeit 

der getroffenen Entscheidungen bedroht. Ohne formelle Verhandlung vor Gericht fehle es an der 

nötigen Besserungs- und Abschreckungswirkung auf den Täter und es entstünde eine „justice au 

rabais“.
706

  

 

Allerdings geben auch die Richter mehr und mehr ihre Vorbehalte gegen die composition 

 pénale auf. Insbesondere wird als positiver Aspekt gesehen, dass die Verfahren kürzer sind 

und so weniger Sitzungstage einer Kammer angesetzt werden können.
707

    

  

c) Geringe Beteiligung der Anwälte 

 

Art. 41-2 CPP enthält zwar sowohl für den Täter als auch für das Opfer ausdrücklich die Mög-

lichkeit, im Verfahren der composition pénale einen Anwalt hinzuziehen zu können, in der 

Praxis wird von diesem Recht allerdings häufig kein Gebrauch gemacht: Lediglich in 20 bis 30% 

der Fälle nimmt ein Anwalt an dem Verfahren teil. Maßgebend hierfür ist zum einen ein grund-

sätzliches Misstrauen der Anwälte gegenüber der composition pénale. Neben der Einführung 

neuer und bis dahin teilweise unbekannte Verfahrensregelungen (Geständnis des Angeklagten 

ohne Verhandlung, Vorschlag der Sanktion durch den Staatsanwalt, Zustimmung des Richter 

ohne Änderungsmöglichkeit) stellt sich darüber hinaus vor allem der vorgeschriebene Verfah-

rensablauf für die Anwälte als problematisch dar. Die vorgesehenen Fristen sind sehr kurz, die 

Akten können erst relativ spät eingesehen werden und es findet keine wirkliche Verhandlung 

statt. Diese Bestimmungen führen dazu, dass auch von den Beschuldigten häufig eine Beteili-

gung des Anwaltes nicht als erforderlich angesehen wird.
708

 Schließlich trägt auch die äußerst 
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geringe Vergütung der Anwälte im Verfahren der composition pénale zu deren ablehnender 

Haltung bei. Das vorgesehene Honorar beträgt hier gerade einmal 46 Euro, während der Anwalt 

in einem ordentlichen Verfahren vor dem tribunal correctionnel eine Gebühr zwischen 184 und 

253 Euro erhält.
709

 Aus diesem Grunde haben die Anwälte ein Interesse daran, ein ordentliches 

Verfahren durchzuführen. 

 

d) Fazit 

 

Insgesamt gesehen waren die Reaktionen auf das Verfahren der composition pénale zwar bei 

dessen Einführung recht skeptisch, in denjenigen Gerichtsbezirken, welche sich mittlerweile auf 

dieses Verfahren eingelassen haben, wird das Modell aber zwischenzeitlich eher positiv beur-

teilt. Um so mehr verwundert es, dass die Akzeptanz in der gesamten französischen Gerichts-

landschaft so gering ist. Trotz positiver Erfahrungen in einzelnen Gerichsbezirken verhalten sich 

viele Praktiker immer noch ausgesprochen widerwillig gegenüber der composition pénale. 

Obwohl die Einführung dieses Verfahrens nun schon einige Jahre zurückliegt, hat es sich in der 

Praxis noch nicht durchsetzen können: „En France, a dure“ („In Frankreich dauert es immer 

etwas länger―).
710

 

 

 

V. La procédure de comparution sur reconnaissance préalable de culpabilité 

(CRPC oder plaider coupable) 

 

1. Das loi Perben II 

 
 

Die composition pénale sollte allerdings nicht das einzige informelle konsensuale Verfahrens-

modell im französischen Strafprozess bleiben. Mit dem Gesetz Nr. 2004-204 vom 9. März 

2004
711

 wurden in den französischen Strafprozess Maßnahmen eingeführt, die die Justiz im 

Hinblick auf neue Entwicklungen in der Kriminalität unterstützen sollten: Dieses Gesetz, das 

nach dem früheren Justizminister der Regierung von Jean-Pierre Raffarin, Dominique Perben, 

von dem es präsentiert wurde, auch loi Perben II genannt wird, sollte in erster Linie der Zunah-
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me der organisierten Kriminalität Rechnung tragen, die sich seit 1997 auch in Frankreich nahezu 

verdoppelt hat.
712

  

 

Das Gesetzgebungsprojekt des loi Perben II stützte sich zum einen auf eine amtliche Erhebung, 

die bereits seit mehreren Jahren von der Direction des affaires criminelles et des grâces durchge-

führt wird und die sowohl die Anklagen als auch die Berichterstattungen zur Strafpolitik der 

Staatsanwälte und Oberstaatsanwälte enthält.
713

 Auf Betreiben von Dominique Perben wurde 

darüber hinaus bei den Staatsanwaltschaften im Jahre 2003 eine Einschätzung erhoben, bei der 

sich ergab, dass unter denjenigen Verfahren, die sich zu diesem Zeitpunkt im Stadium des 

Ermittlungs- oder Untersuchungsverfahrens befanden, nahezu 1000 waren, die von den neuen 

Regelungen zur organisierten Kriminalität betroffen sein konnten.
714

 

 

Als Ergebnis dieser Untersuchungen entstand das loi Perben II in der kriminalpolitischen Ab-

sicht, den Kampf gegen diese Form der Kriminalität zu verstärken. Der Justiz sollten damit 

Maßnahmen an die Hand gegeben werden, mit deren Hilfe eine schnellere und effektivere 

Strafverfolgung gewährleistet werden kann.
715

      

 

Das Gesetz Nr. 2004-204 stellt damit eine wichtige Neuerung im französischen Strafprozess dar. 

Um das Recht an die neuen Entwicklungen der Kriminalität anzupassen,
716

 wurden zahlreiche 

„strafverfolgungsfreundliche― Änderungen des Code de procédure pénale (CPP) vorgenommen. 

In insgesamt 224 Artikeln, die in drei große Teilbereiche gegliedert sind – nämlich die 

procédure répressive, das droit pénal substantiel und das droit des peines betreffend – wurde im 

4. Buch des CPP ein Titel XXV mit der Überschrift « De la procédure applicable à la 

criminalité et à la délinquance organisées » eingefügt, der die Maßnahmen zur Bekämpfung der 

organisierten Kriminalität regelt.
717

 Das Gesetz enthält jedoch darüber hinaus eine Vielzahl 

anderer Vorschriften, die zwar alle das Ziel verfolgen, die Strafverfolgung effektiver zu gestal-

ten, jedoch mit der organisierten Kriminalität nicht unmittelbar in Zusammenhang stehen. 

 

                                                 
712

 Molins in: AJP 2004, 177. 
713

 Molins in: AJP 2004, 177. 
714

 Molins in: AJP 2004, 177, 178. 
715

 Delage in: RD 2005, 1970. 
716

 de Lamy in: RD 2004, 1910.  
717

 de Lamy in: RD 2004, 1910. 



 

 142 

Nur der erste Abschnitt enthält ausdrücklich « dispositions relatives à la lutte contre les formes 

nouvelles de délinquance et de criminalité ».
718

  

Der zweite Abschnitt trägt den Titel « dispositions relatives à l’action publique, aux enquêtes, à 

l’instruction, au jugement et à l’application des peines ». Er enthält unter der Überschrift: 

„Chapitre IV: dispositions relatives au jugement“ in Art. 137 die Regelung über die procédure 

de comparution sur reconnaissance préalable de culpabilité. Die Einführung dieses neuen 

Verfahrens wurde in Wissenschaft und Praxis mit weit mehr Interesse aufgenommen als die dem 

Gesetz seinen Namen gebenden Regelungen zur organisierten Kriminalität. 

Im letzten Abschnitt finden sich unter dem Titel „dispositions diverses, dispositions transitoires 

et dispositions relatives à l’outre-mer“ die Abschlussvorschriften des loi Perben II. 

 

2. Das Verfahren der CRPC 

 

Eine der wichtigsten und auch am meisten diskutierten Neuerungen durch das loi Perben II ist 

die Einführung des sog. plaider coupable oder, nach der amtlichen Bezeichnung, auch la 

comparution sur reconnaissance préalable de culpabilité (CRPC) genannt, in den Art. 495-7 bis 

495-16 CPP. Allerdings ähnelt das Verfahren der CRPC in seinen Grundzügen dem Verfahren 

der composition pénale, so dass es keine völlige Neuerung im französischen Strafprozess dar-

stellte.
719

  

 

Zwar wurde die CRPC im loi Perben II im Zusammenhang mit der Bekämpfung der organisier-

ten Kriminalität eingeführt, ihr Anwendungsbereich ist jedoch viel weiter. Durch die neue 

Verfahrensform der CRPC soll vor allem eine schnellere und effektivere Behandlung bestimmter 

Arten von Delikten ermöglicht werden, um die langen und stockenden Verfahren der audiences 

correctionnelles zu vermeiden.
720

  

 

Die CRPC ist grundsätzlich auf alle Delikte anwendbar, die mit einer Geldstrafe oder einer 

Freiheitsstrafe von höchstens fünf Jahren bedroht sind. Ausdrücklich von der Anwendbarkeit 

ausgeschlossen sind dabei die fahrlässige Tötung, Pressedelikte und politische Straftaten, sowie 

diejenigen Delikte, deren Verfolgung durch spezielle Gesetze geregelt ist.
721

 Auch auf Straftaten 
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Minderjähriger, die von Gesetzes wegen unfähig sind, eine wirksame Willenserklärung abzuge-

ben, findet die CRPC keine Anwendung (Art. 495-16 CPP).  

 

a) La proposition du procureur (der Vorschlag des Staatsanwaltes) 

 

Das Verfahren des plaider coupable findet außerhalb der Hauptverhandlung zwischen Staatsan-

walt und Beschuldigtem statt. Der Vorschlag hierzu kann sowohl vom Staatsanwalt als auch vom 

Beschuldigten ausgehen, das gesamte Verfahren erfolgt jedoch unter der Kontrolle des juge de 

jugement.
722

 

 

Wichtigste Voraussetzung für die Durchführung des Verfahrens der CRPC ist die Ablegung 

eines Geständnisses durch den Beschuldigten, Art. 495-7 CPP. Nur wenn der Beschuldigte 

gesteht, die ihm zur Last gelegten Taten begangen zu haben, ist ein Konsens und damit eine 

Absprache über die zu verhängende Strafe möglich. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang 

besonders, dass sowohl im Verfahren des plaider coupable als auch der composition pénale kein 

substantiiertes, sondern lediglich ein sog. „schlankes― Geständnis ausreichend ist. So ist auch im 

Wortlaut des Art. 41-2 CPP (für die composition pénale) bzw. Art. 495-7 CPP (für die CRPC) 

stets nur von einer „reconnaissance des faits“ und nicht von einem „aveu“ die Rede. Der 

Beschuldigte muss daher lediglich die ihm vom Staatsanwalt vorgeworfenen Tatsachen anerken-

nen, um ein derartiges informelles Verfahren durchführen zu können. Diese Regelung dient 

damit auch dem obersten Ziel der konsensualen Verfahrensmodelle, das Strafverfahren zu 

beschleunigen. Durch eine derartige reconnaissance des faits wird gewährleistet, dass sich der 

Beschuldigte zwar der Rechtswirkung seines Handelns bewusst wird, aber gleichzeitig sein 

Handeln nicht im Einzelnen darlegen muss. 

 

Wird dem Staatsanwalt ein Beschuldigter vorgeführt, dem die Begehung einer Straftat vorgewor-

fen wird, die mit bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe oder mit Geldstrafe bedroht ist, kann er ihm 

eine oder mehrere gem. Art 495-8 CPP in Frage kommende Strafen vorschlagen.
723

 Das gleiche 

gilt, wenn der Beschuldigte einen Antrag auf das Verfahren der CRPC stellt.
724

  

Schlägt der Staatsanwalt eine Freiheitsstrafe vor, darf diese die Hälfte der gesetzlich vorge-

schriebenen Strafe, höchstens aber ein Jahr, nicht überschreiten, Art. 495-8 CPP. Auf Antrag des 
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Staatsanwaltes besteht die Möglichkeit eines Strafaufschubes oder der Gewährung bestimmter 

Lockerungen.
725

  

Im Falle einer Geldstrafe darf diese den gesetzlichen Strafrahmen nicht überschreiten; auch hier 

ist ein Strafaufschub  möglich. 

 

Um die Rechte des Beschuldigten zu wahren, ist sowohl bei dessen Geständnis als auch bei dem 

Strafvorschlag des Staatsanwaltes die Anwesenheit eines Anwalts erforderlich. Nach einer 

zwingend erforderlichen Unterredung mit seinem Anwalt gibt der Beschuldigte bekannt, ob er 

sich auf den Vorschlag des Staatsanwaltes einlässt oder eine zehntägige Entscheidungsfrist in 

Anspruch nehmen möchte.
726

 In letzterem Fall kann der Staatsanwalt beantragen, den Beschul-

digten unter Polizeiaufsicht (contrôle judiciaire) zu stellen, oder ausnahmsweise, d.h. wenn eine 

der vorgeschlagenen Strafen eine Freiheitsstrafe von mindestens zwei Monaten ist, Untersu-

chungshaft anzuordnen (Art. 495-10 CPP).  

 

Lehnt der Beschuldigte den Vorschlag der Staatsanwaltschaft ab, ist das Verfahren des plaider 

coupable beendet und der Fall wird in einem ordentlichen Verfahren vor dem tribunal 

correctionnel verhandelt. 

Erklärt sich der Beschuldigte jedoch zur Annahme des Vorschlags bereit, muss seine Zustim-

mung in Anwesenheit seines Anwalts erfolgen. Im Anschluss daran eröffnet sich der zweite 

Abschnitt des Verfahrens.  

 

b) L’audience d’homologation (Anhörung der Parteien) 

 

Im nächsten Schritt der CRPC wird der Richter in das Verfahren mit einbezogen (sog. audience 

d’homologation). Dieser hört den Beschuldigten und dessen Anwalt in einem öffentlichen 

Verfahren an und entscheidet nach einer Tatsachenprüfung sowie einer rechtlichen Bewertung 

über seine Zustimmung (ordonnance de homologation) zu den vorgeschlagenen Strafen.
727

 

Hierbei kommt dem Richter keine eigene Entscheidungsbefugnis hinsichtlich Art und Höhe der 

Strafe zu. Er kann lediglich den Vorschlag im Ganzen gutheißen oder ihn vollständig ablehnen. 

Der Beschluss des Richters hat die Wirkungen eines Urteils und ist sofort vollstreckbar.
728

 Wie 

gegen ein Urteil steht auch gegen die ordonnance d’ homologation das Rechtsmittel der Beru-

fung zur Verfügung.  
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Verweigert der Richter seine Zustimmung, ruft der Staatsanwalt das tribunal correctionnel an 

oder eröffnet ein Ermittlungsverfahren (Art. 495-12 CPP). 

 

c) La partie civile  (Beteiligung des Opfers)  

 

Weiterhin wird im Verfahren der CRPC auch das Opfer der Straftat beteiligt. Sofern die Identität 

des Opfers bekannt ist, muss es unverzüglich von dem Verfahren in Kenntnis gesetzt werden und 

kann dann als partie civile im Prozess auftreten und gegen den Beschuldigten einen aus der 

Straftat erwachsenden vermögensrechtlichen Anspruch auf Schadensersatz geltend machen (Art. 

495-13 CPP). Über diesen Anspruch wird auch bei Nichterscheinen des Opfers entschieden. War 

das Opfer an der Geltendmachung dieses Anspruchs gehindert, besteht die Möglichkeit, dies 

später in einem Verfahren vor dem tribunal correctionnel nachzuholen (Art. 495-13 CPP).   

 

Insgesamt kann das Verfahren der CRPC zu einem erheblichen Zeitgewinn für die Justiz führen. 

Dies war von den Befürwortern des Verfahrens auch so erwartet worden. Der Zeitgewinn rührt 

nicht nur daher, dass die Schuldfrage nicht mehr in Frage steht, sondern auch daher, dass die 

Straffrage nicht mehr diskutiert wird,
729

 da sowohl der Beschuldigte als auch der Richter nur die 

Möglichkeit haben, den Vorschlägen des Staatsanwaltes zuzustimmen oder nicht.  

Das Vorgehen im Rahmen des plaider coupable führt somit zu einer neuen Rollenverteilung 

zwischen Staatsanwalt und Richter.
730

 Denn in diesem Verfahren liegt die Hauptentscheidungs-

macht beim Staatsanwalt: Er trifft über die möglichen Strafen – von der einfachen, nicht öffent-

lichen Strafpredigt bis hin zur Freiheitsstrafe – eine Vorentscheidung. Der Staatsanwalt erreicht 

hier nahezu die Rolle eines „Quasi-Richters―.
731

 Demgegenüber wird die Rolle des Richters 

beträchtlich eingeschränkt, indem ihm lediglich die Aufgabe übertragen wird, die Vorschläge 

des Staatsanwaltes zu kontrollieren und gegebenenfalls zu genehmigen – ein Recht auf Bestim-

mung des Strafmaßes kommt ihm dagegen nicht zu.
732
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3. Die Verfassungsmäßigkeit des loi Perben II 

 

Nach zwei Lesungen in jeder Kammer des Parlamentes und einer Behandlung in der commission 

mixte paritaire, war die große Reform des französischen Strafprozessrechts von der Assemblée 

Nationale unter dem Namen loi portant adaptation de la justice aux évolutions de la criminalité 

am 11. Februar 2004 verabschiedet worden.
733

 Allerdings wurde auch dieses Gesetz, wie fast alle 

neuen großen Reformen des Strafprozessrechts, dem Conseil constitutionnel von 72 sénateurs 

und 153 députés zur Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit vorgelegt.
734

 Die Entscheidung n° 

2004-492 erging am 2. März 2004. Der Conseil constitutionnel hat hierin zu allen Teilen des loi 

Perben II, die von den Klägern als nicht verfassungskonform angesehen wurden, Stellung 

genommen.  

Im Folgenden sollen jedoch nur diejenigen Aussagen des Conseil constitutionnel zu loi Perben II 

dargestellt werden, die mit dem neuen Verfahren des plaider coupable in Zusammenhang stehen.  

 

Bis zu der Entscheidung vom 2. März 2004 hatte der Conseil constitutionnel kaum die Möglich-

keit, sich zur Verfassungsmäßigkeit alternativer Verfahrensmodelle zu äußern. Die bis dahin 

einzigen Entscheidungen in dieser Hinsicht erfolgten am 2. Februar 1995 zur injonction 

pénale
735

 sowie am 29. August 2002 zur ordonnance pénale.
736

 

Der Conseil constitutionnel erklärte in seiner Entscheidung vom 2. Februar 1995 das Modell der 

injonction pénale aufgrund der fehlenden Einbeziehung eines Richters in das Verfahren für 

verfassungswidrig.
737

  

In seiner Entscheidung zur ordonnance pénale vom 29. August 2002 hat der Conseil 

constitutionnel nach der Prüfung der Voraussetzungen des Verfahrens sowie der Möglichkeit 

eines Rechtsmittelverfahrens vor dem tribunal correctionnel lediglich festgestellt, dass im 

Verfahren der ordonnance pénale die Grundsätze eines gerechten und unparteiischen Verfahrens 

eingehalten seien.
738

 

 

Im Rahmen der Frage der Verfassungsmäßigkeit des loi Perben II wurde nun von den Klägern 

vorgebracht, das Verfahren der CRPC verstoße gegen den Anspruch auf ein faires Verfahren und 
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stelle darüber hinaus eine Verletzung der Grundsätze der Unschuldsvermutung, der Gleichheit 

vor dem Gericht sowie des Öffentlichkeitsgrundsatzes dar.
739

  

 

a) Anspruch auf ein faires Verfahren 

 

Die Kläger sahen eine Verletzung des Anspruchs auf ein faires Verfahren darin, dass das Verfah-

ren der CRPC den Grundsatz der Trennung von Anklage- und Entscheidungsgewalt verletze und 

den Beschuldigten in eine Zwangslage bringe, wenn aus seiner Sicht die Gefahr bestehe, bei 

Verweigerung der Mitwirkung entweder in Untersuchungshaft oder unter Polizeiaufsicht ge-

nommen zu werden oder eine höhere Strafe zu erhalten.
740

   

 

Der Conseil constitutionnel sah jedoch durch das Verfahren der CRPC den Anspruch auf ein 

faires Verfahren nicht verletzt. 

Zum einen werde zwar die Strafe vom Staatsanwalt vorgeschlagen und müsse so vom Beschul-

digten auch akzeptiert werden, jedoch liege die Letztentscheidungsmacht einzig und allein beim 

Richter. Er überprüfe die rechtliche Beurteilung der Tatsachen und die Angemessenheit der 

vorgeschlagenen Strafe. Sei er der Meinung, die Straftat, die Persönlichkeit des Angeklagten, die 

Situation des Opfers oder das Allgemeininteresse erforderten ein normales Verfahren, so könne 

er gem. Art. 495-9 CPP seine Zustimmung zu dem Strafvorschlag des Staatsanwaltes verwei-

gern.
741

 

Zum anderen sei während des gesamten Verfahrens der CRPC die Anwesenheit eines Anwalts 

zwingend vorgeschrieben. Gem. Art. 495-9 CPP sei der Anwalt bei dem Geständnis des Be-

schuldigten dabei, erhalte den Strafvorschlag des Staatsanwaltes, könne diesen Vorschlag 

akzeptieren oder zurückweisen und nehme im Falle der Annahme des Vorschlags an der Ver-

handlung vor dem Richter teil. Darüber hinaus könne der Anwalt stets frei mit seinem Mandan-

ten kommunizieren und erhalte jederzeit Akteneinsicht.
742

  

Dem Beschuldigten werde außerdem gem. Art. 495-8 CPP eine Entscheidungsfrist von zehn 

Tagen eingeräumt; selbst wenn er den Vorschlag des Staatsanwalts akzeptiert habe, bleibe ihm 

nach Ende des Verfahrens eine weitere zehntägige Frist, um gegen das Urteil Berufung einzule-

gen. 

Im Hinblick auf diese Schutzmaßnahmen, die das loi Perben II zugunsten des Beschuldigten 
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enthält, wurde ein Verstoß gegen den Grundsatz des fairen Verfahrens verneint.
743

 

 

 

b) Unschuldsvermutung 

 

Die Kläger sahen weiterhin durch die Regelung der CRPC den Grundsatz der Unschuldsvermu-

tung aus Art. 9 der Menschenrechtserklärung von 1789 verletzt und machten gleichzeitig die 

Beeinträchtigung des nemo-tentur-Grundsatzes geltend.
744

 

Der Conseil constitutionnel stellte hierzu fest, dass gem. Art. 9 der Erklärung von 1789 niemand 

gehalten sei, sich selbst zu belasten, jedoch verbiete weder diese Vorschrift noch irgendeine 

andere der Verfassung ein freies Schuldbekenntnis. Auch sei der Richter weder durch den 

Vorschlag des Staatsanwaltes noch durch das Schuldbekenntnis des Beschuldigten in seiner 

Entscheidung und rechtlichen Beurteilung gebunden.
745

 Er sei vielmehr verpflichtet, die Unge-

zwungenheit und Ernsthaftigkeit des Geständnisses zu überprüfen. Zudem sähe Art. 495-14 CPP 

vor, dass das Verfahren der CRPC bei Verweigerung der Zustimmung des Richters für das 

folgende Verfahren keine präjudizielle Wirkung haben dürfe, so dass weder der Staatsanwalt 

noch die anderen Parteien sich in diesem neuen Verfahren auf vorher abgegebene Erklärungen 

oder vorgelegte Dokumente berufen könnten.
746

 

Angesichts dieser Regelungen sei auch der Grundsatz der Unschuldsvermutung durch das 

Verfahren der CRPC nicht verletzt. 

 

 

c) Gleichbehandlungsgrundsatz 

 

Eine Verletzung des Grundsatzes der Gleichheit vor Gericht begründeten die Kläger damit, dass 

aufgrund derselben Straftaten verfolgte Personen unterschiedlich behandelt würden, wenn 

teilweise das Verfahren der CRPC zur Anwendung komme.
747

    

In seiner Entscheidung lehnte der Conseil constitutionnel jedoch auch in dieser Hinsicht eine 

Verfassungswidrigkeit des loi Perben II ab. Eine Ungleichbehandlung von Tätern, die wegen 

derselben Delikte verfolgt würden, liege bereits deshalb nicht vor, weil unabhängig von der 

Abgabe eines Geständnisses in beiden Fällen die Verteidigungsrechte der Beschuldigten und 

auch der Grundsatz der Unschuldsvermutung gewahrt blieben.
748
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Weiterhin stellt der Conseil constitutionnel in Cons. 115 klar, dass die Rechte des Opfers auch 

bei Anwendung des Verfahrens der CRPC ausreichend Beachtung fänden. Der neue Art. 495-13 

CPP garantiere in genügendem Umfang den Schutz des Opfers. Unabhängig davon, ob die 

Identität des Opfers bei der audience d’homologation bereits bekannt sei oder nicht, oder ob das 

Opfer bei diesem Termin erscheine, werde sein Recht, als partie civile aufzutreten, stets gewahrt. 

Der Anspruch, Schadensersatz für die erlittenen Nachteile zu verlangen, werde entweder gleich 

im Verfahren der CRPC oder später in einem gesonderten Verfahren vor dem tribunal 

correctionnel behandelt.  

Der Vorwurf der Verfassungswidrigkeit des loi Perben II ist nach dem Urteil des Conseil 

constitutionnel daher auch in diesem Punkt unbegründet. 

 

d) Öffentlichkeitsgrundsatz 

 

Die ursprüngliche Fassung des neuen Art. 495-9 CPP sah vor, die Sitzung im Richterzimmer 

(„audience en chambre du Conseil“) stattfinden zu lassen und die getroffene Entscheidung 

anschließend lediglich öffentlich zu verlesen. Die Kläger sahen hierdurch den Öffentlichkeits-

grundsatz verletzt. 

 

Dieser Auffassung schloss sich auch der Conseil constitutionnel in seiner Entscheidung an. Denn 

gem. Art. 6 i.V.m. Art. 8, 9 und 16 der Menschenrechtserklärung von 1789 müssten alle Straf-

verfahren, welche die Verhängung einer Freiheitsstrafe zur Folge haben können, öffentlich sein, 

sofern keine besonderen Umstände vorliegen, die eine Verhandlung unter Ausschluss der Öffent-

lichkeit erfordern.
749

 Der richterliche Zustimmungs- oder Ablehnungsbeschluss bezüglich des 

Strafvorschlags des Staatsanwaltes im Verfahren der CRPC stelle aber eine derartige gerichtliche 

Entscheidung dar, da im Falle einer Zustimmung des Richters eine Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr verhängt werden könne. Finde dieser Beschluss des Richters unter Ausschluss der Öffent-

lichkeit statt, werde der verfassungsrechtlich verankerte Öffentlichkeitsgrundsatz verletzt.  

Aus diesem Grunde erklärte der Conseil constitutionnel in Cons. 118 den Teil des Art. 495-9, 

Abs.2 CPP, der die Worte „en chambre du Conseil“ enthielt, für verfassungswidrig. Art. 495-9 

CPP sieht daher nunmehr in seiner endgültigen Fassung vor, dass das Verfahren der CRPC 

grundsätzlich in einer öffentlichen Verhandlung stattzufinden hat.
750
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Insgesamt hat der Conseil constitutionnel das Verfahren der CRPC damit in seinem weit über-

wiegenden Teil für verfassungsgemäß erklärt.  

 

 

4. Kritik am Verfahren der CRPC 

 

Das Verfahren der CRPC stellt eine erhebliche Neuerung im französischen Strafprozess dar, 

gegen die sich in Literatur und Praxis in mehrfacher Hinsicht kritische Stimmen erhoben. Zahl 

und Umfang der (kritischen) Stellungnahmen französischer Wissenschaftler zum Verfahren der 

CRPC sind jedoch in keiner Weise mit der Flut von Aufsätzen deutscher Autoren hinsichtlich 

der Urteilsabsprachen im deutschen Strafprozess zu vergleichen. So beinhalten die meisten der 

Veröffentlichungen lediglich eine Verfahrensbeschreibung, an eigenen, kritischen Meinungsbe-

kundungen fehlt es dagegen häufig. Völlig ohne Kritik bleibt das Verfahren des plaider coupable 

aber nicht. 

 

So haben beispielsweise auf einer Pressekonferenz im Palais de Justice in Paris am 17. Dezem-

ber 2003 verschiedene Anwälte, Richter, Staatsanwälte und die Gesellschaft zum Schutz der 

Menschenrechte ihre Kritikpunkte am loi Perben II und der neuen Kräfteverteilung in der Justiz 

dargestellt.
751

 Insbesondere bestehe die Gefahr der Verletzung von Verteidigungsrechten, einer 

Schwächung der Stellung des Richters, einer Entwicklung der Ausnahmeverfahren zu allgemei-

nem Recht sowie einer Minderung der Opferrechte.
752

 Hierbei wurde das Verfahren der CRPC 

vor allem unter dem Blickwinkel der Beschränkung der Rolle des Richters stark kritisiert. Die 

comparution sur reconnaissance préalable de culpabilité sei eine fehlerhafte Übertragung des 

angelsächsischen Verfahrens des plea bargaining auf das französische Recht.  

 

Befürchtet wurde weiter, dass der Beschuldigte aus seiner Sicht gar keine andere Wahl habe, als 

dem Vorschlag des Staatsanwaltes zuzustimmen, wenn er sich nicht der Gefahr aussetzen wolle, 

in einem regulären Verfahren eine bedeutend höhere Strafe zu erhalten.
753

 Sofern für den Be-

schuldigten eine derart ausweglose Drucksituation entstehe, gebe dies zu der Befürchtung einer 

Beeinträchtigung des droit de la défense stricto sensu sowie der présomption d’innocence 

Anlass.  
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Der ehemalige Justizminister und Präsident des Conseil constitutionnel Robert Badinter sieht 

eine Waffengleichheit der Beteiligten im Verfahren des plaider coupable für nicht gegeben  („le 

pot de fer contre le pot de terre“ – Eisentopf gegen Tontopf).
754

 Da der Beschuldigte zwar das 

Verfahren des plaider coupable beantragen könne, die Staatsanwaltschaft darüber jedoch nach 

Opportunitätsgrundsätzen entscheide (Art. 496-7 CPP), sei die daraus entstehende Übermacht 

der Staatsanwaltschaft als problematisch anzusehen, während dem Richter nur die Möglichkeit 

bleibe, die Vereinbarung zu billigen oder abzulehnen, ohne jedoch eine Stellungnahme oder 

Änderung vornehmen zu können.
755

 

 

Trotz der Entscheidung des Conseil constutitutionnel sehen die Kritiker nach wie vor durch das 

Verfahren des plaider coupable die Gefahr einer Verletzung des Öffentlichkeitsgrundsatzes, der 

seit der Revolution für jeden Bürger und daher auch für einen Angeklagten eine Garantie für die 

Lauterkeit und Unbestechlichkeit der Justiz darstelle.
756

 Zwar entscheide der Richter über die 

Vereinbarung zwischen Staatsanwalt und Beschuldigtem in einer öffentlichen Verhandlung, 

diese homologation stelle jedoch nicht den Kern des Verfahrens, sondern lediglich seinen 

Abschluss dar. Die wahre „Verhandlung― erfolge nichtöffentlich zwischen Staatsanwalt und 

Beschuldigtem.  

 

Neben diesen rechtstheoretischen Bedenken, die meist schon vor der Einführung des Verfahrens 

des plaider coupable bestanden, kommt nun noch Kritik an der praktischen Durchführung der 

CRPC hinzu. So wird insbesondere bemängelt, dass das Verfahren des plaider coupable in der 

Praxis nicht die verfahrensverkürzende Wirkung habe, die sich der Gesetzgeber hiervon erhofft 

hatte. Insbesondere wird das Erfordernis der zahlreichen durchzuführenden Verfahrensschritte 

und den hiermit verbundenen Fristen kritisiert. Dies führt in der Praxis dazu, dass beispielsweise 

in Strasbourg in einem normalen Verhandlungstermin 15-20 Fälle behandelt werden können, 

während es bei der CRPC nur etwa acht sind.
757

 Als Vorteil wird dem neuen Verfahrensmodell 

jedoch zugestanden, dass lediglich eine kurze Zeitspanne zwischen der Tat und deren Ahndung 

liegt, so dass die spezialpräventive Wirkung, die die Strafe auf den Täter haben soll, besser zum 

Tragen kommt.  
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5. Die CRPC in der Praxis 

 

Trotz der dargestellten Kritikpunkte steht die Praxis dem Verfahren des plaider coupable nicht 

gänzlich ablehnend gegenüber. Bei der Frage, ob und inwieweit es in der Praxis angenommen 

und erfolgreich durchgeführt wird, muss allerdings beachtet werden, dass aufgrund der relativen 

Neuheit des Verfahrens noch nicht allzu viele Erfahrungen mit der CRPC vorliegen.  

Die Annahme der CRPC erfolgte in der Praxis verhältnismäßig schnell. Bereits zwischen Juni 

und Dezember 2004 wurden die ersten Verfahren durch die CRPC beendet.
758

 Nach statistischen 

Erhebungen der Direction des Affaires criminelles et des grâces au ministère de la justice vom 1. 

Oktober 2005 hatten zu diesem Zeitpunkt 154 Gerichte
759

 das Verfahren der CRPC durchgeführt 

und insgesamt 14.686 Verfahren damit abgeschlossen.
760

 Hierbei ging die Initiative in 95 % der 

Fälle vom Staatsanwalt aus, lediglich in 5 % der Verfahren wurde der Antrag vom Beschuldigten 

gestellt.  

Zu beachten ist allerdings auch hier, dass die Anwendung des Verfahrens des plaider coupable 

je nach Gerichtsbezirk stark variiert. So wurde beispielsweise von den befragten Rechtsanwälten 

in Paris und Strasbourg angegeben, dass das Verfahren der CRPC dort ausgesprochen selten zur 

Anwendung komme. Grund hierfür sei zum einen, dass sich das Verfahren aufgrund seiner 

relativen Neuheit noch nicht richtig etablieren konnte. Zum anderen „stehe und falle― der Erfolg 

und damit auch die Häufigkeit informeller Verfahrensmodelle mit der Bereitschaft des Staatsan-

waltes, diese anzuwenden. Diese Bereitschaft sei in ihren Bezirken offensichtlich nicht stark 

ausgeprägt. 

 

Sofern die CRPC zur Anwendung kommt, geschieht dies in erster Linie bei Straßenverkehrs-

straftaten, Sachbeschädigung sowie bei Trunkenheit im Verkehr.
761

 

 

Im Hinblick auf die Art der im Rahmen der CRPC verhängten Strafe lässt sich feststellen, dass 

die Geldstrafe die mit Abstand am häufigsten vorkommende Strafe ist. Jedoch werden auch 

durchaus Freiheitsstrafen verhängt bzw. ist deren Verhängung denkbar.
762
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Ebenso wie beim Verfahren der composition pénale erfolgt auch bei Erfolg des plaider coupable 

ein erheblicher „Strafrabatt―. Angaben der Befragten zufolge kann dieser bis zu einem Drittel der 

in einem formellen Strafverfahren zu erwartenden Strafe betragen. 

 

In 90 % der Fälle stimmt der Beschuldigte der ausgehandelten Strafe zu. Im Bereich des plai- 

der coupable scheint es im Gegensatz zur composition pénale zulässig zu sein, von einem 

Aushandeln der Strafe zu sprechen. Beim Verfahren der CRPC finden regelmäßig
763

 Verhand-

lungen zwischen Staatsanwaltschaft und Verteidiger sowohl über die Art und Höhe als auch über 

die Ausführung der Strafe statt.
764

 Von den Anwälten wird diese Möglichkeit im Rahmen der 

CRPC als erheblicher Vorteil gegenüber der composition pénale angesehen, da hier von Seiten 

der Verteidigung ein gewisses Maß an Einfluss auf die Strafe genommen werden kann. 

 

Seitens der Richter kam es im ersten Jahr der Anwendung des plaider coupable in 83,8 % der 

Fälle zu einer Bestätigung des Strafvorschlags in der audience d’homologation. Diese Zahlen 

blieben auch in der Folgezeit trotz des erheblichen Anstiegs der behandelten Fälle (insgesamt 

1930 Fälle von September bis Dezember 2004 gegenüber allein 1588 Fällen im April 2005) 

relativ konstant.
765

 Eine Verweigerung der Zustimmung zu dem Vorschlag der Staatsanwalt-

schaft erfolgt in den meisten Fällen dann, wenn entweder ein Verfahrensfehler vorliegt oder dem 

Richter die Strafe nicht angemessen erscheint.
766

 

  

Im Gegensatz zu Deutschland, wo sich das Phänomen der Absprachen im Strafprozess ohne 

gesetzliche Regelung und ohne Anstoß durch Rechtsprechung oder Schrifttum allein aus der 

Praxis heraus entwickelt hat, bleibt im Ergebnis festzuhalten, dass sich das Verfahren der CRPC 

auch zwei Jahre nach der Einführung der Art. 495-7 bis 495-16 in die französische Strafprozess-

ordnung im französischen Strafprozess noch nicht richtig etablieren konnte. Auch wenn es in 

verschiedenen Gerichtsbezirken bereits erfolgreich praktiziert wird, so herrscht insgesamt doch 

noch eine gewisse Skepsis gegenüber dem neuen Verfahren vor. Betrachtet man jedoch die 

Dauer, die für die Annahme des Verfahrens der composition pénale erforderlich war, ist davon 

auszugehen, dass auch das konsensuale Verfahrensmodell des plaider coupable sich immer 

weiter durchsetzen wird. Denn nicht nur in Deutschland, sondern auch in Frankreich besteht das 
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Problem einer Überlastung der Justiz, so dass sich Verfahrensmodelle, die geeignet sind, das 

Verfahren zu verkürzen, früher oder später durchsetzen werden.   

 

 

VI. Vergleich der composition pénale und des plaider coupable 

 

Insbesondere seit dem Gesetz vom 9. März 2004 wurde das Verfahren der composition pénale 

demjenigen des plaider coupable stark angenähert. Die beiden informellen Verfahrensmodelle 

weisen nicht nur einen ähnlichen Verfahrensablauf auf, sondern sind vor allem grundsätzlich auf 

dieselben Straftaten anwendbar. Gesteht der Beschuldigte, eine Straftat begangen zu haben, die 

mit höchstens fünf Jahren Freiheitsstrafe oder mit Geldstrafe bedroht ist, kann der Staatsanwalt 

sowohl das Verfahren der composition pénale als auch der CRPC einleiten.  

Trotz dieses gemeinsamen Anwendungsbereichs der beiden Verfahrensmodelle handelt es sich 

dabei um strafprozessrechtlich eigenständige und unterschiedliche Institutionen, die einige 

gewichtige Verschiedenheiten enthalten. 

 

 Durch die Ingangsetzung der CRPC löst der Staatsanwalt das gerichtliche Verfahren aus. 

Die CRPC tritt an die Stelle einer Anklageerhebung, so dass hierbei ein Erscheinen vor 

dem Richter zwingend erforderlich ist. Im Gegensatz dazu ist die composition pénale ein 

Verfahrensmodell, welches die letzte Stufe der Handlungsmöglichkeiten des Staatsan-

waltes vor Erhebung der Anklage darstellt. Aus diesem Grund ist es dabei auch nicht 

notwendig, dass eine öffentliche Verhandlung bei Gericht erfolgt – über die composition 

pénale kann der Richter in seinem Dienstzimmer entscheiden. Lediglich die Verkündung 

seiner Entscheidung hat öffentlich zu erfolgen, Art. 41-2 CPP.     

 

 Auch hinsichtlich der auszusprechenden Rechtsfolgen unterscheiden sich die beiden Ver-

fahrensmodelle. Die im Rahmen des plaider coupable vorgesehenen Sanktionen stellen 

Strafen im engen strafrechtlichen Sinne dar. Demgegenüber wurde bei Normierung der 

composition pénale bewusst auf das Wort „peines“ verzichtet und stattdessen im Geset-

zestext die Bezeichnung „mesures“ gewählt. Im Verfahren des plaider coupable sollen 

aufgrund besonderer erschwerender Umstände in der Straftat oder aus Gründen in der 

Person des Beschuldigten, der eventuell bereits Vorstrafen aufweist, strafrechtliche Sank-
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tionen verhängt werden, die eine andere Härte aufweisen als die bloßen Maßnahmen der 

composition pénale.
767

  

Dies wird auch bei Betrachtung der möglichen Strafobergrenzen in beiden Verfahrens-

modellen deutlich. Während im Rahmen der composition pénale als Höchststrafe eine 

Geldstrafe maximal in Höhe des gesetzlichen Strafrahmens, jedoch keine Freiheitsstrafe 

möglich ist, kann beim Verfahren des plaider coupable auch die Verhängung einer Frei-

heitsstrafe bis zu einem Jahr, mit oder ohne Bewährung, in Betracht kommen (Art. 495-8 

CPP).  

 

 Im Hinblick auf die rechtliche Qualifikation der getroffenen Entscheidung zeigt sich 

ebenfalls die Verschiedenheit beider Verfahren. Um das Verfahren der composition 

pénale zu beenden und der Maßnahme zur Wirksamkeit zu verhelfen, ist ein richterlicher 

Beschluss (ordonnance) erforderlich. Demgegenüber wird das Verfahren der CRPC zwar 

auch mit einem Beschluss beendet, der jedoch die Wirkungen eines verurteilenden Ur-

teils hat („L’ordonnance a les effets d’un jugement de condamnation, Art. 495-11 CPP). 

Diese Differenzierung zeigt sich auch im Bereich der systematischen Verortung der bei-

den Modelle im Gesetz: Während die composition pénale, Art. 41-2 ff. CPP, unter der 

Überschrift „action publique et instruction“ zu finden ist, steht die CRPC, Art. 495-7 ff. 

CPP, unter dem Titel „jugements des délits“. Dementsprechend ist gem. Art. 495-11 CPP 

für ein Urteil, welches im Verfahren des plaider coupable ergangen ist, das Rechtsmittel 

der Berufung (appel) zulässig. Gegen den Beschluss der composition pénale ist demge-

genüber kein Einspruch möglich (Art. 41-2 CPP: „La décision du président du tribunal 

n’est pas susceptible de recours“).     

 

 Obwohl beide Verfahren grundsätzlich auf dieselben Straftaten anwendbar sind, unter-

scheiden sie sich in der Praxis durch die Schwere der jeweiligen Delikte. Da es sich bei 

der CRPC um dasjenige Modell handelt, welches aufgrund seines formelleren Charakters 

eine vereinfachte Form des Strafverfahrens („procédure simplifiée) darstellt, werden hier 

grundsätzlich die schwereren Straftaten behandelt. Zwar steht es dem Staatsanwalt frei, 

welches Verfahren er im jeweiligen Fall anwendet oder ob er gar das ordentliche Verfah-

ren durch Erhebung einer Anklage einleitet, jedoch hat sich zumindest in denjenigen Ge-

richtsbezirken, die beide Modelle anwenden, eine derartige Handhabung durchgesetzt.
768
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768
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 Das Verfahren der composition pénale findet demgegenüber seinen Anwendungsbereich 

in einer Situation, die durch das Erfordernis einer strafrechtlichen Reaktion gekennzeich-

net ist, jedoch ohne die Notwendigkeit, dies mit den klassischen strafrechtlichen Mitteln 

zu tun. Aus diesem Grunde kann die composition pénale auch als letzte Stufe der Maß-

nahmen des „troisième voie“ bezeichnet werden.
769

 

 

 Der wichtigste Unterschied zwischen den beiden Verfahren zeigt sich allerdings im Hin-

blick auf die „Verständigung― zwischen den Beteiligten. Während es im Rahmen der 

composition pénale nie zu einem „Handel― zwischen Staatsanwalt und Beschuldigtem 

bzw. dessen Verteidiger kommt, stellt sich die Situation im Falle des plaider coupable 

gegenteilig dar.
770

 

Hier findet, bevor es zu dem Vorschlag des Staatsanwaltes an den Richter kommt, eine 

Verhandlung zwischen diesem und dem Verteidiger statt. Aus diesem Grunde wird dem 

Verfahren des plaider coupable in der Praxis auch häufig der Vorzug gegeben: Der Be-

schuldigte hat hier die Möglichkeit, durch seinen Verteidiger direkten Einfluss auf die 

mögliche Sanktion nehmen zu können. Dieser „Handel― ist zwar so nicht ausdrücklich 

vom Gesetz vorgesehen, stellt aber in der Justizpraxis die gängige und unbestrittene Vor-

gehensweise dar.
771

  

 

 

VII. „Urteilsabsprachen“ i.e.S. im französischen Strafprozess 

 

Die sog. Urteilsabsprachen, wie sie in deutschen (Wirtschafts-) Strafverfahren beinahe an der 

Tagesordnung sind, kennt der französische Strafprozess nicht. 

Möglichkeiten einer konsensualen Verfahrensbeendigung kommen nur in den gesetzlichen 

Grenzen vor, d.h. es gibt keine über die Anwendungsbereiche der médiation pénale, der 

composition pénale und der CRPC hinausgehenden „Deals―.
772

  

 

Dies hängt insbesondere mit der im französischen Strafprozess vorliegenden Trennung zwischen 

juge d’instruction und juge de jugement zusammen.
773

 Da der Ermittlungsrichter derjenige ist, 
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770
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welcher das gesamte Verfahren vorbereitet und der urteilende Richter auf dieser Grundlage dann 

in einer sehr kurzen Verhandlung nur noch das Urteil fällt, wäre dieser der geeignete „Verhand-

lungspartner―. Allerdings findet zwischen Ermittlungsrichter und Angeklagtem bzw. dessen 

Verteidiger kein Kontakt statt, so dass bereits die Grundlage für eine Verständigung nach Vor-

bild der deutschen Urteilsabsprachen fehlt. 

 

Selbstverständlich sind in Frankreich die Überbelastungen der Justiz ebenso spürbar wie in 

Deutschland. Dies führt jedoch dort nicht zu einem Ausweichen in informelle Urteilsabsprachen 

und Deals. Insbesondere in Wirtschaftsstrafsachen besteht eine erhebliche Überlastung der 

Ermittlungsrichter. Folge hiervon ist, dass zahlreiche Verfahren verjähren, bevor sie zur Ver-

handlung an den juge de jugement übergeben werden können. Die Verteidiger in Wirtschafts-

strafsachen versuchen außerdem, den Richter im Ermittlungsverfahren so mit Anträgen zu 

belasten, dass ihm ein formeller Verfahrensfehler unterläuft. Zu einem „Deal― – insbesondere 

aufgrund der Überlastung der Strafgerichte – kommt es jedoch nicht. 

 

Vergleiche mit dem Beschuldigten können in Frankreich im Rahmen des Nebenstrafrechts nur 

die commission de la concurrence
774

, die Zollbehörde sowie die commission des opérations de 

bourse
775

 abschließen.  

 

Mit den Gerichten findet jedoch keinerlei „Verhandlung― über die Strafe statt; auch in den 

gesetzlich geregelten Verfahren, und auch hier nur bei der CRPC, findet höchstens eine Abspra-

che zwischen Staatsanwalt und Beschuldigtem bzw. dessen Verteidiger, niemals jedoch mit dem 

Gericht, statt. 
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Teil 3 

Rechtsvergleichende Untersuchung 

 

A. Einleitung 

 

Die in Teil 1 vorgenommene Untersuchung hat gezeigt, dass sich innerhalb der deutschen 

Strafrechtspflege der Opportunitätsgedanke und der Grundsatz der Prozessökonomie immer 

weiter ausbreiten. Nicht nur im Vorverfahren kommen gesetzlich vorgesehene konsensuale 

Erledigungsformen, die diesen Zielen dienen, vermehrt zum Einsatz. Insbesondere die ebenfalls 

zur Verfahrensbeschleunigung und damit zur Entlastung der Justiz eingesetzen, aber nur schwer 

mit Verfahrens- und Verfassungsgrundsätzen zu vereinbarenden Urteilsabsprachen bereiten 

erhebliche Probleme. Jedes Opponieren gegen eine Ausbreitung des Ökonomie- und Opportuni-

tätsdenkens in deutschen Strafverfahren müsste sich den „Vorwurf der Provinzialität― gefallen 

lassen, wenn verkannt würde, dass andere Staaten, deren Rechtsordnungen dem Demokratie- und 

Rechtsstaatsgedanken, der Rechtsgleichheit und der Gerechtigkeit nicht weniger verpflichtet sind 

als die deutsche, auf der Grundlage dieses Prinzips zu sachgerechten Ergebnissen kommen.
776

 So 

hat der in Teil 2 der Arbeit vorgenommene Blick über die Landesgrenzen hinweg nach Frank-

reich ergeben, dass hier Opportunität als Grundmaxime strafverfolgungsrechtlichen Staatshan-

delns die Strafprozessordnung bestimmt.  

Trotz der Einführung des Gestzes zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren vom 29. 

Juli 2009 soll im Folgenden untersucht werden, ob nicht eine Alternative zu § 257 c StPO 

besteht. Die Straf(prozess)rechtswissenschaft ist in großen Teilen gegen eine gesetzliche Zulas-

sung des Abspracheverfahrens
777

, so dass es entgegen der Gesetzesbegründung, es bestehe zu der 

vorgeschlagenen Regelung keine Alternative und die Beibehaltung der bisherigen Gesetzeslage 

sei unzureichend
778

 wie oben dargestellt auch andere Lösungsvorschläge gibt. Die gesetzliche 

Regelung schwankt unklar zwischen der Regelung des angeblich alternativlosen Absprachever-

fahrens und der Verteidigung des rechtsstaatlichen Verfahrens der StPO hin und her.
779

  

Rechtsvergleichend soll deshalb nunmehr die französische Regelung betrachtet und auf ihre 

Tauglichkeit zur Lösung der Probleme der deutschen Absprachenpraxis untersucht werden. 
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B. Das Problem einer Vergleichbarkeit der konsensualen Erledigung von Strafver-

fahren in Deutschland und Frankreich 

 

Grundsätzlich kann die Rechtslage im französischen Strafprozess zur Lösung von Fragen des 

deutschen Strafprozesses durchaus rechtsvergleichend herangezogen werden. 

 

Beide Strafprozessordnungen unterliegen dem Inquisitionsprinzip. Zwar ist weder der deutsche 

noch der französische Strafprozess ein Inquisitionsprozess im strengen Sinne
780

, da hier nicht 

Ankläger und Richter in einer Person zusammen fallen; beide Verfahrensarten unterscheiden 

sich jedoch wesentlich von den kontradiktorischen Verfahrensmodellen anderer Länder.
781

 In 

einem inquisitorischen Strafprozess leitet der Richter die Hauptverhandlung. Er ist der Herr des 

Verfahrens. Im kontradiktorischen Modell, z.B. des anglo-amerikanischen Strafprozesses, hat 

der Richter demgegenüber nur darüber zu urteilen, ob eine der beiden Geschehensalternativen, 

die ihm von Staatsanwaltschaft und Verteidigung präsentiert werden, als wahr zu gelten hat.
782

  

 

Auch das Ziel, das mit einer konsensualen Erledigung verfolgt wird, ist in Deutschland und 

Frankreich das gleiche: Die Strafverfahren sollen vereinfacht und beschleunigt und die Strafjus-

tiz dadurch entlastet werden. Sowohl in Deutschland als auch in Frankreich werden die Strafver-

folgungsbehörden unter einer Flut von Verfahren begraben. Das Gericht erreicht durch die 

Absprache eine erhebliche Verkürzung der Hauptverhandlung und steigert so die Zahl der 

Verfahrenserledigungen. Für den Angeklagten kann durch eine Verkürzung der Hauptverhand-

lung der durch deren Öffentlichkeit eintretende stigmatisierende Effekt vermindert, seine psychi-

sche Belastung durch die erdrückende Unsicherheit hinsichtlich des Ausgangs des Verfahrens 

abgebaut sowie erhebliche Nachteile im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereich verhin-

dert werden. Entscheidend für ihn ist aber, dass seine „Leistung―, wie etwa Geständnis oder 

Verzicht auf Beweisanträge, in der Regel mit einem milderen Strafmaß honoriert zu werden 

pflegt. Schließlich kann eine Absprache auch für Zeugen, speziell für die Opfer, positive Wir-

kung entfalten. Zeitaufwändige Vernehmungen können vermieden und die psychische Belastung 

für die Opfer auf ein Minimum reduziert werden.  

                                                 
780

 Der Inquisitionsprozess des Mittelalters, bei dem der Richter ohne öffentliche Klage von Amts wegen die 
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Sowohl in Deutschland als auch in Frankreich existieren gesetzliche Regelungen, die aus Oppor-

tunitätsgesichtspunkten bzw. um eines prozessökonomischen Gewinns willen eine fexible, 

zweckorientierte Rechtsanwendung ermöglichen. So sind die in der deutschen Strafprozessord-

nung bisher gesetzlich geregelten konsensualen Erledigungsformen mit den französischen 

Regelungen durchaus vergleichbar, und zwar das bei weniger schweren Delikten im Bagatellbe-

reich angewendete Verfahren der composition pénale mit der Einstellung gegen Auflagen gem. § 

153 a StPO und das überwiegend im Bereich der kleinen bis mittleren Kriminalität eingesetzte 

Verfahren des plaider coupable mit dem Strafbefehlsverfahren nach §§ 407 ff. StPO. Die 

Staatsanwaltschaft hat in beiden Ländern nicht nur die Wahl zwischen Anklageerhebung und 

Einstellung, sondern kann die Beendigung des Verfahrens auch an bestimmte Bedingungen 

knüpfen. Diese kann das Gericht so akzeptieren oder das gesamte konsensuale Verfahren ver-

weigern, jedoch den Vorschlag der Staatsanwaltschaft nicht abändern. Die Entscheidung durch 

das Gericht ergeht dabei in keinem der Verfahren durch Urteil, sondern durch eine ersetzende 

richterliche Entscheidung, wobei dem Strafbefehl und der ordonnance i.R.d. plaider coupable 

die Wirkungen eines Urteils zukommen.
783

 

 

Auch bei den möglichen Rechtsfolgen, welche in den konsensualen Verfahren verhängt werden 

können, sind die Einstellung gegen Auflagen nach § 153 a StPO und die composition pénale 

bzw. das Strafbefehlsverfahren und die CRPC vergleichbar. So können im Rahmen des § 153 a 

StPO und der composition pénale insbesondere Geldstrafen und sonstige Nebenstrafen ausge-

sprochen werden, während das Strafbefehlsverfahren und die CRPC auch die Möglichkeit der 

Verhängung einer Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr vorsehen. 

 

Für die im Rahmen der vorliegenden Arbeit besonders interessierenden Urteilsabsprachen ist ein 

direkter Vergleich mit den Regelungen der französischen Prozessordnung jedoch nicht möglich. 

Denn die dort allein geregelten Verfahren der composition pénale und des plaider coupable 

finden – ebenso wie die Verfahren nach § 153 a StPO bzw. §§ 407 ff. StPO – außerhalb der 

Hauptverhandlung mit dem Ziel statt, diese zu ersetzen. 

Demgegenüber kommt eine konsensuale Verfahrenserledigung nach Anklageerhebung, wie sie 

sich in Deutschland durch die Urteilsabsprachen entwickelt hat, im französischen Strafverfahren 

nicht vor.
784

 Ein direkter Rechtsvergleich ist deshalb insoweit ausgeschlossen. 
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 Vgl. § 410 III StPO; Art. 495-11 CPP. 
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Dennoch soll eine „Öffnung des nationalen Vesiers―
785

 erfolgen, um festzustellen, ob mögli-

cherweise bestimmte Grundgedanken der französischen Modelle übertragbar wären. Zuvor soll 

dabei die Stellung des Staatsanwaltes und diejenige des Richters in den beiden Rechtssystemen 

beleuchtet werden. 

 

C. Vergleich der Stellung des Staatsanwalts und des Richters in den konsensualen 

Erledigungsverfahren in Frankreich und Deutschland 

 

I. Die Stellung des Staatsanwaltes 

 

Von jeher werden die Staatsanwälte und Richter in Frankreich – beide Berufe werden traditions-

gemäß unter dem Oberbegriff „magistrature“ zusammengefasst
786

 – durch dasselbe Auswahl-

verfahren rekrutiert und besuchen gemeinsam die Ecole nationale de la magistrature in Bor-

deaux.
787

 Aufgrund der Durchlässigkeit der beiden Laufbahnen können somit Richter stets zu 

Staatsanwälten ernannt werden und umgekehrt; schließlich ist die Laufbahn- und Besoldungs-

struktur für Richter und Staatsanwälte identisch.
788

 Ein weiterer Schritt im Hinblick auf die 

Vertiefung der Einheit des Standes der magistrats wurde im Jahre 1993 unternommen, als die 

Zuständigkeit des sog. Conseil supérieur de la magistrature nunmehr auf Disziplinarverfahren 

nicht nur gegen Richter, sondern auch gegen Staatsanwälte erweitert wurde.
789

 
790

 

 

In Deutschland sind Staatsanwaltschaft und Gerichtsbarkeit streng voneinander getrennt, die 

Staatsanwaltschaft ist nach h.M. ein selbständiges Organ der Strafrechtspflege.
791

 Das Privileg 

sachlicher und persönlicher Unabhängigkeit, wie es dem Richter zukommt, genießt der Staats-

anwalt nicht. Gem. § 144 GVG tritt der Staatsanwalt immer nur als Vertreter des ersten Beamten 
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der Staatsanwaltschaft auf. Der Wechsel von einer Position zur anderen ist zwar möglich, wird 

jedoch im Laufe der Berufslaufbahn immer seltener.  

 

Die französische Gerichtsverfassung legt einen hierarchischen Aufbau der Staatsanwaltschaft 

fest. Das Gesetz zur Ergänzung der Verfassung von 1958 bestimmt in seinem Art. 5: „Les 

magistrats du Parquet sont placés sous la direction et le contrôle de leurs chefs hiérarchiques et 

sous l’autorité du garde des Sceaux“.
792

 Wie in Deutschland ist damit auch der französische 

Staatsanwalt an die Weisungen seines Vorgesetzten gebunden, allerdings stellt sich die Unter-

ordnung unter diensthöhere Weisungen der französischen Staatsanwälte insgesamt weit weniger 

streng als in Deutschland dar. Dies hängt auch mit dem zentralistisch geprägten Verwaltungs-

aufbau in Frankreich zusammen. Dieser führt dazu, dass es innerhalb der Weisungspyramide 

sehr viel weniger einzelne Stufen gibt. Der Justizminister ist sowohl gegenüber dem Procureur 

général beim Cour de cassation als auch dem Procureur général beim Cour d’appel und den 

Procureurs de la République weisungsbefugt. Auf niedrigerer Stufe kann dagegen nur der 

Procureur général beim Cour d’appel den Procureurs de la République seinerseits Weisungen 

erteilen. Art. 33 CPP sieht vor, dass der Staatsanwalt bei seinem Auftreten in der mündlichen 

Verhandlung wieder zu einem unabhängigen magistrat wird: „La plume est serve, la parole est 

libre“
793

. Der Staatsanwalt muss sich somit bei der Erarbeitung von Schriftstücken an die 

Weisungen seines Vorgesetzten halten, in der mündlichen Verhandlung kann er jedoch die 

entgegengesetzte Meinung vertreten.
794

  

 

Die starke und einflussreiche Position des französischen Staatsanwalts begünstigt solche Verfah-

rensmodelle, die eine weitere Stärkung der Rolle des Staatsanwaltes vorsehen. Das sich aus Art. 

40 CPP ergebende Opportunitätsprinzip, wonach der Staatsanwalt Strafanzeigen entgegennimmt 

und beurteilt, wie weiter zu verfahren ist, eröffnet diesem einen weiten Handlungsspielraum, in 

dem unter anderem die Möglichkeiten bestehen, das Verfahren der composition pénale oder des 

plaider coupable anzuwenden.
795

 Im Rahmen des französischen plaider coupable und der 

composition pénale findet eine Rollenverschiebung zwischen Gericht und Staatsanwaltschaft 

statt: Der Staatsanwalt setzt im Grunde selbständig die Strafe fest und dem Richter verbleibt 

lediglich die Möglichkeit, diesem Vorschlag zuzustimmen oder ihn abzulehnen. Ein eigenes 

Entscheidungsrecht hinsichtlich der Strafhöhe kommt ihm hierbei nicht zu. In den Verfahren der 
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 Renault-Brahinsky, S. 46. 
793

 „Das geschriebene Wort ist gebunden, das gesprochene ist frei―. 
794

 Vitu in: Jung, S. 18. 
795

 Vgl. hierzu Teil 2, B, II, 2 a). 
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CRPC und der compositon pénale wird damit der Staatsanwaltschaft eine außerordentlich starke 

Stellung eingeräumt. Die Bestimmung des Strafmaßes durch die Staatsanwaltschaft im Rahmen 

der CRPC und der compositon pénale wurde in Frankreich in Praxis und Wissenschaft zwar 

nicht unkritisch verfolgt, aber weit weniger abgelehnt, als dies wohl in Deutschland zu erwarten 

wäre. 

 

Auch nach der französischen Strafverfahrensordnung liegt somit die Hauptaufgabe der Staats-

anwaltschaft im Ermittlungsverfahren, dessen Verlauf von ihr bestimmt und geleitet wird.
796

 

Allerdings kommt ihr gegenüber der deutschen Staatsanwaltschaft eine herausragendere Stellung 

im Rahmen der französischen Strafgerichtsverfassung zu. Entstanden im 14. Jahrhundert, um die 

fiskalischen Interessen des Königs und der Adligen vor den Gerichten zu wahren, ist ihre Rolle 

im Laufe der Zeit stetig gewachsen.
797

 Die heutigen französischen Verfahrensordnungen sehen 

eine Beteiligung der Staatsanwaltschaft sowohl im Zivil- als auch im Strafprozess vor, wobei 

ihre Rolle als Ankläger im Strafverfahren deutlich namhafter ist.
798

 Neben ihrer Hauptaufgabe, 

durch Erhebung der Anklage das Strafverfahren einzuleiten, hat die Staatsanwaltschaft in Frank-

reich einige weitere, selbständig auszuführende Befugnisse. So kann sie im Wege des „troisième 

voie“ gem. Art. 41-1 CPP das Verfahren aus Opportunitätsgründen einstellen und dem Beschul-

digten bestimmte Auflagen erteilen
799

, ohne dass hierzu die Zustimmung des Richters erforder-

lich wäre. Ein französisches Sprichwort fasst die Situation folgendermaßen zusammen: „Le 

parquet, notamment par sa faculté de classement sans suite, est le juge le plus important de 

France“
800

.  

 

Selbstverständlich ist aber auch die französische Staatsanwaltschaft in ihrer Entscheidung über 

ihr Vorgehen nicht völlig frei. Das Ermessen wird insbesondere durch die Schwere der Tat und 

die zu erwartende Strafe des Beschuldigten beschränkt. Zudem besteht für das Opfer der Straftat 

die Möglichkeit, durch Einleitung der action civile vor Strafgerichten zivilrechtliche Ansprüche 

geltend zu machen und damit die action publique, also die Strafklage auszulösen und auf diese 

Weise selbst dann, wenn die Staatsanwaltschaft von einer Anklage abgesehen hat, die Strafklage 
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 Kühne, § 72 Rn 1220. 
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 Vitu in: Jung, S. 17. 
798

 Renault-Brahinsky, S. 45; Im Zivilprozess hat die Staatsanwaltschaft grundsätzlich keine Klagebefugnis. Ihre 

Hauptaufgabe besteht vielmehr darin, in bestimmten Fällen als sog. „partie jointe“  ihre Stellungnahme in den 

Prozess einzubringen.
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 Dies ist grundsätzlich fakultativ, in einigen Fällen jedoch auch zwingend vorgeschrie-

ben, vgl. Art. 426, 427 CPC. 
799

 Vgl. Teil 2, C, I. 
800

 Vgl. Jung in: RSC 1983, 223, 224 (Fn 5). 
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zu erzwingen.
801

 So werden mögliche Fehlentwicklungen des Opportunitätsprinzips durch einen 

„besonderen Mechanismus rechtlicher Art― gebremst.
802

 

 

Nach deutschem Recht kann die dem Legalitätsprinzip unterliegende Staatsanwaltschaft das 

Verfahren dagegen nur dann selbständig einstellen, wenn gem. § 170 II StPO kein hinreichender 

Tatverdacht gegeben ist. Wird der hinreichende Tatverdacht bejaht, ist die Erhebung der öffent-

lichen Klage zwingend geboten. Eine Zurückdrängung des Legalitätsprinzips erfolgt nur in den 

Fällen der §§ 153 ff. StPO, wonach die Staatsanwaltschaft aus Opportunitätsgründen von einer 

Strafverfolgung absehen kann. Allerdings ist die der Staatsanwaltschaft nach diesen Vorschriften 

eingeräumte Einstellungsbefugnis grundsätzlich von der Zustimmung des Gerichts abhängig (§ 

153 I 1, 153 a I 1 StPO). Obwohl aufgrund der Ausnahmeklauseln in § 153 I 2 StPO bzw. § 153 

a I 7 StPO die Staatsanwaltschaft in der Praxis häufig allein über die Einstellung entscheidet, 

zeigt das grundsätzliche Zustimmungserfordernis des Gerichts dennoch die dem deutschen 

Strafprozessrecht immanente strikte Trennung zwischen Ankläger- und Entscheidungsseite. Die 

Befugnis, strafrechtlich relevante Maßnahmen gegenüber einem Beschuldigten auszusprechen, 

soll nur dem Gericht zukommen bzw. mit Zustimmung des Gerichts geschehen.  

 

II. Die Stellung des Richters 

 

Die französischen Modelle regeln die konsensuale Verfahrenserledigung in einem eigenen 

Verfahren, welches vor der Anklageerhebung und damit vor Beginn des Hauptverfahrens statt-

findet; es ist hierbei sogar zwingende Voraussetzung, dass seitens der Staatsanwaltschaft noch 

keine Anklage erhoben wurde. Daraus folgt, dass die Verständigung in Frankreich primär 

zwischen dem Staatsanwalt und dem Verteidiger durchgeführt wird. Allerdings wurde die 

Beteiligung eines Richters an den französischen Konsensverfahren, die durch seine Entschei-

dung in Kenntnis der Ermittlungsakten die Rechtsstaatlichkeit dieses Verfahrens gewährleisten 

soll, vom französischen Verfassungsgerichtshof als unerlässliche Verfahrensvoraussetzung 

angesehen.
803

 Eng zusammenhängend damit ist die Konsequenz, die sich für die Zuständigkeit 

des Gerichts für eine bei einem Scheitern der Verständigung erforderliche Hauptverhandlung 

ergibt: Es handelt sich grundsätzlich um ein neues, von dem Verständigungsversuch unabhängi-

ges Gericht, welches aufgrund des Verbotes präjudizieller Wirkungen des vorausgehenden 
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802
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Verfahrens nach Art. 495-14 CPP dem Beschuldigten und der Beurteilung der ihm vorgeworfe-

nen Tat vollkommen unparteilich gegenüber steht.
804

  

 

Sowohl in den französischen Verfahren des plaider coupable und der composition pénale als 

auch in der deutschen Praxis der Urteilsabsprachen findet bei einem Scheitern der Verständigung 

zwischen den Beteiligten ein ordentliches Strafverfahren statt. Dabei bestehen jedoch grundle-

gende Unterschiede: 

 

In Deutschland geht das Gerichtsverfahren unmittelbar im Anschluss an die gescheiterte Abspra-

che unter Beteiligung desselben Richters bzw. desselben Spruchkörpers weiter. In einem quasi 

einheitlichen Verfahren werden sowohl die Urteilsabsprache als auch der förmliche Prozess 

durchgeführt. Dies geht nicht ohne Probleme. Zwar wird den Berufsrichtern aufgrund ihrer 

Stellung und Ausbildung grundsätzlich die Fähigkeit zugesprochen, sich von vorangegangenen 

Verfahrensgeschehnissen frei zu machen.
805

 Ob es allerdings wirklich jedem Richter gelingen 

kann, eine derartige Objektivität an den Tag zu legen und die vorangegangenen Absprachebe-

mühungen, insbesondere ein vom Angeklagten abgelegtes Geständnis,
806

 vollständig aus seinem 

Bewusstsein verdrängen zu können, erscheint fraglich. Kann der Richter, der möglicherweise
807

 

versucht hat, den Angeklagten im Abspracheverfahren zu einem Geständnis zu bewegen, die 

dabei vorgenommene Würdigung der Prozesslage derart ausblenden, dass er in der weiteren 

Hauptverhandlung zugleich unvoreingenommener und neutraler Richter sein kann? 

 

Das französische Recht ist bezüglich der Eignung der Richter, bestimmte Tatsachen bei der 

Entscheidungsfindung zu ignorieren, misstrauischer. So müssen beispielsweise gem. Art. 174 III 

CPP Protokolle nicht verwertbarer Ermittlungshandlungen vernichtet werden, um den Richter 

gar nicht erst in Schwierigkeiten hinsichtlich der Beweiswürdigung zu bringen.
808

 Im Rahmen 

der konsensualen Verfahrensmodelle kommt es gem. Art. 41-2, 495-12 CPP beim Scheitern der 

Verständigung zu einer Hauptverhandlung vor einem Richter, der mit dem vorangegangenen 

Versuch der informellen Verfahrensbeendigung nichts zu tun hatte. Die französischen Regelun-

gen der CRPC und der composition pénale bilden jeweils eigenständige Verfahren, die unabhän-

gig von dem im Falle eines Scheiterns später stattfindenden ordentlichen Gerichtsverfahren sind. 
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 Vgl. hierzu unten, S. 129 ff. 
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Scheitert die Vereinbarung an der Zustimmung des Angeklagten, dem Widerspruch des Opfers 

der Tat oder an der Mitwirkung des Richters, erhebt der Staatsanwalt Anklage und ein normales 

Strafverfahren nimmt seinen Lauf. Die Bestimmung des nunmehr zuständigen Richters erfolgt 

unter Außerachtlassung des bereits erfolgten Verständigungsversuches nach dem regulären 

Geschäftsverteilungsplan des fraglichen Gerichts. Das ordentliche Verfahren wird also voll-

kommen unabhängig von einem ganz anderen Richter durchgeführt als dem an dem Verfahren 

der composition pénale oder des plaider coupable beteiligten. Damit wird gewährleistet, dass das 

Gericht dem nunmehr zur Entscheidung anstehenden Fall gänzlich neutral und unparteilich 

gegenüber steht. Art. 495-14 CPP schließt jede präjudizielle Wirkung des vorausgehenden 

Verständigungsversuches aus.
809

 

 

D.  Lösungsansätze für die deutsche Absprachenpraxis 

 

Wie im ersten Teil der Arbeit dargestellt, birgt die Durchführung der Urteilsabsprachen auch 

nach Einführung des § 257 c StPO im deutschen Strafverfahren erhebliches Potential für eine 

Beeinträchtigung verschiedener Prozessmaximen, insbesondere des Amtsaufklärungsgrundsat-

zes, des durch § 136 a StPO geschützten nemo-tenetur-Prinzips und des Gleichbehandlungs-

grundsatzes. Die gesetzliche Regelung der Urteilsabsprachen versucht, das von der Praxis 

formulierte Regelungsanliegen zu verwirklichen, um das zugrunde liegende Problem zu lösen.
810

 

Dies gelingt jedoch nur unvollständig. Immer noch sind alternative Regelungsmöglichkeiten 

interessant. 

Zur Beantwortung der Frage, ob sich aus dem französischen Recht Lösungsansätze für diese 

Problematik finden lassen, soll im Folgenden das Verfahren des plaider coupable herangezogen 

werden, da es hier zum einen zu einer wirklichen „Verhandlung― zwischen Staatsanwalt und 

Beschuldigtem bzw. dessen Verteidiger über die Strafe kommt, zum anderen nur im Bereich der 

CRPC die Möglichkeit der Verhängung einer Freiheitsstrafe vorgesehen ist (Art. 495-8 CPP).  
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 Art. 495-14 CPP: „Lorsque la personne n’a pas accepté la ou les peines proposées ou lorsque le président du 
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I. Der Amtsaufklärungsgrundsatz 

 

Der Untersuchungsgrundsatz nach § 244 II StPO verpflichtet das deutsche Gericht, die Wahrheit 

von Amts wegen zu erforschen. Da Urteilsabsprachen auf Beschleunigung des Verfahrens und 

Entlastung der Gerichte ausgerichtet sind, besteht die Gefahr, dass die Gerichte ein vom Ange-

klagten präsentiertes Geständnis ungeprüft zur Kenntnis nehmen und zur Urteilsgrundlage 

machen.
811

 Andererseits ziehen sich in Deutschland – nicht zuletzt aufgrund einer ausufernden 

Beweisantragspraxis – die Verfahren immer länger hin, was dazu führt, dass die Justiz am Rande 

ihrer Möglichkeiten angekommen ist.
812

 Es stellt sich daher immer drängender die Frage nach 

einer durch prozessökonomische Erwägungen einzugrenzenden Aufklärungspflicht. Dies bedeu-

tet – wie bereits an anderer Stelle betont
813

 – selbstverständlich keinen Aufklärungsverzicht, aber 

nicht einmal für ein auf vollen Schuldausgleich gerichtetes Straf- und Strafverfahrensrecht kann 

verlangt werden, dass alles Unrecht und alle Schuld Strafe nach sich zieht. Es kann durchaus 

beachtliche, auch mit der Gerechtigkeit vereinbare Interessen des Staates geben, die seine 

Verfolgungspflicht einschränken können.
814

 Der Gerechtigkeit ist nicht gedient, wenn der 

Rechtsfrieden durch überlange, die Gerichte für die Erledigung anderer Verfahren blockierende 

Prozesse gefährdet wird. Absprachen sind – vom Großen Senat für Strafsachen des BGH im 

Grundsatz gebilligt
815

 – zu einem Instrument der Praxis zur Straffung und Verkürzung der 

Strafverfahren und damit zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der Strafrechtspflege 

entwickelt worden. Das Prinzip der vollständigen und vollumfänglichen Aufklärung durch das 

Gericht ist sinnvoll, wenn eine Hauptverhandlung wenige Monate nach der Tat stattfindet und 

die Zeugen aus einem frischen Gedächtnis berichten können. In großen Wirtschaftsstrafverfah-

ren nehmen dagegen bereits die Ermittlungen häufig schon zwei Jahre in Anspruch. Es kann 

nicht angehen, dass sich dann die Hauptverhandlung noch über mehrere Jahre hinzieht. 

 

Hinsichtlich dieser Problematik ist allerdings das französische Recht aufgrund der dort in den 

Verfahren grundsätzlich bestehenden „Aufgabenteilung― zwischen dem juge d’instruction und 

dem juge de jugement auf den ersten Blick wenig hilfreich. Während im französischen Strafver-

fahren der juge d’instruction die gesamte Beweisaufnahme durchführt, fällt der juge de jugement 

auf der Grundlage der Ermittlungen des juge d’instruction lediglich das Urteil. Eine unmittelbare 

Beweisaufnahme findet vor dem juge de jugement überhaupt nicht statt, so dass Verteidiger nicht 
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in der Lage sind, das Verfahren vor dem juge de jugement durch zahllose Beweis- und Befan-

genheitsanträge zu verzögern. Allerdings versuchen die Verteidiger, wie bereits dargelegt
816

, bei 

dem Ermittlungsrichter durch Anträge auf das Verfahren einzuwirken und es – wenn möglich – 

bis zum Eintritt der Verjährung zu verzögern.  

 

Im Verfahren der CRPC hat allerdings das französische Recht mit der Möglichkeit einer kon-

sensorientierten Verfahrenserledigung bereits im staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahren das 

Prinzip der umfassenden Erforschung der materiellen Wahrheit eingeschränkt und damit eine 

partielle Schwächung der Position des Richters in Kauf genommen. Auch wenn sich das plaider 

coupable nicht mit den Urteilsabsprachen im deutschen Recht vergleichen lässt, bietet dieses 

Modell dennoch die Chance, die Notwendigkeit einer Aufklärung des Sachverhalts unter Aus-

schöpfung aller zur Verfügung stehenden Beweismittel zu überdenken. In der „Perfektion der 

reinen Lehre wissenschaftlicher Denkmodelle―
817

 kann die Problematik der Absprachen im 

deutschen Strafverfahren nicht gelöst werden.  

 

II. Das nemo-tenetur-Prinzip und 136 a StPO i.V.m. dem Grundsatz des fairen Verfah-

rens 

 

Die meisten Probleme einer Vereinbarkeit der deutschen Absprachenpraxis mit den 

Verfahrengrundsätzen entstehen aufgrund der unmittelbaren Beteiligung des Gerichts an der 

Verständigung. Da die Urteilsabsprachen in erster Linie im Hauptverfahren stattfinden, ist das 

Gericht stets der entscheidende Verhandlungspartner. Diese Position birgt die Gefahr in sich, 

dass das Gericht, insbesondere durch den Einsatz der sog. „Sanktionsschere―, um der schnellen 

Erledigung willen unzulässigen Druck auf den Angeklagten ausübt. Darüber hinaus kann dieser 

bereits durch das gerichtliche Angebot einer Strafmilderung – die er mangels Bestimmbarkeit 

einer „Normalstrafe― nur schwer einschätzen kann – unter Druck geraten.
818

  

 

Das Verfahren des plaider coupable wird gem. Art. 495-12 CPP grundsätzlich vor Anklageerhe-

bung durch die Staatsanwaltschaft durchgeführt, die gem. Art. 495-8 CPP die Befugnis besitzt, 

das Strafmaß zu bestimmen. Der gesamte Verständigungsvorgang wird damit aus dem Hauptver-

fahren hinaus und von der unmittelbaren Beteiligung des Gerichts weg in ein eigenständiges 
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Verfahren verlagert und das Gerichts erst nach der erfolgten Einigung zwischen Staatsanwalt 

und Beschuldigtem bzw. dessen Verteidiger in das Verfahren einbezogen. Bei der Überprüfung 

der Verfassungsmäßigkeit des Loi Perben II und insbesondere der CRPC
819

 hat der Conseil 

constitutionnel darin keine Verletzung des Anspruchs des Beschuldigten auf ein gerechtes 

Verfahren gesehen. Da die Letztentscheidungsmacht, ob die vereinbarte Strafe verhängt oder ein 

ordentliches Verfahren eröffnet wird, allein beim Richter verbleibe, sei seine Prozessstellung 

nicht derartig beeinträchtigt, dass eine Verletzung des fair-trial-Grundsatzes zu beanstanden 

wäre.
820

 In Art. 495-14 CPP wird darüber hinaus ausdrücklich festgelegt, dass die im Verständi-

gungsverfahren vorgenommenen Handlungen – insbesondere ein Geständnis des Beschuldigten 

– keinerlei präjudizielle Wirkungen haben. Gebannt ist deshalb auch hierdurch die im deutschen 

Recht bestehende Gefahr der Drohung mit der sog. „Sanktionsschere―. Ein Gericht, das im Falle 

eines Scheiterns der Absprache für das weitere Verfahren nicht zuständig ist, kann nicht damit 

drohen, dass in diesem weiteren Verfahren möglicherweise eine höhere Strafe verhängt werden 

könnte. 

 

III. Der Gleichheitsgrundsatz 

 

Auch hinsichtlich der Gefahr einer Verletzung des Gleichheitssatzes aus Art. 3 I GG
821

 lässt sich 

durch den Vergleich mit der CRPC ein Lösungsansatz entwickeln. Zwar liegt die Einleitung der 

CRPC nach französischem Recht im Ermessen des Staatsanwaltes, so dass nicht jeder Beschul-

digte in den Genuss dieses informellen Verfahrens kommen kann. Allerdings besteht gem. Art. 

495-7 CPP auch für den Beschuldigten die Möglichkeit, die Initiative zu ergreifen und die 

Durchführung der CRPC zu beantragen. Zwar kann der Staatsanwalt frei über die Zulassung des 

Antrags entscheiden,
822

 aber es steht damit grundsätzlich jedem Beschuldigten die Möglichkeit 

offen, auf das Verfahren Einfluss nehmen zu können. Durch die Einräumung einer derartigen 

Möglichkeit für den Angeklagten, seinerseits eine Verständigung anstreben zu können, könnte 

der Gefahr einer Ungleichbehandlung insbesondere des „normalen Kriminellen― mit dem sog. 

„Wohlstandskriminellen― begegnet werden. 
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E. Die sog. „Strafbescheidslösung“ in Anlehnung an die CRPC als zusätzlicher 

Ansatz zur Verbesserung der Absprachenproblematik im deutschen Strafverfah-

ren? 

 

I. Vergleichbarkeit des Strafbescheidsverfahrens mit der CRPC  

 

Die Frage nach der Möglichkeit, die Absprachenproblematik durch einen neuen, alternativen 

Ansatz zu verbessern ist auch nach der Verkündung des Gesetzes zur Regelung der Verständi-

gung im Strafverfahren weiterhin interessant. Wie oben bereits dargestellt, kann auch die Einfüh-

rung des § 257 c StPO die Kollisionspunkte der Urteilsabsprachen mit den geltenden 

Verfahrensmaximen nicht vermindern.  

 

Eine zusammenfassende Betrachtung der sich aus einem – soweit möglichen – Vergleich mit 

dem französischen Strafprozessrecht ergebenden Lösungsansätze lenkt den Blick zurück auf das 

von Bode in seinen Grundzügen skizzierte und von Schünemann weiter entwickelte 

Strafbescheidsverfahren
823

, das in seinen Grundzügen eine nicht zu übersehende Ähnlichkeit mit 

dem Verfahren des plaider coupable aufweist.  

 

 Beide Verfahren zeichnen sich durch einen weitestgehenden Rückgriff auf das Kon-

sensprinzip aus. Dabei bilden sowohl das Strafbescheidsverfahren als auch die CRPC 

einen eigenständigen Erledigungstyp neben dem förmlichen Hauptverfahren.  

 Ein wesentliches Merkmal der beiden Verfahren ist, dass die Einbeziehung des Ge-

richts in die Verständigung nicht von Anfang an, sondern erst dann erfolgt, wenn be-

reits ein konkreter, auf einer Verständigung zwischen Staatsanwaltschaft und Be-

schuldigtem bzw. dessen Verteidiger beruhender Vorschlag zur Verfahrensbeendigung 

vorliegt. Eine traditionelle Hauptverhandlung findet erst statt, wenn sich ein Verfah-

rensbeteiligter mit der vorgeschlagenen Verständigung nicht einverstanden erklärt.  

 Auch die Reaktionsmöglichkeiten des Gerichts auf den Vorschlag der Staatsanwalt-

schaft sind dieselben: Der Vorschlag kann entweder im Ganzen angenommen oder 

abgelehnt werden; eine Änderung des Strafmaßes durch das Gericht ist nicht möglich. 

 Hinsichtlich der dem konsensualen Verfahren zugänglichen Straftaten geht die 

Strafbescheidslösung sogar noch über die Regelung der CRPC hinaus. Zwar ist in bei-

                                                 
823
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den Verfahren die Möglichkeit der Verhängung einer Freiheitsstrafe vorgesehen, je-

doch gilt die CRPC nur für Straftaten, die mit einer Freiheitsstrafe von höchstens fünf 

Jahren bedroht sind. Dagegen soll der Erlass eines Strafbescheides grundsätzlich bei 

allen Deliktsarten möglich sein. Allerdings wird diese weite Fassung durch die (noch 

etwas undifferenzierte) Vorgabe Schünemanns, dass in den Fällen, in denen ein be-

sonderes Interesse der Öffentlichkeit an der Aufklärung besteht, eine ordentliche 

Hauptverhandlung erfolgen müsse, relativiert. Dies wird zum Beispiel bei besonders 

schweren Tatvorwürfen oder in besonders spektakulären Wirtschaftsstrafverfahren der 

Fall sein.  

 Das Verbot der reformatio in peius im Strafbescheidsverfahren dient dem Schutz des 

Beschuldigten vor der Drohung mit einer höheren Strafe in der sich möglicherweise 

anschließenden Hauptverhandlung. Dieser Schutz wird im Rahmen der CRPC glei-

chermaßen dadurch erreicht, dass für das ordentliche Verfahren ein anderes Gericht 

zuständig und eine präjudizielle Wirkung der Erklärungen im Verständigungsverfah-

ren ausgeschlossen ist. 

 

 

Sowohl die Strafbescheidslösung als auch das Verfahren des plaider coupable weisen somit als 

Modelle eines konsensual ausgestalteten informellen Verfahrens in dieselbe Richtung. Durch die 

vereinfachte, in Übereinstimmung der Verfahrensbeteiligten erreichte Erledigung soll eine 

Verkürzung des Strafverfahrens ermöglicht werden. Auf der Basis einer Verständigung wird eine 

Gesamtlösung für den jeweiligen Prozessstoff gesucht, die für alle Beteiligten zu einer akzeptab-

len Verfahrensbeendigung führen kann.  

 

Angesichts der konsensualen Natur des Abspracheverfahrens kann dieses – wie die Versuche der 

Rechtsprechung und der den Leitlinien des BGH folgenden Gesetzesvorschläg sowie das Gesetz 

zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren zeigen – nicht bruchlos in das traditionelle 

Recht der Hauptverhandlung in Strafsachen als einem kontradiktorischen und inquisitorischen, 

auf umfassende Ermittlung und Aburteilung der verfahrensgegenständlichen Taten zielenden 

Verfahren integriert werden.
824

 Es könnte deshalb durchaus an die Einführung einer besonderen 

Verfahrensart in der StPO gedacht werden
825

, als die sich die Strafbescheidslösung anbieten 

könnte. Diese ist aber kritisch zu hinterfragen. Insbesondere muss man sich entscheiden, ob 

dann, wenn bei Verwirklichung dieses Vorschlages zugunsten weitesgehenden Rückgriffs auf 

                                                 
824

 Matt/Vogel in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 391, 392. 
825

 Für eine selbständige Verfahrensart auch Matt/Vogel in: FS Bundesrechtsanwaltskammer, 391, 392. 
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das Konsensprinzip die prozessualen Sicherungen der Hauptverhandlung disponibel gemacht
826

, 

auf eine Klärung der materiellen Wahrheit verzichtet und das Ergebnis des Verfahrens in das 

Belieben der Prozesssubjekte gelegt würde, diese Einschränkungen prozessualer Grundrechte 

hingenommen werden müssen, um die Urteilsabsprachen aus der gesetzlichen Grauzone, in der 

sie sich derzeit befinden, herauszuholen.  

 

II. Probleme 

 

1. Funktionsverlust der Hauptverhandlung 

 

Im Zentrum der Kritik an einer Einführung eines Konsensverfahrens nach Vorbild des Strafbe-

scheides steht der damit verbundene Verzicht auf die Durchführung der Hauptverhandlung. 

Denn mit deren Funktionsverlust wird gleichzeitig die innere Struktur des heutigen Strafprozes-

ses in erheblicher Weise verändert.  

 

Nach dem herkömmlichen Bild des Strafprozesses ist das Ermittlungsverfahren das Vorverfah-

ren, in dem es allein um die Stoffsammlung und die „Vorbereitung der öffentlichen Klage―
827

 

geht; Kernstück und Höhepunkt des Verfahrens ist die Hauptverhandlung, in der sämtliche 

Beweismittel, die das Ermittlungsverfahren zutage gefördert hat, unter den Augen der Öffent-

lichkeit nach der Inquisitionsmaxime noch einmal neu erhoben werden.
828

 Grundsätzlich wird 

die Feststellung über Schuld und Unschuld des Angeklagten erst in der Hauptverhandlung nach 

einer Beweiserhebung und deren Auswertung getroffen.  

Zwischenzeitlich trifft aber die herkömmliche Vorstellung von der im Zentrum stehenden 

Hauptverhandlung in der Praxis nicht (mehr) zu. Kernstück des Strafverfahrens ist in der 

Rechtswirklichkeit nicht mehr das Haupt- sondern das Ermittlungsverfahren.
829

 So haben sich 

die Möglichkeiten einer Beweisführung seit der Reichsstrafprozessordnung von 1877 insoweit 

stark verändert,als sie sich heute infolge fortentwickelter technischer Möglichkeiten zunehmend 

auf Sachbeweise stützt, die im Ermittlungsverfahren erhoben und unverändert in die Hauptver-

handlung übernommen werden.
830

 Auch der Personalbeweis wird nur theoretisch in der Haupt-

verhandlung neu erhoben, denn nur selten rücken Zeugen bei ihrer Vernehmung in der Haupt-

                                                 
826

 So auch Weßlau, S. 260. 
827

 Vgl. insoweit die Überschrift zu §§ 158 ff. StPO. 
828

 Meier in: GA 2004, 441, 442. 
829

 Meier in: GA 2004, 441, 443; Roxin, § 37 Rn 1; Wolter, S. 9. 
830

 Hauer, S. 226. 
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verhandlung von ihren Angaben im Ermittlungsverfahren wieder ab. Verstärkt wird dies da-

durch, dass ihnen bei eventuell abweichenden Angaben in der Hauptverhandlung ihre früheren 

Aussagen vom Gericht vorgehalten werden, was typischerweise zu einer Bestätigung dieser 

Aussagen führt.
831

 Gerade die im Rahmen der vorliegenden Arbeit besonders in den Blick 

genommenen Fälle mit komplexen Sachverhalten, wie sie gerade und vor allem  Wirtschafts-

strafsachen darstellen, entziehen sich  einer Sachverhaltsaufklärung in der begrenzten Zeit der 

Hauptverhandlung und können eigentlich nur mit den Mitteln des Sach- und Urkundenbeweises 

erschlossen werden. Die aufzuklärenden Sachverhalte sind in ihrer Mehrzahl so kompliziert 

geworden, dass sie mit den Mitteln der Beweisführung vor Gericht, insbesondere der auf den 

Zeugenbeweis zugeschnittenen öffentlichen Verhandlung nicht mehr adäquat bewältigt werden 

können. Die Hauptverhandlung wird „vom Kernstück zum Nachklapp― und leistet nur noch eine 

mehr oder weniger langwierige Reproduktion der in den Akten enthaltenen Ermittlungsergebnis-

se.
832

 Die Würfel fallen also bereits im Ermittlungsverfahren.
833

 Es stellt sich deshalb die Frage, 

ob die doppelte Beweisführung nicht ein Luxus ist, auf den man unter Umständen verzichten 

könnte.
834

  

 

So wird auch die Forderung nach zwingender und unantastbarer Beachtung des Amtsermitt-

lungsgrundsatzes schon seit geraumer Zeit nicht mehr uneingeschränkt aufrechterhalten.
835

 Zwar 

nach wie vor als eines der wichtigsten strafverfahrensrechtlichen Prinzipien angesehen, hat der 

Amtsermittlungsgrundsatz aber  im Zusammenhang mit der Diskussion um die Urteilsabspra-

chen auch durch den 4. Senat des BGH Einschränkungen erfahren, indem der BGH ausführte: 

„Das Gericht bleibt dem Gebot der Wahrheitsfindung verpflichtet. Das Geständnis muss daher 

auf seine Glaubwürdigkeit überprüft werden; sich aufdrängende Beweiserhebungen dürfen nicht 

unterbleiben―. Die Anforderungen an den Amtsermittlungsgrundsatz sind somit bereits mini-

miert worden, was bei einigen Autoren zu der Einschätzung führte, dass dieser in der Abspra-

chen-Rechtsprechung „nur noch der Form nach aufrecht erhalten werde―.
836

 An dieser Stelle 

wird besonders deutlich, dass die Integration der Absprachenpraxis in das bestehende vergleichs-

feindliche System der StPO unter Beachtung aller geltenden Verfahrensgrundsätze in der Tat 

                                                 
831

 Hauer, S. 227. 
832

 Weigend in: ZStW 104 (1992), 486, 504, 505. 
833

 Schünemann in: ZStW 114 (2002), 1, 20. 
834

 Duttge in: ZStW 115 (2003), 539, 565. 
835

 Frister kam in: ZStW 105 (1993), 340, 341 noch zu dem Schluß, die umfassende Wahrheitserforschungspflicht 

von Amts wegen stehe auch „in der aktuellen rechtspolitischen Diskussion praktisch außer Streit―. 
836

 Jahn in: ZStW 118 (2006), 427, 444 unter Bezugnahme auf Fezer, FG BGH, 847, 879. 
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dem „Versuch einer Quadratur des Kreises―
837

 ähnelt und daher nicht zufrieden stellend gelingen 

kann.  

 

Fraglich ist allerdings, ob durch die Strafbescheidslösung die Amtsermittlungspflicht des Ge-

richts und das Prinzip der materiellen Wahrheit in nicht mehr hinnehmbarer Weise zurückge-

drängt würde. Denn obgleich Entlastungsbestrebungen durchaus ernstzunehmen und im Grund-

satz anzuerkennen sind, darf die Verfolgung justitzökonomischer Ziele nicht zu einer völligen 

Außerkraftsetzung von Grundprinzipien des Strafverfahrens führen. Dies käme im Ergebnis 

einer „Kapitulation des Rechtsstaats vor der Macht des Faktischen gleich―.
838

  

 

Dies ist jedoch bei der vorgeschlagenen Strafbescheidslösung nicht der Fall. Auch in einer 

Hauptverhandlung kann sich das Gericht immer nur bemühen, die Wahrheit herauszufinden; ob 

ihm das im Urteil gelungen ist, ist eine ganz andere Frage.
839

 Derjenige, der in der Regel am 

besten weiß, ob ein in der Anklage erhobener Vorwurf gerechtfertigt ist oder nicht, ist der 

Beschuldigte selbst. Deswegen können grundsätzlich keine Bedenken dagegen erhoben werden, 

wenn er durch Annahme des Strafbescheids auf eine möglicherweise langwierige Beweisauf-

nahme in einer Hauptverhandlung verzichtet.
840

 Dies bedeutet auch keinesfalls eine völlige 

Aufgabe der Wahrheitsermittlung durch das Gericht. Um das Ziel des Strafprozesses, die Erfor-

schung der materiellen Wahrheit zu erreichen, bedarf es eines Prozedere, das die Allgemeinheit 

als „ernsthafte [...] und umfassende Auseinandersetzung― in dieser Sache verstehen kann.
841

 

Dieses Ziel wird nicht mit zweifelsfreier Erkenntnis, sondern dadurch erreicht, dass das dahinge-

hende Bemühen nicht vorzeitig abgebrochen wird.
842

 Nach diesem auch der einschränkenden 

Aussage des BGH entsprechenden Verständnis der Amtsaufklärungsmaxime muss es als für die 

Legitimation des Strafbescheidverfahrens ausreichend angesehen werden, den Prozessbeteiligten 

aufgrund des Konsensprinzips eine Verfügungsbefugnis über den Prozessgegenstand zu geben, 

der die Aufklärungspflicht des Gerichts in dem so gesteckten Rahmen modifiziert, aber nicht 

dispensiert. Denn die Aufgabe des Gerichts besteht nicht lediglich – wie im Strafbefehlsverfah-

ren – in einer Überprüfung der Aktenlage. Während im Strafbefehlsverfahren die Rolle des 

Richters auf eine bloße Schlüssigkeitsprüfung nach Aktenlage beschränkt ist und der Inhalt des 

Strafbefehls in der Regel vor dem Eintritt der Rechtskraft nicht ein einziges Mal der „Feuerpro-

                                                 
837

 Schünemann, Gutachten B zum 58. DJT, B 157. 
838

 Horstmann, S. 256. 
839

 Meyer-Goßner in: NStZ 1992, 167 
840

 Vgl. insoweit zum Prinzip der materiellen Wahrheit auch unter Teil 1, B, III, 2 b). 
841

 Weßlau, S. 116; Duttge in: ZStW 115 (2003), 539, 546. 
842

 Duttge in: ZStW 115 (2003), 539, 546. 



 

 175 

be― einer substantiellen kritischen Analyse unter Beteiligung aller Prozesssubjekte ausgesetzt 

ist
843

, schreibt das Strafbescheidsverfahren ausdrücklich einen mündlichen Erörterungstermin 

unter Anwesenheit aller Verfahrensbeteiligten vor, der eine eingehende Vorbereitung der 

Rechts- und Beweislage durch den Richter voraussetzt. Dieser mündliche Erörterungstermin 

wäre von größter Bedeutung. Er darf nicht – wie zwischenzeitlich in der Praxis des Strafbefehls-

verfahrens mit der Hauptverhandlung geschehen
844

 – zur Ausnahme werden.
845

 Denn nur unter 

der Prämisse, dass diese Erledigungsform nicht auf ein rein schriftliches Verfahren fixiert wird, 

sondern der persönliche Kontakt mit dem Beschuldigten gesichert bleibt, ist es denkbar, den 

Untersuchungsgrundsatz als verzichtbares Verfahrensrecht des Angeklagten zu begreifen.
846

 Das 

Ermittlungsrecht des Gerichts muss aber von diesem Verzicht grundsätzlich unberührt blei-

ben
847

; die Verzichtbarkeit der Instruktionsmaxime durch den Angeklagten darf nicht zu einer 

Einführung der zivilprozessualen Dispositionsmaxime und damit einer „Reprivatisierung― des 

Strafprozesses führen.
848

  

 

Ob die Praxis hier die richtige Grenze finden würde, erscheint fraglich. 

 

 

2. Die Stärkung der Stellung der Staatsanwaltschaft 

 

Mit dem Bedeutungswandel des Ermittlungsverfahrens, an dem zu zweifeln kein Anlass be-

steht
849

, korrespondiert ein grundlegender Wandel der Stellung der Staatsanwaltschaft. Während 

diese nach der ursprünglichen Konzeption der StPO eine reine Anklagebehörde war, deren 

Aufgabe entsprechend dem Legalitätsprinzip allein darin bestand, den bekannt gewordenen 

Tatverdacht aufzuklären (§ 160 StPO) und dem Gericht mit der Anklage zur Entscheidung 

vorzulegen (§ 170 StPO)
850

, kommt ihr heute auch die Aufgabe zu, entsprechend dem Opportu-

nitätsprinzip nach Alternativen zur Anklage zu fragen und, sofern kein Strafbefehlsverfahren in 

Betracht kommt, das Verfahren zu Einstellung zu führen.
851

 Mit dieser eigenen Sanktionskompe-
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 Duttge in: ZStW 115 (2003), 539, 561. 
844

 Siolek, S. 260. 
845

 A.A. Weigend, der die mündliche Verhandlung nur fakultativ vorsehen will, Weigend in: ZStW 104 (1992), 486, 

508. 
846

 So auch Eser in: ZStW 104 (1992), 361, 390. 
847

 So sieht es auch Schünemann in: Gutachten B zum 58. DJT, B 163, wonach das Gericht nur dann zum 

Strafbescheidsverfahren greifen soll, wenn die Beweislage „wirklich klar― sei. 
848

 Eser in: ZStW 104 (1992), 361, 390. 
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 Meier in: GA 2004, 441, 444. 
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 Kausch, S. 230. 
851

 Meier in: GA 2004, 441, 442. 
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tenz, wie sie namentlich in § 153 a StPO zum Ausdruck kommt, ist die Staatsanwaltschaft 

faktisch „der Richter neben dem Richter―.
852

 Nicht nur mit der Ausweitung der Einstellungsmög-

lichkeiten nach § 153 a StPO, sondern auch im Strafbefehlsverfahren hat – wie bereits darge-

legt
853

 – aus Gründen der Prozessökonomie eine schleichende „de-facto-

Kompetenzverschiebung―
854

 zugunsten der Staatsanwaltschaft stattgefunden. Wenn nun – wie im 

Strafbescheidsverfahren von Schünemann vorgesehen – das Gericht an den nach vorangegange-

ner Verständigung mit dem Beschuldigten zustandegekommenen Antrag der Staatsanwaltschaft 

gebunden wäre, würde sich diese Kompetenzverschiebung noch verstärken. 

 

Die für den Strafbescheid – wie auch im Verfahren der CRPC – vorgesehene Regelung des die 

festzusetzenden Rechtsfolgen betreffenden Antrags der Staatsanwaltschaft erscheint deshalb 

problematisch, weil die Erledigung im Wege des Strafbescheids gerade nicht für Fälle der 

kleineren und mittleren (Massen-) Kriminalität, sondern insbesondere für die schwerwiegenden 

Fälle eine Lösung bieten soll, in denen auf eine Strafzumessungsentscheidung große Sorgfalt 

verwendet werden sollte, während im Strafbefehlsverfahren nach §§ 407 ff. StPO die „Kompe-

tenzverschiebung― noch für zulässig erachtet werden kann, weil hier ohnehin eine individuali-

sierte Strafzumessung praktisch kaum stattfindet.
855

  

 

Der Vorteil eines Antrages der Staatsanwaltschaft liegt darin, dass dieser nach der Konzeption 

der Strafbescheidslösung schon Gegenstand einer Verständigungskommunikation sein kann
856

, 

es also, wie auch im Verfahren der CRPC vorgesehen, zu einer wirklichen „Verhandlung― 

zwischen Staatsanwalt und Beschuldigtem bzw. dessen Verteidiger über die Strafe kommt. 

Damit soll die Form der Erledigung durch Absprache beseitigt, die Möglichkeit einer Verständi-

gung über das Verfahrensergebnis aber beibehalten werden, ohne dass das Gericht über das 

Strafmaß Einfluss auf die Bereitschaft des Beschuldigten zu einer einverständlichen Erledigung 

nimmt und so die Gefahr eines Verstoßes gegen die Aussage- und Selbstbelastungsfreiheit 

besteht.
857

  

 

Eine Verständigung des Beschuldigten mit der Staatsanwaltschaft gerade über die Rechtsfolgen 

ist aber für diesen nur dann interessant, wenn sich die Einigung im Verfahrensergebnis auch 
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 Kausch, S. 235. 
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 Vgl. hierzu Teil 1, A, III. 
854

 Weßlau, S. 265. 
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 Weßlau, S. 265; Weigend in: ZStW 104 (1992), 486, 508 f. 
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 Schünemann in: Gutachten B zum 58. DJT, B 162. 
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 Fraglich ist allerdings, ob nicht hierdurch eine schlichte Vorverlagerung der Drohkulisse ins Ermittlungsverfah-
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tatsächlich nierderschlägt, wenn also der Richter an die ohne seine Mitwirkung zustande ge-

kommene Übereinkunft gebunden ist.
858

  

 

Bei einer Bindung des Gerichts an den mit dem Beschuldigten „ausgehandelten― Strafantrag der 

Staatsanwaltschaft wird diesem allerdings im Wege des Rückgriffs auf das Konsensprinzip die 

Übernahme einer Mitverantwortung am Verfahrensergebnis eingeräumt, die ihm nur zugemutet 

werden kann, wenn im Ermittlungsverfahren Waffen- bzw. Chancengleichheit zwischen dem 

Beschuldigten und der Staatsanwaltschaft besteht. 

 

Anlässlich der Reform des französischen Strafprozesses vom 15. Juni 2000, die als eine Revolu-

tion des französischen Strafverfahrensrechts angesehen wird, wurden die grundlegenden Prinzi-

pien des Strafverfahrens in Art 1 („article préliminaire“)  des Gesetzes dahingehend formuliert, 

dass der Prozess „gerecht― und „fair― (équitable) zu sein habe. Ein faires Verfahren (procès 

équitable) erfordert die Anerkennung des Beschuldigten als Prozesssubjekt, d.h. erforderlich ist 

ein Gleichgewicht der Rechte der Beteiligten.
859

 Die hierin zum Ausdruck kommende Tendenz 

zur Verstärkung der Partizipationsmöglichkeiten der Teilnehmer im Rahmen des Strafprozes-

ses
860

 lenkte damit den blick auf die Rechte der Verteidigung (les droits de la défense) und gab 

dem Beschuldigten in Art. 82-1 CPP die Möglichkeit, bereits im Ermittlungsverfahren alle 

Aufklärungshandlungen, die ihm relevant erscheinen, zu beantragen und damit aktiver als nach 

bisherigem Recht bei der Wahrheitsfindung mitzuwirken.
861

 Angesichts des Strafcharakters der 

Sanktion ist dann allerdings aufgrund der Entscheidung des Conseil constitutionnel aus dem 

Jahre 1995
862

 deren Verhängung dem Richter vorzubehalten, was in Art. 41-2 ff. CPP für das 

Verfahren der composition pénale dahingehend geregelt wurde, dass der Richter die von Staats-

anwalt vorgeschlagene Sanktion bestätigen muss. Eine solche richterliche Mitwirkung wäre auch 

bei der Strafbescheidslösung sichergestellt. 

 

Allerdings gibt es in Deutschland de lege lata kein echtes Beweisantragsrecht des Beschuldigten 

im Ermittlungsverfahren. Der „Anspruch― aus 163 a II StPO kann nicht gerade als starke Vertei-

digungswaffe angesehen werden, da dem Beschuldigten im Falle einer Ablehnung durch die 

Staatsanwaltschaft kein Rechtsmittel zur Verfügung steht
863

 und zudem die Staatsanwaltschaft 
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 178 

einen Beurteilungsspielraum hat, weil sie nach dem Wortlaut des § 163 a II StPO nur verpflichtet 

ist, die Beweise zu erheben, die „von Bedeutung― sind. Um für den Beschuldigten in einem 

konsensorientierten Verfahren Chancen- bzw. Waffengleichheit mit der Staatsanwaltschaft 

herzustellen, muss deshalb im Mittelpunkt der Überlegungen zur Lösung der Abspracheproble-

matik durch Einführung eines sog. Strafbescheidsverfahrens die Verbesserung der Rechtsstel-

lung des Beschuldigten im Ermittlungsverfahren stehen. Seine Mitwirkungsbefugnis setzt 

zunächst voraus, dass ihm bzw. seinem Verteidiger Akteneinsicht gewährt wird, deren Ausge-

staltung im geltenden Recht äußerst zurückhaltend vorgenommen ist.
864

 Denn nur so kann der 

Beschuldigte frei und informiert von ihm geforderte Risikoabwägungen treffen und ist vor der 

Gefahr geschützt, dass die Verweigerung seiner Zustimmung zum Verzicht auf die Hauptver-

handlung ein ungünstiges Verfahrensergebnis provoziert.
865

  

 

Darüber hinaus müsste dem Beschuldigten im Strafbescheidsverfahren grundsätzlich ein Vertei-

diger beigeordnet werden, denn erst die Mitwirkung eines Verteidigers stattet die meisten 

Beschuldigten mit der „Gegenmacht― aus, die erforderlich ist, um die Justizförmigkeit des 

Handelns der Strafverfolgungsorgane zu kontrollieren und in einer Verfahrenssituation, in der im 

Wege des Konsenses die Weichen für das Ergebnis des Verfahrens gestellt werden, die Sach- 

und Rechtslage richtig bewerten und so Mitwirkunsgbefugnisse wirksam ausüben zu können.
866

  

Allerdings muss gefragt werden, ob sich auf diese Weise die im Sinne eine Prozessökonomie 

angestrebte Verfahrenserleichterung und –verkürzung tatsächlich erreichen lässt oder die Prob-

leme und Belastungen damit nur eher vom Gericht weg zur Staatsanwaltschaft verlagert werden. 

Im französischen Recht hat sich gezeigt, dass die Verteidigung auf diese Weise durchaus in eine 

Position gebracht werden kann, von der aus sie die Aufklärung der Tat überhaupt vereiteln und 

die kontradiktorische Ausgestaltung der Beweiserhebung zu der konkreten Gefahr eine Blockade 

der noch vorhandenen Aufklärungsmöglichkeiten führen kann.
867
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III. Schlussbetrachtung 

 

Der Versuch, mit dem sog. Strafbescheidsverfahren eine rechtsstaatlich vertretbare Alternative 

zu der gegenwärtigen Regelung der Absprachenpraxis anzubieten, ist durchaus erwägenswert, 

birgt aber noch viele ungelöste Probleme. Zu deren Behebung kann zwar ein Vergleich mit dem 

Verfahren der CRPC nur sehr eingeschränkt beitragen, jedoch zeigt der Blick über die Landes-

grenzen, dass auch in Frankreich die Struktur des Strafverfahrens nachhaltige Änderungen 

erfahren hat, das inquisitorische Prinzip an Bedeutung verliert und durch konsensuale Verfah-

rensformen verdrängt wird.
868

 Ob aber eine einvernehmliche, ohne Beweisaufnahme herbeige-

führte Erledigung auch sog. Großverfahren das Modell der Zukunft werden kann, erscheint 

zweifelhaft. Noch besitzen im deutschen Strafverfahren Ankläger und Beschuldigter nicht die 

gleichen Möglichkeiten, auf den Verfahrensausgang Einfluss zu nehmen. Ein „echter― Konsens 

ist deshalb nicht denkbar, allenfalls die Zustimmung des Beschuldigten zu einer Saktion, die ihm 

als relativ günstig dargestellt wird, wobei die Freiheit des Beschuldigten häufig nicht mehr ist als 

die Einsicht in die Notwendigkeit.
869

 Ob deshalb Anliegen der Justizentlastung und Prozessöko-

nomie zu Strafverfahrensprinzipien „hochstilisiert― und zu Legitimationszwecken zusätzlich das 

Konsensprinzip herangezogen und die Gefahr des Abbaus klassischer Abwehrrecht des Beschul-

digten und die Außerkraftsetzung von Grundprinzipien des Strafverfahrens in Kauf genommen 

werden sollte, ist fraglich. Justizentlastung als gesetzgeberisches Motiv ist zwar nicht per se 

unzulässig, verliert jedoch an Berechtigung, je stärker „echte― Verfassungsprinzipien durch die 

Rationalisierung betroffen sind.
870

 

 

Nach wie vor besteht die Chance einer wirklichen Neugestaltung unseres Strafprozesses.
871

 Auch 

mit dem Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren vom 29. Juli 2009 ist eine 

gänzlich überzeugende Lösung der Absprachenproblematik noch nicht gefunden; das 

Strafbescheidsverfahren ist jedoch eine nach wie vor diskussionswürdige, aber noch verbesse-

rungsfähige Möglichkeit hierzu. 
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 Weigend in: ZStW 104 (1992), 486, 488. 
869

 Weigend in: ZStW 104 (1992), 486, 500. 
870

 Horstmann, S. 256. 
871

 Widmaier in: NJW 2005, 1985, 1987. 
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Anhang I 

 

Befragung zum Thema „Urteilsabsprachen im Strafprozess“ am LG Stuttgart 

 

1. Gründe für Absprachen 

  Terminnot, Arbeitsbelastung, schwierige Beweislage, drohende Verjährung 

2. Häufigkeit von Absprachen, Prozentsatz, Zunahme 

 -häufig  -gelegentlich  -selten  -nie 

3. Bei welchen Delikten kommen Absprachen am häufigsten vor? 

4. In welchem Verfahrensstadium werden Absprachen am ehesten getroffen? 

  vor / während der Hauptverhandlung 

5. Wie verläuft die Verhandlung über eine Absprache? 

6. Von welcher Seite wird zuerst Verhandlungsbereitschaft signalisiert? Werden Absprachen 

bereits von der StA angeregt? 

7. Wird die Verhandlungsbereitschaft offen oder verklausuliert zu erkennen gegeben? 

8. Geschieht dies im offiziellen Rahmen der Hauptverhandlung oder eher „auf dem Gang―? 

9. Wie konkret fällt die Absprache aus? (Zusage einer Strafobergrenze / Strafuntergrenze?)  

10. Wie muss sich die „Gegenleistung― des Angeklagten darstellen, damit es zu einer Absprache 

kommt? 

  Geständnis erforderlich, oder reicht auch ein sonstiges verfahrensbeschleunigendes  

      Verhalten, z.B. Verzicht auf Stellung von Beweisanträgen? 

11. Wie sieht das Zugeständnis des Gerichts aus? 

  nur Strafrabatt oder auch Modifikation der Täterqualifikation (Gehilfe statt Mit- 

     täter) oder Annahme eines minder schweren Falles 

12. Wie hoch fällt der Strafrabatt aus? 

13. Wird häufig Rechtsmittel eingelegt, obwohl dem Urteil eine Absprache vorausging? 

14. Wie dringend ist eine gesetzliche Regelung erforderlich; lassen sich die Absprachen auch mit 

der Rechtsprechung des BGH gut regeln? 

15. Sind die Angeklagten mit den Absprachen zufrieden oder fühlen sie sich gedrängt? 
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Anhang II  

 

Regelungsmodelle für eine Kodifizierung der Urteilsabsprachen 

 

 

A. Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von Absprachen im Strafverfahren des Landes 

Niedersachsen  

 

Artikel 1  

Änderung der Strafprozessordnung  

  

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S.  

1074, 1319), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert:  

  

1. Dem § 35a wird folgender Satz 3 angefügt:   

„Beruht das Urteil auf einer Absprache gemäß § 243a, ist der Angeklagte auch darüber zu 

belehren, dass er ungeachtet der Absprache und der in diesem Zusammenhang stattgefundenen 

Erörterungen in seiner Entscheidung frei ist, Rechtmittel einzulegen.―   

  

2. § 199 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  

a) Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:  

„In geeigneten Fällen kann zugleich der Antrag auf Erörterung einer Urteilsabsprache nach §§ 

212, 243a gestellt werden; der Antrag enthält die Angabe eines Strafrahmens entsprechend § 

243a Abs. 3.―    

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; in ihm wird das Wort „ihr― durch die Worte „der Anklage-

schrift― ersetzt.   

  

3. Dem § 201 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt:  

„Enthält die Anklageschrift einen Antrag nach § 199 Abs. 2 Satz 2, fordert der Vorsitzende des 

Gerichts den Angeschuldigten zugleich zur Erklärung auf, ob er einen Antrag auf Erörterung 

einer Urteilsabsprache nach §§ 212, 243a stellt.―  

  

4. Nach § 211 wird folgender neuer § 212 eingefügt:  

 „§ 212  
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(1) Auf Antrag des Angeklagten, des Verteidigers und der Staatsanwaltschaft sowie auf Anre-

gung des Vorsitzenden können nach Zustellung der Anklageschrift auch außerhalb der Haupt-

verhandlung die Möglichkeiten einer Urteilsabsprache im Sinne von § 243a gemeinsam erörtert 

werden. Der wesentliche Inhalt und das Ergebnis der Erörterungen sind durch den Vorsitzenden 

des Gerichts aktenkundig zu machen.  

  

(2) Das Gericht ist an Anträge auf Erörterung einer Urteilsabsprache nicht gebunden. Ein ableh-

nender Beschluss bedarf keiner Begründung und kann nicht angefochten werden.―  

  

5. § 243 wird wie folgt geändert:  

a) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:  

„(4) Der Vorsitzende teilt mit, ob vor der Hauptverhandlung Erörterungen gemäß § 212 stattge-

funden haben. Der wesentliche Inhalt und das Ergebnis der Erörterungen sind mitzuteilen und in 

das Hauptverhandlungsprotokoll aufzunehmen. Soll danach eine Urteilsabsprache erfolgen, ist 

gemäß § 243a Abs. 4 bis 6 zu verfahren.―   

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.  

  

6. Nach § 243 werden folgende §§ 243a und 243b eingefügt:  

„§ 243a   

(1) In der Hauptverhandlung kann das Gericht auch ohne Antrag des Angeklagten, des Verteidi-

gers und der Staatsanwaltschaft zu jedem Zeitpunkt den Stand des Verfahrens einschließlich 

einer vorläufigen Beurteilung des Verfahrensergebnisses mit dem Ziel einer verfahrensbeenden-

den Absprache erörtern. Hinsichtlich der Anträge gilt § 212 und für Erörterungen außerhalb der 

Hauptverhandlung gelten § 212 Abs. 1 Satz 2 und § 243 Abs. 4 entsprechend.  

(2) Mit dem Ziel der einvernehmlichen Verfahrensbeendigung ist nur eine Verständigung über 

die Rechtsfolgen zulässig. Gegenstand der Verständigung können weder der Schuldspruch, ein 

Rechtsmittelverzicht oder Umstände sein, die das Vollstreckungsverfahren betreffen. Die Rege-

lungen in §§ 154, 154a bleiben unberührt.    

(3) In Erwartung eines das Verfahren verkürzenden oder beendenden Geständnisses kann das 

Gericht unter freier Würdigung sämtlicher Umstände des Falles sowie der allgemeinen Strafzu-

messungserwägungen einen Strafrahmen durch Mitteilung einer Strafunter- und einer Strafober-

grenze angeben. Der mitgeteilte Strafrahmen steht unter dem Vorbehalt eines der Nachprüfung 

zugänglichen und zur Überzeugung des Gerichts der Wahrheit entsprechenden Geständnisses.   

(4) Der nach Absatz 3 mitgeteilte Strafrahmen ist einschließlich der diesen stützenden wesentli-



 

 183 

chen Erwägungen in das Hauptverhandlungsprotokoll aufzunehmen. Im Anschluss erhalten die 

Staatsanwaltschaft, der Angeklagte, der Verteidiger und in den Fällen des § 395 die Nebenklage 

Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Urteilsabsprache kommt zustande, wenn die Staatsanwalt-

schaft, der Angeklagte und der Verteidiger ihre Zustimmung erklären. Die Erklärungen und das 

Ergebnis sind im Hauptverhandlungsprotokoll festzuhalten. Erhebt die Nebenklage gegen den 

mitgeteilten Strafrahmen Bedenken, gibt die Staatsanwaltschaft dazu eine Erklärung ab, die sich 

mit den geäußerten Vorbehalten der Nebenklage befasst. Diese ist in das Hauptverhandlungspro-

tokoll aufzunehmen.   

(5) Stimmen die Staatsanwaltschaft, der Angeklagte oder der Verteidiger dem mitgeteilten 

Strafrahmen nicht zu, ist das Gericht nicht an die bisherige Bewertung gebunden. Dasselbe gilt, 

wenn im weiteren Verfahren neue wesentliche strafmildernde oder strafschärfende Umstände 

auftreten, die dem Gericht im Zeitpunkt der Mitteilung des Strafrahmens unbekannt waren.   

(6) Der Angeklagte ist über die Bedeutung und Auswirkungen einer fehlenden Zustimmung der 

in Absatz 4 Satz 3 genannten Verfahrensbeteiligten ausdrücklich zu belehren. Ebenso ist er auf 

die Folgen eines nicht zur Überzeugungsbildung des Gerichts genügenden Geständnisses und 

einer Neubewertung infolge Bekanntwerdens weiterer maßgeblicher Umstände sowie auf die 

eingeschränkten Rechtmittelmöglichkeiten nach §§ 312, 333 Satz 2, § 337 Abs. 3 einschließlich 

der auf das an der Verständigung beteiligte Gericht beschränkten Absprachebindung hinzuwei-

sen. Ein danach abgelegtes Geständnis bleibt auch im Falle einer nach Absatz 3 Satz 2 mangeln-

den oder nach Absatz 5 Satz 2 weggefallenen Bindung des Gerichts verwertbar.   

(7) Das Gericht weist die Verfahrensbeteiligten auf eine die Bindungswirkung nicht begründen-

de oder entfallen lassende Bewertung hin. § 265 gilt entsprechend. Im Falle des wirksamen 

Zustandekommens der Absprache ist das erkennende Gericht an den mitgeteilten Strafrahmen 

gebunden.  

  

§ 243b  

Die Regelungen in § 199 Abs. 2 Satz 2, §§ 212, 243 Abs. 4, § 243a Abs. 1, 3 bis 7 finden im 

Verfahren vor dem Straf- und Jugendrichter keine Anwendung.―  

7. § 267 wird wie folgt geändert:    

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 5 angefügt:  

„In den Urteilsgründen ist anzugeben, dass dem Urteil eine Absprache nach § 243a vorausge-

gangen ist und ob das Urteil auf der Absprache beruht.―    

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:  

aa) Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:  
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„Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend.―  

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3 und 4.  

  

8. Dem § 312 wird folgender Satz 2 angefügt:  

„Ausgenommen sind Urteile, die auf einer Absprache gemäß § 243a beruhen.―  

  

9. Dem § 333 wird folgender Satz 2 angefügt:  

„Gegen die Urteile des Schöffengerichts ist Revision zulässig, soweit die Berufung gemäß § 312 

Satz 2 ausgeschlossen ist; § 335 Abs. 2 gilt entsprechend.―  

  

10. Dem § 337 wird folgender Absatz 3 angefügt:  

„(3) Beruht das Urteil auf einer Absprache gemäß § 243a, kann die Revision wegen einer Verlet-

zung einer Rechtsnorm über das Verfahren nur auf eine Verletzung der im Zusammenhang mit 

der Absprache zu beachtenden Verfahrensvorschriften (§ 243a) sowie auf die in § 338 genannten 

Revisionsgründe gestützt werden.―   

  

Artikel 2  

Inkrafttreten  

  

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  

 

 

 

B. Eckpunkte für eine gesetzliche Regelung von Verfahrensabsprachen vor Gericht der 

Generalstaatsanwältinnen und Generalstaatsanwälte 

 

1. Erörterungen mit dem Ziel einer Urteilsabsprache können in und außerhalb der Hauptverhand-

lung stattfinden. Der wesentliche Inhalt der Urteilsabsprache ist vom Vorsitzenden in der Haupt-

verhandlung mitzuteilen. Die Mitteilung ist in das Hauptverhandlungsprotokoll aufzunehmen. 

 

2. Ein qualifiziertes Geständnis muss condition sine qua non einer jeden Urteilsabsprache sein. 

 

3. Das Verfahren zu einer solchen Verständigung setzt einen übereinstimmenden Antrag von 

Staatsanwaltschaft und Angeklagten voraus. 
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4. Das Gericht hat eine Strafober- und eine Strafuntergrenze zuzusagen. Widersprechen Staats-

anwaltschaft oder Angeklagter dem dadurch eröffneten Strafrahmen, darf das Urteil nicht 

aufgrund einer verfahrensbeendenden Absprache ergehen. 

 

5. Der Schuldspruch darf nicht Gegenstand der Absprache sein. 

 

6. Mit der Urteilsabsprache darf keine Strafrahmenverschiebung verbunden sein. 

 

7. Nach der Absprache und dem Geständnis ist das Gericht an die Zusage bis zum Abschluss des 

Rechtszuges gebunden. 

 

8. Die Bindungswirkung entfällt, wenn sich im weiteren Verfahren wesentliche strafmildernde 

oder –erschwerende Umstände ergeben, die dem Gericht im Zeitpunkt seiner Zusage unbekannt 

waren. 

 

9. Die Verwertbarkeit des Geständnisses bei Wegfall der Bindungswirkung richtet sich nach den 

allgemeinen Grundsätzen des Strafprozessrechts. 

 

10. Ein Rechtsmittelverzicht darf nicht Gegenstand der Urteilsabsprache sein. 

 

11. Ein Rechtsmittelverzicht ist nur nach qualifizierter Belehrung statthaft. 

 

12. Gegen Urteile des Strafrichters und des Schöffengerichts, die aufgrund einer Urteilsabspra-

che ergangen sind, ist das Rechtsmittel der Berufung ausgeschlossen. 

13. Ist das Urteil aufgrund einer Verständigung ergangen, kann die Revision der Staatsanwalt-

schaft und des Angeklagten wegen der Verletzung einer Rechtsnorm über das Verfahren nur auf 

einen Verstoß der beim Abspracheverfahren zu beachtenden Vorschriften sowie auf die in § 338 

Strafprozessordnung genannten Aufhebungsgründe gestützt werden. 

 

14. Die prozessualen Rechte des Nebenklägers bleiben unberührt.  
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C. Der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Regelung der Verständigung im Strafver-

fahren des Bundesjustizministeriums 

 

 

Artikel 1  

Änderung der Strafprozessordnung  

  

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I  S. 

1074, 1319), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert:  

  

1. § 35a wird wie folgt geändert:  

a) Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:  

„Gleiches gilt für die mit der Einlegung des Rechtsmittels verbundenen Kostenfolgen.―  

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.    

c) Dem neuen Satz 3 wird folgender neuer Satz 4 angefügt:   

„Liegt einem Urteil eine Verständigung (§ 257c) zu Grunde, ist der Betroffene auch darüber zu 

belehren, dass er in jedem Fall frei in seiner Entscheidung ist, ein Rechtsmittel einzulegen.―  

  

2. In § 44 Satz 2 wird die Angabe „35a― durch die Angabe „35a Satz 1, 3― ersetzt.  

  

3. Nach § 160 wird folgende Vorschrift eingefügt:   

„§ 160a  

Die Staatsanwaltschaft kann den Stand des Verfahrens mit den Verfahrensbeteiligten erörtern, 

soweit dies geeignet erscheint, das Verfahren zu fördern. Der wesentliche Inhalt dieser Erörte-

rung ist aktenkundig zu machen.―  

  

4. Nach § 202 wird folgende Vorschrift eingefügt:  

 „§ 202a   

Erwägt das Gericht die Eröffnung des Hauptverfahrens, so kann es den Stand des Verfahrens mit 

den Verfahrensbeteiligten erörtern, soweit dies geeignet erscheint, das Verfahren zu fördern. Der 

wesentliche Inhalt dieser Erörterung ist aktenkundig zu machen.―  

  

5. Nach der Überschrift „5. Abschnitt. Vorbereitung der Hauptverhandlung― wird folgende  

Vorschrift eingefügt:  
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„§ 212  

Nach Eröffnung des Hauptverfahrens gilt § 202a entsprechend.―  

  

6. § 243 wird wie folgt geändert:  

a) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:  

„Der Vorsitzende teilt mit, ob und wenn ja, mit welchem wesentlichen Inhalt Erörterungen nach 

den §§ 202a, 212 stattgefunden haben, wenn deren Gegenstand die Möglichkeit einer Verständi-

gung (§ 257c) gewesen ist. Diese Pflicht gilt auch im weiteren Verlauf der Hauptverhandlung, 

soweit sich Änderungen gegenüber der Mitteilung zu Beginn der Hauptverhandlung ergeben 

haben.―  

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.  

  

7. Nach § 257a werden folgende neue Vorschriften eingefügt:  

„§ 257b  

Das Gericht kann in der Hauptverhandlung den Stand des Verfahrens mit den Verfahrensbetei-

ligten erörtern, soweit dies geeignet erscheint, das Verfahren zu fördern.  

  

§ 257c  

(1) Das Gericht kann sich in geeigneten Fällen in der Hauptverhandlung mit den Verfahrensbe-

teiligten über den weiteren Fortgang und das Ergebnis des Verfahrens verständigen.  

(2) Gegenstand dieser Verständigung dürfen nur die Rechtsfolgen sein, die Inhalt des Urteils und 

der dazugehörigen Beschlüsse sein können, sonstige verfahrensbezogene Maßnahmen im zu 

Grunde liegenden Erkenntnisverfahren sowie das Prozessverhalten der Verfahrensbeteiligten. 

Das Gericht kann dabei mit Zustimmung des Angeklagten unter freier Würdigung aller Umstän-

de des Falles sowie der allgemeinen Strafzumessungserwägungen eine Ober- und Untergrenze 

der Strafe angeben. Die Ankündigung, auf Rechtsmittel zu verzichten oder ein Rechtsmittel nicht 

einzulegen, sowie Maßregeln der Besserung und Sicherung dürfen nicht Gegenstand einer  

Verständigung sein.  

(3) Die Verfahrensbeteiligten erhalten Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Verständigung 

kommt zustande, wenn Angeklagter und Staatsanwaltschaft nicht widersprechen.  

(4) Das Gericht darf von einer Verständigung (Absatz 3 Satz 2) nur abweichen, wenn sich seine 

Bewertung der Sach- oder Rechtslage im Verlauf der Hauptverhandlung ändert oder das weitere 

Prozessverhalten des Angeklagten nicht dem entspricht, das der Prognose des Gerichtes zugrun-

de gelegt worden ist. Diese Abweichung steht der Verwertung einer Aussage des Angeklagten 
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nicht grundsätzlich entgegen. Das Gericht hat eine Abweichung nach Satz 1 unverzüglich 

mitzuteilen.   

(5) Der Angeklagte ist über die Voraussetzungen und Folgen einer Abweichung des Gerichtes 

von dem in Aussicht gestellten Ergebnis nach Absatz 4 Satz 1, 2 zu belehren. Ist diese Belehrung 

unterblieben, darf die Aussage des Angeklagten nur mit dessen Einverständnis verwertet wer-

den.―  

  

8. § 267 wird wie folgt geändert:  

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 5 angefügt:  

„Liegt dem Urteil eine Verständigung (§ 257c) zu Grunde, ist auch dies in den Urteilsgründen 

anzugeben.―   

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:  

aa) Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:  

„Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend.―  

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3 und 4.  

  

9. § 273 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

aa) Das Wort „Beobachtung― wird durch das Wort „Beachtung― ersetzt.  

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:  

 „In das Protokoll muss auch der wesentliche Ablauf und Inhalt einer Erörterung nach § 257b 

aufgenommen werden.―  

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a angefügt:  

„(1a) Das Protokoll muss auch den wesentlichen Ablauf und Inhalt sowie das Ergebnis einer 

Verständigung nach § 257c wiedergeben. Gleiches gilt für die Beachtung der in § 243 Abs. 4, § 

257c Abs. 4 Satz 3, Abs. 5 Satz 1 vorgeschriebenen Mitteilungen und Belehrungen. Hat eine 

Verständigung nicht stattgefunden, ist auch dies im Protokoll zu vermerken.―  

 

  

10. § 302 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

 a) In Satz 1 wird das Wort „kann― durch das Wort „können― ersetzt.  

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:  

„Liegt dem Urteil eine Verständigung nach § 257c zu Grunde, ist ein Verzicht unwirksam, es sei 

denn, der Betroffene ist nach § 35a Satz 4 belehrt worden.―  
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c) Im neuen Satz 3 wird das Wort „jedoch― gestrichen.  

  

11. Dem § 337 wird folgender Absatz 3 angefügt:  

„(3) Liegt dem Urteil eine Verständigung (§ 257c) zu Grunde, kann die Revision wegen Verlet-

zung einer Rechtsnorm über das Verfahren von den Verfahrensbeteiligten, die der  

Verständigung nicht widersprochen haben, nur auf eine Verletzung der bei der Verständigung zu 

beachtenden Vorschriften (§ 243 Abs. 4, § 257c), der Grundsätze des fairen Verfahrens sowie 

auf die in § 338 genannten Aufhebungsgründe gestützt werden.―  

  

Artikel 2  

Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten  

  

§ 78 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 

19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch (...) geändert worden ist, wird wie folgt 

gefasst:    

„§ 243 Abs. 4 der Strafprozessordnung gilt nur, wenn eine Erörterung stattgefunden hat; § 273 

Abs. 1a Satz 3 und Abs. 2 der Strafprozessordnung ist nicht anzuwenden.―  

  

Artikel 3   

(Inkrafttreten)  

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.  

 

 

 

D. Vorschlag einer gesetzlichen Regelung der Urteilsabsprache im Strafverfahren des 

Strafrechtsausschusses der Bundesrechtsanwaltskammer 

 

Artikel 1  

Änderungen der Strafprozessordnung  

  

1. § 202 wird wie folgt geändert:  

 a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.  

 b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„Das Gericht und die Verfahrensbeteiligten können die Möglichkeit einer Urteilsabsprache (§ 
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243 a) erörtern. Der wesentliche Inhalt der Erörterungen ist aktenkundig zu machen."  

   

2.  Nach § 211 wird folgender neuer § 212 eingefügt:  

„§ 212 [Vorbereitung einer Urteilsabsprache nach Eröffnung des Hauptverfahrens]  

 „Nach Eröffnung des Hauptverfahrens gilt § 202 Abs. 2 entsprechend.―  

  

3. In § 243 wird nach Absatz 3 folgender neuer Absatz 4 eingefügt; der bisherige Absatz 4 wird 

Absatz 5:  

„(4) Der Vorsitzende teilt mit, ob  vor der Hauptverhandlung Erörterungen gemäß § 202 Abs. 2, 

§ 212 stattgefunden haben. Deren wesentlicher Inhalt ist mitzuteilen. Die Mitteilung ist in das 

Hauptverhandlungsprotokoll aufzunehmen."   

  

 4. Nach § 243 wird folgender neuer § 243 a eingefügt: 

„§ 243 a  

[Urteilsabsprache]  

(1) Das Gericht kann auf übereinstimmenden Antrag der Staatsanwaltschaft und des Angeklag-

ten diesem unter Darlegung seiner rechtlichen Bewertung der angeklagten Tat eine Strafober-

grenze nach Maßgabe des § 46 b StGB sowie andere Rechtsfolgen für den Fall zusagen, dass der 

Angeklagte vom Gericht konkret bezeichnete sachgemäße Bedingungen erfüllt. Als Bedingun-

gen kommen insbesondere in Betracht  

1. ein Geständnis,  

2. die Wiedergutmachung des durch die Tat verursachten Schadens,  

3. das ernsthafte Bemühen um einen Ausgleich mit dem Verletzten,  

4. ein sonstiges Verhalten, das der Verfahrensbeschleunigung dient.   

(2) Die Zusagen sowie die vom Angeklagten zu erfüllenden Bedingungen sind in das Hauptver-

handlungsprotokoll aufzunehmen. Dies gilt ebenso bei Zusagen der Staatsanwaltschaft für den 

Fall einer Urteilsabsprache.  

(3) Die Verfahrensbeteiligten erhalten Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Staatsanwaltschaft, 

der Nebenkläger und der Angeklagte können der Zusage innerhalb einer vom Gericht zu be-

stimmenden Frist widersprechen. Ein Widerspruch der Staatsanwaltschaft oder des Nebenklägers 

hat vor der Erklärung des Angeklagten zu erfolgen. Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend.   

(4) Erfüllt der Angeklagte die Bedingungen, ist das Gericht an die Zusage der Strafobergrenze 

und anderer Rechtsfolgen gebunden. Die Bindungswirkung entfällt,  

1. wenn die Staatsanwaltschaft oder der Angeklagte der Zusage widersprochen haben,   
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2. wenn nach Auffassung des Gerichts der Angeklagte die Bedingungen gemäß Absatz 1 nicht 

erfüllt hat,  

3. wenn sich im weiteren Verfahren wesentliche straferschwerende Umstände ergeben, die dem 

Gericht im Zeitpunkt seiner Zusage unbekannt waren,  

4. wenn das Gericht Umstände übersehen hat, die auch unter Berücksichtigung des § 46 b StGB 

zur Anwendung eines Strafrahmens mit einer die zugesagte Strafobergrenze übersteigenden 

Mindeststrafe führen, oder  

5. mit dem Abschluss des Rechtszuges, in dem die Zusage erfolgt ist.  

 Der Angeklagte ist auf den Wegfall der Bindungswirkung hinzuweisen; § 265 Abs. 1  gilt 

entsprechend.   

(5) Entfällt die Bindungswirkung der Zusage, sind Prozesshandlungen des Angeklagten in 

Erfüllung von Bedingungen gemäß Absatz 1 wirkungslos; ein Geständnis ist unverwertbar. Dies 

gilt nicht bei Wegfall der Bindungswirkung nach Absatz 4 Nr. 3.   

(6) Erörterungen zur Vorbereitung einer Absprache gemäß Absatz 1 können auch außerhalb der 

Hauptverhandlung stattfinden. Der Vorsitzende hat deren wesentlichen Inhalt in der Hauptver-

handlung mitzuteilen. Die Mitteilung ist in das Hauptverhandlungsprotokoll aufzunehmen."  

5. In § 272 wird folgende Nummer 6 angefügt:   

„6. die Angabe, dass in oder außerhalb der Hauptverhandlung Erörterungen mit dem Ziel einer 

Urteilsabsprache (§ 243 a) stattgefunden haben, und die Mitteilung des Vorsitzenden über den 

wesentlichen Inhalt solcher Erörterungen (§ 243 Abs. 4, § 243 a Abs. 6) oder die Angabe, dass 

solche Erörterungen nicht stattgefunden haben.―  

  

6. § 275 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:  

„Dies muss spätestens sechs Wochen nach der Verkündung geschehen.―  

   

7. § 302 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:   

„(1) Der Verzicht auf die Einlegung eines Rechtsmittels gegen ein Urteil sowie die Zurücknah-

me eines Rechtsmittels vor Ablauf der Frist zu seiner Einlegung sind unzulässig. Dies gilt nicht 

bei Urteilen des Strafrichters, es sei denn, das Urteil beruht auf einer Urteilsabsprache (§ 243 a). 

Ein von der Staatsanwaltschaft zugunsten des Beschuldigten eingelegtes Rechtsmittel kann ohne 

dessen Zustimmung nicht zurückgenommen werden."  

  

8. § 312 wird wie folgt gefasst:   

„Gegen die Urteile des Strafrichters und des Schöffengerichts ist Berufung zulässig,  
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sofern nicht das Urteil aufgrund einer Urteilsabsprache gemäß § 243 a ergangen ist."   

  

9. Nach § 333 wird folgender neuer § 334 eingefügt:    

„§ 334  

[Zulässigkeit der Revision gegen Urteile des Strafrichters und des Schöffengerichts]   

Gegen die Urteile des Strafrichters und des Schöffengerichts ist Revision auch insoweit zulässig, 

als nach § 312 die Berufung ausgeschlossen ist.―  

  

10.  In § 337 wird folgender Absatz 3 angefügt:  

„Ist das Urteil aufgrund einer Absprache (§ 243 a) ergangen, kann die Revision der Staatsan-

waltschaft, des Angeklagten oder des Nebenklägers, der der Zusage nicht gemäß § 243 a Abs. 3 

Satz 2 widersprochen hat, wegen Verletzung einer Rechtsnorm über das Verfahren nur auf eine 

Verletzung der bei der Absprache zu beachtenden Vorschriften (§ 243 Abs. 4, § 243 a), der 

Grundsätze des fairen Verfahrens sowie auf die in § 338 genannten Aufhebungsgründe gestützt 

werden.―  

  

11. In § 354 Abs. 1 a wird folgender Satz 3 angefügt:  

„Erfolgt die Aufhebung des angefochtenen Urteils wegen Nichteinhaltung einer Zusage nach § 

243 a Abs. 1, so kann das Revisionsgericht auf Antrag der Staatsanwaltschaft die Rechtsfolgen 

unter Beachtung der Zusage angemessen herabsetzen."   

  

Artikel 2  

Änderung des Strafgesetzbuches  

   

Nach § 46 a wird folgender neuer § 46 b eingefügt:  

  

„§ 46 b  

[Strafmilderung bei Urteilsabsprache]   

Im Fall einer Urteilsabsprache (§ 243 a der Strafprozessordnung) ist die Strafe nach § 49 Abs. 1 

zu mildern.―  
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E. Das Gesetz zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren vom 29. Juli 2009 

 

Artikel 1 

Änderung der Strafprozessordnung 

 

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 

1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2280) 

geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum Vierten und Fünften Abschnitt des Zweiten 

Buches wie folgt gefasst: 

„Vierter Abschnitt Entscheidungen über die Eröffnung des Hauptverfahrens §§ 198 bis 211 

Fünfter Abschnitt Vorbereitung der Hauptverhandlung §§ 212 bis 225 a―. 

 

2. Dem § 35 a wird folgender Satz angefügt: 

„Ist einem Urteil eine Verständigung (§257c) vorausgegangen, ist der Betroffene auch darüber 

zu belehren, dass er in jedem Fall frei in seiner Entscheidung ist, ein Rechtsmittel einzulegen.― 

 

3. In § 44 Satz 2 wird die Angabe „§§ 35a― durch die Wörter „§ 35a Satz 1 und 2, §― ersetzt. 

 

4. Nach 160 a wird folgender § 160 b eingefügt: 

„160 b 

Die Staatsanwaltschaft kann den Stand des Verfahrens mit den Verfahrensbeteiligten erörtern, 

soweit dies geeignet erscheint, das Verfahren zu fördern. Der wesentliche Inhalt dieser Erörte-

rung ist aktenkundig zu machen.― 

 

5. Nach § 202 wird folgender § 202 a eingefügt: 

„§202 a 

Erwägt das Gericht die Eröffnung des Hauptverfahrens, kann es den Stand des Verfahrens mit 

den Verfahrensbeteiligten erörtern, soweit dies geeignet erscheint, das Verfahren zu fördern. Der 

wesentliche Inhalt dieser Erörterung ist aktenkundig zu machen.― 

 

6. Nach der Überschrift „5. Abschnitt. Vorbereitung der Hauptverhandlung― wird folgender § 

212 eingefügt: 
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„§ 212 

Nach Eröffnung des Hauptverfahrens gilt § 202 a entsprechend.― 

 

7. § 243 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Der Vorsitzende teilt mit, ob Erörterungen nach den §§ 202 a, 212 stattgefunden haben, 

wenn deren Gegenstand die Möglichkeit einer Verständigung (§257 c) gewesen ist und wenn ja, 

deren wesentlichen Inhalt. Diese Pflicht gilt auch im weiteren Verlauf der Hauptverhandlung, 

soweit sich Änderungen gegenüber der Mitteilung zu Beginn der Hauptverhandlung ergeben 

haben.― 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

 

8. Nach § 257 a werden folgende §§ 257 b und 257 c eingefügt: 

„§ 257 b 

Das Gericht kann in der Hauptverhandlung den Stand des Verfahrens mit den Verfahrensbetei-

ligten erörtern, soweit dies geeignet erscheint, das Verfahren zu fördern. 

§ 257 c 

(1) Das Gericht kann sich in geeigneten Fällen mit den Verfahrensbeteiligten nach Maßgabe der 

folgenden Absätze über den weiteren Fortgang und das Ergebnis des Verfahrens verständigen. § 

244 Absatz 2 bleibt unberührt. 

(2) Gegenstand dieser Verständigung dürfen nur die Rechtsfolgen sein, die Inhalt des Urteils und 

der dazugehörigen Beschlüsse sein können, sonstige verfahrensbezogene Maßnahmen im zu-

grunde liegenden Erkenntnisverfahren sowie das Prozessverhalten der Verfahrensbeteiligten. 

Bestandteil jeder Verständigung soll ein Geständnis sein. Der Schuldspruch sowie Maßregeln 

der Besserung und Sicherung dürfen nicht Gegenstand einer Verständigung sein. 

(3) Das Gericht gibt bekannt, welchen Inhalt die Verständigung haben könnte. Es kann dabei 

unter freier Würdigung aller Umstände des Falles sowie der allgemeinen Strafzumessungserwä-

gungen auch eine Ober- und Untergrenze der Strafe angeben. Die Verfahrensbeteiligten erhalten 

Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Verständigung kommt zustande, wenn Angeklagte und 

Staatsanwaltschaft dem Vorschlag des Gerichts zustimmen. 

(4) Die Bindung des Gerichts an eine Verständigung entfällt, wenn rechtlich oder tatsächlich 

bedeutsame Umstände übersehen worden sind oder sich neu ergeben haben und das Gericht 

deswegen zu der Überzeugung gelangt, dass der in Aussicht gestellte Strafrahmen nicht mehr tat- 

oder schuldangemessen ist. Gleiches gilt, wenn das weitere Prozessverhalten des Angeklagten 
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nicht dem Verhalten entspricht, das der Prognose des Gerichts zugrunde gelegt worden ist. Das 

Geständnis des Angeklagten darf in diesen Fällen nicht verwertet werden. Das Gericht hat eine 

Abweichung unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Der Angeklagte ist über die Voraussetzungen und Folgen einer Abweichung des Gerichts 

von dem in Aussicht gestellten Ergebnis nach Absatz 4 zu belehren.― 

 

9. § 267 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist dem Urteil eine Verständigung (§257c) vorausgegangen, ist auch dies in den Urteilsgründen 

anzugeben.― 

b) In Absatz 4 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt: 

„Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend.― 

 

10. § 273 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) das Wort „Beobachtung― wird durch das Wort „Beachtung― ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„In das Protokoll muss auch der wesentliche Ablauf und Inhalt einer Erörterung nach § 257 b 

aufgenommen werden.― 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Das Protokoll muss auch den wesentlichen Ablauf und Inhalt sowie das Ergebnis einer 

Verständigung nach § 257 c wiedergeben. Gleiches gilt für die Beachtung der in § 243 Absatz 4, 

§ 257 c Absatz 4 Satz 4 und Absatz 5 vorgeschriebenen Mitteilungen und Belehrungen. Hat eine 

Verständigung nicht stattgefunden, ist auch dies im Protokoll zu vermerken.― 

 

11. § 302 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „kann― durch das Wort „können― ersetzt. 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Ist dem Urteil eine Verständigung (§257c) vorausgegangen, ist ein Verzicht ausgeschlossen.―  

c) Im neuen Satz 3 wird das Wort „jedoch― gestrichen. 

 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 

§ 78 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung 
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vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 11 des Gesetzes vom 

29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2258) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(2) § 243 Absatz 4 der Strafprozessordnung gilt nur, wenn eine Erörterung stattgefunden hat; § 

273 Absatz 1a Satz 3 und Absatz 2 der Strafprozessordnung ist nicht anzuwenden.― 

 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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